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Gegen diese Änforderut^en (namentlich auch in medi- 
zinaipoHMeiUchen Dingen) mannieh/aeher schwerer Pfitchttn 
der Physiker in Deutschland sind deren Rechte und Bene- 
firien so unverhäUnissmdssig geringfügig , dass Jedw sieh 
wohl prüfen möge, ehe er wUer die Bewerber mu einer sol- 
chen Stelle auftritt, wobei er ^noch su erwägen hat, das», 
tpenn er in seiner AmtsthcUigkeit seinem Diensteid und sei- 
nem Gewissen furchtlos als Ehrenmamn treu bleibt, er nicht 
immer auf lauter Freunde im PuhUhum und unter seinen. 
KoUegen au rechnen habe. 

(Casper, Hdb. d. ger. Mediz. I. S. 9.) 
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Vorwort, 



Seit einer langen Reihe von Jahren habe ich mich speziell mit 
dem Studium der Staatsarzneikunde beschäftigt und zugleich 
die Herren Kollegfen nach ihren Wünschen zur Physikatsprü- 
füng vorbereitet, theils indem ich ihnen brieflich eine Instruc- 
tion schickte; theils indem ich sie durch ein Bepetitorium dazu 
vorbereitet. Aber nur die Wenigsten konnten sich längere 
Zeit, mindestens zehn Tage vor der mündlichen Prüfung, hier 
aufhalten; um ein sogenanntes Repetitorium bei mir anzu- 
nehmen und die meisten waren durch ihre Praxis so in An- 
spruch genommen; dass sie nicht Zeit hatten; in ihren Musse- 
stunden die ausführlicheren Werke über gerichtliche Medizin 
und Sanitätspolizei zu studiren. Dies veranlasste mich, vor- 
liegendes Gompendium, das ich zu diesem Zwecke zu einem 
Repetitorium umgearbeitet hatte, dem Druck zu über- 
geben; um den Herren Kollegen die Vorbereitung zur Physi- 
katsprüfimg möglichst abzukürzen und zu erleichtern. Hier- 
mit soll aber nicht gesagt sein, dass durcti dieses Gompen- 
dium das Studium der bekannten grösseren Werke über 



VI Vorwort 

Staatsarzneikonde entbehrlich gemacht werden sollte; nament- 
lich des Handbuches der gerichtlichen Medizin von Gasper 
und des preuss. Medizinalwesens von v. Hörn, des Hand- 
buches der Sanitätspolizei von Pappenheim, vielleicht auch 
meiner Werke, wenn ich so unbescheiden sein dürfte dies 
zu hoffen; im Gegentheil soll dieses Bepetitorium eben dar- 
auf hinweisen; wie und welche Materien aus diesen und 
anderen Werken vor Allem für den vorliegenden Zweck zu 
Studiren sein dürften. Dies allein ist die Tendenz dieser 
Arbeit. 

Besonders aber wollte ich unseren lieben Kollegen in den 
neuen preussischen Provinzen das Studium* der preussischen 
Staatsarzneikunde möglichst bequem zugänglich machen, und 
ich konstatire, dass schon jetzt von denselben Anfragen an 
mich ergangen sind; welche beweisen; wie wenig bekannt sie 
mit diesen Verhältnissen sind, und dass daher die vorliegende 
Arbeit in der That Bedürfniss ist 

Ueber' die Bearbeitung dieses Gompendiums gebe ich 
folgende Rechenschaft. Man sieht aus dem Inhaltverzeich- 
niss auf den ersten Blick; wie reichhaltig das Material ist, 
das hierbei zu bewältigen war, und dass es darauf ankam, 
dabei die nöthige Ordnung und Auswahl zu treffen. Die Sa- 
nitätspolizei habe ich ausführlich bearbeitet, weil ich die Er- 
fahrung gemacht habe, dass die Herren Kollegen gerade in 
dieser Disciplin am meisten zweifelhaft sind; wie sie sich am 
besten vorbereiten sollen und worauf es wesentlich ankommt; 
d. h. welche Verordnungen zur Zeit geltend sind. 



Yoiwort. vu 

Die gerichtliche Medizin habe ich dagegen nur auf das Noth- 
wendigste und zwar nur auf das, was die gesetzlichen Be^ 
Stimmungen und gerichtlichen Leichenöffiiungen betrifft, be- 
schränkt - 

Es hat sich jedoch auch hierin in neuerer Zeit so Man- 
ches geändert; und namentlich wird jetzt mit Becht in der 
Physikats- Prüfung ein gründlicheres Wissen in der patholo- 
gischen Anatomie als früher gefordert, so dass auch in nächster 
Zeit ein neues fiegulativ für das Verfahren bei gerichtlichen 
Leichenöffnungen zu erwarten sein dürfte. Hierauf habe ich 
daher ; soweit als es mir für die Zwecke der gerichtlichen 
Medizin erforderlich zu sein schien; besonders aufinerksam 
machen müssen. Die Geisteskrankheiten habe ich nach: G rie- 
sln g er; Die Pathologie und Therapie der psychischen Krank- 
heiten, 2. Aufl., Stuttg. 1861. behandelt In beiden Disciplinen 
habe ich mich lediglich auf die Lex lata beschränkt, und mich 
darüber so wie de lege ferenda jeder Kritik enthalten; die man 
in meinem Handbuche finden kann. Wo es möglich war, 
habe ich zu besserem Yerständniss dem Text Illustrationen 
beigefügt. 

Den geehrten Herren Kollegen Liman und Skrzeczka 
bin ich zu grossem Dank für manche Bereicherung meines 
Wissens yerpfiichtet; die ich aus den yon ihnen geleiteten ge^ 
richtlichen Obductionen geschöpft habe; desgleichen Herrn 
Dr. Hager, der mir bei den Abschnitten über Apotheken 
und Gifte mit seiner gediegenen Erfahrung freundlich zur 
Seite stand. 
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Sollte diesfö Oompandiom auch den Herren Physikern^ 
Geridits* und Y erwaltm^sbeamten , in Attsführm^ ihrer Be- 
mfethätigkeit ebenfüls von Nutzen sein, so werde ich mich 
dadurch für die auf diese Arbeit verwendete Mühe, m^ 
als ich erwarten konnte, belohnt sehen. 

Berlin, im Mai 1867. 
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Einleitung. 

Entwickelnng des prenssischen Medizinalwesens. 



Schon im Laufe des 16. Jahrhunderts waren einige Verordnungen 
erschienen, betreffend Ueberwachung der Heilanstalten durch den 
Pfarrer, den Apotheker, durch eine besondere Kommission, indem 
auch schon die Arzneipreise festgesetzt waren. Im Jahr 1685 er- 
schien unter dem grossen Kurfürsten ein Edikt, in welchem die Ein- 
richtung des Collegium medicum beschlossen wurde. Dieses hatte 
die Aufsicht über das ganze Heilpersonal und entwarf im Jahr 1694 
eine Medizinalordnung, aus der das Medizinaledikt vom 25. Septem- 
ber 1725 sich herausbildete. Dieses Fundamentalgesetz bildet noch 
heute den Kern unserer Medizinalverfassung und ist noch in vie- 
len Bestimmungen in Kraft. Man findet es bei Simon und Eönne, 
Das Medizinalwesen des preussischen Staats, Th. I. S. 15 ff., und 
V. Hörn, Das preuss. Mediziualwesen Th. I. S. 2 ff. ausführlich ab- 
gedruckt. Erst im Jahr 1808 wurde durch Verordnung vom 16. De- 
zember-eine Abtheilung für Medizinalwesen im Ministerium 
des Innern eingerichtet, welches die Medizinalpolizei und die Ge- 
sundheitspflege leitete, die Qualifikation und Anstellung der Aerzte 
dirigirte. Ihr untergeordnet wurden: 1. die später einzurichtende 
wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen, 2. die allge- 
meinen Bildungsanstalten für das Medizinalwesen, 3. die grösseren 
Krankenanstalten in den Hauptstädten. Im Jahr 1810 wurde diese 
Abtheilung mit dem Departement der allgemeinen Polizei vereinigt; 
im Jahr 1814 wurde die vierte Abtheilung des Ministerii des Innern 
mit der Verwaltung der Medizinalangelegenheiten betraut, und bald 
darauf traten die Provinzial-MedizinalkoUegien in Wirksamkeit. Im 
Jahr 1817 erfolgte die Errichtung der wissenschaftlichen Deputation 



2 Einleitung. 

für das Medizinalwesen. Unter dem 9. November 1817 gab der 
Minister des Innern das Medizinalwesen nebst dem für den Kultus 
und den öffentlichen Unterricht ab, indem er es bei der Würde und 
Wichtigkeit desselben für angemessen erachtete, diese einem eige- 
nen Ministerio zu übergeben, und der Staatsminister Freiherr v. Al- 
tenstein übernahm dasselbe. Da jedoch dies nicht vollständig aus- 
geführt wurde und die Ressorts verhältnissmässig immer schwankend 
waren, so wurde durch A. 0. vom 29. Januar J825 folgende Ab- 
grenzung ausgesprochen: 

Das Ministerium des Innern übernahm das ganze Gebiet der 
Sanitatspolizei, die Armenkrankenpflege, die Leitung der Heüinsti- 
tute u. s. w. Dem Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten wurden überwiesen: Das Impfwesen, die 
Irrenheil- und Bewahranstalten, sowie die Charit^. Später erhielt 
Letztere, sowie die Thierarzneischule unter dem 7. September 1830 
eine eigene Behörde, das Kuratorium für die Krankenhaus- und 
Thierarzneischul-Angelegenheiten. Diese wurden später wieder auf- 
gehoben, und ihr Geschäffcskreis der Medizinalabtheilung des Mini- 
steriums der geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten, resp. den 
Direktionen der Charite und der Thierarzneischule überwiesen. 

Diesem verblieb schliesslich die Prüfung, Anstellung und Be- 
aufsichtigung aller Medizinalpersonen, die Konzession zur Anferti- 
gung und zum Verkauf der Heilmittel, die Oberaufsicht über medi- 
zinische Lehranstalten resp. Gebäranstalten, das Veterinärwesen, 
schliesslich Privatkranken- und Irrenanstalten, gemäss der Gewerbe- 
ordnung vom 17. Januar 1845. 

Endlich wurde durch K. 0. vom 22. Juni 1849 das gesammte 
Medizinalwesen, mit Ausschluss des Militär -Medizinalwesens, dem 
Ministerio der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten 
vollständig überwiesen. 



Erster Theü. 

Die Medizinal- und Sanitätspolizei. 



Erster Abschnitt. 

Das Medizinalwesen. Gegenwärtige Organisation 

der Medizinalbehörden. 

A. Centralbeliörde. 

Das Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalange- 
legenheiten. Es besteht aus einem Direktor, gegenwärtig dem TJnter- 
staatssekretär, und aus vortragenden, theils technischen, theils für 
die Administration qualifizirten ßäthen, von denen einer ausschliess- 
lich die Personalien bearbeitet, und umfasst: 

a). Die oberste Leitung der gesammten Medizinal- und Sanitäts- 
polizei, also Alles, was die öffentliche Gesundheitspflege betriflft. 

b) Die Aufsicht über die Qualifikation des Medizinalpersonals, 
ihre Anstellung, das Disziplinarverfahren und "die Begutachtung der 
Kunstfehler derselben. 

c) Die Aufsicht über alle öffentlichen und Privatkrankenan- 
stalten. 

Hiervon ressortiren unmittelbar: 

1) Die wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen 
(Instruktion vom 23. Januar 1817; v. Hörn I. S. 17). 

2) Die Ober-Examinationskonunission für die höheren Staats- 
prüfungen der Medizinalpersonen (Prüfungsreglement vom 1. De- 
zember 1825). Später wurden delegirte Prüfungskommissionen in 
den Provinzen beigeordnet. 

3) Die technische Kommission für pharmazeutische Angelegen- 
hetien (Instruktion vom 27. Oktober 1849; v. Hörn I. S. 22). 

!• 



4 ProrinzialbehördeiL 

4) Die Direktion des Charitekrankenhauses in Berlin (Instrok- 
tion vom 30. März 1850; s. Hörn I. S. 23). 

5) Die Direktion der TJiierarzneischule in Berlin (K. 0. vom 
10. November 1849; Hörn L S. 29). 

6) Die perpetuirliche Kommission zur Anfrechthaltung der Hof- 
apotheke in Berlin, schon seit 1764 bestehend. 

B. ProTinzialbehörden. 

I. Die Oberpräsidenten haben den Vorsitz und die Leitung der 
Geschäfte in den Medizinalkollegien (31. Dezember 1825) und in 
ihrer Verhinderung der Stellvertreter des Oberpräsidenten, insbe- 
sondere steht ihnen die Entscheidung über Anlage neuer Apotheken 
zu (Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 §. 54) und die Anordnung 
von Sanitätsmassregeln bei Epidemien und Epizootien. 

n. Die Medizinalkollegien. In jedem Hauptorte der Provinz 
befindet sich ein solches. Sie sind nach der Instruktion vom 23. Ok- 
tober 1817 rein wissenschaftliche Behörden, welche für die Eegie- 
rungen und Gerichtsgutachten Sorge tragen, also sowohl in der Me- 
dizinalpolizei- als in der gerichtlichen Medizin wissenschaftliche und 
technisch rathgebende Behörden sind. Die gerichtlich medizinischen 
Gifcachten können sowohl von Seiten des Gerichts als von Seiten der 
Parteien extrahirt werden. Ersteres erfolgt immer, wenn im Obduk- 
tionsbericht und Protokoll Abweichungen vorkommen, wenn Obdu- 
zenten gar kein bestimmtes Gutachten abgeben, wenn sie darin dis- 
sentiren oder beim Eichter Bedenken über dasselbe entstehen. 
Schliesslich giebt in letzter Instanz die wissenschaftliche Deputation 
ihr Gutachten ab, jedoch werden derartige Anträge nicht an diese, 
sondern an das betreffende Ministerium gerichtet. Ausserdem prü- 
fen die Medizinalkollegien diejenigen Medizinalpersonen so weit, als 
dies überhaupt den Provinzialbehörden zusteht, mit Ausnahme der 
Hebammen, weil dies von der Eegierung, resp. den Hebammen- 
instituten geschieht. Das Medizinalkollegium besteht aus mindestens 
5 Mitgliedern. Obgleich der Oberpräsident, wie wir schon oben' an- 
geführt haben, darin den Vorsitz fuhrt, so steht es jedoch zur Ee- 
gierung in keinem subordinirten Dienstverhältniss , welche aber in 
technischen Fragen dessen Beirath erfordern kann, und dieses ist 
gehalten, dieselben zu begutachten. Eine direkte Korrespondenz 
zwischen MÄÄudnalkollegien und Gerichten existirt jetzt wieder und 
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sie sollen der Regierang stets Mittheilungen machen, wenn die Gut- 
achten zu administrativen oder Disziplinarverfügungen Veranlassung 
gehen. Den Gerichten dagegen liegt die Verpflichtung oh, alle 
Gutachten und Verhandlungen üher Ohduktionen und Gemüthszustand- 
XJntersuchungen den Eegierangen zur Kenntnissnahme einzusenden 
Die Medizinalräthe hahen den Eang der Eegierungsräthe 4. Klasse 
und die Medizinalassessoren den der Eegierangsassessoren. 

in. Regierungen. Bei jeder Regierung ist ein Regierangsme- 
dizinalrath angestellt, dessen Instraktion §. 47 der Instruktion vom 
23. Oktoher 1847 dahin lautet: 

Der Medizinalrath hearheitet alle in der Gesundheits- und Me- 
dizinpolizei einschlagenden Sachen, und hat die Rechte, Pflichten 
und Verantwortlichkeit der ührigen Departementsräthe. Er muss 
die wichtigsten Anstalten von Zeit zu Zeit revidiren. Die hetref- 
fende Ahtheilung ^s Innern hehandelt: Die Armenpflege und 
die derselhen dienenden Anstalten, die Medizinal- und Sani- 
tätspolizei in ihrem ganzen Uipfange (Instraktion vom 23. Ok- 
toher 1817, 31. Dezemher 1825). In wichtigen Fällen hat die Re- 
gierang an die vorgesetzte Verwaltungshehörde zu berichten, also 
z. B. hei Aufhebung oder Einrichtung gemeinnütziger Anstalten, 
Apotheken; hei durchgreifenden polizeilichen Massregeln dagegen 
kann sie alles, was örtliche Polizeimassregeln betrifft, durchaus selbst- 
ständig verfugen (Gesetz vom 11. März 1850). Den Regierungen 
steht die Aufsicht über die in ihrem Bezirk wohnenden Me- 
dizinalpersonen zu, und sie reicht alljährlich Verzeichnisse der- 
selben ein, nach dem Schema der C. V. vom 4. Januar 1853, und 
sie kann selbst (§. 71 ff. der Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845) 
durch Plenarbeschluss die Approbation oder Konzession 
von Medizinalpersonen zurücknehmen. Hiergegen steht dem 
Betroffenen der Rekurs an das Ministerium zu. Bei Erledigung von 
Kreismediusstellen hat die Regierung für die interimistische Be- 
setzung Sorge zu tragen un^ demnächst, nachdem die Vakanz im 
Staatsanzeiger und Amtsblatt (unter Umständen auch in medizini- 
schen Zeitschriften) bekannt gemacht worden, Vorschläge an das 
Ministerium zu machen, welches auf den Vorschlag des betreffenden 
vortragenden Rathes endgültig darüber entscheidet. 

Insbesondere haben die Regierangen über folgende Angelegen- 
heiten zu berichten: 
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1) Ueber die im Laufe des Jahres abzuhaltenden Visitatio- 
nen der Apotheken, nebst Einreichung der urschriftlichen Yerhand- 
lungen und Verfügungen. Jede Apotheke muss innerhalb dreier «Tahre 
revidirt werden. 

2) Eine allgemeine Uebersicht über den Zustand sämmtlicher 
Apotheken, ist bis zum Monat März einzureichen. 

3) Alle drei Jahre ist Bericht über die Heilquellen zu erstat- 
ten und sind hier 11 Punkte der Verfugung vom 5. Febr. 1855 zu 
beantworten. Die nächsten Einsendungstermine sind hierzu : 1 . März 
1867. 1870. 1873 u. s. w. 

4) Ueber den Einkaufspreis der Blutegel ist zu berichten: 
1. März und 1. Sept. jeden Jahres. 

5) Die Preiscourante der Drogueriehandlungen und des Spi- 
ritus sind im September einzusenden. 

6) lieber die aus den bei Taufen und Trauungen zum Heb- 
ammenfonds zu erhebenden Abgaben und daraus gewährten Unter- 
stützungen ist Bericht zu erstatten, gemäss Verfügung vom 19. Juni 1836. 

7) Die General-Impftabelle ist stets im Juli für das ver- 
flossene Jahr einzureichen (Verf. vom 28. Febr. 1841). 

8) Summarische Verzeichnisse der Medizinalpersonen sind 
nebst Veränderungsnachweisen über den Zu- und Abgang alljähr- 
lich einzureichen. Zur geheimen Kegistratur ist von jeder einzelnen 
Veränderung kurze Nachricht zu nehmen, femer ist 

9) alle drei Jahre ein namentliches Verzeichniss der Aerzte, 
so wie aller Medizinal- und Sanitätsanstalten einzureichen. 

10) Die General- Veterinärberichte werden zusammenge- 
steHt von den Departements-Thierärzten, mit den Originalberichten 
der Kreisthierärzte, für den Zeitraum vom 1. April bis ultimo März 
alljährlich eingereicht. 

11) Ueber die Gebäranstalten ist jährlich zu berichten. 

12) Dreijährlich wird über öffentliche und Privatirren-, Heü- 
und Pflegeanstalten, nach dem Schema der Verfügung vom 29. 2fo- 
vember 1852 Beriebt erstattet (Norm 1 41). 

18) Von 14 zu 14 Tagen bei dem Ausbruch der Cholera. 
ScYv^ma nach der Verfügung vom 19. Februar 1850. Am Schluss 
der "Epx^ftTxvi^ \sl ausführlicher Bericht zu erstatten, sowohl in me- 
dizinalpoliieilicher als in scientifischer Beziehung. 

24) Ton 3 in 3 Jahren über das dienstliche Verhalten 
4er Mediiina'' 'Ve QuaHfikation für die Stelle, die 
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sie beMäden, und fOr höhere Stellen, zu denen sie zu empfeh- 
len sind. 

C. Kreismedizmalbehörden. 

Wie bei der Eegierung der Oberpräsident, so hat hier der 
Landrath das Becht und die Verpflichtung, das öffentliche Gesund- 
heitswesen in seinem Kreise zu leiten und zu überwachen. Hierin 
steht ihm derKreisphysikus z*r Seite, der ihm jedoch coordinirt 
ist, indem beidfe der Eegierung untergeordnet sind. Nächst diesem 
fungiren der Kreiswundarzt und Kreisthierarzt. Diese drei 
Beamte sind unmittelbare Staatsdiener. Seit dem Edikt vom 
30.^ Juli 1812 haben sie aufgehört, ständische oder Kommunalbeamte 
zu sein. 

L Der Kreisphysikus, in den Stadtkreisen Stadtphysi- 
kus, erhält auf den Vorschlag der Eegierung seine Anstellung vom 
Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegen- 
heiten, und muss nicht blos im Besitz der staatsbürgerlichen Eechte, 
und als Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer vereidet sein, sondern 
noch vorher seine spezielle Qualifikation durch eine besondere, 
vor der wissenschaftlichen Deputation abzulegende Prüfung nach- 
weisen. Ueber diese Prüfung bestimmt das Nähere das Eeglement 
vom 20. Februar 1863: 

Es hat sich das Bedürfniss herausgestellt, die Bestimmungen des Eegle- 
ments vom 1. Dezember 1825 über die Physikatsprüfung in mehreren funkten 
abzuändern und zu ergäni^n. 

Die diesfälligen Anordnungen sind in einem besonderen Eeglement 
(Anl. a.) zusammenge&sst, welches ich der Königlichen Eegierung hierbei 
in . . Exemplaren zur Nachachtnng und schleunigen YeröfiFentlichung durch 
ihr Amtsblatt übersende. 

In Beziehung auf die Prüfungsgebühren verbleibt es bei der VerfÜgujig 
vom 8. Februar 1856. 

Anlage a. 

Eeglement fEbr die Prüfung Behufe Erlangung der Qualifikation als 

Kreisphysikus. 

§. 1. Diejenigen praktischen Aerzte, welche in ihrer Approbation als 
Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer das Prädikat «vorzüglich gut** erhalten 
haben, können 2 Jahre, diejenigen, welche das Pr&dikat „sehr gut^ erhalten 
haben, 3 Jahre, die übrigen 5 Jahre nach erlangter Approbation zu der 
Physikatsprüfung zugelassen werden. 

§. 2. Die Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind unter Beifügung 
der Approbation als Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer an die betre£Fende 
Königliche Eegierung zu richten, welche demnächst an den Minister der 
Medizinalangelegenheiten gutachtlich berichtet und sich hierbei insbesondere 
darüber zu äussern hat, ob der Kandidat als wissenschaftlich gebildeter Arzt 
einen ]guten Euf, das Vertrauen seiner Kranken und die Achtung seiner 
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Kollegen erworben, auch sonst sich so geföhrt habe, dass ihm ein öffeni^ 
liches Amt ohne Bedenken anvertraut „werden kann. MilitäMrzte haben 
hierüber ein Zeugniss des vorgesetzten Generalarztes beizubringen. 

§. 3. Die Prüfung wird vor der wissenschaftlichen Deputation för das 
Medizinalwesen abgelegt und besteht in einer schriftlichen, praktischen und 
mündlichen Prüfung. 

§. 4. Für die schriftliche Prüfung werden zwei wissenschaftliche Aus- 
arbeitungen geliefert; zu welchen die Aufgaben aus dem Gebiet der gericht- 
lichen Medizin und der Banitätspolizei, oder anstatt der letzteren aus dem 
Gebiete der medizinischen Statistik, der Kriegsarzneikunde oder der Hygiene 
entnommen werden. • 

Die Aufgaben werden von der wissenschaftlichen Deputation f^r das 
Medizinalwesen gestellt und dem Minister der Medizinalangelegenheiten ein- 
gereicht, welcher dieselben durch die betreffende Königliche Begierung dem 
Kandidaten zufertigen lässt. 

§. 5. Die Ausarbeitungen sind spätestens 6 Monate nach Empfang der 
Aufgaben dem Minister der Medizinalangelegenheiten mit der an Eidesstatt 
abzugebenden Versicherung, dass sie, abgesehen von den dabei benutzten 
literarischen Hülfsmitteln, ohne anderweitige fremde Hülfe von dem Kandi- 
daten selbst angefertigt worden^ einzureichen. Dieselben müssen geheftet und 
paginirt, auch gut und deutlich geschrieben sein und eine vollständige 
spezielle Angabe der benutzten literarischen Hülfsmittel enthalten. 

§. 6. Nach Ablauf der sechsmonatlichen Frist werden die Ausarbeitungen 
nicht mehr zur Zensur angenommen, es sei denn auf besonderen Antrag der 
betreffenden Königlichen Begierung ausnahmsweise eine Nachfrist bewilligt 
worden, was jedoch unbedingt nur einmal zulässig ist. 

Unmittelbar an den Minister gerichtete Gesuche der Kandidaten um 
Nachfrist -werden nicht berücksichtigt. 

"Wer die .sechsmonatliche Frist resp. die bewilligte Nachfrist nicht inne- 
gehalten hat, darf frühestens erst ein Jahr nach Ablauf derselben neue 
Aufgaben erhalten. Wer auch dann die Arbeiten nicht rechtzeitig abliefert, 
wird überall nicht mehr zur Prüfung zugelassen. 

§. 7. Die rechtzeitig eingereichten Probearbeiten ^werden der wissen- 
schaftlichen Deputation für das Medizinalwesen vorgelegt und von derselben 
mit der schriftlichen Zensur dem Minister der Medizinalangelegenheiten zu- 
rückgereicht. 

Genügen die Arbeiten den Anforderungen,*) so wird der Kandidat un» 
mittelbar durch den Minister davon benachrichtigt und zu den übrigen Prü- 
fungsabschnitten zugelassen. Wird eine der Arbeiten „mittelmässig'' oder 
„schlecht" befunden, so ist die ganze schriftliche Prüfting zu wiederholen 
und der Kandidat kann je nach dem Ausfall der Zensur nach Ablauf von 
3 Monaten bis 2 Jahren sich neue Aufgaben durch die betreffende König- 
liche Begierung erbitten. Eine zweite Wiederholung findet nicht statt. 

§. 8. Die praktische und mündliche Prüfting muss spätestens 6 Monate 
nach Mittheilung des Aus&Ils der schriftlichen Prüfung absolvirt werden, 
widrigenfalls zunächst die schriftliche Prüfung wiederholt werden muss. 

Die Prüfung wird im Charitekrankenhause zu Berlin von Mitgliedern 
der wissenschaftlichen Deputation ^r das Medizinalwesen möglichst in zwei 
auf einander folgenden Tagen abgehalten.**) 

Während der Zeit vom 15. August bis 15. October jeden Jahres finden 
keine 'Prüfungen statt. 

*) Probemässig oder nicht. 
**) In der Regel Freitag und Sonnabend. 
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. §. 9. In der praktischen Prüfung hat der Kandidat 

a) am ersten Tage in Gegenwart eines Mitgliedes der Deputation 
den Zustand eines Geisteskranken oder eines Verletzten zu unter- 
suchen und sofort unter Clausur einen Fundbericht mit gutachtlicher 
Aeusserung über den Fall unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Bestimmungen abzufassen ; 

b) am folgenden Tage an einer Leiche eine ihm aufgegebene legale 
Obduktion zu yerrichten und den Sektionsbericht vorschriftsmässig 

^ zum Protokoll zu diktiren. 

§. 10. Die mündliche Prüfung wird gleichzeitig mit der §. 9. lit. b. 
erwähnten praktischen Prüfung von 3 Mitgliedern der wissenschaftlichen 
Deputation abgehalten , denen die Ai|ßwahl der aus dem ganzen Gebiet der 
Staatsarzneikunde, einschliesslich der Yeterinärpolizei zu entnehmenden 
Prüfungsgegenstande übe rlasaen bleibt. 

Mehr als 3 Kandidaten zugleich dürfen zu der praktischen oder münd- 
lichen ^Prüfung nicht zugelassen werden. 

§»11. Ueber beide Prüfungen wird ein Protokoll aufgenommen, welches 
die Gegenstände der Prüfung, das Urtheil der Examinatoren über das Er- 
gebniss jeder- einzelnen Prüfung und die Schlusszensur über das Gesammt- 
ergebniss der Prüfung enthalten muss. Dasselbe wird dem Minister der 
Medizinalangelcgenheiten eingereicht. 

§.12 Im Fall eines ungenügenden Ergebnisses der praktischen oder 
der mündlichen Prüfung ist dieselbe je nach der Zensur nach 3 — 6 Monaten 
zu wiederholen. 

Eine zweite Wiederholung findet auch hier nicht statt. 

§. 13. Die für die medizinischen Prüfungen überhaupt yorgeschriebenen 
Zensuren „vorzüglich gut", „sehr gut**, „gut", „mittelmässig" und „schlecht" 
kommen auch bei der Physikatsprüfung in Anwendung Auf Grund der 
drei ersten Zensuren wird das Fähigkeitszeugniss zur Verwaltung einer 
Physikatsstelle ertheilt. Die beiden letzten Zensuren haben die Abweisung 
des Kandidaten zur Folge 

§. 14. Qas gegenwärtige Beglement tritt sofort in Krafl, so dasa auch 
diejenigen Kandidaten, welche die nach den Bestimmungen des Reglements 
Yom ]. Dezember 1825 anzufertigenden schriftlichen Probearbeiten bereits 
abgeliefert haben, praktisch und mündlich nach Vorschrift des neuen Kcgle- 
ments zu prüfen sind. 

Denjenigen Kandidaten, welche die nach jenen Bestimmungen anzufer- 
tigenden Probearbeiten noch nicht abgeliefert haben, wiid auf ihren, bei dem 
Minister der Medizinalangelegenheiten unmittelbar zu stellenden, Antrag die 
Bearbeitung derjenigen Aufgaben erlassen werden, welche nicht unter die 
Kategorie der im §. 4 erwähnten Aufgaben fallen. 

§. 15. Die ||. 75, 76 und 77 des Reglements ftir die Staatsprüfung 
der Medizinalpersonen Tom 1. Dezember 1825 werden hiermit aufgehoben. 

Der Kreisphysikus ist das Organ derßegieruHg in Be- 
zug auf Medizinal- und Sanitätspolizei, er hat sonach die 
Aufsicht und die Kontrole über die in seinem Kreise wohnenden 
Medizinalheamten und Medizinalpersonen und Medizinalanstalten, und 
die kommissarische Ausführung aller Massregeln, welche die öffent- 
liche Gesundheitspflege betreffen. Den Gerichten gegenüber ist 
er vereideter Sachverständiger, welcher in civil- und cri- 
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niinalgericlitlicltien Fällen von ihnen in erster Beihe aufgefordert 
werden kann, ein sachverständiges medizinisches Gutachten ahzu- 
gehen, und die legalen Ohduktionen zu vollziehen. Sie sollen aber 
auch dazu beitragen, die Medizin als Wissenschaft im Allgemeinen 
zu fc^rdem, und sie sind es daher auch, aus denen der Staat sicli 
seine höheren Medizinalbeamten erwählt. Sie erhalten aus der Staats- 
kasse 200 Thlr. Gehalt, in monatlichen Eaten pränumerando, seit 
dem 1. Januar 1821 und sind daneben auf den Erwerb der kura- 
tiven Praxis angewiesen. «: 

1. Qualifikation und Anstellung. Für* die Anstellung 
ist die Cirkularverfügung vom 24. Januar 1826 massgebend: 

Durch die von des Königs Majestät unterm 31. ▼. M. und I. Allerhöchst 
Tollzogene Geschäftsanweisung ist den Königlichen Begierungen die Anstel- 
lung der Kreis-Medizinalbeamten überlafssen und sugleich die nähere des- 
fallsige Instruktion des unterzeichneten Ministerii vorbehalten worden, welche 
hiermit ertheilt wird. 

1) Die wichtigste Bücksicht bei der Wiederbesetzung erledigter Kreis- 
Medizinalbeamtenstellen ist die Bücksicht auf die Versetzung der bereits an- 
gestellten Orficianten. Die Niederlassung des in der Hauptsache auf den 
Erwerb durch seine Praxis hingewieseneu Kreismedizinalbeamten ist theils in 
mehreren Gegenden der Monarchie, theils hin und wieder in einzelnen Kreis- 
städten so wenig anziehend, dass sich häufig selbst jüngere Medizinalper- 
sonen nur in der Ho£Fnung auf eine demnächstige, ihren Wünschen und den 
gewöhnlichen Lebensverhältnissen entsprechende Versetzung an einen ande- 
ren Ort entschliessen, einen solchen Posten anzunehmen; überhaupt aber 
ist es billig, den Wunsch eines gedienten Physikus etc. nach Versetzung zu 
berücksichtigen, und letzterem den Vorzug vor einem zufällig am Orte oder 
in dessen Nähe befindlichen jungen Arzt, welcher erst in den Königlichen 
Dienst treten will, zu geben. — Auch darf es hierbei unter allen Umständen 
und bei Vermeidung persönlicher Verantwortung keinen Unterschied machen, 
ob der die Versetzung wünschende Beamte bisher in einem andern Begia- 
rungsbezirke oder einer andern Provinz angestellt war; vielmehr muss ein 
solcher eben so gewissenhaft berücksichtigt werden, als ob er bisher schon 
in dem Bezirke der betreffenden Königlichen Begierung, welche die erledigte 
Stelle zu besetzen hat, angestellt gewesen wäre. Hieraus folgt, dass die 
Besetzung der vakant werdenden Stellen, ganz besondere Fälle dringender 
Gefahr ausgenommen, nicht ungebührlich beschleunigt werden darf, vielmehr 
muss zur Anbringung etwaniger Versetzungs- und der übrigen Anstellungs- 
gesuche dadurch Gelegenheit gegeben werden, dass eine jede Vakanz sogleich 
bei ihrem ^Eintritt durch das Amtsblatt bekannt gemacht und die etwanigen 
Kompetenten zur Anmelduuff, allenfiklls unter Festsetzung eines Termins, 
aufgefordert werden. ^- Dies Kann um so eher geschehen, da in den meisten 
Fällen die Vakanz durch den Tod herbeigeführt wird, und dann ohnehin 
die Besetzung weniger beeilt zu werden pflegt, um den Hinterbliebenen, ao 
weit es thunlich, den Genuss der Gnadenzeit zu belassen.* 

2) Die Königlichen Begierungen dürfen nur definitive Anstellungen, 
ohne vorgängige Anfirage bei dem Ministerio verftkgen. Die interimistiaohe 
Versehung eines Kreis - Medizinalbeamtenpostens durch eine zur definitiTen 
Anstellung nicht qualifizirte Person darf nur naeh vorher eingeholter Qe- 
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nehmigung des Ministerii Terftlgt werden; wenn hier jedoch eine zur defini- 
tiyen Anstellung qualifizirte Person oder ein benachbarter Beamte derselben 
Kategorie bestimmt wird, so ist die Einholung der rorgängigen Genehmigung 
des Ministerii nur dann nöthig, wenn dies Interimistikum l&nger als 6 Mo- 
nate dauert. 

3) Die Königlichen Beffierungen dürfen den neu anzustellenden Kreis- 
Medizinalbeamten nur das iNorma^ehalt der 200 Thlr. f)ir den Ej-eisphysi- 
kus i||d der 100 Thlr. für den Kreischirurgus oder den Kreisthierarzt be- 
willigen; sollte der AmtsTorgänger zufUlig einen höheren Gehaltsbetrag 
bezogen haben, so fällt, derselbe entweder heim, oder es muss wegen dessen 
Wiederbewilligung an das Ministerium berichtet werden. 

4) Wenn fBar die Stelle noch kein Gehalt etatsmässig sein sollte, so 
kann die Anstellung und Bewilligung des Gehalts nur durch das Ministerium 
«rfolgen; ein Fall, welcher besonclers bei Kreisthierärzten rorkommen wird. 

5) Die Königlichen Begicrungen dürfen definitir anstellen: 

a) als Kreisphysiker nur solche promorirte Aerzte, welche vom Mi- 
nisterio das Fähigkeitszengniss zur Verwaltung einer Physikats- 
stelle erhalten haben, und von demselben überdies auch als Ge- 
burtshelfer approbirt sind; 

b) als Kreischirurgen nur solche nicht promoTirte Chirurgen, welche 
a) in sofern sie vor der Emanirung des Prüfiingsreglements vom 

1. T. M. und Jahres geprüft worden sind, die Approbation als 
Wund&rzte grosser Städte und das F&higkeitszeugniss zur Ver- 
richtung chirurgisch-forensischer Geschäfte besitzen; oder welche 
ß) dem genannten Beglement gemäss als Wundärzte erster Klasse 
und ids forensische Wundärzte geprüft worden sind. In beiden 
Fällen müssen sie, ausser der Approbation und dem Fähig- 
keitszengniss, auch die Approbation als Geburtshelfer beibrin- 
fen. Bei ausserdem gleichen Ansprüchen und sonstigen Vor- 
iensten ist immer denjenigen Bewerbern sub a. und b. der 
Vorzug einzuräumen, welche eine vielseitigere ärztliche Aus- 
bildung nachzuweisen im Stande sind und in den zurückge- 
legten medizinisch - chirurgischen und forensischen Staatsprü- 
fungen sehr gute oder selbst vorzügliche Kenntnisse nachge- 
wiesen haben; -v 

c) als Kreisthierärzte nur solche Personen« welchen in der Approba- 
tion als Thierärzte zweiter Klasse zugleich die Fähigkeit zur An- 
stellung als Kreisthierarzt bezeugt worden ist. Dieselben müssen 
jedoch, wenn sie nicht schon als Thierärzte der dritten Klasse 
oder als Kurschmiede in der Armee praktizirt haben, wenigstens 
ein Jahr lang nach der Approbation sich durch Praxis Vertrauen 
im Publikum erworben haben, ehe sie angestellt .werden können. 

6) In der vorschrifbmässigen Nachweisung der angestellten Medizinal- 
beamten ist das Datum der vorstehend unter 5. gedachten Approbationen und 
resp. Fähigkeitszeugnisse genau anzugeben, um die erfolgte Anstellung nach 
den hier befindlichen Personalakten kontroliren zu können. In einer be- 
sonderen Kolonne sind zugleich die Namen sämmdieher Mitbewerber zu der 
fraglichen Stelle zu nennen. 

7) Bei der Versetzung eines Kreis-Medizinalbeamten auf einen Posten 
derselben Kategorie ist der ad 5. vorgeschriebene Nachweis nicht nöthig. 

8) Das Ministerium behält sich vor, in den dazu geeigneten Fällen den 
Königlichen Begiemngen die Versetzung schon angestellter Kreis-Medizinal- 
beamten oder die Anstellang qualifizirter Personen bei eintretenden Vakanzen 
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aufzugehen, oder nach Befinden zur vorzugsweisen Berücksichtigung zu em- 
pfehlen, und alsdann zugleich die erforderliche Kontrole so viel als nöthig 
anzuordnen. 

9) Wenn es zur Besetzung der vakanten Stellen an qualifizirten Sub- 
jekten fehlt; so wird das Ministerium bemüht sein, auf die Anzeige der be- 
treffenden Königlichen Begierung geeignete Medizinalpersonen zu ermitteln. 

Die Rücksicht auf das religiöse Bekenntniss derKatholÄn ist 
ausgesprochen in der Allerhöchsten Ordre vom 29. Dezember 1843. 

Da evangelische Beamte in den fast ausschliesslich von katholischen 
und katholische Beamte in den fast ausschliesslich von evangelischen Glau- 
bensgenossen bewohnten Landestheilen in Betreff der Seelsorge und der 
nothwendig werdenden kirchlichen Handlungen , so wie des ihren Kindern 
zu ertheilenden Religionsufiterrichts sich ' in einer üblen Lage befinden und 
dadurch schon mehrmals Anträge auf die Dotii-ung neuer evangelischer oder 
katholischer Pfarrstellen herbeigeführt worden sind, so veranlasse Ich Sie, 
fortan, soweit dies mit dem Interesse des Dienstes vereinbar ist, die von 
Ihnen ressortirenden Beamten vorzugsweise nach solchen Orten zu senden 
oder zu versetzen, wo sie einen Geistlichen ihrer Konfession, wo nicht im 
Orte selbst, doch wenigstens in massiger Entfernung haben. Ich verkenne 
nicht, dass Ausnahmen unvermeidlich sein werden, glaube aber, dass im 
Allgemeinen und insbesondere in den untergeordneten Beamtenkategorien, 
wie z. B. bei den Gerichtsdienem , Grenz- und Steueraufsehern, Gens- 
d'armen etc., eine grössere Berücksichtigung der konfessionellen Yerhältnisse 
als bisher wohl zulässig sein wird. 

In der Vereidigung des Physikus sind nach dem staatsministe- 
riellen Beschluss vom 12. Februar 1850 vor dem Worte ^will", die 
Worte „auch die Verfassung gewissenhaft beobachten", 
eingeschoben. 

IL Die amtliche Stellung. Der Kreisphysikus gehört zur 
5. ]^ngklasse und kann die betreffende Uniform tragen, und zwar die 
der Polizei-Offizianten, mit der für Kreis-Justizräthe vorgeschriebenen 
Stickerei, und statt des Säbels den bei den übrigen Zivil-Uniformen 
üblichen Degen. Wie wir schon sagten, sind sie zwar nicht den 
Landräthen sondern nur den Regierungen untergeordnet, aber doch 
verpflichtet, den Requisitionen der Landräthe in medizinisch - poli- 
zeilichen Angelegenheiten Folge zu geben und ihnen als technischer 
Beirath der Medizinalpolizei zur Seite zu stehen, nur in dringenden 
Fällen sind sie berechtigt, und wenn der Landrath nicht sogleich an- 
zutreffen ist, direkt medizinisch-polizeiliche Anordnungen zu treffen. 

Für die Landräthe ist in dieser Beziehung §. 40 und 41 der 
Instruktion vom 31. Dezember 1816 vorgeschrieben. 

§. 40. Er muss ferner auf Alles achten, was auf Leben und Gesund- 
heit an Menschen und Vieh im Kreise Bezug hat, insonderheit die Kreis- 
physiker und Kreischirurgen in ihrer Amtsübung überall unterstützen und 
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kontroliren, die Schutzblatterimpfung befSördern^ und durchaus keine Quack- 
salber im Orte dulden. 

§.41. Bei entstehenden Krankheiten muss der Landratih sich auch 
selbst darum bekümmern, dass die Kranken Hülfe und Arznei erhalten, und 
dazu, sei es durch ihn unmittelbar, oder durch den Kreisphysikus, oder durch 
die Ortsbehörde die unaufschieblichen Veranstaltungen treffen, und dass 
die Gesunden möglichst vor Ansteckung gesichert werden; sodann aber 
muss er unverzfiglich darüber an die Begierung berichten. 

Atf die der Gesundheit nachtheilige Zubereitung verkäuflicher Lebens- 
mittel muss genau gesehen und von Zeit zu Zeit, mit Zuziehung des Kreis- 
physikus, Proben angestellt werden. 

Imgleiohen muss bei Seuchen und Krankheiten, die unter dem Wirth- 
schaflsyieh im Kreise ausbrechen, der Landrath nicht säumen, sofort mit 
dem Kreisphysikus an Ort und Stelle nähere Untersuchung anzustellen, 
und nicht allein selbst die Vorschriften, wie beim Viehsterben zu vorfahren, 
aufs genaueste beobachten, sondern dies auch den Kreiseinsassen einschärfen, 
und auf deren Beobachtung halten, nicht minder in einem jeden solchen 
Falle der Begierung ohne allen Aufenthalt darüber Bericht erstatten u. s. w. 

Für die Physiker ist noch die alte Instruktion vom 17. Ok- 
tober 1776 massgebend: 

Obgleich einem jeden redlichen Mann allgemeine Pflichten der Mensch« 
heit obliegen, ohne deren Ausübung, er, auf den Namen eines guten Bür- 
gers, keinen Anspruch machen darf, und obgleich ein jeglicher Arzt aus 
diesem Grunde verbunden ist, einem jeden, der seine Hülfe suchet, in Krank- 
heiten mit Bath und That beizustehen; so hat doch der Staat es nothig 
ge^nden, geschickte und redliche Aerzte zu setzen, denen man die Gesund- 
heit eines Strich Landes, oder einer Stadt vorzüglich anvertrauet, als welches 
Anlass gegeben, dass man in denen Creysen sowohl, als in angesehenen 
Städten, Land- oder Creyss- und Stadt-Physicos bestellet hat 

§. 1. Wenn nun jemand zu diesem Amt nach der in der Königlichen 
Medicinal- Verfassung vorgeschriebenen Ordnung, angenommen worden, Und 
dem zufolge den Cursum anatomicum auf dem Berlinischen Theatro in 
sechs öffentlichen Lectionen mit Beyfall abgehalten; hierauf eine von dem 
Ober-Collegio-Medico ihm aufgegebene Krankheits-Geschichte, theoretisch 
und practisch dergestalt ausgearbeitet, dass man dem f^ublico wegen dessen 
Fähigkeit die Sicherheit veraprechen könne, und alsdenn einige in die Me- 
dicinam forensem einschlagende Aufgaben, von ihm also autgelöset worden, 
dass das Ober-CoUegium-Medicum ihn eines so wichtigen Auftrages, als ein 
Physicat ist, würdig achtet, und zufolge dessen, derselbe räch erhaltener 
Königlicher Bectätigung sein Amt antritt: so fordert das Publicum .mit allem 
Becht, dabS der gewählte Physicus sich allezeit erinnere, wie er schuldig 
sey, seine vorzügliche Fähigkeiten, auch mit einem guten christlichen un- 
anstösslichen Lebenswandel, und mit dem redlichsten Fleiäs zu verbinden. 

§.2. Er muss nicht unterlassen, sich auf das sorgfältigste zu erkun- 
digen, was vor Krankheiten in der Provinz, oder derjenigen Stadt, die seiner 
medicinischen Aufsicht anvertraut worden, und die sich nicht allein auf die 
Menschen, sondern auch auf das Vieh erstrecket, im Schwange zu geben 
pflegen, deren Ursachen er aber nicht anders ergründen, und bey Vorfällen 
die besten Vorkehrungen machen kann, als wenn er sich die Lage der 
Provinz, deren Boden, Berge, Flüsse, stehende Wässer, Morast oder Sümpfe, 
ob sie üeberschwemmungen, oder kalten feuchten Winden ausgesezzet ist, 



14 IiiBtraktion fOr Physiker. 

und dafaero eine mehr oder weniger gesunde Luft herrsehet, nicht minder 
die Lebensart der Einwohner bekannt machet 

§. 3. Er wird auch suchen , das Vertrauen der Herren Landräthe des 
Creysses un^ der Magistrate selbigen Orts zu gewinnen, und sich von ihnen 
diejenigen Königlichen Edicte und Patente, worinnen die Veranstaltungen hei 
grassirenden Krankheiten sowohl bei Menschen als Vieh abgefasst sind, er- 
bitten, auch mit ihnen zu Bathe gehen, auf was Weise diö allgemeine Noth 
am kräftigsten und minder kostbarsten, abzuhelfen sey. 

§. 4. Und gleichwie es zu seiner Pflicht gehöret, bei allen epe^mien 
mit den Herren Landräthen und deren Magisträten gemeinschaftlich zu ver- 
fahren, so ist er auch schuldig denen Sanitäts-CoUegiis oder allen&lla dem 
Provinzial-CoUegio-Medico, und hiernächst dem Befinden nach, dem Ober- 
CollegiO'Sanitatis , von der Art der Krankheit, und wie er sich dabey ge- 
nommen, einen deutlichen Bericht abzustatten. Er muss nehmlich die Krank- 
heit, dessen Anfang, Fortgang und Endschaft, genau beschreiben, die allge- 
meine sowohl vorhergehende, als nächste Ursach derselben untersuchen, und 
bey dem Viehsterben etliche verreckte auch wohl kranke Stücke, in seinem 
Beysein aufhauen lassen, und von der innerlichen Beschaffenheit, nach Vor- 
sclu*ift des Königlichen Patents oder Instruction, wie bei dem Viehsterben 
verfahren werden soll u. s. w., vom 13. April 1769 ein^n richtigen Aufsatz 
liefern, auch dabei insbesondre nicht vergessen, die Beschaffenheit der vier 
Magens bei dem Bindvieh zu bemerken, noch weniger unterlassen anzuzeigen, 
ob nach denen in obgedachten Patent etc. enthaltenen polizeilichen Vorschrii^ 
ten verfahren sey, und ob die darin vorgeschlagene Mittel angewendet wor- 
den, ob dieselbe nützlich, oder unwirksam gewesen, und ob man von denen 
Vorschriften abzugehen, hinlängliche Ursache gehabt, auch ob man zuver- 
lässigere Arzeneyen oder Behandlungen des kranken Viehes, ausföndig ge- 
macht habe. 

§. 5. Der Land- oder Creys-Phyaicus so wohl, als der Stadt-Physicus 
darf keinen Kranken, der seine Hülfe begehrt, seine Dienste versagen: und 
gleichwie der Eeiche von selbst geneigt sein wird, und der grösste Theil 
es sich zur Pflicht macht, die angewandte Mühe des Arztes, mit vorzüglicher 
Freygebigkeit zu belohnen, also wird der Physicus so wie ein jeder Arzt, 
mit denen weniger Begüterten in die Gelegenheit sehen, die Armen aber 
nicht allein umsonst coriren, sondern auch bei denen Obrigkeiten antragen, 
dass denen Armen und verlassenen Kranken, aus denen aerariis publicis 
die unumgängliche nöthige Verpflegung, auch die Arzeney umsonst gereichet 
werde. 

§. 6. Wenn denen Physicis in ihrer Praxis besondere Casus in die 
Hände, oder ihnen solche Erscheinungen vorkommen, welche die Natur-Ge- 
schichte betreffen, oder auch Misgeburten zur Welt geboren worden ; so sind 
sie schon, durch verschiedene Königliche Ordre, dergleichen bei dem Ober- 
Collegio-Medico , und im zweyten Fall bei der Königlichen Academie der 
Wissenschaft einzuschicken, die Misgeburten aber dem Professori Anatomiae 
abzuliefern, angewiesen worden. 

« §. ?• Wenn der Physicus etwas zur Verhütung allgemeiner Krankhei- 
ten, es sey bey Menschen oder Vieh ausföndig machen kann; so muss er 
solches denen hohem Collegiis, und auch dem Ober-Sanitäts-CoUegio vor- 
tragen, und sowohl deren Beyfall als deren kräftigen Beystand darüber 
abzuwarten. 

{. 8. Wenn der Creyss- oder Stadt-Physicus unumgänglich nöthige 
Retflsen ausser der Provinz oder der Stadt vornimmt, so ist er schuldig, daas 
er solches nicht allein denen Herren Landräthen oder denen Magistraten an- 
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zeige; sondern ancli einen geschickten Medicum in Vorschlag hringe; wel- 
cher im Stande ist^ dessen Amts-Verrichtangen , in seiner Abwesenheit zu 
übernehmen. 

§. 9. Wenn ihm Kranke vorkommen, die in Schlägerey begriffen ge- 
wesen, so mnss er bedachtsam untersuchen, ob dadurch dem Patienten eine 
so starke Verletzung beygebracht worden, dass er in Lebensgefahr stehe. 
In solchem Fall ist er schuldig, der Gerichts-Obrigkeit solches anzuzeigen. 
Wen er auch h5ret, dass in einem Hause eine Persony welche nicht eben 
krank gewesen, plötzlich yerstirbet, und verdächtige Gerüchte umhergehen, 
als ob es nicht natürlich damit zugegangen, so muss der Physicus sich ge- 
nau darnach erkundigen, und wenn er einen Grund findet, bei dem Magi- 
strat auf eine Obduction antragen, um gewiss zu sein, ob etwa Zeichen von 
einer Vergiftung zu entdecken sein möchten. 

^. 10- Wenn auch ledige Weibs-Personen, seinen Bath begehren, so 
muss er hierbei, mit aller, Behutsamkeit zu Werke gehen, dieselben in sei- 
nem Diario bemerken, und ohne genügsame Erkenntniss, keine treibende 
Arzneyen, heftige Purgir-Mittel, oder Aderlässe anordnen. Wann ihm solche 
aber höchst verdächtig vorkommen; so ist er schuldig, es der Dienst -Herr- 
schaft zu melden, damit sie auf dergleichen Dienst-Magd ein wachsames Auge 
haben; gleichwie er solches bei verachteter Warnung, der Obrigkeit des 
Orts anzeigen kann. 

§. 11. Wenn der Physicus zu einer legalen Obduction von der Obrig- 
keit requiriret wird, so muss er bey jeden Fall so schleunig als willig sich 
einfinden, auch sorgen dass der Chirurgus forensis der die Section verrichten 
soll, mit reinlichen und tüchtigen Instrumenten versehen sei. Und wenn also 
ein todtgefundenes Kind zu obduciren, so muss er nicht allein den ganzen 
Körper von Haupt bis zu Fuss äubserlich betrachten, ob dasselbe ein voU- 
bürtiges Kind, mit Haaren und Nägeln bewachsen sei, ob die Zunge zwischen 
den Lippen hervorraget, und der Mund -voll Schleim, oder mit einem "andern 
Körper ausgeföllet sei, ob um den Hals ein sugillirter'Bing zu bemerken, 
oder ob an dem Kinde eine verübte Gewalt oder Sugilationen wahrzunehmen ; 
ob die Nabelschnur verbunden, und wie lang sie sei. Büttner's Anwei- 
sung, wie durch anzustellende Besichtigungen, ein verübter Kindermord aus« 
zumitteln sey u. s. w. Königsberg und Leipzig 1771 wird ihm hierinn ein 
grosses Licht geben. 

§. 12. 'Hey Eröfnung des Körpers hat er besonders darauf zu sehen, 
ob die Gef^se voller Blut, oder ledig sind, und vorzüglich die Beschaffen- 
heit des Herzens, zu untersuchen, ob dessen rechte Kammer voll Blut oder 
leer sei, ob die Lungen zusammengefallen oder ausgedehnet; wie dte obere 
Luft-Köhre beschaffen; ob sie voll Schleim oder von einem fremden Körper, 
als : Baumwolle, Leinwand, u. d. zugestopfet sey, ob die Lungen ganz, und 
auch Stückweise auf dem Wasser schwimmen, oder untersinken, ob die 
Halswirbel in ihrer Lage, oder verrückt, ob die ossa cranii sugillirt, oder 
eingedrückt, oder zerbrochen, wie das Cerebrum beschaffen, ob die Blut- 
Gefösse in demselben und dessen Häuten voll Blut oder leer, oder aus- 
getretenes Blut auf- oder unter der dura matre, oder in den Hirnhöhlen 
anzutreffen sei. So wird er auch, bey allen übrigen ihm von der Obrigkeit 
aufgetragenen Obductionen, eben die itztbenannte Vorsichtigkeit, anwenden, 
und sich nicht begnügen, öUe äusserliche Wunde oder Verletzung zu betrach- 
ten; sondern alle drey Cavitäten des Körpers eröfhen, und vorzüglich der 
aus serlichen Wunde behutsam, .mit einem stumpfen Stilet nachgehen, ob er 
nicht das verletzte Gefäss, oder andern edeln Theil, dessen Verletzung eine 
absolute Lethalitaet zu wege bringen kann, auffinden und sichtbar machen 
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könne. Wie ihm denn hiebey des itzt belobten Büttner 's anfrichtiger 
Unterricht ftir neu angehende Aerzte und Wundärzte, wie sie sich votf in, 
und nach legaler Besichtigung todter Körper zu verhalten u. s. w., Königs- 
berg und Leipzig 1769, vor andern zu statten kommen wird. Dem annoch 
unter vielen andern Schriftstellern, die sich in der medicina forensi berühmt 
gemacht haben. Alber ti Jurisprudentia medica in YI Tomis, it. dessen Oom- 
mentatio in Constitutionem criminatem Carolinam, nicht minder Heben* 
streitii Anthropologia forensis und Borneri medicina forensis vorzüglich 
beyzufügen, auch des Bohnii bekanntes Buch de officio medioi duplici, 
nicht aus der Acht zu lassen. 

§. 13. Wie aber diejenigen Personen, die durch plötzliche Zufalle ums 
Leben gekommen, zu behandeln sind, darüber 'hat das Ober-Collegium^Me- 
dicum den 15. November 1775 das Edict wegen -schleuniger Bettung, der 
durch plötzliche Zufälle leblos gewordenen, in Wasser oder sonst verunglück- 
ten, oder für todt gehaltene Personen etc. publicir^ Auch hat Antonius 
de Haen, in parte Xlllma Bationis medendi, in Gapite Illtio, de auxiliis 
praestandis bis, qui aut in aqua, aut aliis de caussis, suifocäti, sive mord 
propinqui videntur etc. eine schöne Abhandlung geschrieben, dem des C h a m - 
peaux und Faissole Erfahrungen und Wahrnehmungen, über die UrEuiche 
des Todes der Ertrunkenen etc. beyzusetzen. *) 

Der Physicus wird nicht minder, diejenige Abhandlungen von der gras- 
sirenden rothen Buhr, von den • grassirenden Pocken und von den epidemi- 
schen bösartigen Fibern, welche theils von dem Königlichen Ober-Collegio- 
Medico, theils von dem Königlichen Ober - Sanitäts - Collegio dem gemeinen 
Mann zum besten herausgegeben, durchlesen, und sich daraus dasjenige, was 
sich dermalen appliciren lässt, bekannt machen. 

§. 14. Ueber alle diejenige Personen, welche in der Provinz, oder dem 
Oreyse zum Medicinal- Wesen gehören, als: Medici, Chirurgi, Apotheker^ 
Bader und Hebammen, hat der Land- oder Creyss-Physicus wie überhaupt, 
also auch der Stadt-I^hysicus seines Orts, insbesondere Acht zu haben^ dass 
ein jeder seine ihm angewiesene Geschäfte in derjenigen Ordnung, wie es 
in der Königlichen Medicinal- Ordnung vorgeschrieben worden, verrichte ; und 
muBs er es dem Ober-Collegio-Medico alsofort anzeigen, wenn er Abwei- 
chungen von dem Königlichen Gesetze und solche Personen entdecket, die 
sich mit dem Medicinalwesen, ohne Beruf, und ohne Approbation bemengen. 
Gleichwie das Ober-CoUegium-Medicum denen Physicis in einet besondem 
Verordnung, vom 2. October Anno 1774 zu Coupirung aller weitläuftigen 
Processe aufgetragen, conjunctim mit einer auf das Becht vereydeten Magi- 
strats-Pdk'son , alle kleine Pfuschereyen zu untersuchen, und das darüber 
aufgenommene ProtocoU dem Ober-Collegio-Medico einzuschicken. 

§. 15. Ueber die Apotheken muss ebenfalls der Land- oder Creyss- 
Physicus so wie überhaupt, also auch der Stadt-Physicus seines Orts ins- 
besondre, ein wachsames Auge haben, und selbige gelegentlich durchsuchen. 
Wenn erstere aber, eine specielle Visitation aller Apotheken in seiner Pro- 
vinz oder Creyse vor nöthig finden solte; so muss er solches dem Ober- 
Collegio-Medico anzeigen und dessen Ordres darüber einholen. 

§. 16. Wenn nun die Physici sowohl in ihren Dienst - Verrichtungen, 
als überall bei ihren Patienten alle AuCmerksamkeit, Fleiss und Treue be- 
weisen, so soll auf diejenigen, welche sich hierinn vorzüglich hervorthun, 
bei solchen Gelegenheiten wodurch ihre Umstände könnten verbessert wer- 
den, insbesondere reflectiret, und sie vor andern befordert werden. 



*) Mit dieser Literatur dürfte heute wohl ein Physikos nicht mehr ftusreiehen. 
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Für die Physiker von Berlin gilt die Instruktion vom 18. Januar 
1812. Wir heben aus derselben nur Folgendes hervor, das von 
praktischer Bedeutung ist. 

Nachdem ihm die allgemeinen Pflichten der Sanitäts- Polizei 
auferlegt sind und er verpflichtet ist, Quartalberichte einzusenden, 
besagt es: 

§. 9. Dass die Wundärzte unter dem Physikus stehen, und 
der Physikus ihre Vergehen rügen und wenn diess nichts hilft, an- 
zeigen muss. 

§. 10. So oft er es för nöthig hält, ist er berechtigt, die Apo- 
theken zu revidiren, so oft er es für nöthig hält, ebenso die Dro- 
guisten, und im April, wenn die neuen Preiscourante eingegangen 
sind, soll er berichten, ob und welche Arzneipreise zu verändern 
seien. 

§.11. Die Hebammen muss er besonders überwachen, berathen 
und belehren; auch hat er zu begutachten, ob eine Person sich zur 
Erlernung der Hebammenkunst eignet. 

6) Bei Epidemien muss er nach den allgemeinen Gesetzen ver- 
fahren. (Verordnung vom 8. August 1835.) 

7) Bei Unglücksfällen, die ihm bekannt geworden, muss er un- 
aufgefordert erscheinen. 

8) Besonders soll er sich das Imp^eschäft angelegen sein lassen. 

9) Die Medizinalpfuscherei soll er streng überwachen. 

Der Physikus ist nicht der Vorgesetzte der übrigen Aerzte 
seines Kreises, vielmehr haben diese nur bei ihm die Meldungen 
und Anzeigen ihrer Ortsveränderung zu machen, und auf die ihnen 
durch denselben zugehenden Eegierungsverordnungen zu achten, und 
resp. denselben zu genügen. 

Dagegen stehen Apotheker, Wundärzte, Zahnärzte, Hebammen, 
Heilgehülfen u. s. w. und alle Heilanstalten unter Aufsicht und Con- 
trole des Ejeisphysikus. 

Er führt ein Königliches Amtssiegel, und seine damit versehenen 
Atteste haben öffentlichen Glauben. 

Amtliche Briefe des Physikus sind portofrei, wenn sie unter der 
Bezeichnung „Herrschaftliche Medizinal- Verwaltungssache" und mit 
dem Amtssiegel versendet werden. 

Ein Publikandum der Königlichen Eegierung zu Königsberg vom 
7. Juni 1831 schreibt für die äusseren Formen der Berichte den 
üblichen Geschäftsstyl vor: 

2 
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äehr oft unterlassen die Behörden, -vrenn sie zu gesetzten Terminen be~ 
richten, unter dem Inhalt der Sache den Termin zu bemerken, was die 
Folge hat, dass die Termine hier nicht gelöscht werden, und Monitorien er- 
lassen werden, nachdem die erforderten Berichte schon eingegangen sind. 
TJm daher Ordnung und Schnelligkeit im Geschäftsgange zu erhalten, finden 
wir uns, mit Bezugnahme auf die im Amtsblatte Jahrgang 1815 S. 99 be- 
findliche Verfügung vom 18. Februar 1815 veranlasst, Nachstehendes wieder- 
holend in Erinnerung zu bringen. In Berichten an die Königliche Begie- 
rung und deren Abtheilung muss oben an der linken Seite des halb ge- 
brochenen Bogens angeführt werden: 

1) Ort und Datum; 

2) der kurze Inhalt des Berichts, mit Benennung der denselben er- 
stattenden Behörde; 

B) der Termin, innerhalb dessen der Bericht erstattet werden soll; 
4) die Verftlgung, auf welche der Bericht sich bezieht, unter An- 
fuhrung derjenigen Abtheilung, welche solche erlassen hat, des 
Datums und der Joumalnummer derselben in der Art, wie mit 
letzterer die ergangene Verfugung von innen und aussen versehen 
ist, so dass sowohl die Ziffern, als das Monatszeichen und der 
etwanige Buchstabe angegeben werde; doch kann dies auch im 
Anfange des CQntextes des Berichtes geschehen. 
Eine jede Abweichung von dieser Vorschrift hat die unterm 6* August 
1802, 14. Juli 1809 und 25. April 1811 angeordnete Strafe von 1 Thlr. und 
die Kosten einer etwa dadurch verschuldeten Erinnerungsverfügung ganz un- 
fehlbar zur Folge. 

Es versteht sich von selbst, dass der Physikus zur Amtsver- 
schwiegenheit, wie jeder Beamte verpflichtet ist. (A. K. 0. vom 
21. November 1835 §, 155 Strafgesetzb. ) ebenso. ist er wegen Be- 
leidigungen im Amt durch §. 102. 103. 192 des Strafgesetzb. ge- 
schützt. Wird derselbe wegen eines Vergehens im Amt gerichtlich 
verfolgt, so ist die Regierung befugt, nach dem Gesetz vom 13. Fe- 
bruar 1854 den Kompetenz -Konflikt zu erheben, und es wird dann 
erst nach dem Gesetz vom 8. April 1847 darüber verhandelt und 
entschieden. 

Dagegen unterliegt er, wenn er die Pflichten seines Amtes ver- 
nachlässigt oder sich durch sein Yerhalten in und ausser dem Amt 
der Achtung, des Ansehens und des Vertrauens unwürdig zeigt, 
welche sein Beruf erfordert, dem Gesetz über die Dienstvergehen 
der nicht richterlichen Beamten vom '21. Juli 1852 unterworfen. 
Zur Annahme eines Nebenamtes bedarf derselbe der Genehmigung 
der vorgesetzten Behörde. A. 0. vom 13. Juli 1839 und Mixiisterial- 
verfugung vom 18. Juli 1840. In neuester Zeit selbst ist auch 
das Amt eines Stadtverordneten mit einbegrififen. 

Wenn derselbe keine kurative Praxis betreiben will, so folgt 
daraus noch nicht, dass er auch sein Amt als Physikus niederlegen 
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muss. Jödoch darf er einen Theil der Praxis, z. B. die Geburts- 
hülfe, niemals ganz niederlegen. Verfügung vom 2. Dezember 1859. 
In der Eegel soll derselbe in der Kreisstadt wohnen, ausnahmsweise 
kann es jedoch mit Genehmigung des Kinisterii geschehen, dass er 
in einer anderen Stadt des Kreises wohnen darf, und soll dies bei 
Ausschreibung von Bewerbungen besonders bekannt gemacht werden. 

Die Gesuche um Urlaub sind bei der Eegierung anzubringen, 
welche derselbe, wenn es sich bloss für das Inland bezieht, unbe- 
dingt, für das Ausland nur auf 8 Wochen ertheilen kann. Soll 
sich derselbe auf die Zeit über 3 Monate erstrecken, so ist die 
Ministerialgene)iinigung erforderlich. Er soU sich niemals von seinem 
Wohnort entfernen, ohne dem Landrath Nachricht zurückzulassen, 
wo er zu finden sei. In neuester Zeit bezieht sich das auch auf 
sein Yerhältniss zur Staatsanwaltschaft.« 

Bei gewöhnlichen Beurlaubungen von 4 Wochen bis zu 2 Mo- 
naten, und bei solchen, welche zur Wiederherstellung der Gesund- 
heit ohne Beschränkung auf eine bestimmte Zeit eiforderlich sind, 
findet kein Gehaltsabzug statt, und auch die Yertretungskosten &llen 
ihm dann nicht zur Last. (Staats -Ministerialbeschluss vom 15. 
März 1843.) 

Ueber die 'Amtsführung führen wir noch Folgendes an; 
Die Instruktionen für den Physikus sind schon oben angegeben, 
und sind nur noch in folgender Art zu ergänzen. Kur -die ihnen 
als Organe der Medizinal- und Sanitätspolizei obliegenden Lei- 
stungen haben die Physiker unentgeltlich zu verrichten. Hier- 
her gehört: 1) die Verfügung vom 51. Januar 1844: 

Der Königlichen Begierung erwiedern wir auf den Bericht vom 3. No- 
vember T. J. dass es angemessen erscheint, hinsichtlich der Gebühren der 
Aerzte und Wundärzte Sir Untersuchung «erkrankter Transportaten und für 
Ausstellung desfallsiger Atteste, die nämlichen allgemeinen Grundsätze in An- 
wendung zu bringen, welche in der ZirkularverfQgung des Ministeriums der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten Tom 21. November 1837 
in Beziehung auf die Entschädigung der Civil-Medizinal-Personen für die 
Untersuchung und Behandlung von Militärpersonen, die auf dem Marsche 
erkranken,^ ausgesprochen worden sind. 

Bie von der Königlichen Begierung aufgestellten Fragen erledigen sjch 
hiemach in folgender Weise: 

1) Die Ereisphysiker und Kreis Chirurgen sind an ihrem Wohnorte 
zur Untersuchung des Gesundheitszustandes eines Transportaten 
und erforderlichen Falles zur Ausstellung eines Attestes darüber 
ex officio verpflichtet. 

Wenn der Kreisphysikus und Kreischirurgus genöthigt ist, zu 
dem fraglichen Behufe eine Beise zu unternehmen, so ist derselbe 

2* 
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berechtigt, dafür die ihm regelmässig zugebilligten Diäten und 
Transportkosten zu fordern; doch darf er auch in diesem Falle 
f(ir die Ausstellung des Attestes nicht besonders liquidiren. 
2) In Beziehung auf die n^cht im Staatsdienste stehenden Medizi- 
nalpersonen : 

a) der promoyirte Arzt sowohl, wie der Wundarzt erster und 
zweiter Klasse erhält, wenn die Untersuchung in seiner eigenen 
Wohnung geschieht, f&r die Ausstellung des Attestes eine 
Remuneration von 10 Sgr.; 

b) befindet sich der Transportat an demselben Orte, die Unter^ 
suchung geschieht aber ausserhalb der Wohnung der req^uirir 
ten Medizinalpersonen, so ist ausserdem 

der Wundarzt erster oder zweiter Klasse 10 Sgr. 

der promovirte Arzt 20 Sgr. 

für den Besuch zu liquidiren berechtigt; 

c) ist die requirirte Medizinalperson genöthigt, Behufs der Unter- 
suchung des Transportaten eine Beise zu unternehmen, so hat 
dieselbe ausser der Gebühr f&r das ausgestellte Attest, die 
taxmässig festgesetzten Diäten und Transportkosten zu liqui- 
diren. 

Da es übrigens unter Umständen zur Ersparung von Kosten dienen 
kann in zweifelhaften Fällen einen Wagentransport' bis zum Wohnsitze 
der nächsten Medizinalperson anzuordnen, statt die letztere nach dem Orte 
hinreisen zu lassen, ron welchem der Transport abgefertigt wird, so machen 
wir die Königliche Regierung auch hierauf, jedoch mit dem Bemerken auf- 
merksam, dass dieses Ver&hren in sonst di^u geeigneten Fällen nur dann 
einzuschlagen ist, wenn der Zustand des zu untersuchenden Kranken es 

gestattet. 

Wenn sich endlich bei der Untersuchung eines Transportaten die Noth- 
wcndigkeit einer gleichzeitig einzuleitenden, kurativen Behandlung heraus- 
stellt, so finden hinsichtlich der, dafür zu gewährenden Bemunera^on in 
allen Fällen die, in der Medizinaltaxe für die verschiedenen Klassen des 
Heilpersonals festgesetzten Bestimmungen Anwendung. 

Indem wir die Königliche Begierung ermächtigen, nach diesen Be- 
stimmungen zu verfahren, bemerken wir noch, dass ein nach §. 9. Nr. 11. 
BU 2. und §. 16. der General-Transportinstruktion vom 16. September 1816 
erforderliches Gutachten von Wundärzten zweiter Klasse nur nach Maass- 
rrabe ihrer Befähigung, also lediglich dann eingeholt werden darf, wenn es 
eioh um einen rein chirurgischen Fall handelt. 

2) Die Verfügung vom 1 ff Februar 1844: 

Das Königliche Staatsministerium hat beschlossen, dass die künftig an- 

Rustellenden Kreis-Medizinalbeamten bei der Einführung in ihr Amt zur 

unentgeltlichen Bewirkung der von Staatsbehörden im Interesse des Dienstes 

'hnen aufgetragenen Untersuchung des Gesundheitszustandes Königlicher Be* 

smten, bo wie zur unentgeltlichen Ausstellung der Befundsatteste ausdrück- 

Vch. verpflicli^^ werden sollen. Den jetzt bereits im Amte befindlichen 

•^^^^.^iedizinalbeamten können die taxmässigen Gebühren für dergleichen 

rntersuchungen und Atteste, wo es bisher geschehen, so auch ferner, auf 

., Verlang®^' bewilligt werden. Indem ich die Königliche Begierung von 

dem BeBcUo>^<^ in Kenntniss setze, veranlasse ich dieselbe, die Anordnungen 

treffen, dass die von jetzt an neu angestellten Kreis-Medizinalbeamten 

. • Gelegenheit ihrer Vereidigung zu Protokoll verpflichtet werden, die von 

•^^atsbehörden im Interesse des Dienstes ihnen aufgetragenen Untersuchungen 



^ 



Ersatzkommiasion. Frostitution. Atteste. 21 

der erwälinteii Art, sowie die« Ausstellung der Befundsatteste unentgeltlich 
zu bewirken. 

3) Die Yerfugung voln 26. November 1844: 

Auf YeranlasBung des Königlichen Eriegsministers bestimme ich mit 
Bezug auf die von mir unterm 16. Februar c. erlassene Zirkularverftigung, 
dass in Fällen, bei welchen es darauf ankommt, die Nothwendigkeit einer 
Yorspanngestattung fOr marschunfähig gewordene Soldaten zu kanstatiren 
und das Befundsattest zur Justifizirung der Yorspannkostenliquidation im 
Interesse der betheiligten Kommunen zu verwenden, die neu anzustellenden 
Kreis'Medizinalbeamten bei Gelegenheit , ihrer Yereidigung auch dahin zu 
Protokoll Terpflichtet werden, sich da, wo dies ohne besondere Reisen ge- 
schehen kann, diesem Geschäft, auf diesf ällige Requisition der betreffenden 
Behörden, ebenfalls unentgeltlich zu unterziehen. Nach der Mittheilung des 
Königlichen Kriegsministeriums werden übrigens dergleichen Untersuchungen . 
nuv in einzelnen seltenen Fällen auf Requisition der Ortsbehöiden Torkommen, 
indem grössere Transporte von einem Militärarzte begleitet werden etc. 

Die Zuziehung bei den Rekrutirungender Departements-Ersatz- 
kommission wird nicht beliebt und gehört auch nicht zu ihren Pflichten, 
daher sie dafür kein Honorar beanspruchen dürfen, und weil es nicht 
zu ihrem Wirkungskreise gehört, und zu Reibungen zwischen Zivil- 
und Militärärzten fahren dürfte. Sie sind ebenso nicht verpflichtet, 
die Untersuchung liederlicher Dirnen ohne besondere Ent- 
schädigung zu übernehmen. (Yerfugung vom 15. September 1851 
und 11. April 1854 undErkenntniss des Ob.Tr. vom 1 1. November 1856.) 
Die Thätigkeit des Physikus in sanitäts-polizeilichen Geschäften 
ist geordnet durch die Zirkularverfügung vom 26. September 1842: 

1) Nur die Ereis-Medizinalbeamten dürfen zu sanitäts-polizei- 
lichen Geschäften requirirt werden. 

2) Die Kequisition muss stets von der Polizeibehörde ausgehen. 

3) Nur diese hat über die Nothwendigkeit einer solchen Eequi- 
sition zu entscheiden. 

4) Diese Anordnung soll nicht curativer Art, sondern eine 
schützende for Leben und Gesundheit sein, wie sie bei ansteckenden 
Krankheiten durch das Eegulativ vom 8. August 1835 vorge- 
schrieben, dass wir jedoch wegen seines grossen Umfanges halber 
hier nicht abdrucken, man findet dasselbe bei Hörn I. S. 170 
bis 207, auch ist ein Separatabdruck davon aus der Gesetz- 
sammlung erschienen und werden wir auf die wichtigsten Yerord- 
nungen später zurückkommen. 

In Bezug auf Atteste ist besonders die Ministerialverfügung 
vom 20. Januar 1853 zu beachten: 

« 

Mittelst Erlasses rem 9. Januar ▼. J. habe ich die Köm'glichen Begie- 
rungen und das Königliche Polizeipräsidium hierselbst veranlasst, sich gut- 
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achtlich über Massregeln zu äussern, durch welche eine gprössere Zuverläs- 
sigkeit ärztlicher Atteste zu erzielen sein möchte. 

I^ach genauer Erwägung dieser, sowie der über denselben Gegenstand 
von dem Herrn Justizminister eingeforderten Berichte der Appellationsge- 
richte, des Kammergerichts und des Oeneralprokurators zu Cöln erachte 
ich im Einverständniss mit dem Herrn Justizminister für nothwendig, f^r die 
ärztlichen Atteste der Medizinalbeamten eine Form vorzuschreiben, durch 
welche der Aussteller einerseits genöthigt wird, sich über die thatsächlichen 
Unterlagen des abzugebenden sachverständigen Urtheils klar zu werden, und 
letzteres mit Sorgfalt zu begründen, andererseits aber jedesmal an seine Amts- 
pflicht und seine Verantwortlichkeit f&r die Wahrheit und Zuverlässigkeit 
des Attestes erinnert wird. 

Zu diesem Zwecke bestimme ich hierdurch, dass fortan die amtlichen 
Atteste und Gutachten der Medizinalbeamten jedesmal enthalten sollen : 

1) die bestimmte Angabe der Veranlassung zur Ausstellung des At- 
/ testes, des Zweckes, zu welchem dasselbe gebraucht, und der*Be- 

hörde, welcher es vorgelegt werden soll; 

2) die etwanigcn Angaben des Kranken oder der Angehörigen des- 
selben über seinen Zustand; 

3) bestimmt gesondert von den Angaben zu 2. die eigenen that- 
sächlichen Wahrnehmungen des Beamten über den Zustand des 
Kranken ; 

4) die aufgefundenen wirklichen Krankheitserscheinungen; 

5) das thatsächlich und wissenschaftlich motivirte Urtheil über die 
Krankheit« über die Zulässigkeit eines Transports oder einer Haft 
oder über die sonst gestellten Fragen; 

6) die diensteidliche Versicherung, dass die Mittheilungen des Kran- 
ken oder seiner Angehörigen (ad 2.) richtig in das Attest aufge- 
nommen sind, dass die eigenen Wahrnehmungen des Ausstellers 
(ad B. und 4.) überall der Wahrheit gemäss sind« und dass das 
Gutachten auf Grund der eigenen Wahrnehmungen des Ausstellers 
nach dessen bestem Wissen abgegeben ist. 

Ausserdem müssen die Atteste mit vollständigem Datum, vollständiger 
Namensunterschrilt, insbesondere mit dem Amtscharakter des Ausstellers, 
und mit einem Abdruck des Dienstsiegels versehen sein. 

Die Königliche Eegierung hat dies sämmtlichen Medizinalbeamien in 
ihrem Bezirk zur Nachachtung bekannt zu machen, diese Bekanntmachung 
jährlich zu wiederholen und ihrerseits mit Strenge und Nachdruck darauf 
zu halten, dass der Vorschrift vollständig genügt werde. 

Um die Königlichen Begierungen hierzu in den Stand zu setzen, wird 
der Herr Justizminister die Gerichtsbeamten anweisen , von allen denjenigen 
bei ihnen eingehenden ärztlichen Attesten, gegen welche von der Gegenpar- 
tei Ausstellungen - gemacht werden , oder in welchen die Gerichte resp. die 
Staatsanwaltschaften UnvoUständigkeit oder Oberflächlichkeit wahrnehmen, 
oder einer der vorstehend angegebenen Punkte vermissen, oder endlich Un- 
richtigkeiten vermuthen, der betreffenden Königlichen Regierung resp. dem 
Königlichen Polizeipräsidium hierselbst beglaubigte AbschrijBb mitzuthellen. 
Die Königliche Regierung hat alsdann diese, so wie die auf anderm Wege 
bei ihr eingehenden ärztlichen Atteste sorgfältig zu prüfen, jeden Verstoss 
gegen die vorstehend' getroffene Anordnung im Disciplinarwege ernstlich zu 
rügen, nach Befinden der Umstände ein Gutachten des Medizinalkollegiums 
der Provinz zu extrahiren, resp. wegei^ Einleitung der Disziplinaruntersuchung 
an mich zu berichten. 
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Da Über die ünzuverlässigkeit ärztlicher Atteste vorzugsweise in solchen 
Fällen geklagt worden, in denen es auf die ärztliche Prüfung der Statthaf- 
tigkeit der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder einer Schuldhaft ankam 
und auch ich mehrfach wahrgenommen habe, dass in solchen Fällen die 
betreffenden Medizinalbeamten sich yon einem unzulässigen Mitleid leiten 
lassen oder sich auf den Standpunkt eines Hausarztes stellen, welcher sei- 
nem in Freiheit befindlichen JPatienten die angemessenste Lebensordnung 
vorzuschreiben hat, so veranlasse ich die Königliche Begierung, bei dieser 
Gelegenheit die Medizinalbeamten in ihrem Bezirke vor dergleichen Miss- 
griffen zu warnen. Kicht selten ist in solchen Fällen von dem Medizinal- 
beamtcn angenommen worden, dass schon die Wahrscheinlichkeit einer Ver- 
schlimmerung des Zustandes eines Arrestaten bei sofortiger Entziehung der 
Freiheit ein genügender Grund sei« die einstweilige Aussetzung der Straf- 
vollstreckung oder der Schuldhai't als nothwendig zu bezeichnen. Dies ist 
eine ganz unrichtige Annahme. Eine Freiheitsstrafe wird fast in allen Fäl- 
len einen deprimirenden Eindruck auf die Gemüthsstimmung und, bei nicht 
besonders kräftiger und nicht vollkommen gesunder Körperbeschaffenheit, 
auch auf das leibliche Befinden des Bestraften ausüben, mithin schon vor- 
handene Krankheitszustände fast jedesmal verschlimmern. Deshalb kann 
aber die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder einer Schuldhaft, während 
welcher ohnehin es dem Gefangenen an ärztlicher Fürsorge niemals fehlt, 
nj^cht ausgesetzt resp. nicht fQr unstatthaft erklärt werden. Der Medizinal- 
beamte kann die Aussetzung etc. vielmehr nur beantragen, wenn er sich 
nach gewissenhafter Untersuchung des Zustandes eines zu Inhaftirenden ftlr 
überzeugt hält, dass von der Haftvollstreckung eine nahe, bedeutende und 
nicht wieder gut zu machende Gefahr für Leben und Gesundheit des zur 
Haft zu Bringenden zu besorgen ist, und wenn er diese Ueberzeugung durch 
die von ihm selbst wahrgenommenen Krankheitserscheinungen und nach den 
Grundsätzen der Wissenschaft zu motiviren im Stande ist. Eine andere 
Auffassung der Aufgabe der Medizinalbeamten gefährdet den Ernst der Strafe 
und lähmt den Arm der Gerechtigkeit und ist daher nicht zu rechtfertigen. 
Dies ist den Medizinalbeamten zur Beherzigung dringend zu empfehlen. 

Hierzu die Deklaration vom 11. Februar 1856: 

Die auf meinen Erlass vom 13. April v. J. eingegangenen Berichte der 
Königlichen Regierungen über den Erfolg und die etwaige Ergänzung der 
die Form der amtlichen Atteste der Mediziualbeamten betreffenden Zirkular- 
verftigung vom 20. Januar 1S53 ergeben, dass letztere» sich praktisch bewährt^ 
insbesondere eine grössere Genauigkeit der gedachten Atteste und eine nicht 
unerhebliche Vermimderung der Zahl der zum Gebrauch vor Gericht bestimm- 
ten Atteste überhaupt, so wie insbesondere der von nicht beamteten Aerz- 
ten ausgestellten, zur Folge gehabt hat. Die Königlichen Begierungen haben 
daher in der überwiegenden Mehrzahl und in Uebereinstimmung mit den 
von ihnen deshalb befragten Gerichtsbehörden ftlr das unveränderte Sort- 
bestehen der gedachten Verfiigung sich ausgesprochen und nur von wenigen 
Begierungen sind Ergänzungen vorgeschlagen. Ueber diese Vorschläge bin 
ich mit dem Herrn Justizminister in Berathung getreten und bestimme nun- 
mehr im Einverständniss mit demselben, 

dass die gedachten Atteste in Zukunft jedesmal ausser dem voll- 
ständigen Datum der Ausstellung auch den Ort und den Tag der 
stattgefundenen ärztlichen Untersuchungen enthalten müssen, 
und 

dass die Zirkularverfögung vom 20. Januar 1853 auch auf diejenigen 
Atteste der Medizinalbeamten Anwendung findet, welche von Ihnen 
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in ihrer Eigenschaft als praktbche Aerste zum Gehrauch vor Gerichte "> 
hehCrden ausgestellt werden. 
Sind solche Atteste der Medizinalheamten zum Gehrauch für andere 
Behörden bestimmt und nicht in der durch die Zirkulanrerftlgung vom 20* Ja- 
nuar 1853 vorgeschriebenen Form ausgestellt, so' bleibt dem Ermessen der 
Königlichen Begierungen überlassen, in geeigneten F&llen die AussteUnn^ 
eines der. allegirten Verfügung entsprechenden Attestes zu verlangen. Im 
Uebrigen verbleibt es bei der Zirkularverfügung vom 20. Januar 1853. 

Den Königlichen Regierungen empfehle i^, der genauen und sorgfäl- 
tigen AusftQirung derselben fortgesetzt ihre besondere Aufinerksamkeit an- 
zuwenden und die angeordnete alljährliche öffentliche Bekanntmachung nieht 
zu versäumen. 

lieber die Stempelpflichtigkeit der Atteste des Physikus kommt 
es darauf an, ob sie dasselbe als amtUche oder nur als ärztliche 
Sachkundige ausgestellt haben. (Verfügung vom 8. Juli 1832). 

Besondere Sorgfalt soll er dem Impfgeschäfb widmen, cf. §. 44 
bis 58 des Eegulativs vom 8. August 1835. 

Jede Eegierung hat ihre besondere Impfordnung erlassen, cf. als 
Muster die Verfügung der Eegierung zu Potsdam vom 7. Februar 1861 : 

§. 1. Wir bestimmen hierdurch, dass mit dem laufenden Jahre die 
öffentlichen Gesammtimpfungen , welche nach §. 52. des Gesetzes vom 
8. August 1835 (G. S. 1853) alljährlich statt zu finden haben, und nach 
§.51« ibd. unter Aufsicht und Kontrole der Polizeibehörde stehen^ in nach- 
stehend vorgeschriebener Weise in AusftÜirung kommen sollen. 

§.2. Da die öffentlichen Gesammtimpfungen als polizeiliche, gesetz- 
lich vorgeschriebene Maassregeln zur Verhütung des Ausbruchs der verhee> 
renden Pockenseuche stattfinden, so darf ohne triftigen Grund kein pocken* 
fähiges Kind denselben entzogen werden. Krankheit des Impflings oder 
andere dessen Gestellung verhindernde Gründe müssen vor oder während 
des Impftermins dem Impflarzt glaubhaft nachgewiesen werden. 

§. 3. Von der Verpflichtung der Gestellung ihrer impffähigen Ange- 
hörigen zu den Gesammtimpfungen sind nur diejenigen zu entbinden, welche 
die Impfung durch ihren Hausarzt bewirken lassen. 

§. 4. Die Leitung des öffentlichen Impfgeschäfls liegt in jedem Kreise 
dem Landrathe und dem Kreisphysikus (in den Stftdten Potsdam und 
Brandenburg dem Polizeidirigenten und Kreis- resp. Stadtphjsikus ) ob, so 
dass jener das Polizeiliche und Administrative > dieser das Technische des 
Geschäfts besorgt. 

v§. 5* Jeder landräthliche Kreis wird in Impf bezirke eingetheilt^ deren 
jedem ein Bezirkimpfarzt vorzteht. 

§. (). Die Bildung der Impf bezirke, so wie die Ernennung der Impf- 
ärzte steht dem Landrathe unter Zuziehung des Kreisphysikus zuj wozu 
überall der Gesichtspunkt festzuhalten ist, dass die Kreismedizinalbeamten 
selbst bei dem Impfgeschäft wesentlich mitbetheiligt werden müssen. 

§. 7. Eine Zersplitterung des Kreises in zu viele ländliche Impf bezirke 
hat sich durch die Erfahrung als der prompten Ausftihrung des Imp%e' 
Schafts nachtheilig erwiesen. Es wird sich daher empfehlen, dass, nachdem 
wenigstens die Hälfte des Kreises dem Kreisphysikus und dem Kreiswund- 
arzte zu ihren resp. Impfbezirken zugewiesen^ der übrige Theil desselben in 
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• 
etT?a ewei bis höchstens drei Impfbeeirke getheilt werde. Ausserden länd- 
lichen Bezirken kann eine jede Stadt für sich einen Impfbezirk bilden, wel- 
cher (conf. §. 21.) einem der daselbst wohnhaften Aerzte zugetheilt wird. 

§.8* Zn Impfärzten dürfen nur zur innem Praxis berechtigte Medizi- 
nalpersonen und diejenigen Wundärzte zweiter Klasse bestimmt werden, 
welche sich nach Inhalt des Medizinalerlasses yom 21. April 1832 über den 
Besitz einer rollständigen Sachkeniftniss mit dem Impfgeschäfte ausgewiesen 
haben. 

Allen übrigen Personen ohne Unterschied ist die Ausführung Ton Impfungen 
bei Vermeidung der gesetzlichen Strafen untersagt. 

§. 9. Die Bezirksimpförztotf^heilen ihren ländlichen Bezirk in Impf- 
st ationen, welche sie vor Anfang des Geschäfts dem Landrath zur Bestätigung 
mittheilen, der sie den betreffenden Gemeinden bekannt macht. Sie sind, 
unter Erwägung der örtlichen Verhältnisse, dergestalt zu bestimmen, dass 
ihre Entfernung von den Wohnorten der Impflinge höchstens dreiviertel 
Meilen betrage, dass aber auch andererseits ihnen nicht zu wenig Ortschaf- 
ten zugewiesen werden, um nicht unnütze Vermehrung der Stationen und 
Termine Zeit- und Kostenaufwand zu steigern. 

§. 10. Die Bezirksimpfärzte haben die Impf- resp. Bevisionstermine 
anzusetzen und wenigstens acht Tage vorher den betreffenden Ortsyorständen 
anzuzeigen. • 

§.11. Im Laufe des Januar jeden Jahres erhält jeder Ortsvorstand 
durch den, Landrath ein Exemplar des beigehenden Schema's zu der för das 
Impfgeschäft des lautenden Jahres anzufertigenden Impfliste. Demnächst er- 
bittet sich der Schulze von dem Prediger seines Orts ein von demselben 
unterzeichnetes namentliches Verzeichniss der im Dorfe seit dem 1. März r. J. 
geborenen Kinder, in welchem die bereits wieder verstorbenen und todtge- 
borenen mit angegeben sind. Sodann ermittelt der Schulze, ob durch Zu- 
ziehung ft-emder Leute seit dem vorjährigen 1. März ' ungeimpfte Kinder ins 
Dorf gekommen sind, deren Namen er hinter das letztgenannte Verzeichniss 
aufschreibt. 

Die solchergestalt festgestellte Zahl der im Orte zu impfenden Kinder 
zeigt der Schulze dem zuständigen Impfarzte bis spätestens den 1 5. März an. 

Am Impftermine behändigt der Schulze dem Impfarzte 

a) die vorgedachte Tabelle, 

b) das namentliche Verzeichniss der Impflinge. 

Nach den an Ort und Stelle während der Impf- resp. Bevisionstermine 
dem namentlichen Verzeichnisse beigefügten Notizen fertigt der Impfarzt die 
Tabelle an, indem er die Bubriken des vorgedachten Formulars 1 — 18. mit 
den betreffenden Zahlen ausfüllt. 

An dem Bevisionstermine versieht der Impfarzt ausserdem die mit Er- 
folg Geimpften mit dem Impfscheine. 

§. 12. Nach dem Schlüsse des Impfgeschäfts haben die Bezirksimpf- 
ärzte sämmtliche gehörig ausgeitlllte Impflisten ihres Bezirks nebst einem 
Impfbeiichte dem Landrathe bis spätestens dem 15. September einzureichen. 

§. 13. Die Dorfschulzen jeder zu einer Impfstation zugewiesenen Ge- 
meinde haben sich persönlich an dem ihnen acht Tage zuvor von dem Impf- 
arzte bekannt gemachten Termin an der Iropfstation pünktlich einzufinden, 
und sowohl der Impfung, als auch der acht Tage später stattfindenden Be- 
yision beizuwohnen. 

Ausserdem haben sie ftlr die prompte Gestellung der Impflinge zu den 
Terminen, so wie für die Beschaffung der Atteste der durch Krankheit etc. 
Verhinderten zu sorgen. 
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Sollten sie bei einzelnen Eltern auf entschiedene Weigerung stossen, 
ihre Kinder impfen zu lassen, so haben sie jene mit Hinweis auf |. 5-1. des 
Gesetzes vom 8. August 1835 über die depselben daraus erwachsenden 
tlblen Folgen zu belehren, event die Renitenten dem Landrathe namentlich 
anzuzeigen, damit dieser bei Ausbrüchen von Mensch enb]attem ihre Bo-* 
strafung nach Maassgabe des angezogenen Gesetzes veranlassen kann. 

Eltern^ welche behaupten, dass ihr Kind von einem andern Arzte ge> 
impft sei, müssen ein untersiegeltes Attest dieses Arztes beibringen. 

§. 13. Der Landrath stellt, nach Eingang sämmtlicher Spezialimpf- 
listen, die Hauptimpfliste, zusammen und fertigt gemeinschaftlich mit dem 
Kreisphysikus auf Grulfd der Spezialb^aphte den Hauptimpf bericht an. 
Derselbe muss enthalten : eine kurze ßchiloerung des allgemeinen Impfge- 
schäfts im laufenden Jahre, des Verhaltens der Ortsvorstände und der Be- 
zirksimpfUrzto, so wie eine Yergleichung der Zahlen der diesjährig mit deaen 
der im vergangenen Jahre mit oder ohne Erfolg Geimpften. 

Die Landräthe resp. die Polizeidirigenten der Städte Potsdam und 
Brandenburg haben, da sie für Einhaltung der vorstehenden Vorschriften in 
ihrem Geschäftsbezirke verantwortlich sind, die einzelnen Ortsbehörden event. 
durch angemessene Ordnungsstrafen zur Erfüllung ihrer Pflichten hierin an- 
zuhalten, da nur durch die grösste Sorgfalt und Vermeidung jeder ^ach-- 
lässigkeit der einzelnen Betheiligten die Ordnung dea. Geschäfts möglith 
wird. Nachlässigkeiten der Impfärzte oder der übrigen impfenden Medizinal- 
personen sind uns sofort zur Anzeige zu bringen. 

§. 15. In Betreff der Honorirung der Bezirksimpfärzte hat die Erfah- 
rung ergeben, dass die öffentlichen Gesammtimpfungen nur dann ihrem 
Zwecke vollständig entsprechen, wenn die dadurch veranlassten Kosten von 
der Gesammtheit der Kreis- resp. Ortseinwohner nach einer zweckmässigen 
Bepartition getragen werden, die einzelnen Impfungen daher unentgeltlich 
stattfinden. 

Der Modus, nach welchem in einzelnen diesseitigen Kreisen es den 
Impfarzten überlassen war, ihr Honorar für die in den öffentlichen Gesammt- 
impfungen bewirkten Impfungen einzuziehen, darf aber unter keinen Umstän- 
den mehr stattfinden. 

§. 16. Bis dahin, dass die resp. Kreisstände sich zur Uebernahme der 
Kosten für das Impfgeschäf^ entschlossen haben, verbleibt es bei der Ein- 
richtung, nach welcher der Impfarzt für eine jede in der öffentlichen Ge- 
sammtimpfung bewirkte Impfung einen Gebührensatz erhält. Die Höhe des- 
selben setzen wir hiermit auf Fünf Silbergroschen fest. 

Diese Gebührensätze werden durch die Ortsbehörden (Doi'fschulzen) ein • 
gezogen und sind von diesen am Schlüsse des Bevisionstermins an den 
Impfarzt abzuführen. Wird die Erlegung des Impfgeldes geweigert, so hat 
der Ortsvorstand dessen exekutivische Beitreibung durch die Dorfgerichte zu 
veranlassen. 

§. 17. Die Kosten für notorisch arme Impflinge müssen nach Inhalt 
des Erlasses der Königlichen Ministerien der Medizinalangelegenheiten, dea 
Innern und der Finanzen vom 14. September 1822, 19. Juni 1S24 und 
10. November 1829 (v. Kamptz, Annalen pro 1829 S. 934) nach den 
Grundsätzen der kurativen Armenpflege von den betreffenden subsidiarisch 
verpflichteten Gemeinden aufgebracht werden. 

In streitigen Fällen steht die Vorentscheidung dem betreffenden Land« 
rathe zu, welcher auch, im Fall sich ein Ortsvorstand bei Einziehung der 
Gebühren für den Impfarzt säumig finden lassen sollte, auf Antrag des 
letzteren Remedur schaffen wird. 
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§. 18. Bie Gestellung der Fuhrmittel filr die Impfärzte i?eh6rt, nach 
Inhalt der Erlasse der Königlichen Ministerien der Medizinalangelegenheiten 
und des Innern vom 14. Juni 1826 (v. Kamptz Annalen X. S. 449) und 
13. Novemher 1830 (ibid. XXX. S. 841), zu den Verpflichtungen derjenigen 
Gemeinden, in Betreff deren der die Beise erfordernde Impf- resp. Bevisions- 
termin angesetzt ist. 

Die Ortsbehörde ist daher verpflichtet, dem Bezirksimpfarzte zu der 

von ihm acht Tage zuvor zu bestimmenden Zeit eine angemessene Beisege- 

legenheit zu stellen, widrigenfalls derselbe auf eine solche auf Kosten der 

Säumigen sofort zu dringen hat, damit die Abhaltung des Termins Iceine 

Verzögerung erleide. 

In einem solchen Fälle hat der Bezirksimpfarzt die Quittung über das 
bezahlte Fuhrlohn dem Landrath einzusenden und letzterer den Betrag von 
dem zur Gestellung des Fuhrwerks Verpflichteten einzuziehen und dem 
Impfarzte zu erstatten. 

Uebrigens steht es den Kommunen frei, mit den Impfärzten wegen dieser 
Fuhrgelegenheit ein anderweitiges Abkommen zu treffen. 

Auch wird vorgedachte Maassregel überflüssig, wo von Seiten des Kreis- 
verbandes mit den Bezirksimpfärzten «in Uebereinkommen wegen Uebernahme 
der Gesammtimpfungen oder wenigstens der Fuhrgestellungen zu den dies- 
seitigen Beisen getroffen ist. 

§. 19. Von den Ortsverhältnissen und der zwischen den Ortsvorstän- 
den und dem Impfarzte zu treffenden Einrichtung hängt es ab, in welcher 
Weise die Gestellung derjenigen Impflinge stattzufinden hat, von denen die 
Gesammtimpfung zu besorgen ist. Sollte die Entfernung des Wohnorts der 
letzteren zur Impfstation die Gestellung einer Fuhrgelegenheit erfordern, so 
rsmiä hierzu eben&Us eine Kommunalfuhre hergegeben werden. 

§. 20. Die öffentlichen Gesammtimpfungen haben im Mai^zu beginnen 
und müssen spätestens auf dem Lande bis 1. Juli, in den Städten bis 
1. September beendigt sein. 

Der Impfstoff ist jährlich frisch kurz vor der Impfung aus dem König- 
lichen Impfinstitot zu Berljn zu beziehen. 

Ist er auf anderem Wege entnommen, so ist dies in dem, dem Land- 
rathe einzureichenden Impfberichte ausdrücklich zu bemerken. 

Die Bezirksimpfärzte müssen zuerst in ihrem Wohnorte die Impfung in 
Gang bringen, damit in den öffentlichen Gesammtimpfungen stets mit frischem 
Sto& — von Arm zu Arm — geimpft werden kann. 

§.21. In den Stadtgemeinden bleibt es dem Ermessen der Magisträte 
überlassen, ob sie sich dem betreffenden ländlichen Impf bezirke anschliessen 
oder einen Impf bezirk für sich bilden wollen. 

In diesem Falle haben sie sich zur öffentlichen Impfung der Kinder 
unbemittelter Eltern der besoldeten Kommunalärzte oder, falls deren nicht 
vorhanden sind, eines anderen Arztes gegen Entschädigung aus der Kom- 
munalkasse zu bedienen. 

Die Anfertigung der Impflisten, so wie die AusfEdirung der übrigen 
Maassregeln bei der öffentlichen Gesammtimpfung ist nach Anleitung der 
vorstehenden Paragraphen zu regeln. 

Gebühren für Untersuchung armer Militärreklämanten werden 
aus dem Eegierungsfonds bezahlt, wenn dies der Landrath be- 
scheinigt. (Verfügung vom 22. September 1860. 

Da die Physiker besonders die Pfuscherei zu überwachen haben, 
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80 dürfte tkber den Begriff der Heilung resp. Pfuscherei das Er- 
kenntniss vom 17. September 1858 (§. 199 des Strafgesetzbuches) hier 
mitzutheileu sein: 

Im Kamen des Königs! 
In der Untersuchung wider den K. N. zu N. auf die Kichtigkeitabe* 
schwerde des Angeklagten hat das Königliehe Obertribunal — Senat für 
Strafsachen, erste Abtheilung — in der Sitzung vom 17. September 1858> 
an welcher Theil genommen haben etc. 

in Erwägung, dass der Angeklagte die tfaatsächliche Feststellung 
der Instanzen, welche dahin lautet: 

„dass derselbe zu M. in den Jahren 1856 und 1857 zu ver- 
schiedenen Malen, ohne vorschriftsmässig approbirt zu sein, 
zwar nicht gegen Belohnung, aber einem an ihn erlassenen 
polizeilichen Verbote zuwider, die Heilung Ton Krankheiten 
unternommen habe, und sich dabei im Rückfalle befinde^% 
aus dem Grunde angreift, weil der Appellationsrichter Yon einer 
unrichtigen Kechtsansicht, w^s unter „ Heilung '^ im Sinne des 
§. 199. des Strafgesetzbuchs zu verstehen, ausgehe, und diesen 
Begriff nicht auf eine Heilung mitbist pharmaceutisoher 
Mittel, im Gegensatz von blos diätetischen oder sogenannten 
Hausmitteln, beschränke, 

dass aber ein solcher Unterschied, je nachdem der Kranke 
mit pharmaceutischen oder diätetischen Mitteln behandelt 
werde, sich in der Fassung des §. 199, nicht ausgesprochen 
findet, die Entstehungsgeschichte dieses Paragraphen auch 
nicht entfernt darauf hinweist, vielmehr es dem Zweck der im 
* §. 199. enthaltenen präventiven Vorschrift entspricht, den Aus- 
druck „Heilung'^ in allgemeiner Bedeutung au&unehmen, und 
die Anwendung eines jeden, auf den Körper einwirkenden 
Heilmittels, mag dasselbe speziell in der Pharmakopoe auf- 
geführt stehen oder nicht, unter diesen Begriff zu stellen, 

dass der Zweck des §. 199. nämlich dahin geht, den der 
ärztlichen Hülfe Bedürftigen einerseits nicht abzuhsÜten, die- 
selbe bei einem vorschriftsmässig approbirten Arzt zu suchen, 
anderentheils ihn auch vor einer nachtheiligen Behandlung zu 
schützen, welche immer dann zu befürchten ist, wenn ein nicht 
Befähigter die Heilung unternimmt, in diesem Fall aber der 
Gebrauch blos diätetischer Mittel mit Kücksicht auf die Per- 
sönlichkeit des Kranken und die Umstände der Krankheit 
nicht weniger Gefahr drohen kann, als die Anwendung phar- 
maceutischer Stoffe, 

dass die zur Begründung jenes Unterschiedes angeführten 
Vorschriften über das Medizinalwesen, nämlich das Allerhöchst 
genehmigte Reglement vom 20. Juni 1843, betreffend die Be- 
fugniss der approbriten Medizinalpersonen zum Selbstdispen- 
siren der nach homöopatischen Grundsätzen bereiteten Arznei- 
mittel (G.-S. S. 305), das Regulativ vom 8. August 1835, 
betreffend die sanitätspolizeilichen Vorschriften bei gewissen 
ansteckenden Krankheiten (G.-S. S. 40) und die Allerhöchste 
Kabinetsordre vom 21. Juli 1842, betreffend die Errichtung 
und Verwaltung der Wasserheilanstalten (G.-S. S. 243) auf 
die vorliegende Frage gar keine Beziehung haben, da sowohl 
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ihr Gegenstand als ihre Bestimmungen wesentlich rerschie- 
den sind, 

dass demnach die zufolge §. 199. des Strafgesetzbuchs aus- 
gesprochene Bestrafung des Angeklagten sich rechtfertigt und 
die erkannte Geldstrafis Ton 20 Thalem die gesetzliche Ghrenze 
nicht Überschreitet, 
ftir Becht erkannt: 

dass die Nichtigkeitsbeschwerde gegen das Urtheil des Krimi- 
nalsenats des Königlichen Kammergerichts vom 27« April d. J. 
zurückzuweisen und dem Angeklagten die Kosten dieses Ver- 
fahrens zur Last zu legen. 
9 Von Bechtswegen. 

Angefertigt unter Siegel und Unterschrift des Königlichen Ober-Tribunals. 

(v. Hörn, Suppl.-Bd. S. 241.) 

Es ist also gleichgültig, ob die Heilung mit dietätischen oder 
pharmazeutischen Mitteln versucht worden. Cf. Erk. vom 4. Juni 1862: 

1) Die Medizinalpfuscherei ist rg^gen Belohnung'' betrieben, wenn sie 
in der Erwartung einer solchen stattfand. 

Strafgesetzbuch §. 199. 

2) Als „Krankheit'' im Sinne des angefahrten §. 199. ist jedes körper- 
liche Uebelbefinden oder Unwohlsein anzusehen, sollte dasselbe auch die 
natürliche Folge einer Schwangerschaft sein. 

Strafgesetzbuch §. 199. 
In der Untersuchung wider die yerehelichte Fuhrmann S., geb. F. zu G.. 
auf die Kichtigkeitsbeschwerde der Angeklagten 

hat das Königliche Ober-Tribunal, Senat für Strafsachen, erste Ab- 
theilung, in seiner Sitzung vom 4. Juli 1862 u. s. w. 
f^ Becht erkannt: 

dass die Nichtigkeitsbesdiwerde gegen das Urtheil des Kriminalsenats 
des Königlichen Appellationsgerichts zu Glogau vom 28. März 1862 
zurückzuweisen, und die Angeklagte in die Kosten dieses Yerfeihrens 
zu yenuiheilen. 

Von Bechtswegen. 
Gründe. 
Die Angeklagte, welche bereits dreimal wegen Medizinalpfuscherei be- 
straft ist, wird von neuem eines Bückfalls beschuldigt Nach ihrem Ge- 
ständniss «hat die unverehelichte Dorothea H. zu T. im Sommer t. J. wegen 
Appetitlosigkeit und Neigung zum Erbrechen während der Schwangerschaft 
Hülfe bei der Angeklagten nachgesucht und in zwei Flaschen einen Theo 
aus Kardui-Benediktenkraut, Nelken u. s. w. erhalten, woför die H. die 
Zahlung von 10 Sgr. versprochen, jedoch später nicht geleistet. i 

Das Königliche Kreisgericht zu Guhrau nimmt in dem Urtheil vom 
20. Januar d. J. zwar als erwiesen an: « 

dass die Heilung des Uebelbefindens des H. durch den Thee in Er- 
wartung der Belohnung unternommen war, 
wenBet jedoch auf diesen Thatbestand den §. 199 des Strafgesetzbuches 
nicht an, weil es zweifelhaft sei, ob die Erwartung einer Belohnung der 
wirklich erfolgten Belohnung gleichzustellen sei; das Kreisgericht 
stellt dagegen femer thatsächlich fest: 

dass die Angeklagte im vorigen Jahre, ohne vorschriftsimässig appro- 
birt zu sein und besonderen Verbots zuwider, die Heilung einer 
Krankheit an der unverehelichten H. untemonoanen habe, — 
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• 
and bestraft dieselbe wegen Medizinalpfuscherei im wiederholten Bück&ll 
mit Gefängnissstrafe von 4 Wochen. 

Hierbei ist die Ansicht leitend, dass die vorausgegangenen Bestrafongen 
weit mehr als ein polizeiliches Verbot bei der Angeklagten das Bewusstsein 
der Strafbarkeit ihrer Handlung hätten hervorrufen müssen. 

Zur Rechtfertigung der Appellation machte die Angeklagte geltend, dass 
die unverehelichte H. nicht krank gewesen, sondern dass die bei ihr einge- 
tretenen Erscheinungen nattfrliche Folgen der Schwangerschaft seien; jeden- 
falls habe das Kreisgericht die Frage : ob hier eine Krankheit im Sinne des 
§. 199 des Strafgesetzbuchs anzunehmen, nicht nach seinem Ermessen, bod- 
dorn erst nach Einholung eines ärztlichen Gutachtens entscheiden dürfen. 
Abgesehen hiervon, habe der erste Richter eine frühere Bestrafung wegen 
unternommener Heilung gegen Belohnung mit dem Erlasse eines polizeilichen 
Verbots verwechselt, was wegen wesentlicher Verschiedenheit der Fälle un- 
zulässig sei. Was die Erwerbung einer Belohnung betreffe, so habe die 
Angeklagte solche nicht gefordert, sondern die H. habe die 10 Sgr. nach 
dem Empfange des Thees aus eigenem Antriebe versprochen. 

Pas Königliche Appellationsgericht zu Glogau bestätigte indessen am 
28. März d. J. das erste Erkenntniss aus folgenden -Gründen : 

Pie unverehelichte H. habe sich ftir krank gehalten und für ihr körper- 
liches Unwohlsein Hülfe gesucht, welche die Angeklagte geleistet. Letztere 
sei bemüht gewesen, diesen Zustand zu lindern, habe also eine Heilung 
unternommen. Die objektive Gewissheit von der Existenz einer Krankheit 
sei keine Voraussetzung des §. 199» daher auch die Vernehmung eines 
Sachverständigen nicht nothwendig. 

Femer sei es unerheblieh, ob das Versprechen der 10 Sgr. vor oder 
nach Verabreichung des Thees stattgefunden, denn die Persönlichkeit der 
Angeklagten fahre zu der Annahme, dass ihr die Absicht der UnentgelÜich'- 
keit fem gelegen. Pagegen könne die frühere Verurtheilung wegen Pfuscherei 
das polizeiliche Verbot, dessen Erlassung nicht nachgewiesen sei, keines- 
wegs ersetzen, jene strafe gegebene Thatsachen, diese solle zu begehenden 
strafbaren Handlungen vorbeugen, man könne also beides nicht identifiziren. 
Demnach sei die Feststellung der ersten Instanz nicht aufrecht zu erhalten, 
und wurde festgestellt, 

„dass die Angeklagte im Oktober v. J., ohne vorschriflsmässig appro- 
birt zu sein, gegen Belohnung die Heilung einer Krankheit an der 
unverehelichten H. unternommen habe.'' 

In der rechtzeitig mittelst legalisirter Schriil angemeldeten uiSB. gerecht- 
fertigten Nichtigkeitsbeschwerde wird von der Angeklagten Vm* letzung wesent- 
licher Vorschriften des Verfahrens und des Strafgesetzes beiiauptet : 

1) der Appellationsrichter habe gegen den Artikel 101 des Gesetzes 
vom 3. Mai 1852 Verstössen, weil er ohne neue Beweisaufoahme 
von der that^äch liehen Feststellung erster Instanz abgewichen, und 
als nachgewiesen betrachtet, dass die Angeklagte gegen Belohnung 
die Heilung unternommen: 

2) wäre eben auch der Appellationsrichter befugt gewesen, auf Grand 
der in dem Urtel erster Instanz enthaltenen Nebenbemerkung eine 
andere Beststellung zu treffen, so hätte diese damit übereinstim- 
men müssen, nicht aber in der Weise davon abweichen dürfen, 
dass statt „in Erwartung einer Belohnung^ nun positiv „gegen 
Belohnung^ festgestellt worden; 

3) sei die Vertheidigung dadurch beschränkt worden, dass der er- 
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botene Beweis darüber, dass das Unbehagen der H. als Krankheit 
nicht anzusehen, unberficksichdgt geblieben; 
4) der §. 1 99 des Strafgesetzbuchs strafe nur ^die unternommene Hei- 
lung einer Krankheit, wenn diese gegen Belohnung geschieht; 
— die Belohnung müsse also wirklich stattgefunden haben. Ganz 
verschieden davon sei die Erwartung einer Belohnung, zumal im 
vorliegenden Falle, wo das Versprechen erst nach Verabreichung 
des Thees, also nach dem Unternehmen der Heilung, von der H« 
aus eigenem Antriebe erfolgt sein solle, — mithin erscheine der 
§. 199 durch unrichtige Anwendung verletzt. 
Die Angeklagte beantragt, das zweite Urtel zu vernichten und sie frei- 
zusprechen. 
« Dieser Angriff stellt sich jedoch nach allen Kichtungen als verfehlt dar. 
Was zuerst die behauptete Verletzung^ wesentlicher Prozessvorschriflen 
betrifft, so hat der Appellationsrichter hinsichtlich der Frage, ob die Ange- 
klagte »gegen Belohnung'* die Heilung einer Krankheit unternommen, keines- 
wegs einen von der Feststellung der ersten Instanz abweichenden Thatbe- 
stand als erwiesen angenommen, ohne einen neuen Beweis vorher zu er- 
heben. Der erste Richter stellt auf Grund der Aussagte der Zeugin H., dass 
sie för die Theeabkochung 10 Sgr. versprochen, ausdrücklich fest, dass die 
Heilung in Erwartuag der Belohnung unternommen gewesen, — sein recht- 
liches Bedenken aber, ob auf diesen Thatbestand der §. 199 des Strafgesetz- 
buchs anzuwenden, konnte den Appellationsrichter nicht verhindern, unter 
Beseitigung des Zweifels, von jener Thatsache „der Erwartung der Beloh- 
nung'' auszugehen, welche, wenn sie auch nicht in der Anklage vom 21. De- 
zember V. J. hervorgehoben worden, doch nach Artikel 30 des Gesetzes vom 
3. Mai 1852 berücksichtigt werden durfte. Die Voraussetzung des §. 199 
„gegen Belohnung" bildet nur den Gegensatz gegen eine unentgeltlich unter- 
nommene Heilung^ erfordert daher nicht, dass die Belohnung bereits wirklich 
entrichtet worden, sondern bezieht sidb sowohl auf das Versprechen der- 
selben, als auch auf das Erwerben derselben, weil durch die Strafvorschrifl 
des §. 199 dem gemeingefährlichen, gewerbemässig betriebenen Eingreifen 
Seitens unqualifizirter Personen in die ärztliche Praxis vorgebeugt werden 
sollte. Indem der Appellationsrichter das Erwarten einer Belohnung dem 
Umstände „gegen Belohnung" gleichstellt^ verkennt er nicht den Sinn des 
§. 199, und setzt damit den Fall nicht auf gleiche Linie, wenn der Kranke 
nach unternommener Heilung freiwillig ein Geschenk giebt. Die Erwägung, 
dass die Absicht der Unentgeltlichkeit nach der Persönlichkeit der Ange- 
klagten fem gelegen, führt zu der Annahme, dass die Angeklagte sofort 
eine Belohnung oder doch das Versprechen einer Belohnung erwartet, und 
es ist dann gleichgültig, ob dies Versprechen vor oder nach der Heilung 
gegeben worden. Demnach hat der Appellationsrichter weder die Feststel- 
lung der ersten Instanz in unzulässiger Weise abgeändert, noch den §. 199 
durch unrichtige Anwendung verletzt. 

Mit Becht ffihrt ferner das angegriffene Erkenntniss aus, dass hier der 
Grund des UebelbefindenB oder Unwohlseins der unverehelichten H. von 
keiner Erheblichkeit, und es nicht darauf ankomme, ob dasselbe eine natür- 
liche Folge der Schwangerschaft sei. Die H. suchte die nachtheiligen Ein- 
wirkungen der letzteren zu beseitigen und sprach die Hülfe der Angeklagten 
an, welche ihr auch gewährt wurde. Die allgemeine Fassung des §.199 be- 
zieht sich auch auf cUesen Körperzustand, da zweckwidrige Mittel hier eben 
so schädlich wie bei einer eigentlichen Krankheit werden können. 

Es muss daher wegen rechtlicher Unerheblichkeit die Beweisaufnahme 
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über die Behauptung der Angeklagten ausgesetzt werden , und rechtfertigt 
sich die Zurückweisung der Kichtigkeitsbeschwerde. 

(v. Hörn, Suppl.-B. S. 268.) 

Auch auf Geheimmittel haben die Kreisphysiker ganz besonders 
zu achten (Verfügung vom 7. NoTomber 1848): 

In Verfolg unserer Zirkular7erfögung vom 15. Augast 1847 , betreffend 
die Censur öffentlicher Ankündigungen und Empfehlungen von Arznei- oder 
sogenannten Geheimmitteln ^ machen wir die Königlichen Regierungen dar- 
auf aufmerksam, dass die bestehenden gesetzlichen Vorschriften , auch nach 
Aufhebung der Censur, hinlängliche Mittel an die Hand geben , dem Mise- 
brauche, welcher mit dem* unbefugten Verkaufe von sogenannten Geheim- 
oder andern Arzneimitteln zur Erhaltung oder Stärkung menschlicher Körper- 
kräfte getrieben wird, entgegen zu treten. Es ist nämlich nach der Allg. 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 ({. 26) ? als auch nach den zur Zeit 
noch geltenden Strafgesetzen [der Verkauf und das Ausbieten Ton Arzneien 
ohne ausdrückliche Erlaubniss des Staats bei Strafe verboten. Für die Bhein- 
provinz ist durch die Gesetzdekrete Tom 21. Germinal XI, 29. Pluriose XULi 
und 25. Prairial XIII der Verkauf und die öffentliche Ankündigung nicht 
besonders approbirter Geheimmittel mit einer Geldbusse von 25 — 600 Fran- 
ken bedroht, und in den §§. 693» 694 II. 20 A. L. R'. ist die Zubereitung 
und der Verkauf, oder die anderweitige Ueberlassung ron Arzneien und 
Materialien, deren rechter Gebrauch besondere Kenntnisse voraussetzt, ohne 
Erlaubniss des Staats bei Strafe von 20 bis 100 Thalern verboten, ein Ver- 
bot, worunter offenbar auch die öffentliche Ankündigung, als ein Versuch 
zum Verkaufe, fällt. 

Da die Censur jetzt dergleichen Ausbietung nicht mehr hindern kann, 
so wird es zum Offizium der Polizeibehörden, insbesondere aber der EJreis- 
physiker gehören, auf die ergehenden Ankündigungen jener Art, oder die 
ohne torherige Ankündigung stattfindenden Verkäufe von Geheimmitteln 
auftnerksam zu sein und bie vorkommenden Uebertretungen zur Rüge zu 
bringen. Pas Publikum aber ist. Seitens der Polizeibehörden, auf die be- 
stehenden Gesetze mit dem Hinzufügen hinzuweisen, dass jeder Verkauf und 
jede Ankündigung von Geheimmitteln und ähnlicher Arzneien als strafbar werde 
verfolgt werden, die nicht durch ein amtliches Attest des Kreisphysikus des 
Orts nachgelassen sind. Die Kreisphysiker ihrerseits werden dergleichen 
Atteste nicht selbstständig, zu ertheilen, sondern nur auszustellen haben, 
wenn die oberste Medizinalinstanz deuDebit des betreffenden Geheimmittels 
ausdrücklich genehmigt hat. Dergleichen Genehmigungen müssen nach wie 
vor öffentlich ergehen, damit, wenn sie einmal ertheilt sind, sie zur Direk- 
tion der sämmtlichen Staats-Medizinalbeamten dienen. 

Die Königliche Regierung hat hiernach die zu ihrem Ressort gehörigen 
Unterbehörden zu instruiren, auch die Kreisphysiker mit entsprechender An- 
weisung zu versehen. . 

Hierher gehört auch die Verfügung vom 1. April 1864: 

Auf den Bericht vom .... erwiedere ich der Königlichen Begierung, 
dass gegen die öffentliche Anpreisung von Geheimmitteln nur auf dem in 
der CircularverfÜgung vom 20. Februar 1855 empfohlenen Wege der Polizei- 
verordnung eingeschritten werden kann. 

Wenn der Kreisphf sikus Dr. N. in dem Bericht vom . . . äussert^ dass 
eine einmalige Bestri^ung der Verkäufer von Geheimmitteln ohne allen Er- 
folg sei, weil der Gewinn, welchen die Händler durch den Vertrieb erzielen, 
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80 bedeutend sei« daas die emfiEushe Strafe nicht fbhlbar wirke, so bemerke 
ich in dieser Beziehung Folgendes: 

Die mit der Bekimntmachnng vom 29. Juli 1857 (Gesetssamml. S. 654) 
publizirte^ Verzeichnisse enthalten nicht blos diejenigen Präparate, sondern 
audi unter A. diejenigen Arzneiformen, mit welchen nur die Apotheker han* 
dein dürfen. Unter die letzteren fidlen alle Electuaria, Elixiria, Emplastra» 
Linimenta, Mixturae, Pilulae, Pulveres medicinales, Sapones ' medicinales 
mixti, Species medicinales, Syrupi medicinales, Tincturae, Unguenta und 
Yina medicinalia, mithin so ziemlich alle Formen, unter denen Geheimmittel 
ausgeboten zu werden pflegen. Per §. 345 des Strafgesetzbuchs aber stellt 
die Zubereitung und d^n Handel mit solchen Arzneien nicht blos unter 
Strafe, sondern verordnet im letzten Alinea auch die Konfiskation der Arz- 
neien. Es kommt also, um wirksam einzuschreiten, nur darauf an, zunächst 
überzeugend festzustellen» dass ein Geheimmittel, gegen dessen Debit vor- 
gegangen werden soll, unter die Bekanntmachung vom 29. Juli 1857 fUlt, 
und ein Verkauf wirklich stattgefunden hat, sodann darauf, unter Vorlegung 
des Besultats dieser Feststellung und auf Grund der durch die öffentliche 
Verkaufsanzeige konstatirten Existenz eines verbotenen Arzneibestandes die 
Staatsanwaltschaft zu einer, unter Zuziehung des Kreisphysikus zu veranstal- 
tenden unvermutheten Revision des betreffenden kaufmännischen Geschäfts, 
sowie zur Beschlagnahme des vorgefundenen verbotenen Arzneivorraths zu 
disponirien, und alsdann neben der Bestrafung die gerichtliche Konfiskation 
des letzteren beantragen zu lassen. Wird dieses Verfahren, wie es bereits 
anderwärts geschehen ist, einige Male mit Erfolg durchgef^Shrt, so lässt sich 
erwarten, dass es gelingen werde, dem mit dem Pebit von Geheimmitteln 
getriebenen Unwesen soweit als überhaupt möglich zu steuern. 

Der Königlichen Regierung überlasse ich, hiemach das Geeignete für 
Ihren Bezirk anzuordnen. 

Bei Ansfertdgimg der Leichenpässe, welche den Landräthen 
ol)liegt, sind die medizinisch- polizeilichen Untersuchungen von den 
Kreisphysikem vorzunehmen. (Circularverfugung vom 16. Mai 1857). 
Nach der Circularverfugung vom 27. Januar 1865 ist dies sämmt- 
lichen Polizeiverwaltungen gestattet. 

Nach Inhalt des Circularerlasses vom 19. Dezember 1857 ist durch A. O. 
vom 16. Mai 1857 genehmigt worden, dass die Ausstellung der Leichenpässe, 
welche bis dahin den Königlichen Begierungen vorbehalten war, den Land- 
räthen übertragen werde. 

Inzwischen hat sich auch diese, in Betreff der Beschafiung der Leichen- 
pässe gewährte Erleichterung nicht überall als völlig ausreichend erwiesen; 
vielmehr hat bei der Beförderung von Leichen aus dem Auslande auf der 
Eisenbahn der Umstand, dass die Grenzstationen nicht gleichzeitig Sitz der 
betreffenden Landrathsämter sind, häufig zu einer nachtheiligen Verzögerung 
der Leichentransporte und zu unverhältnissmässiger Kostenaufwendung für 
die Betheiligten Veranlassung gegeben. 

Um diese Uebelstände zu vermeiden, haben Se. Majestät der König, 
auf unsem Vortrag, auf Allerhöchste Ordre vom 12. Dezember v. J. zu ge- 
nehmigen geruht, « 

dass die Ausstellung der Leichenpässe, wie solche durch die Ordre 
yßm 16. Mai 1857 Bslt die Landräthe nachgegeben ist, nach Bewandt- 
nisB der Umstände auch den Polizeiverwaltungen in den an der Landes- 

3 
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grenze belegenen diesseitigen Eisenbahnstationsorton überfa*agen wer^ 

den könne. 
Indem wir die Königliche Kegierung hiervon in Kenntniss setEen, Ter- 
anlassen wir dieselbe zugleich, die Ertheilung der Befugniss zur Ausstellung 
d^ Leichenp&sse für alle oder einzelne Pelizeiverwaltungen der gedachten 
Gattung, falls sich auch dort ein Bedürfniss herausstellen sollte, bei uns zu 
beantragen. 

Die Kreisphysikor sind verpflichtet, vierteljährlich Sanitats- 
berichte einzureichen (Verfügung vom 8. August 1810) und auch 
zur medizinischen Topographie Beiträge zu liefern. Nach der Ver- 
fügung vom 11. April 1866 sollen sie die Krankenhäuser ihres Kreises 
nach einem bestimmten Schema revidiren und bis zum 15. April 
berichten. Der Kreisphysikus ist verpflichtet, seine amtliche 
Korrespondenz in einer gehörig geordneten Eegistratur zu verwahren, 
ohne dass dafür eine besondere Vergütigung gewährt wird. Bas 
Amtsblatt wird ihm unentgeltlich geliefert, die Gesetzsammlung ist 
er nicht zu halten verpflichtet. Der Kreisphysikus kann der Pen- 
sionsberechtigung nicht theilhafüg werden (§. 3 des Eeglements vom 
30. April 1825) und er kann auch der allgemeinen Wittwenverpfle- 
gungs- Anstalt nicht beitreten. Pensionirte Militärärzte behalten, 
wenn sie Physiker werden, die volle Pension. (A. 0. vom 5. De- 
zember 1857). 

Ausser ihrem Gehalt erhalten sie Diäten und Reisekosten und 
können auch für einzelne besondere Geschäfte liqiddiren. 

In allen nicht medizinal- und sanitäts-polizeilichen Angelegen- 
heiten, gleichviel ob sie als Gerichtsärzte oder als Sachkundige fan- 
giren, erhalten die. Kreisphysiker: 

1) Gebühren nach der bekannten Medizinaltaxe vom 21. Juni 1815. 

2) Eeisekosten, sofern er derselben bedarf. 

3) Diäten, wenn zur Eeise hin und zurück besonders Tage auf- 
gewendet worden, oder für das Geschäft besondere Gebühren in der 
Taxe ausgeworfen sind. (Verfugung vom. 5. Ma^z 1824, 10. Juni 
1856, 26. Februar 1857.) 

Femer Verfugung vom 17. Juli 1857 und 13. Dezember 1854. 
Folgende Geschäfte des Physikus sind nicht als Offizialgeschäfte 
anzusehen und sie können dafür besonders liquidiren: 

1) Für die Prüfung der Apothekerlehrlinge und Gehülfen 1 Thlr. 

2) Der Hebamhienschülerinnen (Verfögung vom 14. September 
1854) 1 Thlr. ^ 

3) Der Heüdiener (Verfügung vom 19. Juli 1852) 2 Thlr. 
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4) Der Diakonissinnen als Apothekerinnen oder in der kleinen 
Chinirgie (Verfügung vom 2. Jnli 1853) 2 Thlr. 

5) Der Bandagisten und chirurgischen Instrumentenmacher (Ver- 
fugung vom 28. Februar 1847) 2 Thlr. 

Die Gebühren, Diäten und Keisekosten in medizinischen gericht- 
lichen Geschäften werden nach Abschnitt V. der Taxe vom 21. Juni 
1815 liquidirt. 

Für Wiederbelebungsversuche können sie, wie jeder praktische 
Arzt, liquidiren. 

Das Gehalt des Physikus kann nicht mit Beschlag belegt werden, 
da §. 16Ö des Anhangs zur allgemeinen G. 0. hier nicht anwend- 
bar sei. 

Wir haben schon oben von der Disziplinaruntersuchung ge- 
sprochen. Wir haben hier noch* Folgendes hinzuzusetzen: 

Zuvörderst gelten hier die §§. 94—103 Tit. 10 Th. n A. L. ß. 

Die Verabschiedung kann, wie bei andern Beamten mit Ver- 
leihung eines Titels verbunden sein. (A. 0. vom 26. September 1840.) 

Die unfreiwillige Entfemu% aus dem Amt kann nach %AQ des 
Gesetzes vom 21. Juli 1852 sein: 

1) Versetzung in ein anderes Amt von gleichem Kange, mit 
Verminderung des Diensteinkommens, Verlust des Anspruchs auf 
TJmzugskosten, entweder auf beides zugleich oder auf eins von beiden. 

2) Dienstentlassung. 

Es wird von einem Kommissarius eine Voruntersucttitng gef&hrt 
(§. 22 1. c.) Der Minister verfugt nach Lage der Sache die Ein- 
leitung des Disziplinarverfahrens, und ernennt den XJntersuchungs- 
kommissar. In erster Instanz entscheidet der Disziplinarhof in Berlin. 
Die Berufung an das Staatsministerium muss binnen 4 Wochen vom 
Tage der Insinuation des mit Gründen ausgefertigten Erkenntnisses 
erfolgen. Von da ab ist noch eine vierzehntägige Frist zur schrift- 
lichen Eechtfertigung gestellt, die auf Erfordern auch verlängert 
werden kann. Zwei Eeferenten, von denen der eine dem Medizinal-, 
der andere dem Justiz -Ministerio angehört, berichten, worauf erst 
die Entscheidung erfolgt. 

Die vorläufige Dienstentlassung erfolgt nach §.48 dieses 
Gesetzes: 

1) Wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren eine Verhaftung 
des Beamten beschlossen oder gegen ihn ein noch nicht rechts- 
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kräftiges Urtheil ergangen ist, welches auf Yerlnst des Amtes lautet, 
oder diesen an sich nach sich ziehen würde. 

2) Wenn im Disziplinarverfahren eine noch nicht rechtskraftige 
Entscheidung ergangen ist, welche auf Dienstentlassnng lantetb 

Der Minister kann die Suspension verfügen, sohald ein gericht- 
liches Strafverfahren eingeleitet ist, oder die Einleitung einer Dis- 
zipliimruntersuchung verfügt wird, oder auch im Laufe des Ver- 
fahrens bis zur rechtskräftigen Entscheidung. 

Während der Suspension behält der Beamte die Hälfte des 
Diensteinkommens, und wird nur auf .eine Ordnungsstrafe erkannt, 
so ist ihm der Abzug nachzuzahlen, insofern derselbe nicht zur 
Deckung der Untersuchungskosten nöthig ist. 

Ist Gefahr im Verzuge, so kann auch die Begiernng die vor- 
läufige Dienstentlassung verfügen, muss aber sofort an den Minister 
berichten. 

Die Versetzung in ein anderes Physikat kann im Interesse 
des Dienstes erfolgen, jedoch sollen ihm dann die vorschriftsmässigen 
Umzugskosten vergütigt werden. Dies ist überhaupt bei Ver- 
setzungen der Fall, die nicht auf den Antrag des Beamten erfolgen. 
(A. Er. vom 26. März 1855). Diese betragen auf allgemeine Kosten 
80 Thlr., auf Transportkosten f&r je 5 Meilen mit 9 Thlr. Ausser- 
dem erhalten sie für ihre Person die vorschriftsmässigen Diäten und 
Fuhrkosten. Haben sie keine Vergütigung zu fordern, so können 
die Verheiratheten die Beisekosten nach dem Satze auf dem Land- 
wege beraihnen. (§. 2 des Erlasses vom 10. Juni 1848). 

Da die Physiker nicht pensionsberechtigt sind, so sollen sie, 
wenn sie durch körperliche oder geistige Gebrechen unfähig werden 
ihr Amt zu verwalten, nicht ohne Weiteres entlassen werden, son- 
dern es soll dies unter Beobachtung der gesetzmässigen Formen ge- 
schehen, wenn es nicht dennoch beliebt wird, sie nach den für un- 
mittelbare Staatsdiener geltenden Grundsätzen zu pensioniren. ($. 88 bis 
99 des Gesetzes vom 21. Juli 1852. Auch kommt es dann vor, 
dass ihm ein Substitut gegeben wird, der nur die reglementsmassigen 
Gebühren bezieht, während dem Physikus sein Gehalt oder zum 
Theü verbleibt. 

Stirbt ein Physikus, so haben seine Erben für den Sterbe- und 
nächsten Monat das Gehalt zu fordern. Unter Umständen erhält 
die Wittwe jährlich 50 Thlr. und 2 Thlr. monatüch für Söhne bis 
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zum siebzehnten und f&r Töchter bis zum fünfzehnten Jahre ans dem 
dazu bestimmten Fond. 

Stirbt ein Physikns in E[rieg8- nnd Choleralazarethen, so sollen 
die Allerhöchsten Ordres Tom 2. Mai 1814 nnd 10. November 1831 
befolgt werden. 

Der Physikns soll kein Bechtsgelehrter sein, aber er muss eine ge- 
nügende Kenntniss deijenigen Gesetze haben, welche in der gerichts- 
ärztlichen Praxis znr Sprache kommen können, nnd diese wollen wir 
hier kurz erörtern. Ans der Kriminalordnung sind folgende Be- 
stimmungen anzuführen: 

§. 145. Wenn bei Frauenzimmern eine Besichtigang der Geburtstheile 
nothwendig ist, muss statt des Wundarztes ein rereideter Geburtshelfer oder 
eine vereidete Hebamme zugezogen werden. Sind die Geburtstbeile ver- 
letzt worden, so muss ein Wundarzt zugezogen werden. 

§. 146. Wenn eine Weibsperson wegen YerheimlicBung ihrer Schwanger- 
schaft und Geburt in Untersuchung geräth, so muss, wenn über die wirk- 
liche Schwangerschaft und Geburt ein Zweifel obwaltet, die Angeschuldigte 
durch einen Physikum oder einen andern approbirten Arzt, allenfalls mit 
Zuziehung einer Hebamme, besichtigt werden, welche demnächst ihr Gut- 
achten besonders darüber, ob die Angeschuldigte, und zu welcher Zeit, ein 
Kind geboren habe, zum Protokoll geben müssen. 

§. 147. Stirbt ein Beschädigter, oder ist er bereits vor oder bei Er- 
5finung der Untersuchung verstorben, '.so muss die Besichtigung im Beisein 
des Bichters durch einen Stadt- oder Ereisphysikus und durch einen ver- 
eideten Wundarzt geschehen. 

S* 148. £s muss allemal zu den Akten vermerkt werden, dass der zu- 
gezogene Arzt und Wundarzt nach vorhergegangener Prüfung bei dem Ober- 
Collegio-Medico und Chirurgico die Autorisation zur öffenüichcn Ausübung 
der Arzneikunst und der Wundarzneikunst erhalten habe. Dieses Vermerkes 
bedarf es jedoch in Absicht des Physikns, der Begiments- und Bataillons- 
chirurgen und der zu gerichtlich chirurgischen Handlungen vereideten Wund- 
ärzte nicht. 

§. 149. Der Körper eines Menschen, dessen Tod nicht unter Augen 
seiner Hausgenossen oder anderer unbescholtener Personen natürlicherweise 
erfolgt, sondern durch Gewalt, Zufidl, Selbstmord oder eine bis dahin un- 
bekannte Ursache bewirkt ist, darf niemals eigenmächtig beerdigt, sondern 
es muss ein solcher Vorfall von denjenigen, die ihn entdeckten, sogleich, 
und zwar auf den Dörfern der Gerichtsobrigkeit oder denjenigen, welche 
ihre Stelle Jrertreten, in den Städten aber der Stadtobrigkeit, gemeldet werden. 

$. I5u< Eben diese Anzeige muss beiionders alsdann geschehen, wenn 
ein uneheliches Kind todt zur Welt gekommen, oder binnen 24 Stunden 
nach der Geburt gestorben, und bei der Entbindung weder eine Hebamme, 
noch eine andere ehrbare Frau gegenwärtig gewesen ist. *■ 

{. 280. Auf die Beschaffenheit des Gemüthszustandes eines Ange- 
schuldigten muss der Richter fortwährend ein genaues Augenmerk richten^ 
und vorzüglich untersuchen, ob der Verbrecher zur Zeit, als die That ver- 
übt worden, mit Bewusstsein gehandelt habe. Finden sich Spuren einer 
Verirrung oder Schwäche des Verstandes ; so muss der Bichter mit Zuziehung 
des Physikns oder eines approbirten Arztes den GemüÜhszustand des Ange« 
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schuldigten zu erforschen bemüht sein, und die deshalb angewendeten Mittel 
mit deren Kesultaten zu den Akten verzeichnen, wobei der Sachyerst&ndige 
sein Gutachten über den vermuthlichen Grund und über die wahrscheinliche 
Entstebungszeit des entdeckten Mangels der Seelenkr&fte abzugeben hat. 

§. 360. Zum Beweise des böslichen Vorsatzes ist es hinreichend, 
wenn der Verbrecher eine gesetzwidrige That mit Bewusstsein vorgenommen hat. 

§. 311. Jedermann im Staate, ohne Unterschied des Standes, ist 
schuldig, sich als Zeuge vernehmen zu lassen und nach Aufforderung des 
untersuchenden Bichters zu erscheinen, wenn er auch einem andern persön- 
lichen Gerichtsstande unterworfen ist. 

|. 328. Wenn Sachverständige zu vernehmen sind, so muss der Kich- 
ter sie bedeuten, dass sie dasjenige, was ihnen die Begeln ihrer Kunst oder 
Wissenschaft an die Hand geben, von demjenigen, wag sie aus anderen, um- 
ständen schliessen, sorgfältig absondern. 

§. '335. Die Ableistung dieses Zeugeneides muss von einem jeden 
Zeugen und zwar mündlich mit nachgesprochenen Worten geschehen. Da- 
von finden nur. folgende Ausnahmen statt: 

1) Wenn Personen, die in Eid und Pflicht stehen, in Sachen, welche 
ihr Amt uiimittelbar betreffen, Zeugniss ablegen sollen, so ist die 
Verweisung auf ihren Amtseid hinreichend. Werden hingegen 
Personen dieser Art über Vorfälle abgehört, welche ihre Amtsge- 
schäfte nicht unmittelbar betreffen, wenn sie gleich bei Gelegen- 
heit der Ausrichtung derselben Kenntniss ^Havon erlangt haben, 
so findet diese Ausnahme nicht statt; 

2) Wenn Künstler, Handwerker oder andere Sachverständige zur 
Aufnahme von Taxen oder zur Abgebung von Gutachten in Sachen, 
welche ihre Kunst und Profession betreffen, bei dem Gericht, vnr 
welchem sie ihr Zeugniss ablegen sollen, ein für allemal vereidet 
sind, so ist die Wiederholung des Eides in einzelnen Fällen dieser 
Art nicht nothwendig. Es muss aber alsdann die ein ftir allemal 
erfolgte Vereidigung von dem Bichter in dem Protokolle ausdrück- 
lich attestirt werden. 

Zu den wichtigsten, ihnen ausschliesslich gebührenden Geschäf- 
ten gehören die gerichtlichen Leichenöffnungen (Obduktionen), 
von denen im zweiten Theil, der Sectio forensis, ausführlich die 
Bede sein soll. 

Die Bestimmungen der Kriminalordnung hierüber sind enthalten 
in den §§. 156—177 (exM. §. 169, welcher durch §. 185 des Straf- 
gesetzbuchs aufgehoben ist), welche in dem Regulativ für gericht- 
liche Leichenöffnungen vom 1. Dezember 1858 ihre Berücksichtigung 
finden. Hier sollen nur die §§. 173—176 angeführt werden: 
♦ 

§. 173. Kann auf diese Art die Differenz oder der Widerspmch nicht 
auf genügende Weise gehoben werden, so sind, wenn von dem befundenen 
Thatbestande die Bede ist, die Angaben in dem Obduktionsprotokolle f)lr 
die Richtigen anzunehmen. Betrifft hingegen die Differenz zwischen, dem 
Obduktionsprotokolle und dem Obduktionsberichte das aus dem befundenen 
Thatbestande hergeleitete Urtheil, so soll, wenn die Differenz auf Entschei* 
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dang von erheblichem Einfluss ist, das Gutachten des OoUegii-Medici der 
Provinz eingeholt T^erden, 

§. 174. Auch soll ein solches Gutachten eingeholt werden, 

1) wenn die Obdnzenten sich nicht getrauen, ein bestimmtes sach- 
yerständiges UrtheU abzug^^n; 

2) wenn sie unter einander in diesem Urtheil nicht übereinstimmen; 
und 

3) wenn sich in dem erstatteten Obduktionsberichte solche Dunkel- 
heiten oder Widersprüche finden, welche die auf eine befriedigende 
Weise nicht zu heben yermögen, und wodurch bei dem Bichter 
ein gegründeter Zweifel gegen die Richtigkeit des abgegebenen 
Gutachtens entsteht. 

§. 175. In einem solchen Falle muss der Bichter dem Collegio-Medico 
bestimmte Fragen zur Beantwortung vorlegen, und demselben zugleich zur 
vollständigen Uebersicht der Sache die Untersuchungsakten mittheUen. 

§. 176. Das CoUegium-Medicum ist verbunden, einer solchen Bequisi- 
tion ohne allen Zeitverlust zu genügen und ein mit wissenschaftlichen GhüLn- 
den unterstütztes Gutachten abzugeben. 

Für die öffentliche und mündliche Verhandlung in** Kriminal- 
prozessen können die Gerichte, Staatsanwälte und Parteien nach 
Ermessen andere Aerzte als Sachverständige zuziehen, auch wenn sie 
nicht Kreisphysiker sind. Gutachten der Medizinalkollegien und 
der wissenschaftlichen Deputation werden nur verlesen, jedoch können 
einzoine Mitglieder derselben fürihrePersonin dem Audienztermin 
auftreten, um das Gutachten zu erörtern und zu vertreten, nicht 
aber als Vertreter dieser Kollegien. Die Verpflichtjmg der Phy- 
siker, vierteljährlich Berichte der von ihnen ausgefahrten Obduktionen 
an die Begierung einzureichen, ist durch Verfügung vom 3. Mai 
1849 au%ehoben, jedoch dürfen sie vor 5 Jahren gerichtliche Gut- 
achten nicht abdrucken lassen, selbst wenn sie Orts- und Personen- 
heziehungen weglassen. Die allgemeine gerichtsärztliche Thätigkeit 
ist eine vierfache. Sie betrifft: 

1) Lebende Personen, in Bezug auf Zustände des Körpers und 
Oeistes zu untersuchen. 

2) Leichen, um die Todesursache festzustellen. 

3) Leblose Gegenstände, als Verbrechensobjekte, z. B. Speisen^ 
Oetränke, Blut, Schleim, Saamenu. s. w. 

4) Thiere, über deren Gesundheit oder Krankheit. 

Die gerichtsärztliche Thätigkeit betrifft demnächst zuerst die 
Untersuchung bei Lebenden, in Bezug auf Verletzungen: 

a) Die Verletzungen werden nach der Novelle vom 14. April 
1856 eingetheilt in leichte, erhebliche, schwere, nach folgen- 
den Bestimmungen des Strafgesetzbuches: 
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J. 187* Wer Toraetelich einen Anderen stGsst oder schlägt, oder dem- 
selben eine andere Misshandlung oder Yerletsung des KOrpers sufftgt, wird 
mit Oef&Dgniss bis zu zwei Jabren bestraft. 

Wird festgestellt, dass mildernde ümst&nde yorbanden sind, so ist auf 
Geldbusse bis zu dreihundert Thalem'*a erkennen. 

{. 192 a. Hat eine vorsätzliche Misshandlung oder Körperverletzung^ er- 
hebliche Nachtheile ftlr die Gesundheit oder die Gliedmassen des Verletzten, 
oder eine länger andauernde Arbeitsunfähigkeit zur Folge gehabt, so tritt 
Gefängniss nicht unter sechs Monaten ein. 

§• 193. Ist bei einer vorsetzHcl^en Misshandlung oder KOrperrerleizmig 
der Verletzte verstümmelt, oder der Sprache, des Gesichts, des GehOra oder 
der Zeugungsfähigkeit beraubt, oder in eine Geisteskrankheit versetzet wor- 
den, so ist die Strafe Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren. 

§. 195. Wenn bei einer Schlägerei oder bei einem von mehreren Per- 
sonen verübten Angriffe ein Mensch getödtet wird, oder eine schwere 
(§. 193) oder erhebliche (§. 192a.) Misshandlung oder Körperverletzung er- 
leidet, so ist jeder, welcher sich an der Schlägerei oder dem Angriffe be- 
theiligt hat, schon wegen dieser Betheiligung mit Gefängniss nicht unter drei 
Monaten zu' bestrafen, insofern nicht festgestellt wird, dass er ohne sein 
Verschulden hineingezogen worden. 

Sind mehreren Betheiligten solche Verletzungen zuzuschreiben, welche 
nicht einzeln ftir sich sondern mir in ihrer Gesammtheit den Tod, oder die 
schwere oder die erhebliche Misshandlung oder die Körperverletzung cur 
Folge gehabt haben, so ist jeder dieser Betheiligten in den Fällen 
der §§. 194 und 195 mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu bestrafen; im 
Falle ein^ar erheblidien Misshandlung oder Körperverletzung tritt die Strafe 
des §. 192a. ein. 

Die Anwendung der Gesetze gegen diejenigen, welche als Urheber eines 
Mordes oder eines Todtschlags, oder einer schweren oder erheblichen Kör- 
perverletzung, oder als Theilnehmer an diesen strafbaren Handlungen schuldig 
sind (§. 34, 1. 2.)» ist hierdurch nicht ausgeschlossen. 

§• 196' War bei einer Misshandlung oder Körperverletzung der Thäter 
ohne eigene Schuld durch eine ihm selbst oder seinen Angehörigen zuge- 
fügte Misshandlung oder schwere Beleidigung von dem Verletzten zum Zorn 
gereizt und dadurch auf der Stelle zur That hingerissen worden, oder wird 
restgestellt, dass andere mildernde Umstände vorhanden sind, so ist im Falle 
der Tödtung (§§. 194 195) auf Gefängniss nicht unter sechs Monaten, im 
Fall einer schweren Misshandlung oder Körperverletzimg (§. 193) auf Ge- 
fängniss nicht unter drei Monaten, und im Falle der erheblichen Misshand- 
lung oder Körperverletzung (§ 192a.) auf Gefängniss nicht unter vier Wochen 
zu erkennen. 

Diese Ermässigung der Strafe bleibt ausgeschlossen, wenn das Ver- 
brechen gegen leibliche Verwandte in aufsteigender Linie begangen wird. 

Verletzung ist jede durch mechanischen Eingriff bewirkte 
Veränderung der organischen Gebilde. 

Bas Strafgesetzbuch kennt also §• ^^7 leichte Verletzungen, 
die weiter nicht definirt werden, und bei denen die Absicht des 
Gesetzgebers dahin geht, dass überhaupt Niemand das Recht hat. 
Jemanden vorsätzlich zu stossen oder zu schlagen, zu misshandeln 
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oder zu verletzen, selbst, wenn die Stösse n. s. w. ohne alle 
Folgen sind. Dies scheint der Begriff: leicht zu sein. 
Femer solche , welche nach (§. 192 a) 
entweder erhebliche Nachtheile für die Gesundheit oder die 
Gliedmaassen oder eine länger dauernde Arbeitsunfähig- 
keit zur Folge haben. 
Erheblich nennt der Jurist Alles, worauf es bei einer Frage 
wesentlich ankommt, und analog würde der Arzt erhebliche Nach- 
theile solche nennen, auf welche es in Bezug auf die Gesundheit 
und die Gliedmaassen ankommt, also Störung derselben, Krank- 
heit Dies also muss vorhanden sein, wenn man von einer er- 
heblichen Verletzung sprechen dürfte. Nun ist allerdings der Be- 
griff Krankheit auch ein schwankender, allein nennen wir sie mit 
Casper I. S. 315 eine Gesundheitsstörung, durch welche entweder 
ein Allgemeinbefinden bedingt wird, wie Fieber, heftige, den ganzen 
Körper ergreifende Schmerzen, allgemeiner Schwächezustand, oder 
wenn auch dies nicht der Fall ist, durch welche irgend eine Ver- 
richtung des Körpers wesentlich gestört ist. Aber wesentlich, muss 
ich hinzusetzen, ist es, dass erhebliche Nachthei^e keine bleibenden, 
sondern nur vorübergehende sein dürfen, darum sagt die zweite 
alinea dieses Gesetzes: 

oder eine lange dauernde Arbeitsunfähigkeit zur Folge haben. 
Mit Becht ist die Annahme einer zwanzigtägigen Frist, wie 
sie das Strafgesetzbuch zuerst wollte, und man sie noch in manchen 
deutschen Staaten hat, später weggefallen, weil ein Tag mehr oder 
weniger oft von Zufälligkeiten, von der Chicane des Verletzten ab- 
hängig sein kann. 

Was ist aber Arbeitsfähigkeit in foro? 
Die wissenschafüliche Deputation nannte sie (Oasp. V. J. Sehr. HI. 
S. 185) die Unfähigkeit, die gewohnte körperliche oder 
geistige Thätigkeit in gewohntem* Maasse auszuüben. 
Das Ober-Tribunal dagegen nannte sie: 
die Unfähigkeit zur Verrichtung gewöhnlicher kör- 
perlicher, durch erhöhten Aufwand nicht bedingter 
Arbeit. 
In neuester Zeit ist dies jedoch wieder modifizirt worden und 
das Ober-Tribunal nimmt Arbeitsunfähigkeit da an: '* 

wo die Fähigkeit zur Verrichtung gewöhnlicher durch erhöhten 
Kraftaufwand nicht bedingter Arbeit fehlt, und selbst noch 
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dann, wenn die Aerzte aus medizinischen Gründen jede Arbeit 
untersagt haben. 

Der S- ^^^ macht es dem Gerichtsarzte leichter, indem die 
schweren Verletzungen darin genau genannt worden, und wollen 
wir nun einen Eückschluss auf die erheblichen Verletzungen machen, 
so könnte man es sich leicht machen, wenn man alle Verletzungen, 
die hier nicht genannt sind, aber doch die Punktion des* Körpers 
oder der Gliedmaassen mehr oder weniger stören, als erhebliche 
vor Gericht angesehen wissen wollte. 

Einige der hier genannten schweren Verletzungen haben jedoch 
zu Diskussionen Veranlassung gegeben. 

Zuerst der Begriff der Verstümmelung, Andere Gesetze 
nennen noch Verunstaltung und Verkrüppelung. Nach Casper ist es: 

Verlust eines Körpertheils, wodurch eine erheb- 
liche, unheilbare Störung einer Funktion bedingt ist- 

Ich würde das Wort „erhebliche" als störend fortlassen. 

Eine Definition der wiss. Deputation vom 14. Januar 1857 lautet: 
Der gewaltsam herbeigeführte Verlust eines Körpertheils, wo- 
durch eine erhebliche, schwer oder gar nicht heilbare Stö- 
rung einer Funktion bedingt wird. 

Auch hier ist das Wort „erheblich" wieder störend und das 
Königliche Ober-Tribunal hat in seiner neuesten Entscheidung vom 
26. September 1860 gesagt: 

Eine stattgehabte Verstümmelung kann auch da angenonunen 
werden, wo ein zu wesentlichen Funktionen bestimmtes Glied,- 
ohne Lostrennung vom menschlichen Körper, seiner Thätig- 
keit völlig beraubt ist, 
also: 

Verstümmelung ist die gänzlich oder grossentheils aufge- 
hobene Funktion eines für den menschlichen Körper noth- 
wendigen Gliedes, sei es, dass dieselbe durch Verlust oder 
Verkürzung des betreffenden Gliedes, sei es, dass sie auch 
bei Erhaltung der natürlichen Form desselben zerstört ist 
Die Beraubung der Sprache ist einfach dann der Fall, 
wenn Jemand, der sprechen konnte, stumm wird, d. h. sich durch 
Worte hörbar nicht mittheilen kann. Andere Störungen der Sprache, 
wie Stammeln, Stottern, werden nur als erhebliche Nachtheile gelten. 
Die Vorsicht lehrt uns, dass eine Beraubung der Sprache oft mo- 
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mentan eintritt, sell)st lange Zeit anhalten, aber dann plötzlich wieder 
verschwinden kann. 

Die Beraubung des Gesichts und Gehörs ist Blind- 
heit, Taubheit. So einfach dies zu sein scheint, so hat es doch 
hier nicht an Diskussionen und Deutelungen gefehlt Alle anderen 
Schwächungen und Störungen dieser Funktionen gehören in 
den $. 192 a. als erhebliche Kachtheile. ISs kommt hier nur auf die 
Beraubung, also Aufhebung dieser Funktionen an, und es darf 
dies daher nicht blos auf einem Auge, einem Ohr der Fall sein. 

Die Beraubung der Zeugungsfähigkeit hat sich das 
Gesetz wohl nur bei Männern gedacht, weil hier die dazu be- 
stimmten Organe zu Tage liegen, allein es ist nicht undenkbar, dass 
dies auch beim Weibe erreicht werden kann. Es wäre eine Scheide- 
verwachsung oder mancherlei Lageveränderung des Uterus, 
oder Krankheiten der Eierstöcke denkbar, welche durch Schuld 
eines Dritten herbeigeführt werden kann. Bei Männern sind hier- 
her zu zählen: Verlust beider Hoden, gänzliche Vernichtung 
des penis. Eine blosse theilweise Amputation des penis, so dass 
noch ein Stumpf vorhanden ist, oder die Kastration einer Hode 
giebt noch die Möglichkeit der Zeugungsfahigkeit zu. Fraglich 
wäre jedoch danach nur, ob hier nicht eine Verstümmelung ange- 
nommen werden müsste. 

Bei der Versetzung in eine Geisteskrankheit kann man 
nach meiner Auffassung, nur den gesetzlichen Normen darüber ent- 
sprechen, welche nur Wahnsinn oder Blödsinn annehmen, denn 
jede andere Geistesstörung könnte nur als ein erheblicher Nach- 
theil erachtet werden. Sie muss auch keine vorübergehende, sondern 
eine bleibende sein. 

§. 195 d.Str.-G.-B.handeltvonderKumulation der Verletzun- 
gen, und hier wird die Schwierigkeit darin bestehen, festzustellen, wel- 
che der Verletzungen in eine der vorgedachten Kategorien gehört, weil, 
wenn auch alle Theilnehmer bei einer Schlägerei oder Msshandlung 
auf gleiche Art bestraft; werden, demnach diejenigen zu separiren sind, 
welche vielleicht den Tod zur Folge hatte. Die von Casper hierauf 
aufgestellte Lehre von der Priorität der Todesart kann je- 
doch vor der Wissenschaft nicht bestehen, denn man kann nicht 
zuerst z.B. an einer Kopfwunde, und dann an einer Bauchwunde u. s.w. 
sterben. Dies kann nur annähernd durch die Beurtheilung derVer- 
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letznng selbst, des Wundarztes iind der begleitenden Umstände er- 
mittelt worden. 

Tödtliche Verletzungen kennt das Strafgesetzbuch gar nicht; 
der Gerichtsarzt soll sich nur darüber änssem, ob der Tod durch 
eine Misshandlung oder Verletzung entstanden ist, und dies mnsa 
durch die LeichenOffnui|g im Zusammenhang mit der Annahme 
der Verletzung ermittelt werden. 

Ueber Vergiftung handelt §. 197 des Strai^esetzbuches : 

§. 197. Wer yorsetzlich einen Anderen Gift oder andere Stoffe bei- 
bringt, welche die Gesundlieit zu serstören geeignet sind, wird mit Zucht- 
hauB bis zu zehn Jahren bestraft. 

Hat die Handlung eine schwere Körperverletzung (§. 193) mr Folge 
gehabt, so besteht die Strafe in Zuchthaus von zehn bis zu zwanzig Jabren. 

Hat die Handlung den Tod zur Folge gehabt > so tritt lebenslängliche 
Zuchthausstrafe ein. 

Diese Bestimmungen berühren nicht den Fall> wo der Th&ter die Ab- 
sicht zu tödten hatte. 

Ganz eigenthümlich stellt hier das Gesetz das Wort: Gift gegen- 
über Stoffen, welche geeignet sind, Leben und Gesundheit zu zer- 
stören, da jedoch Gift eben solche Wirkungen und Eigenschaften 
hat. Man muss also, da auch fOi Beides dieselben Strafen ange- 
nommen sind, dennoch voraussetzen, dass dies vom Gesetzgeber nicht 
absichtslos geschehen ist, und dies ist darin zu finden: dass schon 
die Darreichung von Gift überhaupt strafbar ist, selbst 
wenn es nicht Leben und Gesundheit zerstört Dies ist auch sehr 
richtig, aber dann hätte der Gesetzgeber den Begriff Gift definiren 
sollen, allein er hat dies der Wissenschaft überlassen, der es aber 
noch nicht gelungen ist, eine erschöpfende Definition zu geben. 
Nach meiner Auffassung ist Gift ein Stoff, der in bestimmter Gabe 
durch seine chemisch-dynamische Beschaffenheit, ohne die Fähigkeit 
zu haben, sich im Körper wieder zu erzeugen, die Eigenschaft hat, 
zutödten. In dem Worte t ö d t e n finde ich den Unterschied zwischen 
Leben und Gesundheit zu zerstören. Wie bei Ermittelung von 
Giften zu 'verfahren sei, werden wir im zweiten Theile erörtern. 

Die Tödtlichkeit der Verletzungen oder die sogenannten 
Letalitätsgrade des $. 169 des Kriminalrechts sind beseitigt durch 
S. 185 des Strafgesetzbuchs: 

§. 185, Bei Feststellung des Thatbestandes der Tödtung kommt es 
nicht in Betracht, ob der tödtliche Erfolg eine Verletzung durch zeitige oder 
zweckmässige Hülfe h&tte verhindert werden können, oder ob eine Venetzung 
dieser Art in anderen Fällen durch Hülfe der Kunst geheilt worden, ingleichen 
ob die Verletzung nur wegen der eigenthümlichen Leibesbeschaffenheit des 
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OetOdteien, oder wegen der zufälligen umstände, unter welchen sie suge- 
ftgt wurde, den tödUichen Erfolg gäabt hat 

üeber Kindermord ist zu merken: 

§. 1,80. Bine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in oder gleicl) nach 
der Geburt yors&tzlich tödtet, wird wegen Kindesmordes mit Zuchthaus ron 
f&nf bis SU Ewansig Jahren bestraft. 

^ird die vors&tsliche T(^dtung des Kindes von einer anderen Person 
als der Mutter verübt, oder nimmt eine andere Person an dem Verbrechen 
des Kindesmordes Theil, so kommen gegen dieselbe die Bestimmungen 
über Mord oder Todtschlag, sowie fiber die Theilnahme an diesem Yer- 
brechen zur Anwendung. 

Die Criterien dieses Gesetzes sind, dass die Mutter selbst das 
Kind vorsätzlich getödtet, dass dies ein uneheliches Kind ist 
und dass dies in oder gleich nach der Gebart geschieht. Geschieht 
dies nun mit und durch andere Personen, so treten die Bestimmungen 
über Mord und Todtschlag in Kraft. 

Es ist also namentlich der Zustand der Mutter dabei in den 
Vordergrund gestellt, und der Begriff des Keugeboren ist nicht 
benannt, wie in dem Allg. Landrecht, sondern es heisst nur in und 
gleich nach der Geburt, also der Moment, in welchem man an- 
nehmen kann, dass die Mutter mehr oder weniger unzurechnungs- 
fähig ist. 

Ueber die Fruchtabtreibung, gewaltsame Unterbrechung der 
Schwangerschaft, disponiren %%. 181 und 182 des Strafgesetzbuches 
Folgendes: 

$. 181« Eine Schwangere, weldie durch Äussere oder innere Mittel ihre 
Frucht Torsätzlich abtreibt oder im Mutterleibe tödtet, wird mit Zuchthaus 
bis zu fftnf Jahren bestraft. 

Berjenige, welcher mit Einwilligung der Schwangeren die Mittel ange- 
wendet oder rerabreicht hat, wird mit der nämlichen Strafe belegt. 

§. 182. Wer die Leibesfirucht einer Schwangeren ohne deren Wissen 
oder Willen yors&tzlich abtreibt oder tödtet, wird mit Zuchthaus ron ftlnf 
bis zu zwanzig Jahren bestraft. 

Wird dadurch der Tod der Schwangeren herbeigeftÜirt, so tritt lebens- 
längliche Zuchthausstrafe ein. 

Auch hier wird der Begriff dessen, was ein Aber tiy um ist, der 
Beurtheilung Sachverständer überlassen, und es wird nur zu unter- 
suchen sein, ob die inneren Mittel in der Gabe und Form und Zu- 
sammensetzung geeignet waren, einen Abort zu proYOziren. Bei Mit- 
teln, die äusserlich angewendet worden, wird die Begutachtung 
selten Schwierigkeiten haben. Immerhin wird hierzu die Fest- 
stellung nothwendig sein, bb eine Frucht in der That abgetrieben 
worden ist. 
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Die Schwangerschaft kann in der ersten Hälfte kaum an- 
nähernd angenommen werden, in der zweiten Hälfte kann man sich 
dafür nur dann mit Sicherheit aussprechen, wenn durch die mannale 
Untersuchung und durch die Auscultation die Anwesenheit des 
Eoetus constatirt wird. Unsicher ist noch das Placentageräusch^ 
die grösste Sicherheit bietet der Foetalpuls. 

Die Gehurt kann in den ersten Tagen festgestellt werden, am 
unzweifelhaftesten, wenn die Nachgeburt noch zurückgeblieben ist, 
nach einigen Tagen noch durch das Offenstehen des Muttermundes, 
Einrisse in denselben und in das Frenulum und durch den Abgang der 
Lochien, Spannung in den Brüsten und vielleicht Anwesenheit von 
Milch in derselben. Nach längerer Zeit kann wohl durch Um- 
wandlung der rundlichen Oeflfnung das Orificii uturi in eine Quer- 
spalte festgestellt werden, dass eine Geburt dagewesen sei, allein 
mehr lässt sich nicht ermitteln. 

Die §§. 138 und 143 des Strafgesetzbuchs lauten: 

§. 1^8. Wer ein Kind unterschiebt oder absichtlich verwechselt, oder 
auf andere Weise den Personenstand eines Anderen YorsätEÜch varändert 
oder unterdrückt» wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

§. 143. Die widernatürliche Unzucht, welche zwischen Personen männ- 
lichen Geschlechts oder ron Menschen mit Thieren verübt wird, ist mit Ge« 
fängniss von sechs Monaten bis zu vier Jahren, sowie mit zeitiger Unter- 
sagung der Ausübung der bürgeflichen Ehrenrechte zu bestrafen. 

Die Spätgeburt erfordert immer die grösste Behutsamkeit, um 
Täuschungen zu vermeiden, und sie ist in der Begel nur eine pro- 
trahirte Zwillingsschwangerschaft;. 

Ueber Zeugungsfähigkeit conf. SS- 695. 696 und 697 AJlg. 
Landr. Th. 11 Tit. 2 und den schon genannten %, 193 über schwere 
Verletzungen : 

lieber Zwitter SS- 19—23 Tit. 1 Th.I Allg. Landr.: 

Ueber Nothzucht resp. Ausübung unzüchtiger Handlungen conf.. 
SS« 139 — 151 des Strafgesetzbuches, wovon uns jedoch speziell nur 
die SS. 142. 143. 144 mteressiren: 

§. 142. Mit Zuchthaus bis zu fönf Jahren werden bestraft: 

1) Vormünder, welche mit ihren Pflegebefohlenen, Lehrer, Geistliche 
und Erzieher, welche mit ihren minderjährigen Schülern oder- 
Zöglingen unzüchtige Handlungen vornehmen; 

2) Beamte, welche mit Personen, gegen die sie eine Untersuchung 
zu Aihren haben, oder die ihrer Obhut anvertraut sind, unzüchtige 
Handlungen vornehmen; 

3) Beamte, Aerzte oder Wundärzte, die in Gefängnissen oder in« 
öffentlichen, zur Pflege von Kranken, Armen oder anderen Hülf— 
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losen bestimmten Anstalten beschäftigt oder angestellt sind, -wenn 
sie mit den in der Anstalt au%enommenen Personen unzüchtige 
Handlungen vornehmen. 
• {. 143. S. oben. S. 46. 

{. 144. Mit Zuchthaus bis zu zwanzig Jahren wird bestraft: 

1) wer an einer Person des einen oder des anderen Geschlechtes mit 
Gewalt eine auf Befriedigung des Geschlechtstriebes gerichtete un- 
züchtige Handlung verübt, oder sie durch Drohungen mit gegen- 
wärtiger Gefahr für Leib oder Leben zur Duldung einer solchen 
unzüchtigen Handlung zwingt; 

2) wer eine in einem willenlosen oder bewusstlosen Zustande befind- 
liche Person zu einer auf Befriedigung des Geschlechtstriebes ge- 
richteten unzüchtigen Handlung missbraucht; 

3) wer mit Personen unter vierzehn Jahren unzüchtige Handlungen 
vornimmt, oder dieselben zur Vorübung oder Duldung unzüchtiger 
Handlungen verleitet. 

Ist der Tod der Person, gegen welche das Verbrechen verübt wird, da- 
durch verursacht worden, so tritt lebenslängliche Zuchthausstrafe ein. 

Die Feststellung der verübten Nothzucht ist nur kurz nach der 
That mit einiger Sicherheit möglich, wenn Verletzungen an den 
weihlichen Geschlechtstheilen Yorgefanden werden, welche aus anderen 
Ursachen nicht herrühren können. Die Anwesenheit von Sperma 
steigert die Wahrscheinlichkeit his zur Gewissheit. 

b) Untersuchung der Gesundheit in Bezug auf Vollstreckung 
oder Aussetzung der Haft. ($$. 261 und 432 der Kriminalordnung und 
Ministerialverfügung vom 3. Februar 1853 und 11. Februar 1856, 
Casper, Handb. L S. 53 u. fif.). ^ 

c) Verheimlichung der Schwangerschaft und Geburt ist nicht 
strafbar, dagegen die BeiseiteschafPang der Leiche eines unehelichen 
Eindes durch die Mutter. ($. 186 des Strafgesetzb.) : 

{. 186. Wer ohne Vorwissen der Behörde einen Leichnam beerdigt 
oder bei Seite schaffi;, wird mit Geldbusse bis zu zweihundert Thalem oder 
mit Gefängniss bis zu sechs Monaten bestraft. 

Die Strafe ist Ctefängniss bis zu zwei Jahren, wenn eine Mutter den 
Leichnam ihres unehelichen neugeborenen Kindes ohne Vorwissen der Be- 
hörde beerdigt oder bei Seite schafit. 

Dagegen sind hier zu beachten die $§. 180 und 183 des Straf- 
gesetzbuches der fahrlässigen Tödtung, oder der Beiseiteschaffung 
des kindlichen Leichnams. Casper 1. c. L 201 ff. 

§. 180 s. oben. 

§. 183. Wer ein Kind unter sieben Jahren oder eine wegen Gebrech- 
lichkeit oder Krankheit hülf lose Person aussetzt, oder ein solches Kind oder 
eine solche Person, wenn sie unter seiner Obhut stehen, in hülf loser Lage 
vorsätzlich verlässt, wird mit Gefilngniss nicht unter drei Monaten bestraft. 
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Ist in Folge der Handlung der Tod der anageaetsten oder verlaasenen 
Person eingetreten, so trifil den Schuldigen Zuchthaus bis zu zehn Jahren. 

Ist <die Handlung mit dem Vorsatze zu tödten verübt , so kommen die 
Strafen des Mordes oder Kindesmordes, oder des Versuches dieser V^r- 
bredien zur Anwendung. 

In Betreff der Vaterschaft unehelicher Kinder gilt das Gesetz 
Yom 24. April 1854: 

§. 15. Als Erzeuger eines unehelichen Kindes ist Derjenige anzusehen, 
welcher mit der Mutter innerhalb des Zeitraums vom zweihundertfilnfund- 
aditzigsten bis zum zweihundertzehnten Tage ror deren Entbindung den Bei- 
schlaf Tollzogen hat 

Auch bca einer kürzeren Zwischenzeit ist diese Annahme hegründet, 
wenn die Beschaffenheit der Frucht nach dem ürtheile der Sachrerständigeii 
mit der Zeit des Beischlafes übereinstimmt. 

Bei ehelichen Kindern treten die Bestimmungen des AHgem 
Landr. Th.n Tii2 in Kraft: 

§. l. Die Gesetze gründen die Vermuthung, dass Kinder, die w&hrend 
einer Ehe erzeugt und geboren werden, von dem Manne erzeug^ sind» 

§. 2. Gegen diese gesetzliche Vermuthung soll der Mann nur alsdann 
|(ehOrt werden, wenn er überzeugend nachweisen kann, dass er der Fr&o 
in dem Zeiträume rem 302. bis zum 210* Tage vor der Gebart des Kinda 
nicht ehelich beigewohnt habe. 

§. 3. Befindet er sich dabei in einem ZeugungsanyermOgen , so mnsa 
er nachweisen, dass dergleichen völliges Unvermögen während dieses ganzen 
Zeitraumes bei ihm obgewaltet habe. 

f. 19. Em Kind, welches bis zum 302. T^;e nach dem Tode des Ehe- 
mannes geboren worden, wird fEbr das eheliche Kind desselben geachtet, 

{. 21. Er|iebt sich jedoch aus der Beschaffenheit eines zu frühzeitig 
geborenen Kindes, dass nach dem ordentlichen Laufe der Katar der Zeit- 
punkt seiner Erzeugung nicht mehr in das Leben des Ehemanns treffe, und 
kann zugleich die Wittwe eines nach seinem Tode mit andern Mannsper- 
sonen gepflogenen verdächtigen Umgangs überfELhrt werden, so ist das Kind 
f&r ein unehelidies zu achten, 

|. 22. Hat die Wittwe wider die Vorschrift der Gesetze (g. 20) zu früh 
geheirathet, dergestalt, dass gezweifelt werden kann, ob das nach der ander- 
weitigen Trauung geborene Kind in dieser Ehe erzeugt worden, so ist auf 
den gewöhnlichen Zeitpunkt, n&mlich den 270sten Tag vor der Geburt» Kück- 
sieht zu nehmen. 

§. 26. Nach dem Tode eines Ehemannes können die Erben von der 
Wittwe Erklärung fordern, ob sie sich für schwanger halte. 

{. 27. Behauptet oder vermuthet die Wittwe eine Schwangerschaft, so 
können die Erben verlangen, dass auf ihre Kosten der Wittwe eine an- 
ständige Gesellschafterin zugeordnet werde. 

§. 28. Bleibt nach Ablauf von fönf Monaten seit des Mannes Tode, 
die Wittwe bei der Angabe ihrer Schwangerschaft, so muss sie, auf Ver- 
langen der Erben, Untersuchung durch eine Hebamme gestatten. 

§. 29. Ein Gleiches muss geschehen, sobald die Wittwe eine anfäng- 
lich nicht bemerkte noch vermutibete Schwangerschaft angiebt. 

§. 30. Findet in beiden Fällen die Hebamme kein Zeichen einer vor- 
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lian denen Schwan gerschaft, und die Wittwe beharret dennoch bei ihrer ße- 
bauptung, so muss die Beobachtung durch die Gesellschafterin bis zum Yer-> 
laute des gesetzmässigen Termins festgesetzt, auch die Untersuchung durch 
die Hebamme Ton Zeit zu Zeit wiederholt werden. 

§. 31* Selbst wenn die Wirklichkeit der Schwangerschaft ausgomittelt 
ist, stellt es den Krben frei, die Aufsicht durch die Gesellschafterin bis zur 
Entbindung oder bis zum Ablauf des gesetzmässigen Termins, foitsetzen zu 
lassen. 

§. 32. Ausserdem können sie yerlangen, dass eine von dem Gerichte 
auf .ihre Kosten zu bestellende ehrbare Matrone bei der Entbindung zu- 
gegen sei. 

§ 33. Sowohl diese Matrone als die nach §. 27 zu bestellende Ge- 
sellschafterin müssen unbescholtene, vertragsame Personen sein, die mit der 
Wittwe nicht in Feindschaft und Widerwillen leben. 

§. 34. Auch müssen dazu solche Personen gewählt werden, denen 
keiner von beiden Theilen Ausstellungen, die einen Zeugen verwerflich oder 
verdachtig machen, entgegensetzen kann. 

§. 35. Ihre wirkliche Yereidung aber ist erst alsdann nothwendig, wenn 
sie über Tliatsachen, die während der Schwangerschaft oder bei der Ent* 
bindung vorgefallen sind, Zeugniss ablegen sollen. 

§. 36. Die Hebamme sowohl als die Gesellschafterin, ingleichen die 
Hausgenossen der Wittwe müssen, wenn die Entbindung herannahet, daftlr 
sorgen, dass die vom Gerichte bestellte Matrone in Zeiten herbeigerufen werde* 
§. 37. Baraus, dass die Entbindung in Abwesenheit dieser Matrone 
erfolgt ist, entsteht zwar einiger Verdacht gegen die Beehtmässigkeit dea 
Kindes. 

§. 38. Doch ist derselbe fiür sich allein und wenn nicht andere, den 
Beweis eines vorgefallenen Betruges begründende Umstände hinzutreten, 
noch nicht zureichend, die f&r das Kind streitende gesetzliche Yermuthung 
aufzuheben. 

§. 39. Eine Wittwe aber, welche gegen obstehende gesetzliche Vor- 
schriften, ihre Schwangerschaft oder Niederkunft aus Vorsatz verheimlicht 
hat, soll um den vierten Theil alles dessen, was sie aus dem Nachlasse dea 
Mannes erbt, zum Vortheile der Verwandten desselben bestraft werden. 

§. 40. Wird eine Ehe durch richterlichen Ausspruch getrennt, so hat 
das nachgeborene Kind die Bechte eines ehelichen, wenn es bis zum drei- 
hundert und zweiten Tage nach rechtskräftig erkannter Scheidung zur Welt 
gekommen ist. . 

§. 41. Will der geschiedene Mann das Kind nicht fiir das seinige ,^r- 
kennen, so findet alles das Anwendung, was §. 2 bis 18 verordnet ist. 

§. 42. Auch steht dem Manne frei, die den Erben (§. 26 f.) nachge- 
lassene Sicherheitsmassregeln vorzukehren. 

§. 43. Eine Frau^ welche schon vor der Scheidung von dem Manne 
abgesondert gelebt hat, muss, sobald sie nach dieser Absonderung eine 
Schwangerschaft verspürt, dem Manne davon sofort gerichtliche Anzeige 
machen. ^ 

§. 44. Alsdann ist der Mann auf eben diese Sicherheitsmassregeln an- 
zutragen berechtigt. 

$■ 45. Die Unterlassung dieser Anzeige ist zwar für sich allein noch 
nicht hinreichend, dem Kinde die Bechte der ehelichen Geburt zu entziehen. 
§. 46. Die Mutter aber, welche die Anzeige unterlassen hat, kann durch 
«in solches Kind niemals irgend einige Bechte oder Vortheile aus dem Ver- 
mögen des geschiedenen Mannes erlangen.« 
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$. 47. Wenn der Mann eine Schwangerecbaft der gescbiedenefii ¥rM 
^behauptet oder vermuthet, die Frau aber dieselbe leugnet, bo ist e wte ref 
«nf UntersQcbung einer vereideten Hebamme anzutragen berecbtigt. 

§ 48. Erkl&rt diese die Frau ftir schwanger, so kann der ICann die 
Torkehrung des- §. 27 f. bestimmten Sicherheitsmassregeln cur Yerh&tung 
alles Unterschleifs oder Unterschlagung des Kindes rerlangen. 

§. 49. Hat dessen ungeachtet die Frau das Kind untersehlageiiy so soll 
sie als eine Betrügerin peinlich bestraft werden. 

d) Gemüthszustands-Untersucliungen (Allg. Landrecht Tli.1 Tit. 3 
SS. 3. 14. 24. 25. 27. 28, Strafgesetzbuch SS- 40—44, Casper 1. c I 
S. 388 ff. und Circularverftgung yom 14. November 1841): 

§. 27. Basende und Wahnsinnige heissen diejenigen» welche des 
Gebrauchs ihrer Sinne vollständig beraubt sind. 

§. 28. Menschen, welchen das Vermögen, die Folgen ihrer Handlssgea 
zu überlegen, mangelt, werden Blödsinnige genannt. 

§. 40 d. St. O. B. Ein Verbrechen oder Vergehen ist nicht Yorhanden, 
wenn der Th&ter zur Zeit der That wahnsinnig oder .blOdsinnSg, oder die 
freie Willensbestimmung durch Gewalt oder Drohungen aasgeschlosseii war. 

Die gerichtsärztlichen Untersuchungen und Begutachtungen zweifelhafter 
Gemüthszustände werden in Folge der Beyisionen und der darauf erlassenen 
Anordnungen zwar jetzt im Allgemeinen mehr, als früher von den dabei zu- 
gezogenen Aerzten mit der erfurderlichen Sorgfalt und Sachkenntnis^ aus- 
geführt; es kommen indess noch fortwährend und nicht selten Fälle Tor, in 
denen diese Untersuchungen dürftig und ungenügend befunden wird. Diese 
Mangelha&igkeit beruht hauptsächlich darin, dass es den Aerzten in dem 
Ezplorationstermin an der Zeit und Müsse fehlt, welche zur ruhigen und 
gründlichen Untersuchung und Begutachtung des Gemüthszustandes des ihnen 
häufig ganz unbekannten Imploraten erforderlich ist. Um zu bewirken, daßs 
die ärztliche Untersuchung und Begutachtung krankhafter Gemüthszustände 
in den deshalb anhängig gemachten Prozessen künftig mit möglichster Um- 
sicht und Gründlichkeit erfolge, setze ich hierdurch nach Yorgängiger Kom- 
munikation mit dem Henm Justizminister und Im Einverständnlss mit dem- 
selben Folgendes fest: 

1) Die Sachverständigen haben Yon dem Gemüthszustände der auf Be- 
quisition der Gerichtsbehörden zu explorirenden Personen Yor dem zu diesem 
Behufe anberaumten Termin durch Besuche des Imploraten, so wie durch 
Bücksprache mit den Angehörigen und dem Arzte desselben sldi m in- 
form iren. 

2) In dem Explorationstermin haben die Aerzte Yon ihrem Standpunkte 
als Sachverständige aus, auf Grund und mit Benutzung der Resultate ihrer 
Yorgängigen Information, den Befund des körperlichen Zusiandes, des Habi- 
tus, Benehmens etc. des Imploraten, so wie das mit demselben zur Erfor- 
schung des Gemüthszustandes geführte Kolloquium nach Fragen und Ant- 
worten speziell und vollständig zu Protokoll zu geben und ihr vorläufiges 
Gutachten über den Gemüthszustand des Imploraten nach der im Allgemeinen 
Landrecht bestehenden Terminologie und Begriffsbestimmung beizuf^lgen, 
wobei es ihnen unbenommen bleibt, gleichzeitig den Krankheitszustand im 
Sinne der Wissenschaft zu bezeichnen. ' 

Die Protokolle übej- Gemüthszustands-Untersuchungen haben in gerichts- 
ärztlicher Beziehung dieselbe Wichtigkeit und Bedeutung, wie die Obduk- 
tionsprotokoll e, nämlich : vollständige Ermittelung, Darlegung und Feststellung 
der Ergebnisse des Befundes als Grundlage für das abzugebende Gutachten. 
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um diAse wttnsclieiiswdrthe TJelMTdinstimiDUDg mit den bei 'den Obduktions- 
TefbandluDgen längst bestehenden gaeeteiiehen Bestimmungen noch zu ver- 
vollständigen, haben die Sachverständigen 

3) in der Begel, von welcher eine Ansnahme nur in den am Schlüsse 
dieser Verftkgung erwähnten Fällen gestattet ist, nach dem Termin «in be^ 
.sonderes und motivirtes Gutachten der Gerichtsbehörde einzureichen und in 
demselben mit Zugrundlegung der Ergebnisse der vorgängigen Information, 
der vorhandenen Akten und d^ protokollarischen Verhandlung in termino^ 
00 wie unter Beröcksichtigung der Circularverfögung vom 9* April 183d> 
eine vollständige Geschichtserzählung (Relation) zu geben, femer durch Yer- 
gleichung und Kritik der darin mitgetheilten Krankheitserscheinungen, Be- 
weismittel und Thatsachen den vorliegenAm Fall einer medizinisoh-tech- 
nischen Beurtheilung zu unterwerfen und somit endlich ihr vorläufig im 
Termin abgegebenes Gutachten oder das etwa davon Abweichende nach bester 
Kunst und Wissenschaft zu begründen. 

Das Königliche Justizministerium WH'd vorstehende Bestimmungen zur 
Kenntniss der Gerichtsbehörden bringen und letztere zugleich anweisen, 

a) die als Sachverständige vorgeschlagenen promovirten Aerzte zeitig 
genug vor dem anberaumten Termin von der Requisition zu be- 
nadirichtigen, damit dieselben sich schon vorher von dem Zustande 
des Ezploranden informiren können und 

b) durch den Gerichtsdeputirten Behufs der Kontrolimng der Aerzte 
im Protokoll vermerken zu lassen, ob von Seiten derselben die 
vorgäagige Information geschehen sei oder nicht. 

Da es einerseits billig ist, dass den Aerzten ftir einen grösseren Au^ 
wand von Zeit und Mtlhe bei diesem Geschäfte eine angemessene Entschädigung 
SU Theil werde, andrerseits aber auch erforderlich ist, die in der £»gel 
schon bedeutenden, bei der Zuziehung auswärtiger Aerzte besonders steigen- 
den Kosten nicht in einem unverhältnissmässigen Grade zu vermehren und 
dadurch entweder die Parteien oder die Staatskassen zu sehr zu belästigen, 
so hat der Herr Justizminister angeordnet, 

c) dass niemals für mehr als drei vor dem Explorationstermin ge- 
machte Besuche bei dem Provokaten die tazmässigen Gebühren 
zugebilligt werden, und 

d) dass auch die Gebühren ^ das nach dem Termin abzugebende 
besondere und motivirte Gutachten dann wegfallen, wenn das Er- 
gebniss der Untersuchung im Termin ein ganz zweifelloses ge- 
wesen ist und der Arzt deshalb sogleich ein definitives Urtheil zu 
Protokoll aussprechen konnte. 

Von den als Sachverständige zugezogenen Aerzten wird erwartet, dass 
sie vor dem Termin nur die zu ihrer gehörigen Information unerlässlichen 
Besuche machen und sich, wenn möglich, besonders bei auswärtigen oder 
unvermögenden Ezploranden zu diesem Behuf auf einen einzigen Besuch 
beschränken werden. 

Dagegen mag es den Aerzten im Einverständniss mit dem Gerichts- 
deputirten überlassen bleiben, in denjenigen Fällen von einfachem Blödsinn 
oder Wahnsinn, in welchen das Ergebniss der Exploration unzweifelhaft ist, 
statt des nach dem Tennin einzureichenden besonderen und motivirten Gut« 
achtens, ein solches sofort in Gemässheit der vorstehend gestellten Anfor- 
derungen zu Protokoll zu geben. 

liie Königliche Regierung hat diese Verfi^gung durch das Amtsblatt 
und auf sonst geeignetem Wege zur Kenntniss der Physiker und Aerzte zu 
bringen. 
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e) lieber Dispositionsfähigkeit insbesondere (Allg. Landr. Tb. L 
Tit. 1 $§. 27. 28. 29, Th.I Tit. 4 §. 23, Th. I Tit. 18 §§. 12. 13. 
341. 342—349 incl. und §§. 815—820 incl. Allg. Gerichtsordnung 
Tit 18 $8. 1—8 Anhang §. 285): 

Zu der Ernennung des zweiten Sachverständigen muss die zu- 
nächst vorgesetzte Behörde requirirt werden, üeber das hierbei zu 
beobachtende Verfahren ist mit Bezug auf ein älteres Beskript vom 
S.April 1838 die Verfügung vom 14. November 1841 zu beachten. 

Die Untersuchung ist im Kriminalprozess eine andere als im 
Givilprozess. Denn während im ersteren nur durch ein Gutachten 
festzustellen ist, ob der Angeklagte zurechnungsfähig ist oder 
nicht, muss im letzteren das Verfahren durch ein förmliches £r- 
kenntniss beendet werden; handelt es sich (cf. §.40 des Straf- 
gesetzbuchs) sowohl darum, ob der Angeklagte wahnsinnig oder 
blödsinnig, sondern auch, ob die freie Selbstbestimmung durch 
Gewalt oder Drohungen ausgeschlossen war, oder nach §. 42, ob die 
That durch Nothwehr geboten war. Das Ober-Tribunal hat unterm 
7. April 1854 hierher bezQgliche Belehrungen ergehen lassen. 

Die Wissenschaft berücksichtigt feiner nicht blos Wahnsinn und 
Blödsinn, sondern alle körperlichen und geistigen Zustände, welche 
die Unzurechnungsfähigkeit Begründen können, also AlTecte und 
Leidenschaften, Trunkenheit, Epilepsie, Schwangerschaft, Wochen- 
bett, Geburt, fieberhafte Krankheiten. 

Griesinger lehrt über Geisteskrankheiten Folgendes: 

In Civilsachen handelt es sich um die Frage von Disposi- 
tionsfähigkeit, z. B. bei Aufnahme von Verträgen, Gültigkeit 
von Testamenten u. s. w. In Eriminalsachen um Zurechnungs- 
fähigkeit, und zwar ob zur Zeit einer begangenen That, oder zur 
Zeit der schwebenden Untersuchung. Es gehören femer hierher 
Gemüthszustands-Untersuchungen und überhaupt die Frage 
der Blödsinnigkeits-Erklärung insbesondere. 

Der Ausspruch des Arztes geht schliesslich immer dahin: 
ob Wahnsinn oder Blödsinn. 

Hierzu kann ihn nur Erfahrung und Wissenschaft befähigen, 
nnd Letzteres stellt sich nach Griesinger, wie folgt: 

Der Sitz aller Geisteskrankheiten ist das Gehirn, weil der freie 
Wille nur vom Gehirn ausgeht, denn dies besteht aus Kervenmassen, 
welche einerseits die sensitiven Bückenmarksstränge, als auch die 
centralen Ausbreitungen ^ der höheren Sinnesorgane in sich auf- 
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. 6) Anaestbesien aller Art gegen Kälte, Wärme, Scbmeniest 
freudige oder traurige Ereignisse. 

Am Wichtigsten smd dieHallucinationen undlllusiono.n« 
Erstere sind subjektive Sinnesbilder, haben aber eine Bichtung 
nach aussen, letztere sind falsche Beutungen, äussere Objekte, Tä«*- 
Bchungen, wenn man Dinge' zu sehen glaubt, die nicht vor- 
handen sind. 

Hallucinationen kommen in allen Sinnen vor, bald in dn» 

4 

zelnen, bald in mehreren vereint Der Kranke glaubt dies oder joiea 
nicht blos zu sehen, zu hören, zu i^hlen u. s. w., sondern dies i«t 
wirkUch der Fall. Darum reichen aber Hallucinationen allein noch nieht 
aus, Geisteskrankheiten zu konstatiren, denn sie kommen auch bei 
Gesunden vor, hierzu sind noch eingebildete Wahnvorstel- 
lungen erforderlich, und es muss zugleich eine Yerstimmang 
vorhanden sein, in der die Kranken sdbst HaUncinationen füor walir 
halten. Im Anfang« quälen und- belästigen sie sogar den Kranken 
selbst^ später werden sie dagegen gleichgültig und selbst, weim sie 
geheilt werden, bleibt davon noch immer etwas zurück. Sie 
kommen vor: 

1) Bei örtlichen Krankheiten der 'betreffenden Sinnesoi;gane. 

2) Bei tiefen Erschöpfungszuständen. 

3) Bei krankhaften Effekten. 

4) Aeussere Buhe und Stille begünstigen sie. 

5) Einige toxische Substanzen, z. B. Cannabis, Strammonium, 
Belladonna können sie hervorrufen. 

Diagnostik der Geisteskrankheiten. 

1) Veränderung seiner Stimmung der GefQhle, Neigungen, 
Gewohnheiten dör Willensrichtung, der Urtheile, kurz, er ist nicht 
mehr derselbe, er ist sich und anderen verändert; man 
milss also sein früheres Wesen kennen« 

2) Klar wird die Diagnose, wenn diese Veränderung unter Um** 
ständen eintritt, welche erfahrungsmässige Ursachen des Irrsinns 
sein können, z. B. Eaereditarverhältnisse, Kopfverletzungen, Trunk- 
sucht, Epilepsie, Sorge, Kummer, Schrecken. 

3) Entspricht das Gesammtbild dem Bilde eines der be- 
iBAiiten Hauptformen d^s Irrsinns, so ist an der Diagnose nicht m 
zweifeln. 
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4) Symptome küiperlicher Erkrankung (Pnls, YerdAuung, Se* 
kretion) n. s. w. können zwar zur Feststellung der Geisteskrankheit^ 
an sicli nicht gehraucht werden, aher es ist stets wichtig, festzu* 
stellen, oh dies der Fall ist und sind zugleich psychischeStörungen 
vorhanden, so ist die höchste Wahrscheinlichkeit eines solchen Zu- 
Standes vorhanden. Man muss jedoch nie vergessen, dass der Irr- 
sinn stets auf einer Gehirnaffection heruht, und darum hahen 
nur solche Erscheinungen einen hohen Werth, die sich darauf zurück- 
führen lassen, alsoHallucinationen, Schwindel, Kopfschmerz^ 
Schlaflosigkeit,' Krämpfe, Lähmungen. 

5) Mienen, Gehehrden, Beden, Handlungen sind sehr 
wichtig, wenn sie von der Gewohnheit diföciren, können jedoch simu- 
lirt werden. Niemals aher gelingt es dem Simulanten, hestimmte 
Formen und- die Symptome hestimmter Geisteskrankheiten nach- 
zuahmen, sondern er vermischt immer eine mit der anderen, über- 
treiht, gieht statt Hallncinationen Absurditäten, als oh er nicht mehr, 
zählen, lesen und schreiben könne, seinen Namen nicht wüsste u.s. w. 
Dabei ist er immer vorsichtig, spricht oder verschweigt, was 
ihm nützen oder schaden kann. Es fehlen die Erankheits*. 
Symptome vom Gehirn, er liebt besonders die Buhe. Blödsinn ist 
noch immer leichter zu simuliren als Manie. 

6) Bei allen dem ist das Bilemna, entweder geisteskrank 
oder gesund, oft schwer zu lösen. Es giebt Mittelzustände schon 
im körperlichen Zustande, wie viel mehr im geist^en, wo noch so 
Yieieß dunkel Ist 

Nach den Akten allein sollte man nie ein solches Gutachten 
abgehen, immer nur nach persönlicher Untersuchung der In- 
dividuen. 

Die Ursaehen des Irniinn«. 

Disposition zu psychischen Krankheiten. 

A. Allgemeine Praedisposition. 

1) Die Nationalität. Hier ist nichts bestimmtes festzustellen, 
obgleich man sich zu mancherlei Annahmen berechtigt glaubte. 

2) Das Geschlecht Es erkranken Männer mehr als Frauen, 
Hagestolze mehr als Verehelichte. 

S) Das Lebensalter. £eins derselben gewährt Immunität, 
häufiger sind im Kindesalter Blödsinn« Idiotismns, Cretinismus, Haerf^- 
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dität, femer nach Kopfverletzungen, Onanie, Tjphus. Die meuien 
«rkranken zwischen dem 25. — 50. Jahre (männliches Geschlecht 
im 20.— 30., Frauen im 30.— 40. Jahre.) 

4) Standesunterschiede. In den hesseren Standen mehr 
als in den ärmeren, ist die allgemeine Annahme wegen der grosseren 
Excitation, hei den Aermeren aus Elend, Trunksucht, geringerer Bil- 
dung. Bettler, Prostituirte, letztere in England ganz be- 
sonders, werden am häufigsten geisteskrank. 

5) Gefangenschaft verursacht sehr oft Irrsinn, besonders 
die Einzelhaft. 

5) Jahreszeiten. Der Einfluss des Mondes auf YeTSchlimme- 
xung ist nicht zu leugnen. 

B. Indmduelle PraedUposition. 

1) Erblichkeit ist der wichtigste Moment von allen Ursachen 
der Geisteskrankheiten. 

2) Erziehung. Die Bichtung derselben in den ersten Jahren 
ist oft entscheidend fQr das ganze Leben. Nachahmung verkehrter 
Anschauungen der Eltern und Erzieher, Leidenschaften, Neigungen, 
zu grosse geistige Anstrengungen, wodurch die körperliche Ent- 
Wickelung gehemmt wird, gehören namentlich hierher. 

3) Psychische und körperliche Konstitution, leichte Gemüths- 
«rregung, rascher Wechsel der Empfindungen. 

Am häufigsten wirken die psychischen Ursachen und zwar 
Leidenschaften und Affekte, besonders: Verdruss, Kummer, Wider- 
wärtigkeiten und dann fehlen selten als: 

C. Gemischte Ursachen. 

1) Trunksucht, dessen höchste -Porm das Delirium tremens. 

2) Ein Leben voll Unruhe, Sturm, Unordnung, Liederlichkeit, 
Elend und Entbehrungen. 

3) Sexuelle Excesse, Onanie. 

D. Somatische Ursachen. 

1) Entstehen durcfti andere Nervenkrankheiten, Epilepsie, 
apoplektische Heerde, schwere Kopfverletzungen, peripherische 
Nervenverletzungen, Hysterie und Hypochondrie. 

2) Aknte, fieberhafte Krankheiten, Typhus, Intermittens, Cholera, 
Exantheme, Pneumonie, akuter Bheumatismus. 
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3) Chronische constiiutionelle Leiden: Anäemie^ Sy- 
philis, Tuberculosis, Herzleiden, Krankheiten des Unter- 
leibes. 

. 4) Sexualentwickelungen, wie Chorea, Epilepsie, Somnambulismus, 
Sehwermuth. Die Abstinenz hat selten Irrsinn zur Folge, und dann 
nur im idellen Gewand, selten in unverhlillter Weise. Sie äussert 
sich bei Männern als pollutio diuma mit hypochondrischen Zu- 
ständen. Die Menstruation übt grossen Einfluss auf Tobsucht, 
sowohl bei Hypertrophie als beiAnaemie. Am häufigsten kommen 
Störungen erst während der Geisteskrankheit vor und dann sind 
während des Eintritts derselben erhöhte Steigerung der Geistes- 
zustände beobachtet worden. Die Schwangerschaft ruft müde, 
massige, psychische Depressionszustände hervor. Wichtiger sind 
Geburt und Wochenbett. Schon bei jeder Wehe können Wuth- 
ausbrfiche vorkommen, die die Tödtung des Kindes zur Folge haben 
können, noch schlimmer ist das Puerperalfieber, wo sich 
Nymphomanie (Ausgelassenheit) zeigen kann. Die Lactation kann 
schwere Neurosen zur Folge haben, welche Formen des Irrsinns an- 

nehmeiv können. 

* 

Eintheilung der psychischen Krankheiten. 

Man kann drei grosse Gruppen annehmen: 

1) Solche, die aus Affekten und affektartigen Zuständen her- 
vorgehen: Die psychischen Depressionszustände, Sehwer- 
muth und Melancholie: Hypochondrie, Melancholie, 
Sehwermuth mit Stumpfsinn, Sehwermuth mit Zerstörungstrieb, 
Sehwermuth mit anhaltender Willensaufregung. 

2) Solche, welche aus falschem Handeln und Wollen her- 
rühren, oder psychische Exaltationszustände: Tobsucht, 
Wahnsinn. 

3) Die psychischen Schwächezustände: partielle Yer- 
rQcktheit (Narrenkrankheit) apathischer Blödsinn, Idio- 
tismus und Cretinismus. Schliesslich kommen noch allerlei 
Komplikationen des Irrpinns vor. 

L 17 Hypochondrie. Die mildeste Form, wo die Gemüths- 
depression aus einem körperlichen Krankheitsgefühl hervor- 
geht, wobei die tischen XTrtheile sich stets auf den eigenen 
körperlichen Zustand beziehen. BesorgnLss schwerer Erkrankung, 
Schwermüthigkeit, folie raissonnante, Verwandlung der Stirn- 
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muiig, allerlei schreckhafte Embildungea von seinem Zustande. 
Solche Kranke lesen gern medizinische Bücher, beschäftigen sich 
mit Untersuchung und Erklärung ihres Zustandes, dabei sind sie 
mnthlos, willenlos, bis sich auch die Intelligenz vermindert, 
indem sio f&r alle^ Andere gleichgültig werden und Alles auf diesen 
Zustand beziehen. Es fehlt auch hierbei nie an Krankheitserschei- 
nungen, eingebildeten und wirklichen, sowohl im Unterleib als im 
Kopf. Sie ist immer eine sekundäre Cerebro-spinal-Beizung aus 
Abdominalursachen. 

2) Melancholie, Anomalie der Selbstempfindung der 
Triebe und des Wollens. Nachdem hypochondrische Yerstim« 
mungen vorangegangen, werden die Kranken vor Allem unangendlim- 
schmerzhaft affizirt und können sich über nichts freuen. Alles ist 
ihnen zuwider, sie sind reizbar, unzufrieden, fliehen die Menschen und 
suchen meistens die Einsamkeit Anfangs fühlt der Kranke das Un- 
passende und Unglückliche seines Zustandes und sucht ihm zu ent- 
fliehen, denn er fühlt sich isolirt, aber bald wird dies zu einer feindlichen 
Stellung gegen die Welt, gegen seine Mitmenschen, er kann nicht 
anders denken und handeln, er wird beherrscht von flüsteren Mächten, 
von einem unerklärten Etwas, er wird unthätig, vernachlässigt Alles, 
wird unfähig zu jeder geistigen und körperlichen Arbeit, er kann 
sich und Anderen von nichts Bechenschaft geben u. s. w. Kein Ge- 
danke beschäftigt ihn anhaltend, er wechselt und springt von einem 
zum andern, er quält sich selbst mit Wehklagen, Anklagen gegen 
sich selbst, sieht sich verfolgt, er neigt sich zu reliigöser Schwär- 
merei, fühlt sich als argen Sünder, Alles mit dem Charakter des 
Duldens, des Verfolgten, des Selbstverlorenseins und er sieht die 
schrecklichsten Dinge, ohne ihnen zu entgehen. Er möchte, aber 
er vermag seinen Zustand nicht zu erklären. 

Die Hallucinationen und Illusionen haben also hier den 
Charakter der schmerzlichen 6 emü ths Stimmung. Sie verweigern oft 
Nahrung, aus Furcht vergiftet zu werden. )(an unterscheidet: 

1) Melancholia religosia, von dem die Daemonomanie , 
das- Besessensein, eine Abart bildet 

2) Melancholia metamorphosis, der Wahn des Selbst- 
verlorenseins, oder der Wahn, in etwas Anderes verwandelt zu sein. 

3} Heimweh. Alle Vorstellungen sind auf die Bückkehr nach 
der Heimath gerichtet Mord, Brandstiftung sind oft eine Folge 
dieses Zustandes. 
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4) Schwermutli mit Stumpfsinn: 

a) Mit negativer Aeusserung zerstörender Triebe gegen sich 
oder gegen Andere (Zerstömngstriebe, Mord, Fenerlust). 

b) Schwermnth mit anhaltender WiUensäusserung, dies bildet 
schon den Uebergang zur Tobsnchi 

ad a nennen wir zuerst: 

a) Selbstmord. 

ß) Mordmonomanie. 

r) Zerstörung lebloser Gegenstände, Pyromanie. 
Die Manie. Sie äussert sich durch Aufgeregtheit und Exal- 
tation des Wollens, eine Erhöhung der Selbstempfinduug und des 
Selbstvertrauens, ein krankhaftes Aussersichsein, ein aus- 
schweifendes Wollen in der Bichtung bestimmter Wahn- 
vorstellungen und schliesslich als Tobsucht, Wahnsinn. 

Ofb gehen diese aus Melancholie hervor, indem sich täglich 
Angst und Schmerz steigern, indem sich plötzlich Zustände der Wuth 
äussern, raptus melancholicus, oder zeitweise Zustände derSelbst- 
überhebung durchblicken, ein blind sich äussernder Trieb zu toben, 
zu lärmen und IJnfhg zu verrichten, dem sie nicht wiederstehen 
können. 

1) Tobsucht. Unter Veränderung der Stimmung, Sitten und 
Gewohnheiten, läuft der Exanke imrahig herum, in's Freie, er wird 
redselig gegen Jeden, gefrässig, und wenn er schon tobsüchtig war, 
80 warnt er sejbst vor einem neuen Anfall; oft will er sich selbst 
betäuben, greift zu Spirituosen, er klagt über Kop&chmerz, unruhigen 
Schlaf, dabei werden die Zfige meisKeigenthümlich entstellt, be- 
sonders bemerkt man: 

a) Anomaliender Stimmung, der Triebe, des Wollens; 

b) Anomalien der Vorstellung; 

c) Anomalien der Sinnesthätigkeit und der Bewegung. 
Man kann die verschiedenen Formen der Manie theils nach den 

Trieben und Neigungen (Nymphom. fiiror^ poSt.) bezeichnen oder 
nach besonderen Anlässen und Zeiträumen, (Mania puepet., pota- 
torum n.s. w.) Das hat- jedoch keinen wissenschaftlichen Werth. 

Eine besondere 'Gattung, die mania sine delirio, muss ge- 
läugnet werden, weil man nicht sagen kann, dass gewaltthätigß 
Handlungen Tobsüchtiger nicht immer in verkehrten Vorstellungem 
begründet seien. 

2) Wahnsinn ist stets ein Exaltationszustand, dessen Cha* 
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rakter sich in affirmatiY-expressiyeii Affekten mit anlial* 
tender Selbstüberschätzung und fixen Wahnvorstellungen 
darstellt. Das Gentnun ist das gesteigerte Selbstgefühl, so- 
wohl in Bezug anf Anomalien der Triebe nnd des Wille^ns, als 
der Vorstellungen der Sinnesthätigkeit, des Benehmens 
nnd der Bewegungen. 

Dieser Standpunkt muss unverrückt festgehalten werden, wenn 
man Wahnsinn wissenschaftlich beurtheilen wiU. 

* 
Die physischen Schwächezustände. 

1) Sie bilden kein primaeres, sondern ein konsensnelles tnrsein, 
nnd sind, wo sie nicht angeboren sind, Beste und Folgen der bis- 
her genannten akuten Zustände. 

2) Hier bUden nicht die psychischen Affekte die Grmndlage, 
sondern die Störungen der Intelligenz, oft' mit vollständigem Mangel 
von Affekten. 

3) Sie tragen alle den Charakter der Schwäche, Gedanken- 
losigkeit, Yerlust des Gedächtnisses, Mangel' an Kombination 
bis zur Stumpfheit und völligen Verfall des geistigen Lebens. 
Es bilden sich hieraus 2 Gruppen: Verrücktheit und Blödsinn. 

a) Verrücktheit, sie kann eine partielle, so wie allgemeine 
sein, je nachdem sie sich m einzelnen fixen Vorstellungen 
äussert, was man Monomanie nennt, wo Hallucinq,tionen 
stets vorhanden sind, oder wo allgemeine psychische Schwäche- 
zuatände ohne aufflülendes Herrschen von Einzelwahn 
vorhanden sind. 

b) Der apathische Blödsinn ist der Ausgang aller bis- 
herigen Formen, der äusserste Grad psychischer Ver- 
kommenheit, Verthiertheit. Gänzliche Abwesenheit 
von Bildern, Gedanken, Vorstellungen, Stumpfheit, Nullität 
der Intelligen; und des Willens; die senile Geistesschwäcbp 
gehört ebenfalls hierher. 

4) Idiotismus, der allgemeine Charakter ist Schwäche der 
Vorstellung, während in den Gemüthsbewegungen noch einige 
Segsamkeit denkbar ist, und er beruht immer auf Gehirnanomalie, 
mangelhafter Gehirnentwicklung, in der Kindheit bei Ver- 
wahrlosung, Vernachlässigung, ungünstigen Aussenverhält- 
nissen auf Erblichkeit, oder vielmehr auf Krankheiten der Eltern. 
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Epilepsie, Geisteskrankheit, Taubstummheit, Heirathen in der 
Verwandtschaft oder im halbreifen oder zu hohen Alter, bei un- 
gleichen Jahren« Auch im Eoetalleben kann ein Schreck der Mütter, 
Trunksucht hierzu den Grund legen. 

Der Idiotismus beginnt meist zwischen dem 3. und 5. Jahre 
sich bemerklich zu machen, theils akut, theils schleichend. 

Man hat endemische Ursachen als auch Stubenmiasma, IJn- 
reinlichkeit, schlechte Luft als wirkende Ursachen aufgestellt Femer 
Gehirnarmuth, auffallende Kleinheit des Gehirns, Microcephalus 
bei früher Verschliessung der Fontanellen und Verwachsung der Nähte, 
selbst Defekte einzelner Theile, namentlich des vorderen Lappens, 
und ungleiche Grössenbildung beider Haemisphaeren. Zu dem häu- 
figsten Befunde gehören der chronischen Hydrocephalus und 
allerhand encephalitische anomale Prozesse, Wucherungen, Er- 
weichungen, atrophische Stellen, Hirnhyp'ertrophie, ungewöhn- 
licher Beichthum an grauer Substanz, Schädelanomalien allerlei 
Art, Veidünnung, Verdickung, offene Fontanellen, Ungleichheiten der 
Perm nach Länge oder Breite, allzu schmaler, zu kurzer, schräger 
oderschief verengterSchädel, Spitzkopf, Verkürzung der Schädel- 
basis. 

Anomalie der Vorstellung: es fehlt jede Produktion 
imd Vorarbeitung von Vorstellungen, sie haben kein Bedürf- 
niss zu sprechen, oder können nicht sprühen, ohne dabei taub- 
stumm zu sein. 

Anomalien der Empfindung, Triebe und Wollen, Freuden 
Xeiden und Schmerzen knüpfen sich an körperliche Gefühle oder sind 
vollständig unmotiviri 

Ihre Gemüthsart hängt von den Aussenverhältnissen ab, bei 
:guter Behandlung sind sie folgsam, bei harter Behandlung störng, 
bösartig. 

Eine besondere Art ist der endemische Idiotismus, Creti- 
nismus. Der Unterschied beruht nur auf einer quantitativen 
^ahl in dem Verhältniss zur Population, welche auf der soge- 
nannten cretinischen Missgestaltung, mit Krankheit der Schilddrüse 
beruht. 

Er kommt besonders in vielen Gegenden der Schweiz vor: Wallis, 
Graubünden, Uri, Salzburg, Tyrol, Steiermark, auch in einigen Pyre- 
näengegenden, Auvergne, auch am Ehein in der Nähe von Strass- 
burg, in Württemberg und Baden. Ursachen sind: Feuchtigkeit des 
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Bodens und der Luft, üeberschwannningen, Magneeiagelialt des 
BodenSy dabei Verwahrlosung nnd Elend. 

Der Gretinismns hat sich da yermindert, wo man diffch 
Begalimng der Flfisse, Austrocknen von S&mpfSBn, gate Nahmttg nnd 
Erziehnngy die Verhältnisse einer Gegend zu verbessem sadite und 
man hat gesunde Familien, die in solche G^egenden eimvaaderteD, 
nnd dann Greläns zeugten. Auch Findelkinder, welche in solche 
Gegenden kamen, erlitten dasselbe Schicksal. 

Der Cretinentypus ist untersetzter grober breiter KiVrperbaü, 
voluminöser Kopf, breite Btumpfhase mit eiagedrückter Nasenwurzel, 
alte grämliche Züge, fiiltige, hypertrophische Haut, Kropf , Blick 
apaöiisch, torpide. 

Man findet auch sogenannte Halbcretinen, schwachkOpfige, 
übelproprortionirte Individu^, Taubstumme, Stotternde, Schwerhörige, 
Schielende, bald der Eine mehr als der Andere, bald yeraäschi 

Wichtige Komplikationen des Irrsinns. 

Die Paralyse. 

1) Körperliche Störungen. Zuerst wird die Zunge ge- 
lähmt, dann das Sprechen erschwert, der Gang verändert und 
erschwert, die Fftsse schleppend wie bei einem Trunkenen, die Eiiie 
wollen einsinken, die Arme können die gewöhnliche Bewegung nicht 
verrichten, bis die Kranken sich gar nicht mehr aufi*echt erhalten 
können. 

2) Psychische Störungen. Das Stad. melanch. wird selten 
vermisst Anfangs bemerkt man Erhebung der Persönlichkeit wie 
beim Wahnsinn, also Grössenwahnsinn, die Kranken sind überan^s 
geschäftig, laufen hin und her, kaufen Unnützes ein, machen grosse Pläne, 
Sind überspannt) so dass ihr Verhalten auffallt. Bald lassen sie sich 
frei gehen, verschwenden, verschenken, erdichten dies und jenes, er- 
geben sich dem Trunk, werden indiskret, mit einem Worte, sie 
machen sich unmöglich. Bald tritt geistiger Schwächezustand ein, 
Gedächtnissschwäche, jeder Sinn *f&r das Ernste, Schickliche 
schwindet, sie verunreinigen sich, hierzu gesellen sich ab und zn 
tobsüchtige Anfälle, in denen die ebengenannten Uebertriebenheiten 
noch fortdauern. In der letzten Periode gehen alle Ideen unter, 
es tritt völlige Abstumpfung und Verdummung ein, selbst die 
thierischen Instinkte, Verlangen nach Nahrung, erlöschen, die 
Kranken müssen wie Thiere gefüttert werden, wobei sie thierisch 
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essen. Die Haut wird auffallend trocken, mit Abstossnng des Epi« 
dermis, die Kranken magern znletit ab, Brandstoff nnd Abscesse 
zeigen sieb an vielen Stellen des Körpers, sowie ancb im Darm- 
kanal. Die Meisten sterben an Pneunomie oder yemnglticken auf 
irgend eine Art. Diese Form kommt bäufiger bei Männern als bei Frauen 
vor, &st nie vor dem 20., in der Eegel gegen das 40. Jabr, am 
häufigsten unter gebildeten Standen, wie beim Militär, bei Beamten, 
Banquiers, geistig aufgeregten Gelehrten, in südlichen Ländern häu- 
figer als im Norden. 

Die Dauer ist von einigen Monaten bis zu 3 Jahren; in Fa- 
milien gehalten, leben sie länger, da ihre Verpflegung und Beauf- 
sichtigung sehr grosse Sorgfalt erfordert 

Vereinzelte Heilungsfölle sind wohl bekannt geworden, aber in 
der Mehrheit der Fälle endet die Paralyse tödüich. 

In den Leichen findet man Blutergüsse in die Arachnoidea, wenn 
oft Kopfkongestionen vorgekommen waren. 

Eine andere wichtigere Komplikation ist die Epilepsie: 

Schon vor dem Anfalle kommen auffallende physische Störungen 
vor, Verwirrung, TJmneblung des Bewusstseins, Verstimmung, Aerger- 
lichkeit. Im Anfalle selbst hört jedes Bewusstsein auf und sie 
erinnern sich aus demselben keinerlei Vorgänge, unmittelbar nach 
dem Anfalle zeigen sie immer noch die auffallendsten physischen 
Störungen. Endlich spricht er noch unzusammenhängend wie 
ein Blödsinniger, und die Intelligenz stellt sich erst nach 
mehreren Tigen ein. Oft folgen dann krampfhafte Paroxysmen von 
Tobsucht, mit so blinder Wuth und Wildheit, wie kaum bei 
dem heftigsten Mamacis. In anderen Fällen verfällt er in tiefe Me- 
lancholie. Alle diese Zustände bessern sich wohl aümählig nach 
ruhigem Schlaf, oder sie gehen in stupide Zustände über. 

Die pathologischa Anatomie der psychischen Krankheiten. 

Das Gehirn. 

Der Schädel: anomale Bildungen wie schon oben angeführt. 

In den Arterien: Atheromatose , Entartung und Ossifikation. 
In der Arachnoidea: Trübung, Verdickung, Hypertrophie, sehr 
häufig auch Haemorhagie in dem Sack derselben. 

Die piamater und ßindensubstanz: Hyperaemie, gleichmässig 
intensive Injektion der feinsten Gefässe, Varicositäten und anomale 
Schlänglung derselben. Aber auch der Gegensatz kommt vor: 



ß4 FiUihologUche Befunde. 

Anaemie und Oedem der pia mater; femer Yerwachsung der pia 
mater mit der Gehimoberflächei^ 

Die Gehirnsubstanz: Hypertrophie und aknte Yertrocknnng 
mit Anschwellung (kommt selten vor), häufiger Atrophie. Die gyn 
erscheinen dünn, ungleich gewunden, so dass sie höckrige Flächen 
bilden. Die Bindensubstanz zeigt Wucherung und diese fuhrt zur Ver- 
härtung. Sehr oft beobachtet man Sclerose und Himsubstanz. 

Die Ventrikel: Erweiterung derselben und viel wässeriger 
Inhalt (Hydroc. chron.), ßelten partielle Verwachsung derselben, oder 
Granulationen oder gar mit Ealksalzen inkrustirte Plätteben; auch 
Hytatiden hat man gefunden. 

Die Ohrblutgeschwulst (Otheomatoma) wird häufig beilrren 
gefunden, entsteht wohl meist aus traumatischen Ursachen , weil 
Irre sich selbst häufig am Ohr zerren, auch glauben manche Wärter 
sie am besten zu zähmen, wenn sie dieselben am Ohr zerren. Diese 
Ansicht erscheint richtiger zu sein als die, dass dies im Zusammen- 
hange mit Vorgängen im Schädel stehe. 

In den Lungen: Pneunomie, Lungenbrand, Tuberculose. 

1) Sehr viele Geisteskranke erliegen der croupoesen Pneumonie, 
namentlich paralytische Blödsinnige. In kalten Jahreszeiten erfolgt 
der Tod daran sehr schnell. Husten, Schmerzen, Auswurf sind da- 
bei selten, Dyspnoe häufiger, am sichersten wird die Diagnose durdi 
die physikalischen Zeichen festgestellt. 

2) Die Lungengangrän. Man halt eine ziegeldunkle, braun- 
rothe, später cyanotische Färbung der Wangen für einen sicheren 
Vorboten. Weder Husten, Brustschmerz, noch Dyspnoe sind vor- 
handen, aber die Hauttemperatur ist sehr gesunken. Nahrungsverwei- 
gerung ist ein Hauptmoment der Entstehung, und es zeigt sicli auch 
gewöhnlich an äusseren Theilen: Abmagerung, Oppression, grosse 
Schwäche, kühle Extremitäten, Schweisse, fahle Hautfarbe, mit 
ziegelrothen cyanotischen Wangen; sphaceloeser Geruch der sputa 
und des Athems und physikalische Zeichen des pleurit. Exsudats, der 
Lungenverdichtung, Pneumonothorax, Blutungen, äusserste Schwäche 
und Tod. 

3) Tuberculose (Lungenpthysis). Hieran sterben nahe der 
dritte Theil der Irren; sie entwickelt sich in der primären Form, 
und es altemiren oft Symptome der Lungen- und Himentzündung, bis 
erstere entscheidend in den Vordergrund treten. 
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n. Abnormitäten im Herzen gehören im Ganzen zu dem 
seltenen Befunde bei Irren. 

in. In den IJnterleibsorganen: Akuter Darmkatarrh, Ver- 
engerung des Dickdarms, veränderte Lage des Colon, Hypertrophie der 
Oangliennerven, fremde Körper (Kieselsteine) im Magen, peritoniti- 
sche Adbaesionen. 

IV. In den Geschlechtstheilen: Prolapsus, Hypertrophien, 
krebsige hydatitoese Degenerationen' an den männlichen und weib- 
lichen Geschlechtstheüen, zumal bei Delirien mit sexueller Aufregung. 
Von der Untersuchung an Leichen handelt das Strafgesetzbuch 
Tit. XV §§. 175-186, die Kriminalordnung §§. 156—172. Allge- 
meine Verordnungen über das Verhalten bei Sektionen enthält die 
Ministerialverfügung vom 6. November 1841, von der in der Sectio 
forensis ausführlich die Eede sein soll. 

Zu gerichtlichen Leichenöffnungen sollen#die Physiker einen 
Zollstab, ein ajustirtes Mensurirgefass und eine ajustirte Waage mit 
10 Pfund Gewichten bereit halten. 

Auch Untersuchungen an Verbröchensobjekten gehören zu ihren 
Pflichten. 

Von Vergiftungen handelt §. 197 des Strafgesetzbuches und spe- 
ziell vom Verunreinigen öffentlicher Brunnen und Waaren, welche zum 
Verbrauch dienen, §. 344 des Strafgesetzbuches. Vom Feilhalten ver- 
dorbener Speisen und Getränke sagt der §. 345 des Strafgesetzbuches: 

§. 345. Nr. 5: Wer verfälschte oder verdorbene Getränke oder Ess- 
waaren feilhält, wird mit Geldbusse bis zu fün^sig Thalem oder Gefängniss 
bis zu sechs Wochen bestraft. 

Bei der Handhabung der Marktpolirei bedarf es nur einiger 
sehr einfacher Chemikalien, um sofort Untersuchungen anzustellen; 
diese sind etwa folgende: 1) Acetum concentratum, 2) Jodkalilösung, 
•3) Ammoniak, 4) Solutio argenti nitr., 5) Acidum muriat, 6) Aqua 
hydrosulphurata, 7) Aqua calcariae, 8) Blutlaugensalz, 9) Ein Kupfer- 
und Zinkstäbchen und Filtrirpapier. Alles diess kann in einem Etui 
vereinigt sein. 

Praktisch ist für spezielle Untersuchungen die Anleitung Schür- 
mayers und Duflos: 

1) Mit Milch bereitete Speisen und Getränke werden erwärmt 
und mit etwas Essig versetzt, um sie klar und farblos zu machen. Die über 
dem käseartigen Niederschlage erscheinende klare Flüssigkeit wird nur durch, 
die gewöhnlichen Reagentien untersucht. 

« 5 
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3) Schwarzen Kaffee, Bier, rothen Wein, dunkle Wein- 
oder Fruchtsuppe TersetEt man mit etwas Milch, dann mit konoentrirten 
Essig und erwärmt das Gemenge, wodurch, wie Torhin angegeben, ein 
Niederschlag erfolgt. Hier mnss aher nicht hios die überstehende klar^ 
Flüssigkeit, sondern anch das Koagnium mit den Bcagentien geprfift werden 
Zu letzterm Bebafe kocht man am besten das Koagnium mit salzsaurebal- 
tigem Wasser ans nnd behandelt dann die so gewonnene Auflösong dura 
Beagentien. Die aber durch Essigzusatz erhaltene Flüssigkeit kann mir 
theilweise mit Schwefelwasserstoffwasser und Blutlaugensalz prüfen, in(fier> 
man ron dem ersten bis zum starken Vorherrschen des Geruchs, vom z«-i- 
ten aber nur einige Tropfen zusetzt. Verhalten sich beide Reagentien in- 
different, so fehlt ein Metallgift entweder gänzlich, oder es kennen h5ch;*tes.- 
nur geringe Spuren davon yorhanden sein. Hat dagegen Blutlau ge'n>>a'/ 
eine röthliche Trübung, und bald darauf eine ähnliche Fällung verursarb:. 
so ist die Gegenwart ron Kupfer fast unzweifelhaft und man wird sich u 
Hülfe eines blanken Eisens leicht yOllige Gewissheit yerschafifen könner 
Ein orangerother Niederschlag durch Schwefelwasserstoff deutet auf Antim* r. 
ein gelber auf Arsenik, ein schwarzer oder schwarzbrauner auf Queckaübt*:. 
Blei, Kupfer, Wismuth, ein weisser auf Zink. Unter diesen Umständen i* 
dann erst eine genaue^p chemische Prüfung zur sichern und bestimmten Au«* 
mittelnng und Darstellung der Art der giftigen Substanz einzuleiten. {T^a.- 
Verfahren sehe man bei Duflos im a. W. S. 165) — 

3) Ist die yerdächtige Speise eine klare oder fast klare, z. B. Wasser- 
suppe, Fleischbrühe, eine farblose oder fast farblose Flüssigkeit, wi? 
Limonade, weisser Wein, so wird sie, wenn etwas Fett oder fe^-^ 
Theile darin enthalten sind, auf ein vorher genässtes Filter geg^ossen, us>. 
das Filtrat mit Schwefelwasserstoff und Blutlaugensalz geprüft. i 

4) Besitzt die yerdächtige Speise eine breiige, mehr oder weniger fe»:^ 
Konsistenz, wie Kartoffeln, Mehlbrei, Pasteten, Wurst, so mun 
man sie mit einer hinreichenden Menge Wassers verdünnen, sodann uc; | 
etwa I bis ^ Pfund der fraglichen Substanz 1 — 3 Loth reiner Salzsäure zu- , 
setzen, und die Mischung in einer Schaale mit ächter Porzellang^lasur uottr ' 
fortdauerndem Umrühren mit einem Glasstabe, fast bis zur ursprüngliche | 
Konsistenz einkochen. Der Bückstand wird hierauf mit vielem Wasser vei^ 
dünnt, und nach dem Erkalten filtrirt; das Filtrat wird darauf weiter chemisdi 
geprüft. 

Der §. 167 der Kriminalordnung und §.15 des Eeglements tob 
15. November 1858 schreiben das Nähere vor, wie bei VergiftungeiJ 
zu verfiabren sei. 

Zur Ausführung solcher Untersuchungen requirirt das G^richi 
Sachverständige, resp. Apotheker.*) 

üeber die Kosten der gericbtsärztlichen Untersuchung ist int 
Allgemeinen die Medizinaltaxe vom 21. Juni 1815 maassgebeuii 
Neuere Bestimmungen über derartige Untersuchungen von Bin--' 
flecken sind folgende: Die Verfügung vom 9. November 1859 
pos. 10 und 11 der Taxe, die Verfügung vom 3. November lS.'..>i 



*) Es ist mindestens mir zwsifelhafl, ob der Gerichtsarzt zugezogti 
irerden muss; jedenfalls wäre dies in Ordnung. 
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ZU pos. 13 der Taxe. lieber verwendete Eeagentien und Geräth- 
schaften die Verfügung vom 24, April 1858 und 12, November 1859, 

n. Der Sj'eiswnndarzt. 

El^rselbe muss im Besitz der staatsbürgerlichen Eechte sein, die 
Approbation als Wundarzt erster Klasse haben, und durch eine be- 
sondere Prüfung seine forensische Qualifikation nachgewiesen haben. 
Diese wird vor dem Medizinalkollegio abgelegt, §. 50. 51. 63. 64. 
des Eeglements vom 1. Dezember 1825. 

Die Oduktionen venichtet er unter Anleitung oder richtiger ge- 
sagt, in gleichzeitiger Mitwirkung des Kreisphysikus. Er giebt mit ihm 
gleichzeitig das summarische Gutachten ab, vertheidigt es mit und 
neben ihm im Audienztermine, unterzeichnet mit ihm den Obduktions- 
l)ericht, und wenn er dissentirt, so ist er eben so berechtigt als ver- 
pflichtet, sein besonderes Gutachten abzugeben und mit Gründen zu 
vertreten. 

Zur kurativen inneren Praxis ist er vollständig berechtigt und 
unterliegt in dieser Beziehung nicht den Beschränkungen, welche 
für Wundärzte erster Klasse bestehen. Er gehört in die achte Eang- 
klasse (Verf. vom 15. Sept. 1852) erhält die Bestallung vom Ministe- 
rio und ist dem Physikus amtlich, aber nicht als Arzt, subordinirt 

Für die Anstellung ist §. 5. 6. der Verordnung vom 24. Januar 
1826 maassgebend, doch ist in neuerer Zeit auch die Anstellung pro 
physicato qualifizirter Aerzte zulässig (Verfugung vom 9. Februar 
1861 und 20. August 1858), und da die Wundärzte erster Klasse 
auf dem Aussterbeetat stehen, so werden diese Stellen bald nur mit 
promovirten Aerzten besetzt sein. Eine besondere Instruktion für 
sämmtliche Kreiswundärzte existirt nicht, sondern wird von den Ee- 
gierungen verschieden erlassen, wohl aber ist eine solche für die in 
Berlin angestellten chirurgi forensis unter dem 14. November 1828 
ergang'en. 

Sie können zu sanitätspolizeilichen Geschäften selbstständig wie 
die Kreisphysiker zugezogen werden und zwar in besonderer Be- 
rücksichtigung des dabei betheiligten finanziellen Interesses (K. 0. 
vom 14. Apiil 1832 und Ministerialverfügung vom 28. Februar 1838.) 

Sie fahren ebenfalls ein Amtssiegel (Verfügung vom 14. Mai 1858), 

Für den Zweck der gerichtlichen Obduktion müssen sie die 
Sektionsinstrumente auf eigene Kosten anschaffen (Verfügung vom 
28. Januar 1817): • 

5* 
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Jeder gerichtliche Wundarzt und Ereischirurgos muBS Ton Ämtewcgeo 
zur Verrichtung der Obduktionen folgende Sektionsinstmmente in guter und 
tadelloser Beschaffenheit stets eigenthümlich besitzen: 

4 bis 6 Skalpelle, davon 2 mit gerader, die übrigen mit bauchiger 
Schneide, 

1 Scheermesser, .... % 

2 starke Enorpelmesser, davon eines zweischneidig iftt, 
2 Fincetten, 

1 Pincette mit einem Haken verbunden, 

2 einfache Haken, 
1 Doppelhaken, 

3 Scheeren, eine gerade, die vorne ein Knöpfchen hat, oder ohie 
Enöpfchen nicht spitzig, sondern abgerundet; dann eine kromme 
oder Kichter'sche, 

1 Tubulus, 

2 Sonden, * 
1 Säge, 

1 Meissel mit Schlägel, 
6 krumme Nadeln von verschiedener Grösse, 
1 Tasterzirkel, 
1 Zollstab. 
£benso müssen die Physiker zu gleichem Zweck: 
1 Zollstab, 

1 ajustirtes Mensurirgefäss, 

1 ajustirte Waage mit 10 Pfund Gewichten haben. 
Die Königliche !E^gierung hat hiemach das Weitere zu verfügen und 
dahin zu sehen, dass draagemäss geschehe. 

Ihre Gebühren liquidiren sie nach Abschnitt B. von der Taxe 
vom 21. Juni 1815, Diäten und Eeisekosten nach dem AUgemeinen 
Erlass vom 10. Mai 1848 und zwar von dem Domizil des Kreiswund- 
arztes aus (Cirkularverf&gung vom 30. März 1830). 

Vertreten zum Physikatsamte qualifizirte Kreiswundärzte einen 
Fhysikus in forensischen Geschäften, so können sie nach den Ge- 
bühren der Physiker liquidiren (Verfügung vom 18. März 1861). 

Taxe für die gerichtlichen Aerzte und Wundärzte. 

A, Der Physikus erh&lt: 

1) Für die Ab Wartung eines gerichtlichen Termins • 2 Tblr. 

2) Für die Besichtigung eines Leichnams ohne Sektion 2 - 

3) Für den Bericht darüber 1 - 

4) Für die Besichtigung eines Leichnams mit Sektion 4 - 

Für die Sektion und Untersuchung eines schon seit mehreren Jahren 
im Grabe befindlich gewesenen Körpers kann mit Hinsicht auf die damit 
verbundene grosse Unannehmlichkeit und selbst dabei möglicherweise statt' 
findende Ge&hr 

der Physikus .... 10 Thlr., 

der Wundarzt .... 5 - 
liquidiren (M.-Verf. v. 2. Septbr. 1823). Die Obduktion der Leichen, welch« 



Taxe für die Oerichtsäizte. .69 

längere Zeit im Wasser gelegen haben, oder deren Verwesung yor der Be- 
erdigung bereits begonnen bat, f^llt nicbt unter diese Bestimmung. (M.-yer^ 
T. 8. Okt. 1858.) 

5) Für den Obduktionsbericht 2 Thb. 

Dieser motiyirte Obduktionsbericbt wird jedoch nur dann yergfttigty 
wenn das Gericht sich nicht mit dem yorläufigen, gleich nach der Obduktion 
abgegebenen Gutachten der Sachy erständigen begnügt, sondern einen moti- 
yirten Obduktionsbericht ausdrücklich fordert. (^Beskript des Justiz-Minister. 
Tom 5. Juü 1824.) 

6) Wenn bei diesen Verrichtungen Reisen über Land 
vorfallen und diese länger als einen Tag dauern, so erhält 
er für die übrigen Tage ausser freier Fuhre und 10 Sgr. 
Wagenmiethe Diäten täglich von 2 Thlr. 

Wenn jedoch die Entfernung von der Art ist, dass an 
dem Tage der Operation die Hin- und Rückreise fug- 
lich erfolgen kann, so kann dafür nichts, oder wenn 
nur zu einem von beiden ein besonderer Tag er- 
forderlich ist, für einen Tag Diäten gefordert werden. 

' Diese Position, betreffend die bei gerichtlich-medizinischen Geschäften 
yorfallenden Reisen über Land ist antiquirt Es gelten zur Zeit: 

a) In Betreff der Diäten: die Minist- Verf. yom 12. Juni 1851, 
wonach 

a) bei Reisen in Königlichen Dienstangelegenheiten: 

1) die Kreisphysiker ... 2 Thlr. 15 Sgr. 

2) die Kreischirurgen . .* . 1 - 10 

b] bei Reisen in gerichtlichen Partei- und Untersnchungssachen : 

1) die Kreisphysiker ... 1 Thlr. — Sgr. 

2) die Kreischirurgen ... 1 - 10 - 

zu liquidiren haben, wogegen es bei Reisen der Medizinalbeamten in Ange- 
legenheiten ihrer Priyatprazis bei den Bestimmungen der Medizinaltaxe yom 
21. Juni 1815 (No. I. resp. II.) yerbleibt 

b) In Betreff der Reisekosten: 

1) Die Minist.- Verf. yom 11. März 1853, wonach diese Reisekosten 
sowohl in gerichtlichen Partei- und Untersuchungssachen als in Königlichel;i 
Dienstangelegenheiten, nach dem Allerhöchsten Erlass yom 10. Juni 1848 
zu liquidiren sind. Es haben daher zu erhalten: 

a) bei Reisen auf Eisenbahnen und Dampfschiffen. 

Reisekosten Nebenkosten beim Zn- n. 

auf die Meile. Abgang y. d. Eisenbahn. 

1) die Kreisphysiker 10 Sgr. 20 Sgr. 

2) die Kreischirurgen 7V2 - 15 - 

b) bei Reisen auf den Landwegen 

1) die Kreisphysiker auf die Meile . . 1 Thlr. — Sgr. 

2) die Kreischirurgen ....%... — - 15 - 
Ausserdem darf der Kreisphysikns, wenn seine Dienstreise über den Ort^ 

wo derselbe die Eisenbahn yerlässt, mehr als zwei Poststationen hinaus- 
geht, und wenn er zu der Weiterreise einen Wagen mitgenommen hat, för 
den Transport des letzteren noch 1 Thlr. 15 Sgr. berechnen. 
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Bei Yergfttignng der oben geiuumteii Beisekosteii wird jede angefimgeoe 
Viertelineile für eine Tolle Vierte Imeile Berechnet, und wenn die 
Dienstreise weiter als eine Yiertelmeile, aber nicht gans eine MeÜe weit 
geht, so sind die Reisekosten nach einer rollen Meile au berechnen. 

Diese Bestimmungen kommen nicht in Anwendung, wenn Medizmsl- 
beamte nicht als solche, sondern lediglich als solche in Ciyilprosesssaohfla 
fungiren (MinisterialTerfbgung rom 9. Oktober 1854). 

2) Ministerialrerftg^ng Tom 2. April 1S49: 

Wenn mehrere Beamte bei ein und demselben Geschftft konkuirires, 
so werden jedem einzelnen Kommissarius die zulässigen Beiaekosten und 
iwar sowohl für Hin- als Bückreise vergütigt. 

3) MinisterialverfiQgung Tom 4. Januar 1S49: 

Der Königlichen Regierung erOfihen wir auf Ihre Zweifel hinsichts da* 
Ausführung des Allerhöchsten Erlasses Tom 10. Juni a. pr. Folgendes : 

1) Da die gedachte Verordnung im §. 3 sub No. 3 vorschreibt, dass für 
Geschäfte ausserhalb des Wohnorts in geringerer Entfernung als eine Viertel- 
meile keine Reisekosten gew&hrt werden, so li&tte die Könidliehe Begiening 
nicht zweifelhaft sein sollen, dass in dem Falle, wo die Entfernung rom 
Wohnorte bis zum Reiseziel weniger als eine Viertelmeile, der Weg hin 
und zurück zusammengerechnet aber mehr als eine Viertelmeile beträgt, eine 
Reisekostenliquidation nicht stattfindet. 

II. Geht die Dienstreise in einer Entfernung Ton mehr als einer Viertel- 
meile, aber weniger als eine halbe Meile Tom Wohnorte des Beamten, lo 
findet ein Zusammenrechnen der auf der Hin- und Bückreise zurückgelegteB 
Wegestrecken ffleich&lls nicht Statt, auch wenn die Bückreise noch an oeni- 
selben Tage erfolgt. Es kann daher bei einer solchen Dienstreise für zwei 
Tolle Meilen liquidirt werden. 

4) Ministerialyerftgung yom 23. Februar 1851: 

„Nach dem Allerhöchsten Erlass vom 10. Juni 1848 wird bei Reisen io 
Königlichen Dienstangelegenheiten, welche auf Eisenbahnen oder Dampf-* 
schiffen gemacht werben köimen, für jedes Zu- und Abgehen, zusammes 
ein Pausäquantum zu den Nebeiikosten gewährt, welche nach Verschieden- 
heit des Banges der Beamten auf respektive 20, 15, 10 Sgr. fesigesetst 
worden ist. 

Zur Beseitigung der Zweifel, welche wegen dieser Pauschsätze in den 
Fällen erhoben sind, wo die reisenden Beamten Terschiedene Eisenbahnen 
auf einer Beise benutzen müssen, wird im» Einyerständniss mit der König- 
lichen Oberrechnungskammer bestimmt, dass nur daim bei Beisen auf Eisen- 
bahnen fftr einen mehrmaligen Zu- und Abgang zu liquidiren und äie 
daftkr zulässigen Entschädigrungen zu bewilligen sind, wenn 

I. der reisende Beamte zur Fortsetzung der Beise sich nach einem 

anderen Bahnhof hat begeben müssen, oder weim 
n. Yon ihm auf einer längeren Dienstreise an einem Zwischenorte die 
Eisenbahn verlassen werden muss, um an diesem Zwischenorte ein 
Dienstgeschäft zu verrichten, so wie 
HL wenn der reisende Beamte, um auf der Beise zu Übernachten und 
erst am folgenden Tage seine Beise fortzusetzen, die Eisenbahn 
zu verlassen genöthigt gewesen ist, 
wogegen in allen übrigen Fällen ni^ eine einfache Ldquidirung der Neben- 
kosten als zulässig erachtet werden- kann.^' 

5) Ministerialverftlgung vom 14. Oktober 1851: 

„Bei den auf Eisenbahnen zu machenden Dienstreisen kommt es hiO' 
sichüich der Zusammenrechnung der einzelnen zurückgelegten Strecken niebi 
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•darauf an, ob die dazu benutzten Eisenbahnen unter einer und derselben 
Direktion oder unter verschiedenen Verwaltungen stehen, sondern allein darauf, 
ob und wie oft der betreffende Beamte den Bahnhof hat verlassen müssen/^ 

6) Gerichtliche Aerzte und Wundärzte können bei auswärtigen gericht- 
lichen Geschäften, für deren Verrichtung am Wohnort des Beamten beson- 
dere Gebühren passiren, ftlr alle Tage der Abwesenheit vom Wohnort Diäten 
liquidiren, fidls diese mehr als jene Gebühren betragen (MinisterialyerfDgung 
Tom 17. tfuli 1857 und Justizministerialrerfögung vom 16. Februar 1861)* 

7) Für ein Attest über den Gesundheitszustand oder 
Yerletzung Vs—l Thlr, 

Diese Position bezieht sich nur auf beamtete Medizinalpersonen und 
deren ausdrücklich bestellte Vertreter; bei .nicht beamteten Medizinal- 
personen greift Fos. 20 und 21 Abschnitt I. der Taxe Platz. Wenn Kreis- 
physiker in nicht amtlicher Eigenschaft ein Attest ausstellen, so dürfen sie 
auch nur nach der Taxe der Aerzte liquidiren ( Ministerialyerftkgung vom 
€. Mai 1853). 

Pos. 7 und 8 passiren auch nur für Ausfüllung sogenannter Fragebogen 
Behufs Aufnahme von Geisteskranken in eine Irrenanstalt 

8) Ist zur Ausstellung eines solchen Attestes es noth- 
wendig, dass der Physikus sich zu dem Kranken oder Ver- 
letzten hinbegeben muss, weil dieser selbst nicht das Zim- 
mer verlassen kann, so erhält der Physikus mit Inbegriff 

des ausgestellten Attestes . . . . • 1 — 2Thlr. 

Auch für die in Form eines Gutachtens von besoldeten Kreis -Medizinal- 
beamten^ resp. deren bestellten Vertretern ausgestellten Atteste finden die 
Pos. 7 und 8 Anwendung, nicht aber Pos. 5 (MinisterialverfÜgung vom 13. 
Dezember 1854). Die Gutachten der als Sachyerst&ndige zugezogenen Privat- 
ärzte müssen nach Pos. 21 I. honorirt werden ( MintäterialyerfÜgung vom 
12. AprU 1860). 

9) Für die Untersuchung eines Gemüthszustandes: 

a) wenn das Gutachten darüber zu Protokoll diktirt wird 2 Thk. 

b) wenn ein besonderes Gutachten verlangt wird, inkl. 
desselben 4 - 

Die Liquidation nach No. 9 a. oder 9 b. des Abschnitts V. der Medizinal- 
taxe schliesst den Satz ad No. 1 1. c aus (MedizinalverfÜngufig vom 29. August 
1828 und 15. M&rz 1855). 

Sind im Auffcrage des Bichters mehrere Besuche nöthig, 
so wird jeder einzelne wie ein gewöhnlicher ärztlicher 
Besuch angesehen und remunerirt. 

Es dürfen nie für mehr als drei vor dem Explorationstermine dem Pro- 
Tokaten gemachte Besuche taxmässige Gebühren zugebilligt werden. Femer 
Mlen die Gebühren für das nach dem Termine abzugebende Gutachten weg, 
wenn das Ergebniss der Untersuchung im Termine ein zweifelloses gewesen 
ist und der Arzt deshalb sogleich ein definitives Urtheil zu Protokoll geben 
konnte (MinisterialverfÜgung yom 14. November 1841). 
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Obduktion mit abgemacht werden können, so wie 
ezogene Chemiker, inkl. des darüber zu erstat- 

Berichts . .' 2—3 Thlr. 

werden dem Letztern die Eeagentien etc. nach der 
'ichenden Spezifikation besonders vergütet. 

s. 13. V. ist auf alle Vergiftungen, auch auf solche, hei welchen keine 

lion stattgefunden, und auf chemische Untersuchungen Ton Giften aus- 

.en (Ministerialverfugung vom 18. Mai 1854). Die Gebühren der Che- 

sind nach den üher die Gebühren der Sachverständigen bei gericht- 

Geschäften bestehenden gesetzlichen Vorschriften zu liquidiren und 

.teilen (für den Bezi;-k des Appellationsgerichts zu Köln laut Dekret 

18. Juni 1811; für die übrigen Landestheile laut §. 1 resp. §.4 die 

dnung vom 29. März 1844 in der Kegel die höchsten gesetzlich zuläs- 

Sätze). Bei Zweifein ist das Gutachten des Königlichen Medizinal- 

giums einzuholen. Baare Auslagen wie früher (Justiz-Ministerialreskript 

24. März 1S65). 

Die Gebühren der Physiker nach der Med.-Per8.-Taxe von 1815. 
Für Herstellung absolut chemisch reiner Beagentien darf nichts beson- 
in Ansetzung gebracht werden (Circularverfugung vom 28. April 1862). 

B. Der Kreis- oder gerichtliche Wundarzt. 

alt bei den Obduktionen etc. die Hälfte von den dem Physikus 
;ebilligten Sätzen, ausser bei den Diäten, wo ihm täglich 1 Vs Thlr. 
gestanden werden. Jedoch kann er für die Theilnahme an dem 
n Physikus gefertigten Obduktionsbericht nichts fordern. 

Wenn ein nicht gerichtlicher Wundarzt oder ein Arzt die Stelle 
aes Kreis- oder gerichtlichen Wundarztes versieht, so kommen 
.m auch dieselben Gebühren zu, welche dieser letztere erhalten 
aben würde. 

Den gerichtlichen Aerzten und "Wundärzten sind ftir die von ihnen in 
Jntersuchungssachen vorgenommenen Geschäfte die Gebühren nach der Me- 
dizinaltaxe aus dem Kriminalfonds zuzubilligen, das Geschäft mag am Wohn- 
orte des Sachverständigen oder ausserhalb desselben vorgenommen sein. Im 
letzteren Falle werden also die Gebühren ausser den etwa noch zu zahlen- 
den Diäten bewilligt (Justiz-Ministerial Verfügung vom 5. März 1821). 

Die Höhe der Gebühren, welche den zum Physikatsamte qualifizirten 
Kreiswundärzten zu bewilligen sind, ist von der Natur des. Geschäfts ab- 
hängig. Ist das Geschäft von der Art^ dass dasselbe von dem zu höheren 
Aemtem nicht befähigten Kreiswundarzt wahrgenommen werden kann, so 
dürfen nur die Gebühren der Kreiswundärzte passiren, im andern Fall kann 
der promovirte Kreiswundarzt, sowie jeder Privatarzt die höheren Gebühren 
des Physikus liquidiren (Circularverfögung vom 18 März 1861). 

Praktische Aerzte und Wundärzte, welche* nicht die Stelle eines gericht- 
lichen Arztes vertreten, sondern von den Gerichten um deswillen zugezogen 
■werden, weil sie aus Veranlassung ihrer ärztlichen Praxis ausschliesslich oder 
vorzugsweise geeignet sind, ein Auskunft zu ertheilen oder ein sachverstän- 
diges Gutachten abzugeben, haben ihre Gebühren nicht nach Abschnitt V., 



7g Sanitätskommissionen, Armenärzte. 

In Bezug auf Dienstaustritt, Pension, Urlaub, Entlassung sind 
die für den Kreisphysikus angegebenen Bestimmungen massgebend. 

rv. Lokal-Medizinalpersonen. 

Man rechnet hierher: 1) die Sanitätskommissionen, 2) die Ar- 
menärzte und 3) die Distriktsärzte. 

1) Sanitätskommissionen. Das Nähere bestimmt schon die 
A. 0. vom 8. August 1835. In Städten von 5000 Einwohnern sollen 
sie permanent bestehen, in kleinen^ Städten aber, und auf dem 
Lande nach dem Ermessen der Kegieruug zusammentreten. Sie 
bestehen aus dem Polizeivorstand, also dem Landrath, resp. Bürger- 
meister oder einem Mitglied dieser Behörde, aus einem oder mehreren 
Aerzten, einigen Mitgliedern des Magistrats und der Stadtverordneten, 
in Garnisonorten aus einem oder mehreren Offizieren und einem oberen 
Militärarzte. Diese Kommissionen sind sowohl eine rathgebende als aus- 
führende Behörde, je nachdem es die Umstände erfordern. In grösse- 
ren Städten, und zumal zur Zeit von Epidemien können nach Erfor- 
dern noch Spezial-Sanitätskommissionen gebildet werden, denen min- 
destens ausser dem von der Bürgerschaft delegirten Mitgliede ein 
Arzt und ein Polizeibeamter beigeordnet sein müsseü. Der Phy- 
sikus soll überall Mitglied der Sanitätskommission sein (Verfugung 
vom 20. Augnst 1837). 

2) Armenärzte und Armenwundärzte. Das Gesetz vom 
31. Dezember 1842 lautet: 

§. 26. Keine Gemeinde oder Gutsherrschaft darf einen fremden Armen 
hilflos von sich weisen, sondern muss ihm die n5thige Unterstützung, anter 
Yorhehalt ihres Anspruches an den dazu Verpflichteten, einstweilen gewähren. 

§. SS. Einen Anspruch auf Verpflegung kann der Arme gegen einen 
Armenverhand niemals im Rechtswege, sondern nur bei der Verwaltungs- 
behörde geltend machen, in deren Pflicht es liegt, keine Ansprüche zuzu- 
lassen, welche über das Nothdürftige hinausgehen. 

§. 34. lieber Streitigkeiten zwischen verschiedenen Armenverbänden 
entscheidet die Landeupolizeibehörde. Betrifft <Jer Streit die Frage, welcher 
von diesen Verbänden die Verpflegung des Armen zu übernehmen habe? 
90 findet gegen jene Entscheidung der Rechtsweg statt, doch muss letztere 
bis zur rechtskräftigen Beendigung des Prozesses befolgt werden, üeber den 
Betrag der Verpflegungskosten ist der Rechtsweg nicht zulässig. 

§. 35. Weigert sich derjenige, welcher zur Verpflegung eines Armen 
aus einem privatrechtlichen Verhältnisse verpflichtet ist, diese Verpflichtung 
zu erfüllen, so muss bis zur rechtskräftigen Verurtheilung desselben, die 
Fürsorge für den Armen von demjenigen Armenverbande übernommen w^- 
den, welchem dieselbe in Ermangelung eines solchen Verpflichteten ol>liegen 
würde. 

Entsteht hierbei ein Streit unter mehreren Verbänden darüber, wer von 
ihnen die Verpflichtung zu übernehmen habe, so ist solcher gleichfalls nach 
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cLen Yorsclirifteii dieses Gesetzes, mit Berücksichtigping der Bestimmungen 
im §. 34; zu entscheiden. 

Da also jede Kommune durch das Gesetz verpflichtet ist, für die 
erkrankten Armen zu sorgen, so werden von ihnen in der Regel Ar- 
menärzte und Armenwundärzte angestellt, und es werden hierüber 
kontraktüche Verabredungen nach Ermessen getroffen, jedocb sind 
als Beamte in keiner Art zu erachten. In der Eegel sind sie auf 
eine bestimmte Zeit mit Kündigung angestellt. Massgebend ist 
hier die Verfügung vom 10. April 1821 : 

Ueber die von der Königlichen Regierung darüber erbetene Bestimmung, 
in welchen Fällen die Aerzte die Kur *armer Kranken unentgeltlich 
verrichten, und in welchen anderen Fällen die Gemeinden ihnen da- 
f&r Vergütung leisten müssen, 
haben die unterzeichneten Ministerien sich dahin geeinigt: 

1) an solchen Orten,. wo besoldete Armenärzte von der Kommune an- 
gestellt worden, ist jeder andere Arzt die zur unentgeltlichen Be- 
handlung bei ihm sich meldenden Kranken dieser Kommune in der 
Regel an den besoldeten AriAenarzt zu verweisen befugt, mithin auch, 
wenn er sich freiwillig, den Anforderungen der Menschlichkeit ge- 
mäss, der Kur eines Armen unterzogen hat, zu einem Anspruch an 
die Kommune nicht berechtigt. 

2) Hiervon ist jedoeh der Fall dringender Gefahr und der Nothwendig- 
keit schleuniger Hülfe ausgenommen. In diesem Falle, so wie 

B) überall, wo ein besoldeter Armenarzt nicht existirt, liegt es in dem 
Berufe, so wie dem Doktoreide des Arztes, dem Kranken, d^er seine 
Hülfe anruft, dieselbe ohne Anstand zu gewähren ; wenn er aber dem- 
nächst wegen seiner Remuneration Anspruch an die Kommune machen 
will, so muss er 

4) dieser sofort von dem Falle Anzeige machen, und ihr überlassen, ob 
und welche andere Vorkehrungen ^ie zur Heilung des ihrer Sorge 
anheimfallenden Armen treffen will, und nur in dem Falle, wenn die 
Gemeinde von dem Arzte die Fortsetzung der Kur verlangt, oder in 
gefUirlichen Fällen keine anderweitige Anstalten dazu trifft und den 
Arzt also in die Nothwendigkeit setzt, mit seinen Hülfsleistungen zur 
Rettung des Lebens und der Gesundheit des armen Kranken fortzu- 
fahren^ so ist derselbe von der betreffenden Gemeinde die Bezahlung 
seines tarifinässigen Honorars zu fordern befugt. 

5) Die Verpflichtungen der besoldeten Armenärzte gegen die Kommunen, 
00 wie überall, so insbesondere auch Rücksichts der Frage, in wie- 
fern sie zur Behandlung solcher kranken Armen verpflichtet sind, die 
einer andern als derjenigen Ortsgemeinde angehören, von welcher sie 
als Armenärzte angenommen worden sind, zunächst und hauptsächlich 
nach dem Seitens der Kommunen mit ihnen abgeschlossenen Verträge, 
oder der dessen Stelle vertretenden Instruktion zu beurtheilen. 

6) Wo aber diese nicht entscheiden, ist der besoldete Armenarzt ver- 
bunden, die ärztliche Behandlung auch derjenigen Kranken unentgelt- 
lich zu übernehmen, welcher sich anzunehmen die besoldende Ge- 
meinde gesetzlich verpflichtet ist, obgleich sie zu ihr nicht gehören 
und deshalb die besoldende Gemeinde Ersatz ihrer Auslagen von einer 
andern Behörde zu fordern berechtigt ist. 
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3) Die Distriktsärzte in den Bheinprovinzen haben neben der 
Armenbefaandlang noch die Pflichten der Polizeiphysiket (MinLsterial- 
Terfttgung vom 8. September 1825): 

Dm Hinifteriam eröffnet der Königlichen Begfiemng aaf ihren über das 
Verh&ltniss der DistrikUilrzte zu den Kreisphysikem unterm . . . erstatteten 
Bericht, dasi die Ereisphysiker zwar verpflichtet sind, über s&mmtliche Mf- 
dizinalpertonen in ihrem Kreise Aufsicht cu führen und dahin zu sehen» dAft^ 
die gesetzlichen Bestimmungen überall befolgt werden, dass sie jedoch keines- 
wegs als die Chefs, sondern nur als die von Staatswegen angestellten polizei- 
lichen Aufsichtsbeamten zu betrachten und bei Torfiülenden Kentraventiooes 
und entdeckten gesetzwidrigen ^er&hren gehalten sind, darüber der Toige- 
setzten BehOrde Anzeige zu machen und auf Abstellung anzutragen^ sie sind 
daher auch keineswegs die Ghefs der Distriktsärzte. 

Wegen der in dieser Beziehung von der Königlichen Begierong ge- 
äusserten, zu befolgenden Grundsätze bemerkt das Ministerium Folgendes: 
ad 1) dass es nicht zulässig ist, den Physikern zu gestatten, den Distrilos- 
ärzten Aufträge zu geben, ohne vorher genauer zu bestimmen , wonc 
diese bestehen dürfen, da die Physiker nicht befugt sind, die ihnes 
auferlegten Pflichten durch -andere Aerzte erfüllen zu lassen, dahi^ 
die Königliche Regierung hierüber ihre Anträge näher zu bestimmec 
hat In dieser Hinsicht ist besonders zu beachten, dass die Distrikts- 
ärzte nicht als polizeiliche Staatsbeamte betrachtet werden könneo, 
sondern nur in der Kategorie der Kommunalbeamten stehen; 
ad 2) kann die Königliche Begierung den Distriktsärzten nur in ihrer Be- 
ziehung zu den Kommunen Aufbräge zukommen lassen, und swar nnr 
unmittelbar und nicht durch die Kreisphysiker, da diese Aufträge 
keine polizeilichen, sondern nur auf Kommunalangelegenheiten sich 
beschränkende Massregeln zum Gegenstande haben dürfen, 
ad 3) Gegen die angeordnete Einreichung der Quartalberichte der Distrikts- 
ärzte an die Kreisphysiker ist um so weniger ^twas zu erinnern, da 
allen praktischen Aerzten dieselbe Verpflichtung obliegt, 
ad 4) Die Aufsicht der Kreisphysiker auf die Distriktsärzte in Hinsicht ihrer 
Thätigkeit bei Verwaltung ihres Amts ist nur in so fem zulässig, aU 
diese sich auf Gegenstände erstreckt, welche die allgemeine Medizinal- 
polizei betrifit, indem das Verhältniss der Physiker zu den Distrikts- 
ärzten dasselbe ist, wie zu den andern Medizinalpersonen. Die spe- 
zielle Aufsicht über die Distriktsärzte muss die Kommunalverwaltung 
führen, 
ad 5) Sobald der Distriktsarzt der Hülfe 4®s Kreischirurgus, welcher als 
solcher ebenfalls wie der Physikus nur ein polizeilidher Staatsbeamter 
ist, benöthigt sein sollte, oder zu sein glaubt, so gehört der Gegen- 
stand zum Geschäflskreise der Physiker und müssen alsdann ^ese 
die Sache aufnehmen und selbst besorgen. 
ad 6) In der Begel werden die gerichtlichen Sektionen durch einen Kreis- 
medizinalbeamten verrichtet und es ist nur Sache der Gerichte, in 
einzelnen besonderen Fällen ausnahmsweise andere Aerzte zuzuziehen. 
In dieser Hinsicht ist zwischen den Distriktsärzten und den andern 
approbirten praktischen Aerzten kein Unterschied. 

Ueberhaupt ist es aber durchaus nothwendig, die zur Medizinal- 
polizei gehörenden Gegenstände von denen das Kommunalwesen betref- 
feDden ganz abgesondert zu behandeln. Jene gehören zum GeschäfU- 
kreis der Kreis - Medizinalpolizeibeamten und es darf keine fi?em<ie 



DlBtriktsSnte. 79 

# 

EiniDischuiig in die ihnen anferlegten Pflichten und in die Ausföh- 
rung der darauf Bezug habenden Geach&fte stattfinden. Die Distrikts- 
ftrzte dagegen müssen lediglich in ihren Dienstieistungen auf die» der 
Kommune obliegenden Fürsorge ftlr die unbemittelten Kranken etc. 
beschränkt bleiben. 
Nach diesen Grundsätzen hat Hie Königliche Begierung in Zukunft zu 
Terfahren. 

Hierher gehört anch die Instruktion der Begierung zu Trier 
vom 6. Juni 1834: 

• 

1) Der Distriktearzt soll innerhalb seines Bezirks in dem ihm anzu- 
weisenden Wohnorte wohnen, und hat alle Kranke desselben, welche arm, 
namentlich solche, welche entweder gar nicht oder in der elften und zwölf- 
ten Klasse der Klassensteuer besteuert sind, in allen Krankheitsfällen un- 
entgeltlich zu behandeln und die zu diesem Zwecke nothwendigen Beisen 
zu unternehmen. 

2) Die Bequisitionen hierzu werden Ton dem betreffenden Bürgermeister 
an den Distriktsarzt unmittelbar erlassen, indem es iHr diesen genügt, zu 
wissen, dass der Kranke arm ist, um 'sich der unentgeltlichen Behandlung 
zu unterziehen, und dass er nicht mehr sich zum Arzte begeben kann, um 
die Berse zu ihm anzutreten. 

3) Dem Distriktsarzt liegt es ob, das Impfgeschäft in dem Distrikte auf 
das Sorgfältigste so auszuföhren, wie es unsere Verordnung vom 22. Februar 
1827 und die Circularverfögung vom 26. Februar 1833 vorschreibt 

4) Der Diötriktsarzt ist verpflichtet, wenn arme Kranke, z. B. arme 
Geisteskranke in eine Anstalt aufgenommen werden sollen, die dazu erfor- 
derliche Begutachtung, ob und in wie fem der Kranke sich zur Aufnahme 
Behufs der Heilung (bei Geisteskranken also in die Heilanstalt zu Siegburg) 
oder der Pflege und Versorgung und um ihn unschädlich zu machen, eignet, 
auf Verlangen des Kreitlandraths unentgeltlich zu ertheilen. Hierbei sind 
vorzüglich die Krankheitserscheinungen und die Thatumstände anzugeben, 
wodurch das Urtheil in der einen oder in der andern Beziehung festgestellt 
und mithin die Aufnahme in die betreffende Anstalt begründet werden kann. 

5) In ihre Heimath beurlaubte Soldaten hat der Distriktsarzt, sofern sie 
arm sind, selbstredend in Krankheitsfällen ex officio zu behandeln, aber auch 
im Falle wirklicher oder vorgeschützter Krankheit bei Wiedereinberufting 
derselben, wenn sie arm sind, sie unentgeltlich zu untersuchen und sein 
pflichtmässiges Gutachten abzugeben. 

0) Bei seiner Anwesenheit in den Gemeinden Behufs der Schutzpocken- 
Impfung soll er sich bei den Bürgermeistern, P&rrern und sonstigen Orts- 
beamten und angesehenen Einwohnern erkund^en, ob arme Kranke in dem- 
selben vorhanden sind, und deren Behandlung sodann übernehmen. Eben 
deshalb hat der Distriktsarzt überall, wie es auch in der Impfordnung vor- 
geschrieben ist, die Schutzpockenimpfung selbst vorzunehmen. 

7) Der Distriktsarzt darf seine Sorge nicht auf die einzelnen Kranken 
beschränken, sondern soll auch die Sanitätspolizei in seinem Distrikte (ob- 
gleich diese im Allgemeinen, sowie die medizinisch-gerichtlichen Verrich- 
tungen zu den Obliegenheiten des Kreisphysikus gehören), besonders in Be- 
zug auf die Abwehrung und Beschränkung allgemein herrschender Krank- 
heiten, der epidemischen, der kontagiösen, so wie der seltener vorkommen- 
den endemischen berücksichtigen und die desfalls etwa nöthigen Vorschläge 
machen, eben so 

8) auf Ausrottung der oft lebenslängliches Siechthum begründenden 
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chronischen Ansteckungskrankeiten (contagia chronica), der Lustseuche, Krätze 
und des Kopfgrindes, so wie der übrigen B&uden, nach Kräften lunwirkc-r 
und anf Erfordern des Kroislandraths wegen der beiden letztgenannten Krank- 
heiten die Schuljugend untersuchen. 

9; Yorkommende Zuwiderhandlungen gegen die Medizinalgesetze — z. £. 
wenn »ich unbefugte Personen eine Einmischung in die Ausübung^ der Heü- 
kunde oder eines einzelnen Zweiges derselben zu Schulden komnaen laas«-: 
— ist der Distriktsarzt verpflichtet, sobald sie zu seiner Kenntnis» gelangc-z. 
wenn auch nur auf eine unbestimmte Weise, dem Kreislandrath anzcueigei. 
welcher sie sodann des Näheren durch den Bürgermeister untersuchen, W- 
zichungsweise konstatiren lÄsst, um auf den Grund der desfallsigen Verhand- 
lung die gerichtliche Verfolgung einleiten zu können. 

10 1 Diese Zwecke hat der Distriktsarzt auch bei Abfassung des rierte!- 
jährlichen Sanitätsberichts zu berücksichtigen, und den Bericht nach Ablau- 
des Quartals sofort an den Kreisphysikus einzureichen, welcher denselbet 
bei Aufstellung des Kreissanitätsberichts benutzen und als Heilage des letr- 
tern, uns in Urschrift einreichen wird, ausserdem auch bei allen Veranlas- 
sungen an den Kreislandrath zu berichten und am Schlüsse des Jahres jedes- 
mal eine summarische Nachweisung der von ihm behandelten armen Krankei) 
nach der Verordnung vom 15» Januar 1832 einzusenden. 

11) In Abwesenheits- , Krankheits- ofler sonstigen Verhinderungsfälle: 
ist der Distriktsarzt verpflichtet, für seine Vertretung zu sorgen, weshalb e: 
Tor seiner Entfernung aus dem Distrikte auf mehrere Tage dem Kreislasd- 
rathe anzuzeigen gehalten ist, wer seine Vertretung übernommen hat. 

12) Der Distriktaarzt hat der Einladung des Bürgermeisters u. s. w., zz 
einem entfernten Kranken sich zu begeben, so bald als möglich nachzukom- 
men, da auch andererseits die Behörde dafür sorgen wird, dass ihm keine 
unnötbigen Beisen zugemuthet werden. 

13) Der Distriktsarzt ist für seinen Distrikt in der Begel der Vertreter 
des Kreisphysikus in dessen Krankheits- oder sonstigen Verhinderungsfalles 
und erhält in den Fällen, wo er statt desselben zu* medizinisch-polizeilicbec 
oder gerichtlichen Verrichtungen requirirt wird, die dem Kreisphysikus rj- 
stehenden Reisekosten, Diäten oder Gebühren. 

14) Durch eine genaue und pünktliche Wahrnehmung seiner Verrich- 
tungen sammelt sich der Distriktsarzt, wenn er zugleich durch Ableg^ng der 
Physikatsprüfung sich das Fähigkeitszeugniss erwirbt, die gegründetsten An- 
sprüche auf eine Anstellung als Kreisphysikus. 

15) Die Uebertragung der distriktsärztlichen Geschäfte gegen eine Arer- 
sionalsumme als Entschädigung dafür, ist nur als ein Aufbrag zu hetrachtea, 
welcher jederzeit zurückgenommen werden kann. 

16) Für die hier angeführten Leistungen hat n&mlich der Distriktsan: 
eine den Verhältnissen seines Distrikts angemessene und immer im Vorau« 
durch gegenseitiges Uebereinkommen bestimmte Entschädigung in yiertel- 
j ährlichen Baten zu beziehen. 

Folgende ITotiz dürfte hier interessiren: 

In der Grafschaft Stollberg- Wernigerode wird der Kreisphysikus 
von der Grafschaft angestellt und ist dem Medizinalkollegio der 
Grafschaft untergeordnet, welches ebenfalls denselben ernennt, imd 
dieses steht wieder unter dem Oberpräsidenten der Provinz Sachsen. 
Selbst jeder Arzt, der sich in dieser Grafschaft niederlassen will, 
muss hierzu die gräfliche Erlaubniss haben. 



Das Heilpersonal. Der Arzt, Wundarzt u. Geburtshelfer. ßl 

Y. Das Medizinal- oder Heilpersonal. 

1. Die Aerzte. 

Wir haben noch ans früherer Zeit nach dem Eeglement vom 
1. Dezember 1825 (v. Hörn 11. S. 41), welches fast nur noch histo- 
rischen Werth hat, sogenannte Medici puri, welche lediglich sich für 
die innere Praxis ausbildeten, Andere, welche zugleich in der Chi- 
rurgie ihre Prüfung ablegten, und entweder als Wundarzt oder Ope- 
rateur approbirt wurden, Andere, die zugleich die geburtshülf liehe 
Prüfung ablegten, die früher gar nicht zur Staatsprüfung gehörte, 
sondern nach dieser nach Belieben bei jedem MedizinalkoUegio ab- 
gelegt werden durfte. Gegenwärtig muss jeder Studirende die Prü- 
fung in der Dreieinigkeit der Medizin, als Arzt, Wundarzt und Ge- 
burtshelfer, ablegen. Ausserdem ist die Prüfung bei der philosophi- 
schen Fakultät aufgehoben und dafür ein Tentamen physicum ge- 
treten (Zusätze vom 8. Oktober 1852 [v. Hörn 11. S. 61] und Min.- 
Verf. vom 1. Februar 1856) und in die Staatsprüfung ein physiolo- 
gischer Kursus eingeschoben. Wir übergehen alles hierher Gehörige, 
verweisen vielmehr auf V. Hörn und mein „Handbuch der Medizinal- 
polizei" und beginnen sofort mit dem fertigen Arzt wie er ist und 
wie er sein soll. 

Die Approbation gilt für den ganzen Umfang des preussischen 
Staats, steht jedoch unter §. 42 der Gewerbeordnung und wird nur 
preussischen Staatsbürgern ertheilt. Vor der Niederlassung ist die 
Vereidigung bei einer beliebigen Eegierung nachzuzuchen, in der 
Eegel, wo man sich niederlässt. Für die Bekenner der jüdischen 
Beligion ist ein besonderes Yerüahren und ein besonderer Eid vor- 
geschrieben (Verfügungen vom 10. Nov. 1825 und 9. Dez. 1851). 

Nach §§. 16 — 25 der Gewerbeordnung ist demnächst ein be- 
stimmtes Domizil nothwendig, jedoch steht dem Arzt die freie Wahl 
zu. Die An- und Abmeldung bei dem Physikus ist schon früher 
angeführt worden. Ist der Arzt Landwehrmann, so muss er sich 
bei dem Bezirksfeldwebel des früheren sowohl als des neuen Wohn- 
sitzes melden (Verfügung vom 26. November 1831). 

Der Unterschied der Civil- und Militärärzte in Bezug auf die 
Praxis ist nunmehr vollständig beseitigt. 

Die ärztliche Praxis kann zwar nach §.61 der Gewerbeordnung 
vom 17. Januar 1845 auch durch Stellvertreter ausgeübt werden, 
aber diese müssen dieselben Berechtigungen haben, wie diejenigen. 
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•welche sie vertreten, d. h. jeder approbirte, vereidete und domizi- 
lirte Arzt kann den anderen vertreten. 

Bei Entbindungen dürfen Aerzte sich nicht der Wickelfranen. 
sondern nur der Hebammen bedienen (Ministerialverfügang vom 
18. Mai 1853). 

Das Dispensiren von Arzneien ist den Aerzten verboten nad 
dem Edikt vom 27. September 1725 und 2. November 1810 und na«: 
dem Strafgesetzbuch vom 14. April 1851. Wohl aber gestattet dit^.- 
§. 14 der revidirten Apothekerordnung vom 11. Oktober 1801 d^: 
Apothekern, und §§. 460. 461 Th. H. Tit. 8 A. L. E. 

Aerzte und Wundärzte müssen sich der eigenen Zubereitung 
der den Kranken zu reichenden Arzneien an Orten, wo Apothekei: 
sind, der Regel nach enthalten. Auch sogenannte Arcana darf Nie- 
mand ohne besondere Erlaubniss der dem Medizinalwesen der Pr«> 
vinz vorgesetzten Behörde zum Verkauf verfertigen (cf. Erkenntnis? 
des Ober-Tribunals vom 5. Mai 1854). 

Hinsichtlich der Befugniss der Aerzte zum Selbstdispensiren von 
Arzneien nach homöopathischen Grundsätzen bestimmt das 
Reglement vom 20. Juni 1843 Folgendes: 

Da in Bezug auf das Heilverfabren nach homöopathischen Grundsätzec 
eine Modifikation der Vorschrift, nach welcher Aerzte etc. die von ihseQ 
verordneten Arzneien in der Begel nicht selbst dispensiren dürfen , ange- 
messen befunden worden ist, so werden über die Befugniss der Medizinal- 
personen zum Selbstdispensiren der nach homöopathischer Weise bereiteten 
Arzneien fQr den ganzen Umfang der Monarchie nachstehende Vorschrifiea 
gegeben : 

§. 1. Einer jeden Medizinalperson soll, so weit sie nach Inhalt ihrer 
Approbation zur Civil präzis berechtigt ist, künftig, nach Massgabe der nach- 
folgenden näheren Bestimmungen gestattet sein, nach homöopathischen Grund- 
sätzen bereitete Arzneimittel selbst zu dispensiren. 

§. 2. Wer von dieser Befugniss (§.1) Gebrauch machen will, mus» 
hierzu die Erlaubniss des Ministers der geistlichen, Unterrichts^ und Medi- 
zinalangelegenheiten einholen. 

§.3. Da die durch das Prüfungsreglement vom 1. Dezember 1825 an- 
geordneten Staatsprüfungen der Aerzte und Wundärzte auf Erforschung der 
pharmakologischen Kenntnisse und der pharmazeutisch - technischen Ausbil- 
dung der Kandidaten nicht mit gerichtet sind, bei dem Heilverfahren nach 
homöopathischen Grundsätzen auch mehrere in die Landespharmakopöe nicht 
aufgenommene Arzneistoffe angewendet werden, so kann die Erlaubniss zum 
Selbstdispensiren der erwähnten Mittel nur denjenigen Medizinalpersonen 
ertheilt werden, welche in einer besonderen Prüfung nachgewiesen haben, 
dass sie die erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten besitzen, um die 
verschiedenen Arzneimittel von einander unterscheiden, die verschiedeneo 
Qualitäten derselben genügend be&timmen und Arzneimittel gehörig bereiten 
zvL können. 

Diese Prüfung soll vor einer Kommission erfolgen, welche der Minister 
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der geistlicheD, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten ans dazu quali«- 
fizirten, und insbesondere mit der Botanik, Chemie und Pharmakologie, so- 
wie mit den Grundsätzen des homöopathischen Heilverfahrens praktisch ver- 
trauten Männern bestellen wird. Diese Kommission hat ihren Sitz in Berlin. 
Dem genannten Minister bleibt es indess vorbehalten, bei eintretender be- 
sonderer Veranlassung die erwähnte Prüfung auch anderswo, durch besonders 
bestellte Kommis^arien, abhalten zu lassen. 

§. 4. Die Einrichtungen, welche zur Bereitung und Dispensation der 
Arzneien von den dazu ftir befugt erklärten Medizinalpersonen getroffen wor- 
den sind, unterliegen in gleicher /Nrt, wie es bei den Hausapotheken statt- 
findet, welche ausnahmsweise einzelnen Aerzten gestattet sind, zeitweisen 
Yisitationen durch die Medizinal-Polizeibehörde. 

Bei diesen Visitationen müssen die betreffenden Medizinalpersonen sich 
darüber ausweisen: 

a) dass sie zur Bereitung und Dispensation der Arzneien ein nach den 
Grundsätzen des homöopathischen Heilverfahrens zweckmässig einge- 
richtetes besonderes Lokal besitzen; 
h) dass die vorhandenen Arzneistoffe und Droguen von untadelhafter Be-> 
schaffenheit sind; 

c) dass die wichtigsten Arzneistoffe, deren namentliche Bezeichnung er- 
folgen wird, in der ersten Verdünnung angetroffen werden, damit die 
erforderliche chemische Prüfung derselben in Bezug auf ihre Reinheit 
angestellt werden könne; und 

d) dass ein Tagebuch geft^hrt wird, in welches die ausgegebenen Arz- 
neien nach ihrer Beschaffenheit und Dosis, unter genauer Bezeich- 
nung des betreffenden Patienten und des Datums der Verabreichung 
eingetragen werden. 

§. 5. Es ist allen Medizinalpersonen untersagt, zubereitete homöopa- 
thische Arzneien zum ßehufe des Selbstdispensirens , sei es in grösseren 
oder geringeren Quantitäten, direkt oder indirekt aus ausländischen Apothe- 
ken oder Fabriken zn entnehmen. 

§. 6« Wer homöopathische Arzneien selbst dispensirt, ist nur befugt^ 
dieselben an diejenigen Kranken zu verabreichen, welche er selbst behandelt. 

§. 7. Denjenigen Medizinalpersonen, welche die Genehmigung zum 
Selbstdispensiren homöopathischer Arzneimittel erhalten haben , bleibt es 
untersagt, unter dem Verwände homöopathischer Behandlung nach den Grund- 
sätzen der sogenannten allopathischen Methode bereitete Arzneimittel selbst 
zu dispensiren. 

§. 8. Wer ohne die im §. 2 vorgeschriebene Genehmigung sogenannte 
homöopathische Arzneimittel selbst dispensirt, soll von der ßefugniss hierzu 
für immer ausgeschlossen bleiben und ausserdem nach den allgemeinen Vor- 
schriflen über den unbefugten Verkauf von Arzneien bestraft werden. 

§. 9. Eben diese Strafe (§. 8) und zugleich der Verlust der Befugnis» 
zum Selbstdispensiren soll denjenigen treffen, welcher sich einer Ueberschrei- 
tung der Vorschriflen der §§ 6 und 7 schuldig macht. 

§. 10. Uebertretungen der §§. 4 und 5 sind mit einer Geldbusse bis 
zu 50 Thalem zu ahnden und können, bei Wiederholung des Vergehens, 
nach vorangegangener zweimaliger Bestrafung, mit der Entziehung der Be- 
fugniss zum Selbstdispensiren bestrafl werden. 

^. 11. Die Untersuchung und Bestrafung der Vergehen gegen die Be- 
stimmungen dieses Reglements erfolgt nach den allgemeinen Vorschriften 
über das Strafverfahren gegen Medizinalpersonen wegen Verletzung ihrer Be- 
rufspflichten. 

6» 
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f 12« Auf die sogenannten iBopathischen Arzneunhtri 

yiftirilfifsn lUgleroont keine Anwendung. 

Dazu int zu adhibiren die MinisterialYerfllgmig Tom 2-^. J 
bniar 1846. 

Uobor don Begriff dos Dispensirens sind zu beachten das G- 
achten der technischen Kommission für pharmazeutisclie 
holten vom 4. November 1851 und das Gutachten der 
liehen Deputation für das Medizinalwesen vom 11. Juli IS-iS - 
vom 20. Januar 1852. Hierzu ist zu adhibiren das Erkenntniss : 
Obor-Trlbunal« vom 24. Februar 1853 (v. Hörn H. S. 107>. 

Auf diese Art hergestellte Arzneien dürfen die Aerzte jedoch ir 
an Kranke ihrer Praxis verabreichen und keinen Tausch gegen -^' 
dere Arzneien vornehmen. Die Urtinkturen dürfen sie jedoch s&?r 
boreiUm (Verfügung vom 14. Januar 1862). 

Der Arzt ist verpflichtet, jedem, der seine Hülfe nach^ch 
nach besten Kräften beizustehen; er ist strafbar, wenn er dies n 
dringenden Fällen ohne hinreichende Ursache verweigert (§. 200 dt^. 
HtrafgOHotzbuchs) : 

Mcdisinalporsoneni welohe in F&llen einer dringenden Gefahr ohne hin- 
r^lfibonde Ursache ihre Hülfe verweigern, sollen mit Geldbusse ron zwanrc 
bis Stt iUnfbundert Thalern bestraft werden. 

Verschwiegenheit ist Pflicht des Arztes: 

|. 155. Modisinalpersonen und deren Gehülfen, sowie alle P^soneL 
welche unbeAigterweise Priyatgeheimnisse offenbaren, die ihnen kraft ihre- 
Amtes, Standes oder Gewerbes anrertrant sind, werden mit Geldbaase bj 
fünfhundert Thalern oder mit Geftngniss bis sa drei Monaten bestraft. 

Der Arzt ist daher auch straflos, wenn er als solcher Duelle: 
beiwohnt. Er darf die Behandlung syphilitischer Militarpersonec 
vom Fähnrich abwärts nicht übernehmen (Ministerialverfagnng vci 
38. November 1834). 

Den Begriff Kunstfehler kennt das Strafgesetzbuch nichi 
wohl aber sind Fahrlässigkeit und Unwissenheit in dem- 
selben im Allgemeinen vorgesehen: 

§. 198. Wer durch Fahrlässigkeit einen Menschen körperlich verletzt. 
oder an der Gesundheit beschädigt, soll mit Geldbusse von zehn bis eia* 
hundert Thalem oder mit Gefängniss bis zu einem Jahre bestraft werden. 

Diese Bestrafung soll nur auf den Antrag des Verletzten stattfinden, io- 
sofem nicht einef schwere Körperverletzung (§. 193) vorliegt, oder die Ver- 
letzung mit Uebertretung einer Amts- oder Beru&pflicht yerübt worden ist 

Ueber Ausstellung von Attesten sagt das Stra%6setzbnch: 

$. 257. Aerzte, Wnnd&rzte oder andere Militärpersonen, welche un- 
richtige Zeugnisse über den Gesundheitszustand eines Menschen zum Ge- 
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»rauche bei einer Behörde oder Versicherungsgesellschaft wider besseres Wis- 
en ausstellen, werden mit Gef^ngniss Ton drei bis achtzehn Monaten, sowie 
nit zeitiger Untersagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte bestraft« 

Vergleiche hierüber „Glossen zu dem preussischen Strafge- 
setzbuch gegen Medizinalpersonen. Von einem Medizinalbeamten." 
Berlin 1862. Hirschwald. 

Die Approbation erlischt von selbst nach §. 174 der Gewerbe- 
ordnung, wenn dem Arzt die bürgerlichen Ehrenrechte zur Zeit oder 
auf immer abgesprochen sind. Sie kann ihm jedoch auch nach der 
Gewerbeordnung entzogen »werden, resp. nach §.71 des Gesetzes 
vom 22. Juni 1861. 

Besondere Methoden, nach welchen ein Arzt behandelt, braucht 
derselbe der Behörde nicht anzuzeigen, eben so wenig, wie er Quar- 
talsanitatsberichte einzureichen braucht. Verdächtige Todesfalle muss 
er anzeigen. 

Auf jedes Bezept muss der Arzt nach §. 2 a. der Apotheker- 
ordnung vom 11. Oktober 1801 das Datum, die Jahreszahl, den Na- 
men des Patienten und seine Namensunterschrift setzen. Verordnet 
er von den in der Tabelle D. der Pharmakopoe aufgeführten Arz- 
neien eine grössere Dosis, als dort als die höchste angegeben ist, 
so muss er nach der A. K. 0. vom 5.. Oktober 1846 ein ! beifügen. 
Hat er dies unterlassen, so muss der Apotheker deshalb bei ihm be- 
sondere Nachfrage halten. 

Die Verordnung kostspieliger Brunnen- und Badekuren, beson- 
ders ausländischer, untersagt schon die Instruktion vom 9. Fe- 
bruar 1800. 

Es ist wünschenswerth, dass darauf gesehen werde, dass junge 
Aerzte in Irrenanstalten angestellt werden (Circularerlass vom 22. Sep- 
tember 1860). 

Die ärztlichen Gebühren werden, wo keine freie Vereinigung 
der Betheiligten stattgefunden hat, nach der Taxe vom 21. Juni 1815 
bemessen, die wir nebst den Nachträgen und Deklarationen bei je- 
dem Arzte als bekannt voraussetzen können und die in jedem Me- 
dizmalkalender enthalten sind. Ausführlicheres findet man bei v. Hörn 
Th.U. 8. 122f. 

Wir heben nur noch im Allgemeinen Folgendes hervor: Die 
Verpflichtung zur Zahlung liegt zunächt dem behandelten Kranken 
ob, für welchen dann eveni der zur Zahlung rechtlich Verpflichtete 
eintritt, also nach Umständen Eltern, Ehegatten, Erben, Kommunen^ 
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^ng- wild von dem Provinzial-Iiledizinalkollegio nach 
mt vom 1. Dezember 1825 abgebalten. Die Meldung 
ffh %. 50 bei den betreffenden Regierungen und in ^er- 
I i'ülizeipräsidio. Die Prüfung selbst wird abgehalten 
p73 inkL Zu §. 67 dieses Beglements erging eine De- 
1 8. JnH 1837 (v. Hörn IL S. 174). 
Äifuiig kann, wenn der Kandidat nicht besteht, noch ein- 
■ bei derselben Prüfungsbehörde wiederholt werden, 
i'iation nnd Vereidigung gelten die allgemeinen Be- 

' Ansübuiig der zahnärzüicten Praxis ist zwar ebenfaUs ein 

'uliDsitz örforderlich, der Betrieb ist jedoch auch im Um- 

II gegt;ittst, nnd es bedarf hierzu keines Gewerbescheines, 

ii'iiiiiieii wird, dass ein solcher Arzt eine Kunst und kein 

|i(?treiht; aber er hat die Obliegenheit, sich jedesmal bei 

ysikuH XU melden (Beglement vom 30. März 1839). Inner- 

■uier Praxis ist ihm das Bereiten und Dispensiren der Zahn- 

'>! gestattet, das Verordnen innerer Mittel ist ihm untersagt. 

ihm aber nicht gestattet, eine Niederlage von Zahnarzneien 

■ichten (Miniaterialverfilgung vom 7. Oktober 1820). In Betreff 

iifertlguDg künstlicher Zähne und des Einsetzens derselben er- 

n die Ministerial Verfügungen vom 3. Juli 1840 und 6. Septem- 

1847. Den praktischen Aerzten und Wundärzten steht zwar 

Kahnärztliche Praxis gleichfalls zu, aber nach den Bescbrän- 

-en der Vecfugnngen vom 31. Dezember 1826 nnd 23. Juli 1845. 

Die Anwendung des Chloroforms ist den approbirten Zahnärzten 

:attet (Verfügung vom 29. Mai 1860). Den Titel eines Doktors 

Medizin sind die Zahnärzte nicht zu führen berechtigt {Yer- 

ung vom 17. November 1760). Die Praxis ausländischer Zahn- 

'te wird nach dem Reskript vom 22. September 1821 geregelt. 

Zum Staat und zur Eonunune steht der Zahnarzt in denselben 
erhältnissen, wie der Arzt überhaupt; ob sie verpflichtet sind, 
idtische Aemter zu übernehmen, ist ausdrücklich nicht gesagt, 
üusstB also in concreto interpretirt werden. Sie sind als Zahnärzte 
'jiben so wenig gewerhestenerpflichtig wie die Aerzte, selbst da^' 
nicht, dasa sie Zabnarzneien innerhalb ihrer Praxis debitiren, die 
sie selbst gefertigt haben (Verfügung vom 15. Dezember 1841). 
Treiben sie jedoch offenen Handel mit Zahnmedikamenten, so sind 
sie verpflichtet, einen CrewerbeschelD zn lösen (Verfugung vom 29. Juni 
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der Fiskus. Eine solche Forderung kann im Mandatsprozess ein- 
geklagt werden, wenn die Liquidation mit spezieller Angabe der 
Dienstleistungen und mit Berechnungen derselben nach der Taxe 
versehen ist. Einer vorläufigen Festsetzung durch die Regierung 
bedarf e's nicht, wohl aber dann, wenn es sich um Behandlung aus 
Staatsfonds handelt, oder wenn eine Requisition Seitens der Gerichte 
erfolgt ist. Beim Konkurs- und erbschaftlichen Liquidationsprozess 
kommen die ärztlichen Gebühren in die 10. Klasse (§§. 72 und 76 
der Konkursordnung vom 8. Mai 1855). Hierbei können jedoch nur 
die niedrigsten Sätze liquidirt werden. 

Die Gebühren der Aerzte verjähren mit vier Jahren. Die Ver- 
jährung beginnt mit dem letzten Dezember desjenigen Jahres, in 
welchem die Forderung entstanden ist (Gesetz vom 31. März 1838 
§. 1 No. 1, §.2 No. 2 und §. 3 No. 3). 

Da die Aerzte nicht Staatsbeamte sind, so ist für nothleidende, 
altersschwache und dienstunfähige Aerzte auch von Seiten des Staates 
nicht gesorgt. Es besteht jedoch eine alte Kabinetsordre vom 2. Mai 
1814, in welcher die Wittwe der in den Militarlazarethen verstor- 
benen Aerzte berücksichtigt, und diese wurde beim Auftreten der 
Cholera durch K. 0. vom 10. November 1831 wieder aufgenommen. 

Wir besitzen jedoch Privatvereine zur Unterstützung nothlei- 
dender Aerzte. Einen solchen gründete Hufeland im Jahre 1830. 
Das Statut darüber ist durch die A. 0. vom 21. November 1830 ge- 
nehmigt. Das Statut der Wittwen-TJnterstützungskasse vom Jahre 
1836 und 1847 ist in der A. G. vom 7. Juni 1857 ausgesprochen. 

Ausser diesen besteht in Berlin noch eine ärztliche Unter- 
stützungskasse, in Breslau eine Wittwenkasse für dortige Aerzte, in 
Bonn die Nasse 'sehe Stiftung und die von Kr ahm er ins Leben 
gerufene Alterversorgungs- und Lebensversicherungskasse. 

Die Wundärzte werden nicht mehr ausgebildet; von den Rechten 
und Pflichten derselben s. v. Hörn 11. S. 40 u. 90. 51. 54. 80. 

2. Per Zahnarzt. 

Die Ministerialverfugung vom 9. Februar 1857 bestimmt, dass 
die Kandidaten der Zahnheilkunde, welche behufs ihrer Vorberei- 
tung Vorlesungen auf der Universität hören wollen, über ihre Schul- 
bildung ein Zeichen der Beife für die Tertia eines Gymnasiums, oder 
der Sekunda einer höheren Bürgerschule haben müssen, und ihre 
sonstigen persönlichen Verhältnisse zu keinem Bedenken zur Zulas- 
sung zu den Vorlesungen Anlass geben dürfen (v. Hörn II. S. 173). 
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Die Prüfung wird von dem Provinzial-Medizinalkollegio nach 
dem Eeglement vom 1. Dezember 1825 abgehalten. Die Meldung 
geschieht nach §. 50 bei den betreffenden Eegierungen und in Ber- 
lin bei dem Polizeipräsidio. Die Prüfung selbst wird abgehalten 
nach §§. 65—73 inkl. Zu §. 67 dieses Eeglements erging eine De- 
klaration vom 8. Juli 1837 (v. Hörn n. S. 174). 

Die Prüfung kann, wenn der Kandidat nicht besteht, noch ein- 
mal, aber nur bei derselben Prüfungsbehörde wiederholt werden. 
Ueber Approbation und Vereidigung gelten die allgemeinen Be- 
stimmungen. 

Zur Ausübung der zahnärztlichen Praxis ist zwar ebenfalls ein 
fester Wohnsitz erforderlich, der Betrieb ist jedoch auch im Um- 
herziehen gestattet, und es bedarf hierzu keines Gewerbescheines, 
da angenommen wird, dass ein solcher Arzt eine Kunst und kein 
Gewerbe betreibt; aber er hat die Obliegenheit, sich jedesmal bei 
dem Physikus zu melden (Eeglement vom 20. März 1839). Inner- 
halb seiner Praxis ist ihm das Bereiten und Dispensiren der Zahn- 
arzneien gestattet, das Verordnen innerer Mittel ist ihm untersagt. 
Es ist ihm aber nicht gestattet, eine Niederlage von Zahnarzneien 
zu errichten (Ministerialverfügung vom 7. Oktober 1820). In Betreff 
der Anfertigung künstlicher Zähne und des Einsetzens derselben er- 
gingen die Ministerialverfügungen vom 3. Juli 1840 und 6. Septem- 
ber 1847. Den praktischen Aerzten und Wundärzten steht zwar 
die zahnärztliche Praxis gleichfalls zu, aber nach den Beschrän- 
kungen der VeiÄgungen vom 31. Dezember 1826 und 23. Juli 1845. 
Die Anwendung des Chloroforms ist den approbirten Zahnärzten 
gestattet (Verfügung vom 29. Mai 1860). Den Titel eines Doktors 
der Medizin sind die Zahnärzte nicht zu führen berechtigt (Ver- 
fügung vom 17. November 1760). Die Praxis ausländischer Zahn- 
ärzte wird nach dem Eeskript vom 22. September 1821 geregelt. 

Zum Staat und zur Kommune steht der Zahnarzt in denselben 
Verhältnissen, wie der Arzt überhaupt; ob sie verpflichtet sind, 
städtische Aemter zu übernehmen, ist ausdrücklich nicht gesagt, 
müsste also in concreto interpretirt werden. Sie sind als Zahnärzte 
eben so wenig gewerbesteuerpflichtig wie die Aerzte, selbst dafür* 
nicht, dass sie Zahnarzneien innerhalb ihrer Praxis debitiren, die 
sie selbst gefertigt haben (Verfügung vom 15. Dezember 1841). 
Treiben sie jedoch offenen Handel mit Zahnmedikamenten, so sind 
sie verpfiichtet, einen Gewerbeschein zu lösen (Verfügung vom 29. Juni 
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1842). Der Militärpflicht müssen sie in gewöhnlicher Weise §re- 
nügen. Wegen der GeMhren aosländischer Zahnärzte s. Min.-Yeiil 
vom 23. Mai 1860 (v. Hörn SuppL-Bd. S. 153). 

3. Die Hebamme. 

Die erste Hebammenschule wnrde 1755 in Berlin errichtet, seit 
1790 auch in den Provinzen. Es giebt zur Zeit 18 Hebammen- 
anstalten, von denen die meisten königliche sind. Als Musteianstali 
gilt die zu Paderborn, deren Statut vom 6. Juli 1844 von dem Ober- 
präsidenten der Provinz Westphalen genehmigt ist. Es ist abge- 
druckt bei V. Hörn H. S. 180ff. 

Die Direktoren dieser Anstalten und die zweiten Lehrer werden 
von dem Herrn Minister angestellt. 

Der Unterricht wird nach dem preussischen Hebammen -Lehr- 
und Fragebuch (3. Ausgabe. Berlin 1866) ertheilt, welches da, wo 
der Lehrkursus in polnischer Sprache abgehalten werden muss, also 
tti Oppeln und Posen, ins Polnische übersetzt ist. 

Die Aufnahme in eine Lehranstalt ist durch persönliche Eigen- 
schaften und durch das Wahlattest der Gemeinde bedingt (Verfu- 
gung vom 6. Januar 1841). Speziell sind erforderlich: 

1) ein Attest des Ereisphysikus in körperlich-geistiger BeziehiAig; 

2) ein Zeugniss des Beichtvaters über unbescholtenen Lebens- 
wandel; 

3) ein Taufschein (Frauen über 30 Jahren werden in der Begel 
nicht zugelassen. 

Der Kursus wird zweimal im Jahre abgehalten »und beginnt am 
1. Februar und 1. Oktober für 10 Schülerinnen und dauert 4 Monate. 
Die Schülerin darf nicht unter 18 und nicht über 30 Jahre, alt, nicht 
missgestaltet sein. Hände und Füsse frei von Fehlem, namentlich 
soll sie eine wohlgebildete Hand haben. Schwerhörigkeit und Knrz- 
sichtigkeit machen sie unbrauchbar. Die Unterrichts- und Neben- 
kosten werden praenumerando bezahlt. 

Beim Abgange aus der Anstalt erhält jede Hebamme ein Meyeir- 
sches Geburtskissen und einen vollständigen Instrumentenapparat, 
den sie in bester Ordnung erhalten muss. 

In einigen Gegenden wählen die Frauen aus der (xemeinde, 
jedoch in den meisten Orten der Gemeindevorstand die Hebammen- 
Schülerinnen. 

Von der Prüfung der Hebammen handeln §§. 82—35 inkl. des 
Reglements vom I.Dezember 1825. 
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^Nacli Nr. 2 der Circtdarverfügung vom 6. Januar 1841 dürfen 
solche Frauen zur Prüfung zugelassen werden, welche in einer 
iranstalt einen vollständigen Kursus durchgemacht haben. Eine 
ederholung der Prüfung kann nur bei derselben Behörde stattfinden, 
. welcher die Kandidatin die erste Prüfung nicht bestanden hat 
erfugung vom 8. November 1849). 

Die Approbation einer Hebamme gut nur für den Bezirk, für 
wichen das Wahlattest ertheiit war, und die Niederlassung behufs 
Lisühung des Gewerbes ist an die Genehmigung der betreffenden 
olizeibehörde geknüpft. Die Gewerbeordnung hat hierin nichts ge- 
ndert. Will die Hebamme verziehen, so kann dies nur geschehen, 
enn die Approbation auf die neue Niederlassung eingeschrieben wird. 
nQ Hebammen gehören zu den niehtbeamteten Medizinalpersonen, 
aber gelten auch hier die allgemeinen bereits bekannten Vorschriften. 
Vor Ablauf von fünf Jahren darf eine Hebamme den Ort, von 
Lern sie gewählt ist, nicht verlassen (§. 530 des Lehrbuchs). 

Die Hebammen werden nicht nach einem Diensteide, sondern 
nach den S. 297 §. 537 des Lehrbuchs angeführten Eidesnormen ver- 
eidigt (Verfügung vom 9. Juli 1849. Durch die A. 0. vom 16. Ja- 
nuar 1817 wurde das Institut der Bezirkshebammen ins Leben 
gerufen (v. Hörn II. S. 202). • Hierzu gehört jedoch die Circular- 
verfügung vom 1. November 1823, wonach es der Hebamme frei- 
steht, sich niederzulassen, wo sie ihr Gewerbe betreiben will (v.HornH. 
S. 203). Schon nach dem Medizinaledikt vom 27. September 1725 
(1. c. Th. I. S. 11) ist die Hebamme verpflichtet, einen Geburtshelfer 
herbei, zu holen, wenn bei einer Entbindung Umstände sich ereig- 
nen, die eine Gefahr fQr das Leben der Mutter oder des Kindes be- 
sorgen lassen. Sie hat sich hierbei streng nach dem preuss. Heb- 
ammenbuch zu richten, und zwar besonders nach S. 159 §. 274 — 280: 

a) bei allen Geburtsfallen, zu deren Vollendung andere Werkzeuge 
als die §. 196 genannten nöthig sind, namentlich also Nabel- 
schnurscheere, Klystierspritze, Katheter, Mutterspritze, Wen- 
dungsschlinge; 

b) bei solchen Fällen, die mit blosser Hülfe der Hand zu voll- 
ziehen sind, muss immer nur der Zeitverlust und die Gefahr 
entecheiden, nie der Kostenpunkt, der Wille der Kreissenden, 
der Angehörigen u. s. w. 

c) Ist ein Geburtshelfer nicht so schnell zu haben, 
als zur Abwendung der Gefahr nöthig ist, so darf die 
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Hebamme solche Hülfsleistungen vornehmen , wodurch'die 
Geburt mit blosser Hand nicht nur anzufangen, 
sondern auch zu vollenden ist. 

Verschwiegenheit ist im hohen Grade ihre Pflicht (§, 155 
des Strafgesetzbuchs). Sie sollen von Aerzten ausschliesslicli bei 
Entbindungen zugezogen werden, niemals aber Wickelfrauen. 

Bei ärztlicher Hulfeleistung an Schwangeren und Kindern darf 
sie die Grenzen des Hebammenlehrbuchs nicht überschreiten, es 
trifft sie sonst di^ Strafe der Medizinalpfuscherei (§. 199 des Straf- 
gesetzbuchs). Cfr. §§. 511 — 518 des Lehrbuchs. 

Da Hebammen auch in die Lage kommen können, Atteste 
auszustellen, so kann sie auch der §. 257 des Strafgesetzbuchs tref- 
fen, wenn sie wider besseres Wissen unrichtige Atteste zum 
Gebrauch für Behörden ausstellen. 

Plötzliche Unglücksfälle berechtigen sie die ersten Kettungs- 
versuche anzustellen, wie sie in gedachtem Lehrbuch vorgetragen 
sind. Beim weiblichen Geschlecht steht ihnen auch das Eecht zn, 
die kleine Chirurgie auszuüben (Circularverfügung vom 15. Juni 1850). 
Das Durchschneiden des Zungenbändchens ist ihnen jedoch nicht 
gestattet (Verfügung vom 23. Juni 1853). 

Jede Hebamme soll einen sogenannten Hülfsapparat be- 
sitzen, welcher auf öffentliche Kosten angeschafft, und der bei der 
unbeanstandeten Prüfung ihr verabfolgt wird, wenn sie die Anstalt 
verlässt. Er enthält: 

Eine Nabelschnurscheere, mehre Nabelbändchen, eine zinnerne 
Elystierspritze , eine Büchse mit Pomade, Badeschwamm, Katheter, 
zwei Wendungschlingen, eine Mutterspritze, ein Flaschen mit Aether, 
eine Flasche mit Zimmettropfen, -eine Bürste, ein Netz, ein Lehr- 
buch (Verfügung vom 20. März 1828). 

Nach dem Beskript vom 18. Februar 1820 müssen die Heb- 
ammen sich mindestens alle drei Jahre einmal einem Bepetitohnm 
bei ihrem Physikus unterwerfen. Hebammen, welche sich auszeich- 
nen, sollen zur Unterstützung und zur Bestallung als Bezirksheb- 
ammen empfohlen, unwissende sollen zu einem neuen Lehrkursus 
angewiesen, denjenigen, die sich ganz vernachlässigt haben, soll die 
Konzession ganz entzogen werden. 

Ueber die Entziehung der Approbation entscheiden die Begie- 
mngen ganz allein, die Gerichte nur dann, wenn es das Stra%esetz- 
buch Yorschreibi 
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Jede Hebamme ist in gewissen Fällen verpflichtet und berechtigt, 
Nothtaufe zu verrichten nach den §§. 522 u. 523 des Lehrbuchs. 

Bei Geburt der Juden und Dissidenten ist sie verpflichtet, bei 
iclit Anzeige zu machen; in der Rheinprovinz bei den Civilstands- 
mten. 

In Beziehung auf die Praxis ausländischer Hebammen sind die 
: Aerzte überhaupt erlassenen Verfugungen massgebend. 

Jede Hebamme ist verpflichtet, ein Tagebuch zu fuhren, wel- 
es folgende ßubriken enthalten muss: 

1) die laufende Nummer; 

2) Jähr und Tag der Geburt; 

3) Name, Alter, Stand, Wohnort der Gebärenden; 

4) Erstgebärende, Mehrgebärende, zum . . .; 

5) Zahl und Geschlecht des Kindes oder der Kinder; 

6) ob die Geburt zeitig, unzeitig, frühzeitig; 

7) Art der Entbindung selbst: 

a) Lage des Kindes und der Nachgeburt, 

b) ob und welche Zufälle vor, während und nach der. Geburt 
stattgefunden, 

c) ob und welche Kunsthilfe und von wem dieselbe geleistet 
wurden; 

8) Erfolg: 

a) far die Mutter, 

b) für das Kind; 

9") Besondere Bemerkungen der Hebamme; 
10) Bemerkungen des bei der Geburt anwesenden Geburtshelfers: 

a) über den Geburtsverlauf, 

b) über das Benehmen der Hebamme. 

Die Gebühren einer Hebamme sollen sich sowohl für die Ent- 
bindung als für die Pflege der Mutter und des Kindes nach der 
Yerfassung jedes Ortes richten. Sollte, heisst es in der Note zu HL 
Taxe für den Geburtshelfer, darüber Streit entstehen, welcher weder 
aus der Lokalobservanz noch aus einer anderen Lokalnorm entschie- 
den werden kann, so ergiebt die erwähnte Taxe, in sofern sie auf 
die den Hebammen zukommende Verrichtung passt, den Massstab 
für sie, jedoch in der Art ab, dass ihnen in der Eegel nur ein Vier- 
tel des Satzes für den Geburtshelfer gebührt, und dieser kann nur, 
wenn es die Vermögensumstände der Entbundenen erlauben, bis auf 
ein Drittel erhöht werden. Diese Gebühren hat sie auch dann zu 
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fordern, wenn auf ihr Verlangen ein Geburtshelfer zugezogen wor- 
den ist. Das Becht der Bezirkshebammen, da Bemuneration zu for- 
dern, wo eine andere Hebamme entbunden hatte, ist durch A. 0. 
vom 21. Mai 1827 aufgehoben. 

Bei chirurgischen Verrichtungen erhalten sie den vierten Theil 
bis' zur Hälfte der den Chirurgen zugebiDigten Sätze. Einzelne Ke- 
gierungen haben jedoch, um Streitigkeiten dieser Art möglichst zu 
vermeiden, für ihre Departements besondere Verfugungen erlassen. 
Unter Umständen können jedoch auch diese erhöht werden (Ver- 
fügung vom 17. Mai 1862. 

Jede von der Behörde' approbirte Hebamme ist, so lange sie 
ihrer Stelle nicht verlustig ist, von allen Personalleistungen und 
persönlichen direkten Abgaben, sowohl kommunalen als königlicheiu 
befreit. Besitzt sie jedoch ein Grundstück, so muss sie natürlich 
die darauf haftenden Abgaben tragen. Auch von der Elassensteuer 
sind sie befreit, wenn sie Wittwen oder unverheirathet sind (Ver- 
fügung vom 13. Juli 1820). Auch von Gewerbesteuer sind sie frei 
(Verfügung vom 13. Juli 1819). 

Nach S§. 71 ff. der Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 kann 
der Hebamme wegen unmoralischen Lebenswandel, grober Fahrläs- 
sigkeit, Widersetzlichkeit u. s. w. die Approbation entzogen werden. 
Auch hierüber führen die Kreisphysiker die Aufsicht. Wenn Heb- 
anmien als Sachverständige oder Zeugen vernommen werden, haben 
sie sich nach §. 279 ff. des Lehrbuchs zu richten. 

Die königliche Eegierung hat das Becht, Ordnungsstrafen gegen 
Hebammen festzusetzen (Verfügung vom 11. März 1862). 

Sobald eine Hebamme verhaftet wird, muss von Amtswegen 
dafar gesorgt werden, dass sie durch eine qualifizirte Hebajnme 
vertreten werde (Verfögung vom 28. Mai 1822). 

Bei der traurigen Lage, in der die meisten Hebammen sich be- 
finden, war man schon früh bedacht, einen Unterstützungsfonds 
für dieselben zu bilden, und zwar nach der A. K. 0. vom 16. Jan. 
1817 aus den Abgaben bei Taufen und Trauungen durch die Greist- 
lichen. Jedoch ist in anderen Begierungsbezirken entweder die Un- 
terstützung der Hebammen durch Zuschläge zu den Kreissteuem 
festgesetzt, in anderen, besonders am Bhein, werden Taufen und 
Trauungen besteuert; die Erhebung der Abgabe erfolgt durch die 
Kommunalbehörde. Für Versendung dieser Unterstützungsgelder ist 
Portofreiheit bewilligt unter der Bezeichnung „Kollektengelder". Die 
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ierstützung selbst erfolgt durch die Begiemng. In welchen Fäl- 
eine Hebamme vor dem Richter Zeugniss ablegen soll, bestimmt 
)26 des Lehrbuches, daher sie ihr Tagebuch gewissenhaft füh- 
L muss. 

Zum Hülfspersonal der Hebammen gehören die sogenanten Wik- 
ilfrauen und die Hebammengehülfinnen. Die letzteren sind 
r selbständigen Ausübung der Geburtshulfe befugt, und dienen 
mentlich zur Stellvertretung alternder Hebammen (Eegulativ vom 
5. Januar 1821). Die ersteren sind nur für die Dienstleistungen 
ach der Entbindung bestimmt, und ihre Zuziehung ist nur den 
iebeanunen gestattet, den Creburtshelfem aber verboten (Min.-Verf. 
. 20. OkL 1828 (Simon u. Rönne I. S. 534; v. Hörn H. S. 100). 

4. Der Heildiener. 

Zwar wurde schon durch die Verfügung vom 20. März 1828 
m nicht approbirte Personen die Erlaubniss ortheilt, sogenannte 
deine chirurgische Hülfsleistungen zu verrichten, aber erst, seit im 
Jahre 1851' die chirurgischen Lehranstalten aufgehoben sind, wurde 
das Institut der Heilgehülfen durch die Verfügung vom 31. Oktober 
1851 ins Leben gerufen (v. Hörn 11. S. 219). 

Die Ministerialverfügung vom 27. März 1852 bezeichnet ihre 
Wirksamkeit und setzt die Gebühren derselben fest. 

§. 1. Die Konzession zur Ausflbnng der kleinen Chirargie soll künftig 
nur Personen erdieilt werden, welche in Civil- oder Milit&rkrankenhäusem 
praktisch dazu ausgebildet worden sind und sieh über ihre erlangte Befähi- 
gung ausweisen können. 

§. 2. Die Zeugnisse darüber, in welchen die Operationen, worin sie 
sich die erforderliche Fertigkeit erworben, namentlich aufgef&hrt sein müs- 
sen, sowie über ihr Alter, ihre Religion, ihr Gewerbe und ihre sittliche Füh- 
rung haben sie den an den Landrath zu richtenden Eonzessionsgesuchen bei- 
zufügen. Der Landrath befördert die Gesuche mit den einzuholenden Gut- 
achten des Kreisphysikus uiid des Bürgermeisters und seinem eigenen Ghit- 
achien über die Nützlichkeit solcher Personen kn dem bestimmten Orte, wo 
sie wohnen oder sich niederlassen wollen, an uns weiter. 

§. 3. Zur Erlernung^ der chirurgischen Hülfeleistungen und zur Betrei- 
bung derselben als Nebengesch&f); (ihre Ausübung allein kann das Bestehen 
nicht sichern) eignen sich für das m&nnliche Geschlecht vorzüglich die Bar- 
biere; dem Bedäfniss des weiblichen Publikums wird grösstentheils durch 
die Hebammen genügt, welche in der Hebammen-Lehranstalt auch in der 
kleinen Chirurgie unterrichtet werden und dieselbe innerhalb der ihnen in 
unserer Yeror&ung vom 31. Juli d. J. gezogenen Grenzen ohne besondere 
Erl&nbnisa auszuüben befugt sind. 

§. 4. AUe Konzessionen zur Ausübung der kleinen Chirurgie sind wi- 
derruf lieh und werden von selbst ungültig, wenn die konzessionirten Indi- 
viduen ihren Wohnort verändern,' Dieselben dürfen die Operationen, für 
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welche sie konzessionirt sind, nur auf jedesmalige Anordnung eines appro- 
birten Arztes unternehmen, und hat jede Ueberschreitung der Grenzen des 
ihnen bezeichneten Wirkungskreises die Zurücknahme der Eonzession und 
nach Umständen Bestrafung auf gerichtlichem Wege zur Folge , worauf sie 
bei der Uebergabe der Konzession durch den damit beauftragten Kreisphy- 
sikus in einem mit ihnen vorzunehmenden und demnächst einzureichenden 
Protokoll aufmerksam zu machen sind. 

§. 5. Jährlich haben die Chirurgengehülfen die Instrumente zu den 
Operationen, deren Ausübung ihnen gestattet worden ist, dem betre£fenden 
Kreisphysikus in einem von demselben zu bestimmenden Termine vorzuzeigen 
und sich über die Anwendung derselben einer Prüfung zu unterwerfen, lieber 
den Befund der Instrumente und den Ausfall der Prüfung ist ein Protokoll 
aufzunehmen und uns gleichzeitig mit demjenigen über die jährliche Prü* 
fung der bereits approbirten Hebammen einzusenden. 

§. 6. An Gebiihien erhalten die Chirurgengehülfen die folgenden Sätze, 
von welchen die höheren in Städten mit einer i^evölkerung von mehr als 
10,C00 Einwohnern und ausserdem bei notorisch wohlhabenden Leuten, die 
niederen in weniger bevölkerten Städten und auf dem platten Lande, sowie 
bei Leuten von bekanntlich geringem Vermögen und in allen Fällen, wo die 
Kosten aus öffentlichen Fonds bestritten werden, zur Anwendung kommen. 

1) Für die Applikation des Katheters bei Weibern 7| — 15 Sgr. Wenn 
die Applikation binnen 24 Stunden mehrere Male geschieht, so wird 
für jedes Mal nur die Hälfte der vorstehenden Sätze gerechnet. 

2) Für die Zurückbringuug eines Mutterscheiden- oder Mastdarmvorfalls 
71-15 Sgr. 

3) Für die Einbringung eines Mutterkranzes, welcher besonders bezahlt 
wird, 71-15 Sgr. 

4) Für das Setzen einer Fontanelle oder eines Haarseils 7^ — 15 Sgr. 

5) Für die Oeffnung eines Abscesses 7^ — 15 Sgr. 

6) Für jede Applikation der Schröpfmaschine 1 — 2 Sgr. 

7) Für jede Applikation eines truckenen Schröpfkopfes 4 — 1 Sgr. 

8) Für einen Aderlass im Hause des Kranken am Arm oder Fuss 5 bis 
7h Sgr. 

9) Für einen Aderlass in der Wohnung des Chirurgengehülfen 2^ Sgr. 

10) Für das Setzen eines Blutegels 2 Sgr. Sollen mehrere gleichzeitig 
angesetzt werden, für jeden ferneren 1 Sgr. Die Blutegel werden be- 
sonders taxmässig bezahlt. 

11) Für das Setzen eines Klystiers 5— 7J Sgr. 

12) Für das Setzen eines Tabackrauchklystiers 10 — 15 Sgr. 

13) Für das Legen eines Blasenpflasters 5—10 Sgr. 

14) Für den Verband einer einfachen Wunde 5 — 10 Sgr. 

15) Für die kunstgemässe Einwickelung beider Füsse, Unter- und Ober- 
schenkel, li — 10 Sgr. 

IG) Für die Assistenz bei einer Operation 10—20 Sgr. 

17) Für eine Nachtwache 20 Sgr. bis 1 Thlr. 

18) Das Sostrum für den Besuch, bei welchem eine Operation gemacht 
wird, ist in dem Sostrum für die Operation oder den Verband mit- 
begriffen. Für jeden nachfolgenden Besuch 3 — 5 Sgr. 

19) Für einen ßesuch zur Nachtzeit, d. h. von 10 .Uhr Abends bis 6 Uhr 
Morgens, 5 — 10 Sgr. 

20) Wohnt der Kranke über eine Viertelmeile von dem Wohnorte des 
Chirurgengehülfen entfernt, so hat er das Recht, freie Fuhre oder 
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statt derselben 5 ^gr. und den doppeNbn Satz Air den Besuch zu 
verlangen, in so weit das Soetrum für die etwa zu machenden Ope- 
rationen nicht höher ist, in welchem Falle der Besuch nicht beson- 
ders honorirt wir^. 
21) Bei 'einer Beise Über Land, welche über eine Meile beträgt, bei freier 
Fuhre oder 5 Sgr. per Meile f&r Fuhrkosten, an Diäten 15 Sgr. bis 
1 Thlr, ausserdem aber nichts för die einzelnen Bemühungen. 

Ferner ist von der königlichen Eegierung in Breslau durch die 
Yerfögiing vom 20. Januar 1860 ihnen das Zahnausziehen nach ärzt- 
licher Anordnung gestattet (Hörn Suppl. -Bd. S. 184). Ihre Prü- 
fung, welche von dem Physikus erfolgt, beschränkt sich hierin nur 
auf die Kenntniss der erforderlichen Instrumente und der dabei nö- 
thigen Handgriffe (Verfügung vom 24. Februar 1860). Wenn sie 
sich in Civilkrankenhäusern ausbilden wollen, so haben sie Zeug- 
nisse über Alter, Religion, Gewerbe und sittliche Führung dem Land- 
rath einzureichen. Dieser im Verein mit dem Physikus und dem 
Bürgermeister berichten das Weitere an die Regierung, unter dem 
20. Dezember 1852 ist eine kurze Anweisung für die Heildiener zum 
Desinfektionsverfahren bei ansteckenden Krankheiten erlassen und 
von dem Minister zur Nachachtung empfohlen worden. 

Die Heildiener werden nicht vereidigt, da sie nur auf ärzt- 
liche Anordnung handeln dürfen. Bei Wiederbelebungsver- 
suchen ist ihnen ein Anspruch -auf eine Prämie zugesichert (Ver- 
fügung vom 23. September 1854). Für die Prüfung haben sie jetzt 
2 Thlr. an den Physikus zu entrichten (Verfügung vom 19. Juli 
1852). Zur Ausübung der kleinen Chirurgie beim weiblichen Ge- 
schlecht sind jedoch Hebammen und Krankenwärter, in soweit sie 
dazu konzessionirt werden, befugt (Verfügungen vom 15. Juni 1850 
und 10. November 1854). Die Konzession ist widerruflich und selbst 
ungültig, wenn sie ihren Wohnort verändern, oder wenn sie ihre 
Befugniss überschreiten, d. h. ohne Anordnung eines Arztes Opera- 
tionen, zu denen sie gerufen sind, unternehmen. Alljährlich müssen 
sie dem Physikus ihre Instrumente vorzeigen und sich über Anwen- 
dung derselben einer Prüfung unterwerfen, worüber der Physikus 
ein Protokoll aufnimmt. 

5. Diakonissinnen. Barmherzige Schwestern und Brüder. 

Die Diakonissinnen haben zwei Mutterhäuser, in Kaiserswerth 
und in Berlin. Die Allerhöchste Bestätigung des Ersteren ist er- 
gangen unterm 29. Februar 1844 resp. 20. November 1836, und* des 
Letzteren, welches im Jahre 1847. gegründet wurde, durch die Mi- 
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BisienalTerftigong Tom §9. NoTember 1847. Di^e Diakonissinnen 
sowie die bannfaerzigen Schwestern und Brnder, welche sich zn ver- 
schiedenen Ordensregeln bekennen nnd speziell sich der Kranken- 
pfl^e widmen, können sich anch der kleinen chirorgischen Ter- 
richtangen unterziehen. Hierzn. erging die Circularverfugung Yom 
2. Jnli 1 853. In Beziehung auf das Dispensiren von Medikamenten 
ist ergangen die Ministerialverfiagung vom 7. November 18o9- Da- 
nach mfissen sie sich Kenntnisse aneignen von den gebrauchlichsten 
Arzneien, den chemischen Präparaten, den giftigen und heftig wir- 
kenden Mitteln, besonders den direkten Giften, ihrer Anwendung 
nnd Aufbewahrung, sowie von den verschiedenen Formen, wie Arz- 
neien bereitet werden. Der Unterricht hierzu ist durch einen Apo- 
theker in feiner Offizin zu ertheilen, bis derselbe ihr bescheinigt, 
dass er sie für hinreichend ausgebildet hält (v. Hörn Spl.-Bd. S. 184). 
Ihre Prüfung erfolgt von dem Physikus (Verfugung vom 2. Juni 
1851), wofür sie an denselben 2 Thlr. zu entrichten haben. Das 
Nähere hierüber s. v. Hörn IL S. 226 ff. 

6. Krankenwärter und Krankenwärterin&en. 

Im Jahre 1832 wurde eine besondere Krankenwärterschule bei 
dem Charitekrankenhause in Berlin errichtet, in welcher nach dem 
Handbuch zur Krankenwartung von Dr. C. E. Gedike unterrichtet 
wurde. Es werden nur solche Individuen, Männer sowie Frauen, zu- 
gelassen, welche von der Ortspolizei dazu Erlaubniss haben. Nach 
Beendigung des Lehrkursus erhalten die Schüler ein Qualifikations- 
zeugniss und bleiben als Wärter in der Charite oder gehen in eine 
andere Krankenanstalt, oder übernehmen die Pflege von Privatper- 
sonen. . Das Gewerbe der Krankenwartung steht unter Polizeiauf- 
sicht, schliesst aber nicht die Berechtigung der sogenannten kleinen 
chirurgischen Verrichtungen ein. Der Dienst der Krankenwärter 
ist überall nach besonderen Instruktionen geregelt. Der Staats- 
ministerialbeschluss vom 12. Oktober 1837, wonach bei Anstellungen 
von Krantenwärtem vorzugsweise auf Invaliden Rücksicht genommen 
werden sollte, ist durch A. 0. vom 23. Juni 1851 dahin modifizirt 
worden, dass auch andere taugliche Givilpersonen dazu verwendet 
werden sollen, falls ein Militärinvalide hierzu nicht geeignet gefun- 
den würde. Bei unverschuldetem Ausscheiden aus dem Kranken« 
wärterdienst soll ihnen ein angemessenes Gnadengehalt bewilligt 
werden (v. Hörn H. S. 236 u. 237), 
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7. Bandagisten, Verfertiger chirurgischer Instrumente, Hühneraugen- 
Operateure. 

Für die Prüfung der Bandagisten und chirnrgischen Instru- 
mentenmacher gilt die Verfügung vom 20. Februar 1847. In Betreff 
des Handels mit chirurgischen Instrumenten und Bandagen siehe 
Ministerialyerfügung vom 11. März 1862. 

Die Verfertiger von Instrumenten für die thierärztliche Praxis 
Bowie die Hühneraugen - Operateure sind ebenfalls einer Prüfung 
unterworfen. Auf die letzteren bezieht sich die Verfügung vom 
25. August 1845. 

üel^er die Prüfungsgebühren aller in diesem Kapitel genannten 
Individuen bestimmt das Nähere die Circularverfügung vom 28. Fe- 
bmar 1847. 

Die von einer königlichen Begierung ertheilte Eonzession ist 
auch für jeden anderen Begierungsbezirk gültig. 

8. Der Apotheker. 

Das Allgemeine Landrecht handelt von demselben im Ab<* 
schnife 6 Theil H. Titel 8: 

§. 456« Apotheker sind xur Zubereitung der Arzneimittel, ingleichen 
zum Verkaufe derselben und der Gifte ausschliessend berechtigt. 

§• 457. I^atnrerzeugnisse, welche, ausser der Medizin, auch zu anderen 
Fabriken-, Haus- oder Küchenbedürfhissen gebraucht werden, mögen Apo- 
theker ebenfalls ftkhren und, jedoch nur in kleinen Quantitäten, verkaufen. 

§. 458. Zum Handel mit Gewürz- oder anderen Materialwaaren sind 
die Apotheker, als solche, nicht berechtigt. 

{. 459« Doch hat an Orten, wo kein besonderer Gewürzkr&mer oder 
Maierialist angesetzt ist, der Apotheker die Vermuthung ftbr sich, dass er 
auch mit Gewürzen und Materialwaaren zu handeln ausschliessend berech- 
ügp sei. 

§. 460. Aerzte und Wundärzte müssen sich der eigenen Zubereitung 
der den Kranken zu reichenden Arzneien an Orten, wo Apotheker sind, der 
Begel nach enthalten. 

§. 461. Auch sogenannte Arkane 'darf Niemand ohne besondere Er- 
laubniss der dem Medizinalwesen in der Provinz vorgesetzten Behörde cum. 
Verkaufe verfertigen. 

§. 462. Das Recht, zur Anlegung neuer Apotheken Erlaubniss zu geben, 
kommt allein dem Staate zu. 

§. 463. Dergleichen neue Konzessionen sind nach den Vorschriften von 
Privilegien zu beurtheilen. 

§. 464. Die Apotheker sind der unmittelbaren Aufsicht des Staats und 
den von ihm angeordneten Medizinalbehörden unterworfen. 

§. 465. Nur diejenigen, welche die Apothekerkunst ordentlich erlernt 
haben, zu deren Ausübung nach angestellter Prüfung von der Medizinal* 

I 7 
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behOrde tüchtig hefiinden und zur Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten durcb 
diese Behörde yerpflichtet worden, sind fkhig, einer Apotheke vorzustehen. 

{. 466. Wem es an diesen Erfordernissen mangelt, der muss zorVer« 
waltnng einer durch Erbgangsrecht oder sonst ihm zugefallenen Apotheke 
einen nach obiger Yorschrijf); qualifizirten Provisor bestellen. 

§. 467. Ein solcher Provisor hat die Bechte und Pflichten eines Hand» 
lungsfaktors. 

§. 468. Kein Arzt soll in der Begel eine eigene Apotheke besitsen 
oder dieselbe durch sich selbst oder durch Andere verwalten. 

§. 469. Ein Apotheker ist bei Verlust seines Rechts schuldig, dafOr 
zu sorgen, dass die nöthigen Arzneimittel bei ihm in gehöriger Güte zu allen 
Gleiten zu haben sind. 

§. 470* Auch muss er solche Veranstaltungen treffen, dass das Pnbli» 
kum und die Kranken mit deren Zubereitung, es sei bei Tage oder bei Nacht,, 
schleunig gefördert werden. 

§. 471. Die Pflichten der Apotheker wegen der Zubereitung, des Ver-* 
kanfs und der Verwahrung der Arzneien und Gifte, ingleichen wegen des 
Eurirens der Sjrankheiten sind im Kriminalrechte bestimmt. 

§. 472. Apotheker geniessen wegen der einem Gemeinschuldner auf 
"Smdst gereichten Arzeneien das in der Konkursordnung näher bestimmte 
Vorrecht. 

S* 473. Die von ihnen nach kaufmännischer Art geführten Bücher haben 
die Bechte und die Glaubwürdigkeit der Handlungsbücher. 

§. 474. Auch in Ansehung des Wechselausstellers geniessen sie die 
Bechte der Kauf leute. 

Als allgemeines Landesgesetz gilt die revidirte Apothekerord- 
nung vom 11. Oktober 1801, wörtlich abgedruckt bei v. Hörn IL 
S. 240—250 und bei Simon und Eönne L S. 619ff.; sie gilt bis 
auf einige Abänderungen noch jetzi Sie handelt in ihrem eirsten. 
Titel von den Apothekern überhaupt, von den Lehrlingen, Gehulfen 
und Provisoren. Auch die allgemeine Gewerbeordnung vom 17. Ja- 
nuar 1845 handelt von den Bechten und Pflichten der Apotheker in 
gewerblicher Beziehung. Femer das Strafgesetzbuch: 

§. 345. Nr. 4. Wer bei der Aufbewahrung oder bei dem Transporte 
von Giftwaaren, Schiesspulver oder anderen explodirenden Stoffen oder Feuer» 
werken, oder bei Ausübung der Befugniss zur Zubereitung oder Feilbaltnng 
dieser Gegenstände, sowie der Arzeneien, die deshalb ergangenen Verord- 
nungen nicht befolgt, wird mit Geldbusse bis zu ftln&ig Thalern oder Ge- 
fftngniss bis zu sechs Wochen bestraft. 

§. 348. Nr. 2. Gewerbtreibende, bei denen ein zum Gebrauche in ihrem 
Gewerbe geeignetes, mit dem Stempel eines inländischen Eichungsamtes nicht 
versehenes Maass oder Gewicht, oder eine unrichtige Waage vorgefunden 
wird, oder welche sich einer anderen Uebertretung der Vorschriften über die 
Maass- und Gewichtspolizei pchuldig machen, werden mit Geldbusse bis zu 
dreissiff Thalem oder Geföngniss bis zu vier Wochen bestraft. Auch ist die 
KonfisKation des ungeeichten Maasses und Gewichtes, sowie der unrichtigen 
Waage im Urtheile auszusprechen. 

Die Eintheilung der Apotheker in zwei Klassen ist aufgehoben 
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durch die A. 0. vom 26. November 1853. Unterm 11. August 1864 
ist folgendes Eeglement über die Lehr- und Servirzeit, sowie über 
die Prüfung der Apothekerlehrlinge und -Gehülfen ergangen: 

Die Bestimmungen der §{. 15 — 20 Tit L der revidirten Apothekerord- 
naog Tom 11. Oktober 1801 , die Lehrlinge und Apothekergehülfen betref- 
fend, haben bisher för die Begelung des Verhältnisses der Apothekenbesitser 
zu den für das Studium der Pharmazie sich yorbereitenden, als Hülfspersonal 
in die Apotheken aufgenommenen jungen Männer als Norm gedient. Seit 
längerer Zeit aber hat sich eine Erweiterung der, nach denselben, an die 
wissenschaftliche Beflihigung der Lehrlinge und an ihre fernere Ausbildung 
zu stellenden Anforderungen, gegenüber der rasch vorschreitenden Entwicke- 
Inng der pharmazeutischen Htlil&- und Fachwissenschaften, als ein unab- 
weisliches Bedürfniss herausgestellt 

In Erkennung dieser Nothwendigkeit ist daher überall bereits bei der 
AusftÜirung der hierauf bezüglichen Bestimmungen auf den Nachweis eines 
höheren als des zur Zeit des Erlasses der Apothekerordnung vorgesehenen 
Ghrades von Schulbildung der Lehrlinge Tor ihrem Eintritt in die Apotheke 
gehalten worden. Da im Einklänge hiermit auch ein grösserer Um&ng von 
theoretischen Kenntnissen nach yoUendeter Lehrzeit bei dem Lernenden yor» 
ausgesetzt und gefordert werden konnte, ist die GehÜlfenprfifung gleichfalls 
£i8t in allen Kreisen der Monarchie nadi einem, mit den ursprünglichen Be- 
stimmungen zwar nicht im Widerspruch stehenden, aber yerschärften Modus, 
welchen einzelne Begierungen durch besondere reglementarische Verordnung 
für ihren Verwaltungsbezirk festzustellen sich veranlasst gefunden haben, ab* 
gehalten worden. 

Wenn hiermit der Erledigung des in dieser Beziehung dringend gefühl- 
ten Bedürfnisses im Allgemeinen bereits näher gretreten, so hat doch die mo- 
difizirte Auffassung der in Bede stehenden Bestimmungen Seitens der ver- 
sdiiedenen MedizinalbehOrden eine IJngleichheit in der praktischen Aus- 
iUimng derselben zur Folge gehabt, welche im Interesse der Betheiligten 
und der Sache selbst einer definitiven Abhülfe bedarf. 

Unter diesen Umständen und mit Berücksichtigung der hierüber von 
mehreren Apothekenbesitzem und wissenschaftlichen Autoritäten erforderten 
gutachtlichen Aeusserungen habe ich ein „Reglement über die Lehr- und 
bervirzeit^ sowie über die Prüfung der Apothekerlehrlinge und Apotheker- 
gehülfen ausarbeiten lassen, welches, basirt auf die Hauptbestimmungen der 
f§. 15 — 20 der revidirten Apothekerordnung, als eine durch die Anforde- 
rungen der Zeit und der Wissenschaft gebotene erweiterte Ausfuhrung der- 
selben anzusehen und fortan zu befolgen ist. 

Indem ich der Königl. Regierung ein Exemplar dieses Reglements in 
der Anlage zur Nachachtung zugehen lasse, bestimme ich Behufs Ausfüh- 
rung desselben Folgendes: 

1) Die Vorschriften über die wissenschafüiche Vorbildung der Lehrlinge,. 
{{. ä und 4 des Reglements, treten für die Anjiahme neuer Lehr- 
linge sofort in Kran. 

2) Für die bereits angenommenen Lehrlinge verbleibt es hinsichtlich der 
Dauer der Lehrzeit bei den mit dem Prinzipal abgeschlossen Ver- 
trägen. In Betreff der nach ihrem gegenwärtigen Kontrakt zu vier- 
jähriger Lehrzeit verpflichteten Lehrlinge ist es für den Fall, dass 
der Lehrling daa jetzt verlangte Vorbildungsziel erreicht hat, dem 
Lehrherm gestattet, den Lehrling auch schon nach drei- resp. dritte- 
halbjähriger Lehrzeit zur Gehülfenprüfung zu präsentiren. 



100 Kogl* ^^^^ ^^ Lehr- nnd Servirzeit der Pharmazeuten. 

3) Die Bestimmungen der §§. 7 — 1 5 des B^lements treten am 1. Januar 1865i 
die Bestimmungen der §§. 18 u. 19. ibid. vom 1. October 1865 ab in 
Kraft, so dass alsdann nur Gehülfen, welche den daselbst yoige- 
schriebenen Bedingungen genügt haben, zur Staatsprüfung werden zu- 
gelassen werden. 
Die Königliche Regierung veranlasse ich, hiernach das Erforderlidie zur 
Bekanntmachung im Amtsblatt und zur Ausführung des Reglements anzu- 
ordnen und namentlich die Kreisphysiker mit eingehender Anweisung zur 
Beachtung der dieselben besonders betreffenden Bestinmiungen zu yersehen. 

Reglement 

über die Lehr- und Servirzeit sowie über die Prüfung der Apothekerlehrlinge 

und Apothekergehülfen. 

Von den Lehrlingen. 

§. 1. Jeder Apothekenbesitzer ist befugt, Lehrlinge anzunehmen und 
Gehülfen zu halten. 

§. 2. In der Regel darf ein Apotheker nur soviel Lehrlinge annehmen, 
als er Gehülfen hat. Keben einem Gehülfen zwei Lehrlinge, oder neben 
zwei Gehülfen drei Lehrlinge u. s. f. anzunehmen, ist in keinem Fall 
gestattet. 

Ausnahmsweise kann einem Apotheker, dessen Geschäftsumfang so ge- 
ring ist,. dass er einen Gehülfen nicht zu salariren vermag, und. der als ein 
geschickter, wissenschafUich gebildeter und thätiger Mann bekannt ist, Ton 
der betreffenden Königlichen Regierung gestattet werden, einen Lehrling 
auch ohn e einen Gehülfen zu halten. 

§. 3. Wer die Apothekerkunst erlernen will, muss die wissenschaft- 
liche Bef^igung eines Schülers der Secunda eines Gymnasiums oder einer 
Realschule I. Ordnung oder der Prima einer Realschule IL Ordnung oder 
das Abgangszeugniss der Reife von einer höheren Bürgerschule besitzen und 
den Nachweis dieser Befähigung durch ein Zeugniss darüber, dass er min* 
destens ein halbes Jahr den Unterricht in einer der genannten Schulklassen 
mit Erfolg genossen hat, zu führen im Stande sein. 

Für den Fall, dass der Aspirant bisher eine öffentliche Schule nicht 
besucht hat, muss er sich durch den Direktor eines Gymnasiums, oder durch 
eine C^mnasial-Prüfungskommission in Bezug auf die bezeichnete wissen- 
schafUiche Qualifikation prüfen und das betreffende Zeugniss ausstellen lassen. 
Das Attest eines Privatlehrers genügt zu diesem Zwecke nicht. 

§. 4. Vor Eintritt in eine Apotheke als Lehrling hat sich der quali- 
ficirte Aspirant bei dem betreffenden Kreisphysikus unter Vorlage: 

a) seines Schulzeugnisses (§. 3.)i 

b) des von ihm selbst gesdiriebenen Lebenslaufs, und. 

c) seines Vaccinations- und Revaccinations-Scheins 

persönlich zu melden. Nach Prüfung dieser Atteste ist der KrebphysikoB 
ermächtigt, dem Aspiranten das Befähigungszeugnis s zum Lehrling 
der Apothekerkunst auszufertigen. 

Ohne dies amtliche Zeugniss darf kein Lehrling in einer Apotheke an- 
genommen werden. 

§. 5. Die Dauer der Lehrzeit wird auf drei Jahre festgesetzt. 

Nur denjenigen Lehrlingen, welche vor ihrem Eintritt in die Lehre den 
Nachweis geführt haben, dass sie ein ganzes Jahr den Unterricht der Prima 
eines Gymnasiums oder einer Realschule L Ordnung genossen, oder welche 
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bereits die Reife zum Abgang auf die Uniyersit&t erlangt haben, wird auf 
den Antrag ihres Lehrherm ansnahmsweise ein Nachlass von einem halben 
Jahre der Lehrzeit seitens der Königl. Begierung bewilligt werden. 

§. 6. Der Lehrherr ist verpflichtet, Ar die Ausbildung der Lehrlinge 
durch praktische Anweisung und Uebung in der pharmazeutischen Technik, 
sowie durch gründlichen theoretischen Unterricht in der Pharmazie und 
deren Hülfswissenschaften Sorge zu tragen. Zu diesem Zweck muss der- 
selbe mit den, dem Stande der Wissenschaft entsprechenden Lehrmitteln 
yersehen sein. 

Zu Dienstleistungen und Arbeiten, welche mit dem Apothekergesch&ft 
nicht in Beziehung stehen, dürfen, Lehrlinge nicht verwendet werden. Es 
muss denselben ausser den täglichen Arbeitsstunden geeignete Zeit zum Pri- 
vatstudium und im Sommer zu botanischen Excursionen vergönnt bleiben. 
Der Lehrherr hat darauf zu halten, dass jeder Lehrling sich ein systematisch 
geordnetes Herbarium der von ihm gesammelten Pflanzen anlegt. 

Ueber die im Laboratorium unter Aufsicht des Lehrherm oder Gehtdfen 
ausgeführten pharmazeutischen Arbeiten, zu welchen dem Lehrling, unter 
Umständen auch nur des Unterrichts wegen, besonders Gelegenheit gegeben 
werden muss, hat derselbe ein Journal mit kurzer Beschreibung der vorge- 
nommeneu Operationen und der Theorie des betrelTenden chemischen Pro- 
zesses anzulegen und aufzubewahren. 

§. 7. Die Aufsicht auf den Gang der Bildung der Lehrlinge liegt dem 
Kreisphysikus ob. Um diese wirksam zu ftihren, hat der Kreisphysikus die 
Lehrlinge in den Apotheken seines Kreises wenigstens einmal jeden Jahres 
im Beisein und unter Beistand des Lehrherm ftber ihre Kenntnisse und 
Fortschritte in der Botanik, Physik, Chemie und pharmazeutischen Technik 
zu prüfen und sich davon zu überzeugen, ob dieselben mit dem Yerständ- 
niss der lateinischen Sprache genügend vertraut geblieben sind, ihr Her- 
barium in Ordnung gehalten und ibr Laborations- Journal (§. 6.) vorschrifts- 
massig, gefnbrt haben. 

Ueber den Ausfall der Prüfung wird von dem Kreisphysikus ein bei 
den Physikatsakten verbleibendes kurzes, von dem Lehrherm mit zu unter- 
schreibendes Protokoll aufgenommen. Der Kreisphysikus hat hierbei sowohl 
den Lehrherm, als auch den Lehrling auf die der Fördemng und Nachhülfe 
besonders bedürftigen Unterrichtsg^egenstände auftnerksam zu machen und 
wie dies geschehen, im Protokoll zu vermerken. 

Sollte sich bei wiederholter derartiger Prüfung eine auflPallende Untflch- 
tigkeit des Lehrlings oder eine Yemachlässigung desselben Seitens des Lehr- 
herm herausstellen, so hat der Kreisphysikus hierüber an die vorgesetzte 
Königl. Begierang zur weiteren Veranlassung zu berichten. 

§. 8. Wenn der Lehrling die festgesetzte Lehrzeit zur Zufriedenheit 
seines Principals zurückgelegt hat, so ist er von Letzterem bei dem Kreis- 
physikus zur Prüfung als Gehülfe anzumelden. 

{. 9. Die Gehülfenprüfung wird vor einer Kommission abgelegt, 
welche aus dem Kreisphysikus, als Vorsitzendem, dem Lehrherm und einem 
zweiten Apotheker, der selbst Lehrlinge oder Gehülfen ausgebildet hat, 
besteht. 

Den hinzuzuziehenden Apotheker wählt der Kreisphysikus vorbehaltlich 
der Genehmigung der vorgesetzten König]. Begierang. 

§. 10. Ueber den Gang der Prüfung nimmt der Kreisphysikus ein Pro- 
tokoll auf. Derselbe ist berechtigt über die Auswahl der einzelnen Prü- 
fungsgegenstände zu entscheiden und auch, soweit es ihm von seinem 
Standpunkt geeignet scheint, mitzuprüfen. 
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Der Lehrherr des Examinanden hat nur in den Gegenständen zu prüfen, 
welche ihm durch den Kreisphysikus, im Einvernehmen mit dem hinzuge- 
zogenen Apotheker, bezeichnet werden. 

§.11. Die Gehülfen-Prüfung zer&llt in einen praktischen und in 
einen mündlichen Abschnitt* 

a) Der Hauptzweck des praktischen Früfungs- Abschnittes ist, 
zu ermitteln, ob dem Examinanden die Funktion eines Bezeptarius anver- 
traut werden darf. Zu dem Ende hat der Lehrling drei Becepte zu ver- 
schiedenen Arzneifbrmen zu lesen, regelrecht anzufertigen (resp. zu dispen- 
siren) und zu taxiren. 

Wo es die Umstände gestatten, bleibt es der Kommission überlassen, 
den Examinanden ausserdem noch ein leicht darzustellendes pharmazeutisches 
Präparat (in massigem Umfang) bereiten zu lassen. 

b) Die mündliche Prüfung wird mit der Vorlage einiger Drogura 
und chemisdien Präparate, zur pharmakologischen Bestimmung, und einer 
Anzahl firischer oder eingelegter Pflanzen, zur Erkennung und terminolo- 
gischen Demonstration eingeleitet. Demnächst hat Examinand mindestens 
zwei Artikel aus der lateinischen Landes -Pharmakopoe zu übersetzen. Hieran 
ist in angemessener Weise die Prüfung in den Grundlehren der Botanik, 
Physik und pharmazeutischen Chemie anzuknüpfen. Schliesslich hat sich 
der Examinand über seine Bekanntschaft mit den Bestimmungen, welche för 
das Verhalten und die Wirksamkeit des Gehülfen in einer Apotheke mass- 
gebend sind, auszuweisen. 

§. 12. Der ganze Prüfungsakt ist während eines Tages zu absolviren. 
Die mündliche Prüfung darf in der Begel die Zeit von 3 Stunden nicht 
überschreiten. 

§.13. Im Fall die Kommission die Leistungen des Geprüften f&r ge- 
nügend erklärt hat, ist der Ereisphysikus ermächtigt, dem Lehrling das 
Zeugniss als Apothekergehülfe auszustellen, worauf der Lehrherr 
demselben das übliche Dimissions- Attest zu ertheilen hat. 

Die von den Mitgliedern der Kommission unterschriebene Prüfungsver- 
handlung wird zu den Physikatsakten genommen. 

Können sich der Kreisphysikus und der als Examinator zugezogene 
Apotheker för den Ausfall der Prüfung nicht einigen, so ist mittelst ge- 
meinschaftlichen Berichts unter Vorlegung der Prüfungs- Verhandlung und 
der schriftlichen Arbeiten die Entscheidung der vorgesetzten Königl. Be- 
gierung einzuholen. 

§. 14. Das Nichtbestehen der Prüfung hat die Verlängerung der Lehr- 
zeit um ein halbes Jahr zur Folge, nach welcher Frist die Gehülfenprüfnog 
wiederholt werden muss. Wer auch nach der zweiten Wiederholung nicht 
besteht, wird zur Prüfting nicht wieder zugelassen. 

§. 15. Die aus der Prüfung entstandenen Kosten fallen dem Exami- 
nanden zur Last. Der Kreisphysikus und der als Examinator zugezogene 
Apotheker erhalten ausser den etwanigen reglementsmässigen Beisekosten 
jeder drei Thaler an Gebühren. 

Von den Apothekergehülfen. 

§. 16. Der Gehülfe steht zu dem Apothekenbesitzer, seinem Prinzipal« 
in dem persönlichen Vertragsverhältniss eines ihm f^r den Geschäfbtbetrieb 
Dienenden und ist dessen Anordnungen pünktlichen Gehorsam schuldig 

Der Apothekenbesitzer darf dem Gehülfen das Dispensiren von Arznei- 
mitteln in der Officin (das Beceptiren) und die Anfertigung von pharmazeu- 
tischen Präparaten im Laboratorium (das Defectiren) selbstständig überlassen^ 
ist aber fUr die Arbeit des Gehülfen verantwortlich. 



Privileginm und Konzession der Apotheker. 10i3 

Während kurzer znfUliger Abwesenheit des Apothekenbesitsers ist der 
GehUlfe dessen Stellvertreter. Bei längerer Entfernung vom Geschäft (Rei- 
sen) aber ist der Apotheker^ falls sein Gehülfe nicht bereits die Approbation 
als Apotheker erlangt haben sollte, verpflichtet, einen approbirten Apo- 
theke als seinen Stellvertreter anzunehmen und dies dem Kreisphysikus' 
anzuzeigen. 

§. 17. Der Gehülfe, welcher die Approbation als Apotheker noch nidit 
«rlangt hat, ist verpflichtet, die als Lehrling erworbene pharmazeutische 
Ausbildung durch Uebung und Privatstudium zu vervollständigen. Hierzu 
ist er von dem Prinzipal anzuhalten und mit Anweisung zu versehen. Das 
während der Lehrzeit begonnene Laborations-Joumal (§. {],) hat er ord- 
nungsmässig fortzusetzen, mit Erlaubniss des Prinzipals botanische Ezcur- 
sionen zu machen und sein Herbarium zu erweitem. 

Der Gehülfe muss den Lehrlingen in allen Beziehungen mit gutem 
Beispiel vorangehen and in der Unterweisung derselben den Prinzipal ge- 
wissenhaft unterstützen. 

§. 18. Die Servirzeit eines Gehülfen wird auf drei Jahre festge- 
setzt, von welcher Zeit ein Nachlass nicht stattfindet. 

Das Mjlitärdienstjahr als emjähriger freiwilliger Pharmazeut in einer 
Militär - Dispensiranstalt wird dem Gehülfen als ein halbes Jahr auf die 
Servirzeit in einer Civil-Apotheke in Anrechnung gebracht. 

§. 19. Behu& Zulassung zur Ablegung der pharmazeutischen Staats- 
prüfung haben die Gehülfen nach Absolvirung der dreijährigen Ser- 
virzeit (§. 18.) noch drei Semester hindurch dem Studium der phar- 
mazeutischen Wissenschaf);en an einer der preussischen Universitäten obzu- 
liegen. 

Bei länger als drei Jahre fortgesetzter Servirzeit ist für jedes 
überzählige ^ervirjahr der Erlass eines Studien-Semesters gestattet. Es 
sind folglich nach 'vier Servirjahren mindestens noch zwei Semester, nach 
fünf Servirjahren noch ein Semester des pharmazeutischen Studiums er- 
forderlich, wogegen Gehülfen, welche sechs Jahre oder darüber vorwurfs- 
frei conditionirt haben, und sich über ein fleissiges Privatstudium genügend 
ausweisen, ohne vorgängiges Universitätsstudium zur Staatsprüfung werden 
zugelassen werden. 

In den altpreussischen Landestheilen steht fest, dass die vor 
dem Edikt vom 2. November 1810 bestandenen Apothekerprivi- 
legi^n, wenn sie nicht ausdrücklich nur auf eine bestimmte Person 
lauten, fortdauern und als selbststandige Bealgerechtigkeiten in's 
Hypothekenbuch eingetragen, verpfändet, vererbt und an qualifizirte 
Pharmazeuten veräussert werden können. 

Bei Apotheken, welche kein Bealprivilegium haben, beruht die 
Befugniss zum Betriebe des Gewerbes lediglich auf einer 
an die Person geknüpften Konzession, welche unter mannig^ 
fachen Umständen erlöschen kann und erst wieder für eine Apotheke 
verwendet werden kann, wenn darauf für eine andere Person eine 
neue Eonzession ertheilt wird. Sonach haben wir also noch privile* 
girte und konzessionirte Apotheken. In diesen Beziehungen sind 
folgende Thatsachen zu konstatiien. Nach dem Ableben eines 
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Xonzessionisten kann, bis die Konzession einem Ande— 
ren ertheilt wird, das Geschäft auf Rechnung des bis- 
herigenBerechtigten resp. seinesErbfolgers durch einen 
qnalifizirten Provisor fortgesetzt werden. So ist nament- 
lich das, was den Wittwen privilegir.ter Apotheker nach 
S§. 4 und 5 der revidirten Apothekerordnung zusteht, dass sie di» 
Apotheken bis zur Grossjährigkeit ihrer Kinder anderweitig verwal- 
ten lassen können, auch den Wittwen konzessionirter Apo- 
theker zugestanden worden. 

Dies ist durch die CircularverfQgung vom 23. Juli 1832 ausser 
Zweifel gesetzt worden. Es ist sonach bis auf die Yeräusser- 
lichkeit jetzt kein wesentlicher Unterschied mehr zwischen kon- 
zessionirton und privilegirten Apotheken. Auch ist der qualifizirte 
Käufer einer konzessionirten Apotheke vor jedem anderen besonders- 
berücksichtigt worden, jedoch in der Art, dass nur die materielle 
Einrichtung, Bestände, das Grundstück etc. Gegenstand des Kaufkon- 
trakts sein durften; und ausser wenigen Modifikationen ist dies noch 
jetzt die Sachlage (Ministerialreskript vom 13. August 1842). 

Im Gerichtswesen sind jedoch noch einige Abweichungen vor- 
handen. So gelten Apothekerprivilegien als solche noch als Eeal- 
rechl^ d. h. es können Hypotheken darauf bestellt werden ^nisterial- 
reskript vom 19. März 1840). Der Verkauf eines solchen Privilegii 
unterliegt dem Lnmobiliar-Werthstempel (Verfugung vom 18. Februar' 
1825). Für den Fall einer Subhastation einer konzessionirten Apo- 
theke enthalten die Beskripte vom 9. Mai 1851 und 19. März 1852 
besondere Vorschriften, die uns jedoch hier speziell nicht inter- 
essiren. 

üeber die Anlage neuer Apotheken spricht sich die Verordnung 
vom 24. Oktober 1811 in folgender Art aus: 

Wir Friedrich Wilhelm, König von Preussen etc. haben, da dl» 

bisherigen polizeilichen Gesetze darüber, 

unter welchen Umständen die Anlegung neuer Apotheken zu ge- 
statten oder zu versagen sei, 

unzulänglich und mangelhiS befunden worden. Folgendes zu beschliessen 

geruht: 

^. 1. In Absicht der Torschriftsmässigen Prüfung und Qualifikation der 
Apotheker, so wie ihrer Legitimation, um den Gewerbeschein zum Betriebe 
ihres Gewerbes lösen zu können, behält es bei den schon bestehenden Ge- 
setzen sein Bewenden, und yersteht es sich von selbst, dass auch, wer eine 
neue Apotheke anlegen will, allen des&Usigen Forderungen zu genügen hat. 

{. 2. Die Anlf^ neuer Apotheken findet, wie in Städten, so in Flecken 
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und DOifeni nur dann statt, wenn^ das Bedürfniss einer Vermehrung der- 
selben erwiesen ist. 

$. 3' Wenn der Ereisphjsikus im Einyerständniss mit der Polizei- 
hehOrde (in den grösseren Städten sind es die Magistrate oder Polizei- 
Präsidien, in den kleineren Städten oder in Flecken, die unter der Kreis- 
polizei stehen, ist es diese) die Anlage einer neuen Apotheke aus GhüLnden 
n6thig £nden, so suchen sie von der Medizinaldeputation der Provinzial- 
Begieruug die ürlaubniss dazu nach. 

{. 4. Für zureichende Gr&nde werden angenommen: 

eine bedeutende Vermehrung der Volksmenge, 
bedeutende Erhöhung ihres Wohlstandes. 

§. 5. Findet die Medizinaldeputation die angegebenen Gründe hin- 
reichend und klar, so ertheilt sie die Erlaubniss zur Anlage einer neuen 
Apotheke, wenn 

entweder noch, gar keine Apotheke an dem Orte Torhanden ist, oder 
wenn der oder die schon yorhandenen Apotheker nach yorhergegan- 
gener Aufforderung der Ansetzung eines neuen nicht widerspre<äen, 
oder ihren Widerspruch nicht begründen können. 

{. 6. Ist die Medizinaldeputation der Meinung, dass ein solches Wider- 
spruchsrecht begründet sei, so überlässt sie nach der genauesten Ausmitte- 
lung aller Umstände die Sache dem Allgemeinen Polizeidepartement zur 
Entscheidung. 

§. 7.^ In den drei grossen Städten Berlin, Königsber^f und Breslau 
wird die Entscheidung der Frage über die Anlegung neuer Apotheken yom 
Polizeipräsidio im Einyerständniss mit dem Stadtphysikus allemal unmittel- 
bar yor dem Allgemeinen Polizeidepartement nachgesucht. 

§. 8. Diese bestimmt, wenn der Vortheil des Ganzen die Anlegung 
neuer Apotheken erfordert, die Entschädigung der bis dahin bestandenen, 
nach den Grundsätzen des über die polizeilichen Verhältnisse der Gewerbe 
erschienenen Gesetzes yom 7. September d. J. 

§. 9. Die Bestimmung in wie fem mit den Apotheken der kleineren 
Städte Gewürzkram oder Materialhandel yerbunden sein dürfe, gebührt alle- 
mal den Polizei- und Medizinaldeputationen der Proyinzialregierungen. 

Dazu erging die Circularverfugung vom 13. Juli 1840: 

Es sind in der letzteren Zeit Anträge auf die Ertheilung der Kon- 
zession zur Anlegung einer neuen Apotheke so häufig gemacht, und in 
einem Wege ycrfolgt worden, welcher mit den des&Us erlassenen Anord- 
nungen durchaus nicht im Einklänge steht, dass es für nothwendig erachtet 
werden muss, die hierüber festgestellten, in jedem einzelnen Falle ohne 
Ausnahme strenge zu beachtenden Vorschriften zur allgemeinen Kenntniss 
gelangen zu lassen. 

In Gemässheit der Allerh. Verordnung yom 24. Oktober 1841 müssen 
die Anträge wegen Errichtung einer neuen Apotheke an einem Orte yon der 
betreffenden Ortsbehörde und dem Ereisphysikus ausgehen. Wird yon diesen 
beiden im Einyerständnisse die Anlegung einer neuen Apotheke für noth- 
wendig erachtet, so beantragen sie dieselbe bei der Königlichen Regierung, 
unter ausführlicher Erörterung der daftUr sprechenden Gründe. Für zu- 
reichende Gründe werden angenommen: eine bedeutende Vermehrung der 
Volksmenge, bedeutende Erhöhung des Wohlstandes. Hierüber muss eine 
ffenaue auf spezielle Angaben gestützte Nachweisung geliefert werden, und 
m einzelnen yorkommenden Fällen ist den oben angestellten Bestimmungs- 
gründen nur noch die Berücksichtigung der Hindemisse beizuftgen, welche 
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etwa aus besonderen obwaltenden LokalverbältnisBen hmsichtlich der Kom- 
munikation mit dem Orte, an welchem sich bereits eine Apotheke befindet^ 
för die auf dieselbe angewiesene Umgebung, sich herausstellen sollten. 
Befinden sich an dem Orte» ftlr welchen die Errichtung einer neuen Apa- 
theke in Antrag gebracht werden soll, bereits eine oder mehrere Apotheken» 
so sind resp. der oder die Torhandenen Apotheker zuyörderst mit ihren 
etwa dagegen zu machenden Widersprüchen zu hören, und letztere, foh 
einem gründlichen Gutachten darüber begleitet, in den an die Königliche 
Begierung zu erstattenden Bericht mit aufzunehmen. Die letztgenannten 
Behörden haben nunmehr, event. durch veranlasste Rückfragen zur näheren 
Aufklärung der obwaltenden, hierbei als maassgebend zu betrachtenden Ver- 
hältnisse, den an dieselbe dem Obigen gemäss gerichteten Antrag einer 
sorgfältigen Prüfung zu unterwerfen, und entweder den nicht för gehörig 
begründet eradhteten Antrag , unter Angabe der Gründe, zurückzuweisen, 
oder im entgegengesetzten Falle darüber einen gehörig motiyirten gutacht- 
lichen Bericht an das betreffende Königliche Oberpräsidium zu erstatten. 
Von diesem ressortirt demnächst die definitive Entscheidung mit Ausnahme 
der Stadt Berlin, in welcher dieselbe dem Königlichen Ministerium der geist- 
lichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten vorbehalten und also von 
dem Königl. Polizeipräsidium auch an diese zu berichten bleibt. 

Aus der obigen Feststellung des hierbei überall strenge zu beachtenden 
Instanzenzuges leuchtet zugleich ein, dass alle und jede Gesuche, welche 
sich auf die Errichtung einer neuen Apotheke an einem Orte begehen, zu- 
vörderst an die betreffende Ortsbehörde und den betieffenden Kreisphysikos 
gerichtet werden müssen. Was nun für den Fall, dass die Anl^ung einer 
neuen Apotheke an einem Orte als statthaft anerkannt sein und um die 
Verleihung der Konzession dazu sich mehrere Apotheker beworben haben 
sollte, die Entscheidung der Frage betrifft, welchem von den Bewerbern die 
in Bede stehende Konzession zu ertheilen sei, so ist hierbei ein ähnliches 
Verfahren zu beobachten. Es haben daher die betreffende Ortsbehörde und 
der Kreisphysikus in dem von ihnen an die betreffende Königliche Begie- 
rung wegen Anlegung einer neuen Apotheke zu richtenden Antrage zugieich 
diejenigen Apotheker namhaft zu machen, welche sich um die Ertheilnngp 
der fraglichen Konzession beworben haben, und demnächst, unter ausHihr- 
lichor Erörterung der Gründe, sich gutachtlich darüber zu äussern, welchem 
von den Bewerbern der Vorzug einzuräumen sein möchte Die Königliche 
Begierung und resp. das Königliche Polizeipräsidium in Berlin prüfen die 
gemachten Vorschläge, und legen dieselben in einem darüber zu erstattenden 
gutachtlichen motivirten Berichte dem betreffenden Königl. Oberpräaidiom 
(für Berlin dem Königl. Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Me- 
dizinal-Angelegenheiten zur Entscheidung vor. Um nun den Behörden fOr 
die hierzu erforderliche Beurtheilung einen Massstab an die Hand zu geben, 
hat ein jeder Apotheker, welcher sich um die Ertheilung der Konzession 
zur Anlegung einer neuen Apotheke an einem Orte bewirbt, mit seinem des- 
fallsigen Gesuche zugleich ein vollständiges Curriculum vitae einzureichen, 
welchem die Zeugnisse über seine Führung während der Lehr- und Servir- 
jähre, die durch Ablegung der Staatsprüfung erworbene Approbation, ein 
JN^achweis über seine Führung nach erlangter Approbation, der genügende 
Ausweis darüber, ob er auch die zur Etablirung einer Apotheke und zum 
Betriebe des Geschäfls erforderlichen Mittel besitze, die Angabe, ob er be- 
reits eine Apotheke besessen habe, und wodurch er den Besitz derselben 
aufisugeben veranlasst worden sei, und die nähere Anführung der Umstände 
beizufügen sind, auf welche einen besonderen Anspruch zu begründen er 
Bich glaube berechtigt halten zu dürfen. 
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Indem das Ministerium die Königliclie Begierang auffordert, obige Vor- 
flchriften durdb die Amtsblätter sur Gfifentlichen Kenntnias zu bringen, theilt 
solehes derselben zugleich sur besonderen Btchtschnur hinsichtlich der zu 
treffenden Wahl unter den verschiedenen Bewerbern um die Konzession zur 
Anlegung einer neuen Apotheke an einem Orte die hierbei zum Grunde zu 
legenden Prinzipien mit, welche nach dem Sr. Majest&t dem Könige hierüber 
gäaltenen Vortrage Ton Allerhöchstdenenselben durch die AUerh. Kabinets- 
Ordre vom 30. Juni t. J. genehmigt worden sind, und strenge befolgt wer- 
den müssen, wenn bei den bedeutenden Vortheilen, die der OewäUte er- 
langt, und bei dem mithin hierunter auf das Wesentlichste 'beüieil igten In- 
teresse der einzelnen Bewerber, nicht zu begründeten Beschwerden über den^ 
«inem der Bewerber gewährten unverdienten Vorzug Veranlassung gegeben 
werden soll. 

1) Die Führung und Applikation des Bewerbers während seiner Lehr- 
und Servirjahre, die von ihm bei der abgelegten Staatsprüfung ge- 
zeigte gringere, oder höhere Qualifikation. 

2) Bas frühere oder spätere Datum der Approbation als Provisor, welche 
ihm auf deu Grund des bestandenen Staats-Examens ertheilt wor- 
den ist. 

3) Die Führung und Leistungen nach empfangener Approbation, ob der- 
selbe sich ununterbrochen dem Apotbekergeschäft gewidmet hat, und 
dabei eine immer höhere Ausbildung in seinem Fache sich zu er- 
werben bemüht gewesen ist, dadurch also auch zu desto besseren Er- 
wartungen hinsichtlich der künftigen Verwaltung seiner eigenen Apo- 
theke berechtigt, oder ob dieses nicht der Fall ist, ob er vielleicht 
durch die Uebernahme anderweitiger Geschäfte auf einige Zeit seinem 
eigenen Berufe mehr oder weniger sich entfremdet hat. 

4) Die firühere oder spätere Meldung zur Konzessionsertheilung zur An- 
legung der Apotheke, und 

5) der nachzuweisende Besitz der zum Betriebe seines Geschäfts erfor- 
forderlichen Mittel. 

6) Anderweitige Verhältnisse, welche zu Gunsten des einen oder andern 
Bewerbers sprechen, z. B. unter Voraussetzung übrigens ganz gleicher 
Qualifikation, die Anerkennung von Verdiensten, welche der Bewerber 
durch vorzügliche Leistungen irgend einer Art sich erworben hat etc. 

Es bedarf wohl keiner Beförwortung, dass nicht ein einzelner dieser 
Funkte als der allein bestimmende betrachtet werden kann ; denn wollte man 
als solchen z. B. die früher oder später stattgefundene Meldung gelten 
lassen, so dürfte nur jeder Apotheker nach erhaltener Approbation mit den 
Anmeldungen fUr verschiedene Orte, in welchen die früher oder später ein- 
tretende Statthaftigkeit der Anlegung einer neuen Apotheke vorauszusehen 
ist, sich beeilen, um vor allen spätem, in jeder andern Hinsicht vielleicht 
bei weitem vorzüglicheren Bewerbern den Vorzug zu erlangen. Nur die un- 
parteiische Berüdtsichtigung aller dieser Momente und das Besultat der 
sor^ltigen Abwägung der einzelnen gegen einander darf daher die zu 
treffende Wahl begründen. 

Schliesslich bemerkt das Ministerium nur noch, dass einem Apotheker, 
welcher bereits eine Apotheke besessen hat, die Konzession zur Anlegung 
einer neuen Apotheke nicht zu ertheilen ist, wenn nicht besondere Umstände 
obwalten, -^nrch welche eine hierunter zu machende Ausnahme gerechtfertigt 
erscheinen dürfe, in welchem Falle jedoch jedesmal die Genehmigung des 
Ministeriums dazu einzuholen ist. 

Die Verlegung einer Apotheke in ein anderes Lokal oder in 
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eine andere Gegend wird nach denselben Prinzipien benrtheilt (Ver- 
fügung vom 23. Augnst 1859). Die Verpachtung einer Apotheke 
ist nicht zulässig (Verfügung vom 19. Mai 1821). 

Die Vorschriften für Erben privilegirter Apotheker sind auclt 
für die konzessionirter Apetheker laut E. 0. vom 9. Dezember 1827 
und Ministerialreskripts vom 18. September 1823 anwendbar. Die 
Fortsetzung einer konzessionirten Apotheke ist nur in folgenden Fäl- 
len möglich: 

1) Wenn sie auf einem Eealprivilegio beruht, ein Fall, der in 
der Eheinprovinz nicht vorkommen kann; 

2) wenn die Wittwe das Gewerbe ihres Mannes bis zu ihrem 
Tode oder bis zu ihrer Verheirathung fortsetzen will; 

3) wenn der Sohn ein praktischer Apotheker ist oder noch wer- 
den will; 

4) wenn die Tochter noch minorenn ist und bis zur erlangten 
Majorennität sich an einen qualifizirten Apotheker verheirathen 
wül. 

In allen übrigen Fällen hängt es von der Eegierung ab, die 
Apotheke eingehen zu lassen oder die Eonzession anderweitig nach 
Ermessen zu ertheilen. Die E. 0. vom 8. März 1842 handelt von 
der Verbindlichkeit der Apotheker zur TJebemahme der Offizinein- 
richtung ihres Vorgängers. 

Die Eonzessionirung von Filialapotheken regelt die Verfugung 
vom 7. Februar 1848; sie werden meist nur auf Eündigung ertheilt, 
z. B. in Bädern ; aber sobald sie eine Existenz gewähren, steht der 
Eonzession einer bleibenden Apotheke kein Bedenken entgegen. 
Hierher gehören auch die neueren Verfügungen vom 22. August 1860 
und 20. Dezember 1861. 

Die Berechtigung der Juden zur Acquisition von Apotheken ist 
anerkannt in der VerfQgung vom 5. Februar 1861. 

Titel n. der Apothekerordnung handelt von der Oberaufeicht 
über Apotheken. Es werden alle drei Jahre, in dringlichen Fällen 
auch zu unbestimmten Zeiten, Visitationen abgehalten. Eine hier- 
auf bezügliche Ministerialverfugung ist unterm 24. Januar 1867 er- 
gangen: 

In Bücksicht darauf, dass die Bestimmung ad Nr. 14 der Instruktion 
flbr das Verfahren bei Apothekenreyisionen vom 21. Oktober 1819* nach 
welcher die Visitation einer Apotheke in kleinen Städten in der Regel in 
einem, in grösseren in zwei Tagen beendigt werden mnss etc., das ge- 
ringste Zeitmass beseichnet, dessen Verwendung sur genauen AusAlhrong 
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ctieseB GeschäfU ftir erforderlich zu erachten ist, kann ich es nicht hilligen, 
dass die Beyisoren im yerflosBenen Jahre es sidi &8t snr Begel gemacht m 
^ahen scheinen, innerhalh eines Tages zwei Bevisionen nnd zwar in ver- 
schiedenen St&dten zu ahsolviren. Da zu heftbrohten steht, dass der hiermit 
etwa heabsichtigte Yortheil der Kostenerspaning im Interesse der Gründlich- 
Iceit der Untersuchung för die Sache selbst zum Nachtheil ausschlagen 
dürfte, so ist dies Veäkhren künftig abzustellen, die Beyisoren aber haben 
die bei den Visitationen etwa erübrigte Zeit zur Inspektion der an den be- 
treffenden Orten befindlichen Droguen- und Materialwaarenhandlungen zu 
benutzen, deren in den Berichten der königl. jBegiemng bisher niät Er- 
w^ihnnng geschehen ist. 

Femer mache ich wiederholt darauf aufmerksam, dass es nicht genügt, 
TOigefundene Mängel in den Verhandlungen zu bezeidinen, sondern dass 
au<^ die Abstellung derselben in den betreffenden Bevisionsbescheiden aus- 
drücklich in Erinnerung gebracht, angeordnet und demnächst kontrollirt 
werden muss. 

Da die Erlaubniss, einen Lehrling ohne Gehilfen annehmen zu dürfen, 
nicht ein- ftlr allemal, sondern nur auf besonderes Nachsuchen in jedem 
«inzelnen Falle ertheilt wird, so hätte der Apotheker in N. in N., welcher 
einen schlechtunterrichteten Lehrling auf Grund einer seinem Vorgänser im 
Jahre 1839 gewährten Erlaubniss hält und überdies Photografie bSb Neben- 
^eschäft treibt, zur sofortigen Annahme eines Gehilfen rerpflichtet werden 
aollen. 

Die Bevision wird in folgender Art vorgenommen: 
1) Der Konunission sind vorznlegen: a) das Privilegium nnd die 
Besitzdoknmente; b) die Approbation resp. Konfirmation des Provi- 
sors; c) die Pharmakopoe, die Arzneitaxe, das Medizinaledikt, die 
revidirte Apothekerordnnng nebst nachträglichen Verordnungen; 
d) das Elaborationsbuch; e) die Giftscheine mit der darüber geehr- 
ten Kontrole; f) das Herbarium vivum einheimischer offizineller 
Pflanzen; g) einige Packete taxirter Bezepte. 2) Haben die Qe- 
Mfen ihren Lehrbrief und Zeugnisse vorzuzeigen, einige Fragen aus 
der Materia pharmaceutica und Chemie zu beantworten, ein Pensum 
aus der Pharmakopoe ins Deutsche zu übersetzen, auch eine Probe 
ihrer Handschrift ad acta zu geben. 

3) Auf ähnliche Art werden die Lehrlinge geprüft. 

4) Wird die Offizin nach ihren Einrichtungen und Bäumlich- 
keiten beschrieben, wie lang, wie breit, Stellung der Eepositorien, 
Tische u. s. w.. Zustand der Signaturen auf den Geissen und Kästen. 

5) Das Laboratorium. Beschreibung der Bäumlichkeiten, der 
Apparate und Alles, was sich sonst in demselben befindet. 

6) Die Yorrathskammern. Wo sie sich befinden und wie 
man dahin gelangt. Die Kräuter-, Material- oder Yorrathskammer, 
wo die Separanda sich befinden. In einer besonderen Abtheilung 
derselben befindet sich die Giftkammer. 
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7) Der Medizinalkeller. Beschreibung desselben nach um- 
fang, Grösse, Höhe, Pflaster, Erhellung, Bepositorien, Bandgeflsse, 
Inhalt. Eilner, Anweisung zur Bevision von Apotheken S. 5—10. 

Es versteht sich von selbst, dass die Apotheker etc. den Bevi- 
soren nicht nur keine Hindemisse in den Weg legen dürfen, son- 
dern ihnen mit Achtung begegnen, fiber Alles Auskunft geben und 
Erinnerungen bescheiden hinnehmen müssen. Glauben sie sich gra- 
virt, so haben sie ihre Einwendungen sofort zu Protokoll zu geben 
und die Entscheidung der Behörde zu überlassen. 

Der Apotheker hat fmier für die zum Zweck der Revision noth- 
wendigen Beagentien zu sorgen; die wichtigsten derselben nach 
der sechsten Pharmakopoe sind folgende: 

Acidum hydrochloratam (zum Ans&uern« Nachweisen von Silbersalsen ete.)^ 
Acid. Bulphunc. dilut (zum Kachweisen von löslichem Baryt, Blei, Kalk, 
Strontian und Quecksilberverbindungen)], Acid. tannicum (zum Nachweisen 
von Eisensalzen, Bestimmung yon Leimlösungen etc.), Ammoniae. caustic. 
Bolut. (auf Kupfer zum Alkalisiren, Zersetzen von Salzlösungen etc.), Am- 
moniae ozalicum (auf Kalksalze), Aqua hydrosulfurata (auf Metallsalze), 
Argentum nitricum (auf Chlor und seine Verbindungen, kohlensaure und dop- 

Selkohlensaure Alkalien, Jodkalium, Gyankalium etc.), ßaryum chloratum (aof 
chwefelsäure und sdiwe^lsaure Salze), [Charta ezploratoria coerolea (anf 
S&uren), Charta exploratoria rubra (auf Aika^en), Ferrum sesquichloratiSolo^ 
(auf Gerbstoff, Anmioniak etc.), Kali hypermanganicum (auf Chlor, tdnrefe- 
Hebte Säure etc.). 

Einen Abdruck des Protokolls einer Apothekerrevision findet man 
«. B. bei Haekermann, Lehrbuch d. Medizinalpolizei (Berlin 1863) 
S. 173—192, also = 19 gedruckte Seiten. 

Besondere Aufsicht ist auf die sogenannte Series medicami- 
num zu richten, der noch ein Yerzeichniss deijenigen Beagentien 
beigedruckt ist, welche jederzeit in der Apotheke vorräthig sein müs- 
sen (Verfügung vom 14. Mai 1847). 

lieber den Verbrauch resp. Bestand der zu den Apothekenvisi- 
tationen unentgeltlich gelieferten Series medicaminum haben die Be- 
gierungen besonders zu berichten (Duflos, Die Prüfung chemischer 
Arzneimittel und chemisch-pharmazeui Präparate. München' 1866; 
Ewald Wolff, Die Prüfdng der Arzneimitteln, s. w. Berlin 1866). 

Ausserdem stehen die Apotheker unter steter Aufsicht des 
Physikus, welcher dieselben von Zeit zu Zeit besuchen und beob- 
achten muss. 

Der dritte Titel handelt von der Ausübung der pharmazeutischen 
Kunst selbst, also von der AnschafiPnng und Bereitung der Präparate 
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und Bezepte. Der Anhang entMIt eine- Verordnung wegen Anfbe- 
irahrung nnd Yerabfolgnng von Gihen. .Hierans ist Polgendes zn 
merken: 

Nach dem Beglement vom 16. September 1836 ist der Detail- 
handel mit Giften in sofern 'den Apothekern überlassen, als andere 
Handeltreibende dieselben nicht nnter 1 Pfand resp. 2 Loth yerkanfen 
dürfen. Die den Apothekern yorgeschriebenen Yorsichtsmassregeln 
nnd Strafen gelten jedoch auch für letztere im ganzen Umfange, 
namentlich die $$. 4. 9. 10 des Edikts vom 27. September 1725. Die 
Bestimmungen des Landrechts S§. 693-^95 und 697—701 sind durch 
das Strafgesetzbuch aufgehoben: 

{. 345* Nr. 2. Wer ohne policeiliehe Brlanbniss GKft oder Arseneien, 
soweit deren Handel nicht dnrch besondere Verordnungen freigegeben is^ 
znbereitet, Terkanft oder sonst überlftsst, Jvrird mit Geldbusse bis su funfisig 
Thalem oder GeAngniss bis su sechs Wochen bestraft. 

Die ausfuhrliche Anweisung darüber, wie sich sämmüiche Apo- 
theker und Materialisten zu verhalten haben, ist in der K 0. vom 
10. Dezember 1800 enthalten: 

Wur Friedrich Wilhelm, Ton Gottes Ghiaden, König yon f'renssen etc. 
ete. tfann kund nnd fügen hiermit sn wissen: Da Wir missf&llig yemommen, 
dass den emanirten Verordnungen wegen sorf^Uiger Aufbewahning und Tor- 
sicbtiger Yerabfolgnng der Giftwaaren nicht übmdl die strengste Polee ge- 
leistet wird^ so haben Wir ans landesTäterlicher Yorsoige nOthig gefunden, 
die in TJnserm allgemeinen Medlzinal-Edikt Tom J. 1725. S. 27» §• 4., in- 
gleichen die in der Verordnung an s&mmtliche Apotheker Tom Jahre 1758 
enthaltenen Gesetze und Vorschriften^ insbesondere bei demjenigen Giftwaaren, 
welche im Nachstehenden mit dem Kamen direkte Gifite beseichnet sind, 
folgen dermassen su bestimmen und zu erweitem. 

§. ]. Unter der Bubrik: direkte Gifte sind folgende namenüich be- 
griffen: Alle Arsenicalia, als: weisser Arsenik , Opermenty Bauschgelb» 
Fliegenstein oder der eigentlich sogenannte Kobalt, femer: Merourius subli« 
matus corrosivius« Mercurius piaecipitatns raber, imgleichen Enphol^inm und 
weisse Niesswurs. 

§. 2. Zu diesen direkten GKften sind besondere yon den übrigen Waaren 
und Medisinallen entfernte Beh&ltnisse und Verschlage zu bestimmen. Be- 
sonders darf auch die hie nnd da angetroffene Unordnung, Arsenicalia und 
Mercurialia unter und neben einander zu stellen, hinSihro nicht weiter 
stattfinden; sondern es müssen beide nebst ihren besonders dazu bestimmen- 
den und stets reinlich zu haltenden Ger&thschaften, als: Waagesohaalen» 
Mörser^ hölzerne Löffel etc. in aloesonderten verschlossenen Bftumen yer- 
wahrt werden. Die Schlüssel su diesen BehAltnissen nimmt der Apotheker 
selbst^ oder in dessen Abwesenheit der Älteste Gehilfe, in Verwahrang. 

{. 3. Ausser den F&llen, dass einer oder der andere dieser Artikel 
Bach Rezepten, wenn solche Ton approbirten Aerzten und Wnnd&rsten yer- 
schrieben worden, zu dispensiren sind, darf der Apotheker solche im Hand- 
▼erkauf nur allein zur Anwendung als Vieharzneimittel, zum technischen 
Gebrauch für Haler ^ Fftrber und andere Künstler nnd Handwerker, die 
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deren zu ihren Arbeiten bedürfen; imgleichen zur Tilgung sch&dlicber Thiere 
verabfolgen. Diese Yerabfolgung darf aber nur gegen gültige Scheine, and 
bloss an sichere, unverdächtig und gesetzmässig dazu qualifizirte Peraonen 
geschehen. Hierunter sind zu verstehen: Personen aus der Klasse der Ho- 
noratioren, Königliche Bediente vom Civil- und Militairstande, Gutsbesitzer, 
Frediger, ansässige Büi^er und Eigenthümer, auch Landwirthe, wenn sie 
von dem Apotheker gekannt sind. In den Scheinen ist ausdrücklich anza- 
geben, zu welchem Gebrauch das Gift bestimmt ist. 

Die Scheine selbst müssen von denjenigen Personen, welche die Gift- 
waaren verlangen, eigenhändig geschrieben und mit ihren Petschaften be- 
siegelt sein, auch nicht etwa von verdächtigen Personen, von Sandern oder 
unsichem Dienstboten überbracht werden. 

Landwirthe und andere zum Empfange benöthigter Giftwaaren quali- 
fizirte, dem Apotheker aber nicht persönlich bekannte Personen, haben sicli 
durch ein von der Obrigkeit oder den Predigern ihres Orts beizubringendes 
Attest zu legitimiren. 

§. 4* Die Gift»cheine sind in den Apotheken zu numeriren und sorg- 
ftltig aufsubewahren, auch ist zu deren Kontrollirung ein besonderes Gift* 
buch zu fuhren. Dieses Buch enthält in 6 Kolumnen 

a) die Nummer des Giftsettels, 

b) das Datum desselben, 

c) den Namen des Empfängers, 

d) ob dieser in Person empfangen oder durch wen? 

e) die Art des Giftes 

f) das Quantum desselben. 

§. 5. Da auch die Er&hrung gelehrt hat, wie es ndthig sei, dass das 
verabfolgte Gift für Jedermann als solches bezeichnet und kenntlich gemacht 
werde, so sollen 

a) diese Giftwaaren nicht in blossen Papierhüllen, sondern in Beh&lt- 
nissen von dichtem Holze oder von Steingut verabreicht; 

b) -solche Behältnisse sorg^tig und fest verbunden , versiegelt oder 
sonst wohl verwahrt werden; auch ist 

c) die Art des darin enthaltenen Giftes und überdem noch das Wort 
Gift besonders deutlich auf die Signatur zu schreiben. Nicht minder sind 

d) zu noch mehrerer Bezeichnung auch für Personen, die des Lesens 
ganz unerfahren sind, diese Behältnisse mit dreien in die Augen fEdlenden 
schwarzen Kreuzen, von der zur Bezeichnung der Grabmäler gebräuchlichen 
Oestalt, festhaltend zu bezeichnen. 

6) Ausser dieser strengem VerflSgnng über Aufbewahrung und Yerab- 
folgung der vorgenannten direkten Gifte wird den Apothekern in Ansehung 
sämmüicher übrigen heftig wirkenden Mittel die Beobachtung der grössten 
Vorsicht hiermit wiederholentlich anbefohlen. Des Endes soUen 

Aqua Lauro-cerasi, Opium und dessen Praeparata, Aconitum, Bella- 
donna, Cieuta virosa, Gonium maculatum 
nnd andere Mittel dieser Art» eben&lls in eigenen abgesonderten und ver- 
schlossenen Behältnissen aufbewahrt werden. Da auch Mittel dieser Art nor 
allein nach gesetzlich autorisirten Bezepten zu dispensiren sind, und gar 
nicht zu teclmischen und ökonomischen Bedürfiiissen des Publikums ge- 
hören, so wird deren Debit im Handkaufe, es sei mit oder ohne Schein, 
hiermit gänzlich verboten. 

§. 7. Auch die Materialisten, welche Giffcwaaren verkaufen, sollen alle 
vorstehende, den Apothekern bei der Aufbewahrung und Debitirung der Gifte 
gegebene Anweisungen gleichmässig befolgen und behalten Wir Uns vor. 
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•die Gh^nzlinien des Debits der Gifte zwisehen den Apothera und Materia» 
üflften näher zu bestimmen, auch diese so wie jene der Visitation und Kon- 
trolirung Unserer Medizinalbehörde zu unterwerfen. 

§. 8. Sämmtliche Apotheker und Materialisten in Unsem Landen haben 
nifäx nun mit dem Inhalte dieser erweiterten Verordnung bekannt zu machen, 
<und aufji genaueste darauf zu achten, mit der Verwarnung, dass der oder 
diejenigen unter ihnen, welche solcher nicht in allen Stücken nachleben, 
ohnfehlbare nachdrückliche fiskalische Geld- oder Gefängnissstrafen zu er- 
warten haben, welche Strafen nach Befinden verstärkt werden sollen, wenn 
sie, bei etwa sich ereignenden Unglücksfällen, durch Missbrauch der Gift- 
waaren überftihrt werden, durch Nachlässigkeit und Unvorsichtigkeit in Auf- 
bewahrung und Verabfolgung derselben dazu beigetragen zu haben. 

In Bezug auf andere heftig wirkende Mittel wird die 
grösste Vorsicht empfohlen. Auch diese müssen in eigenen Behält- 
nissen aufbewahrt werden, und so weit sie nicht zu technischen und 
-ökonomischen Bedürfhissen erforderlich seien, sind sie für den Hand- 
yerkauf ganz verboten. Als Ergänzung hierzu ist Folgendes be- 
merkenswerth: 

a) Neu aufgeführt: Atropium sulphuricum, Hydrarg. ozydat. nitricum 
crystallisatum, Phosphorus; 

b) nicht mehr aufgeführt sind: Acidum hydrocyanatum , Liquor Hydrar- 
gyri bichlorati corrosivi, Oleum Amygdalarum aethereum. 

Am Schlüsse der Tabelle heisst es: Andere, in den Apotheken vor^ 
liandene Substanzen von ähnlicher giftiger Wirkung, wie die in vorstehender 
Tabelle genannten , sind^ gleichfalls in denselben abgeschlossenen Räumen, 
nach den fCir die Aufbewahrung der Gifte bestehenden medizinalpolizeilichen 
Bestimmungen zu verwahren. 

Von den übrigen getrennt au&ubewahrende Medikamente sind : 

a) neu aufgeführt werden: Acid. hydrochloratum , Acid. hydrochloratum 
crudum, Acid. nitricum crudum, Acid. nitricum, Argentum nitricum 
cum Kali nitrico, Chloroformium, Extractnm Mezerei spirituosum, Kali 
hydricum fusum, Kali hydricum siccum, Kali hydricum solutum, Mor- 
phium hydrochloratum, Badix Ipecacuanhae, Santonium, Sem Colchici, 
Spir. Sinapis, Tinctura Semin. Colchici, Tinctura Semin. Strychui, 
Tubera Aconiti^ Vinum Stibio-Kali tartarici, Vinum Sem. Colchici, 
Zincum aceticum; 

b) nicht mehr aufgeftlhrt sind : Acetum Digitalis, Aerugo, Aqua Goulardi, 
Aqua Opii, Aqua, phagedaenica, Cupruiü sulphuricum renale, Extrac- 
tum Conii maculati, Extractum Lactucae virosae, Ferrum iodatum sac- 
charatum, Folia Toxicodendri, Hydrargyrum oxydulatum nigrum , Li- 
quor Stibii chlorati, Morphium, Morphium aceticum, Minium, Phos- 
phorus, Pilulae odontalgicae, Scammonium Halepense, Sem. Sabadillae 
Sem. Stramonii, Tinctura Conii, Tinctura Digitalis, Tinctura Stramonii. 

Nach der Verordnung vom 27. Februar 1864 soll der Phosphor 
nicht in dem gewöhnlichen Giftschrank, sondern im Keller besonders 
aufbewahrt werden. Nr. 2 handelt von der Abschaffung der mit Blei 
versetzten zinnernen Gefässe. Auch die Anwendung der Gefäss» 
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aas KensQber zu pbarmazentiscbeii Zwecken ist den Apothekern 
untersagt (Circnlaryerfngung yom 28. März 1851). Nr. 3 betrift 
die Abschaffung der Magnesia nitri, Nr. 4 die Nichtanwendung des 
Sapo bispanicns zum inneren Clebranch, Nr. 5 die Anscbaffnng nnd 
ünterbaltimg eines Herbarü yin der ofißzineUen Pflanzen. Hin- 
sicbtlicb der Erlemnng der Apothekerkonst im Auslände sind die 
Ministerialyerfügongen yom 29. Jnni 1838 und 8. Angost 1849 za 
merken. Wollen Ausländer in Prenssen die Apothekerkunst lernen^ 
so haben sie sich nach der Ministerialyerfag^iuig yom 30. Noyember 
1844 ZQ richten. 

Die Instroktion for das chiroigische und pharmazentische Sta- 
dium auf der TJniyersität zu Berlin enthält die Ministerialyerfugung^ 
yom 22. Mai 1829. Unter dem 24. April 1849 sind derartige An- 
stalten auch für Breslau und Königsberg errichtet worden. Durch 
A. 0. vom 18. Noyember 1830 ist den Apothekern die Vergünsti- 
gung ertheilt worden, die Militärdienstpflicht in den Dispensiranstal- 
ien der Militärlazarethe, in der Thierarzneischule resp. Charitekran- 
kenhause abzuleisten. Haben sie in ausländischen Apotheken kondi- 
tionirt, so soll ihnen dies in Anrechnung gebracht werden (Verfugung 
^om 18. Dezember 1852). Die Staatsprüfung ist festgestellt durch, 
das Eeglement vom 1. Dezember 1825. Auch Ausländer können za 
diesen Staatsprüfungen zugelassen werden. Die Vereidigung der 
Apotheker findet erst dann statt, wenn sie selbstständig die Verwal- 
tung einer Apotheke als Eigenthümer oder die Verwaltung als Ad> 
ministratoren übernehmen. — 

Der vierte Titel der revidirten Apothekerordnung handelt von 
den Arzneien in den Apotheken. 

Gegenwärtig gilt die siebente Ausgabe der preussischen Phar- 
makopoe (Erlass vom 10. November 1862), zu der wir folgende No- 
tizen machen: Der neue Erlass unterscheidet sich nicht wesentlich 
von dem zur sechsten Ausgäbe vom 5. Oktober 1846, mit folgenden 
Aenderungen : 

Zu Passus 2 ist geändert: Die Apotheken dürfen zT^ar diejeni- 
gen chemischen und pharmazeutischen Präparate, welche sie selbst 
zweckmässig anzufertigen behindert sind, aus anderen Apotheken, 
chemischen Fabriken oder Droguenhandlungen entnehmen, sind aber 
für die Güte und Reinheit der gekauften Präparate unbedingt ver- 
antwortlich. Die in dem früheren Erlasse gemachte Trennung zwischen 
solchen Präparaten, für welche in den Landespharmakopöen keine 
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Bereitnngsweise vorgeschrieben werden, sowie die in Tab. A. ent- 
lialtenen einerseits, und den selbst zu bereitenden oder ausnahms- 
weise ans anderen Apotheken zu entnehmenden fallt somit weg. 

Passns 6 des firfiheren Erlasses ist jetzt Passus 3. Im Passus 5 
Hallen die Worte „zwar nicht im Giftschrank, aber doch" weg. Pas- 
jsus 6 (Mher Passus 7) bestimmt: Hinsichtlich der Bestrafung et- 
waniger Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Anordnungen verbleibt 
es bei der Bestimmung vom 5. Oktober 1846. 

Aus der Vorrede, welche die leitende Eedaktion dieser sieben- 
ten Ausgabe enthält, ist nach Posner Folgendes zu bemerken: 

Ueber die bei der Bearbeitung befolgten Grundsätze ist Folgendes zu 

bemerken : 

Vor Allem ist dayon ausgegangen worden, dass die Landespbamciakopoe 
kein Lehrbuch , sondern ein Gesetzbuch sein soll. Demzufolge waren bei 
Beschreibung der Droguen und Präparate nur diejenigen Merkmale, welche 
zur Erkennung der Aechtheit^ Güte und Keinheit derselben unentbehrlich 
sind, anzugeben, mehrere im gewöhnlichen Leben allgemein bekannte ohne 
Beschreibung au£suföhren und überall solche Erläuterungen, welche dem 
Gebiet des wissenschaftlichen Unterrichts anheimfallen, zu yermeiden. 

Derselbe Grundsatz war auch für die Auswahl der in der Pharmakopoe 
an&unehmenden Medikamente massgebend. Die Menge .der von den Aerzten 
in Gebrauch gezogenen Heilmittel ist gegenwärtig so ausserordentlich gross, 
und eine beträchtliche Anzahl derselben von so zweifelhaftem W^erth för die 
rationellen Zwecke der Heilkunst, dass es nicht rathsam erscheinen konnte, 
alle Arzneistoffe ohne Ausnahme und namentlich diejenigen, welche einzelne 
Aerzte rielleicht nur auf ungeprüfte Empfehlung Anderer oder nach gewis- 
sen, im Lichte der Wissenschaft noch nicht genügend aufgeklärten spezifi- 
schen Heilmethoden zu verordnen gewohnt sind, durch die Aufnahme in die 
liandespharmakopde für die allgemeine Anwendung gleichsam zu legalisiren. 
Um nun in dieser Beziehung eine bestimmte Grenze einzuhalten, sind nur 
solche Arzneistoffe und pharmazeutische Präparate in die Landespharmakopöe 
aufgenommen, deren wesentliche Eigenschaften durch Hülfsmittel der Wis- 
senschaft; mit Sicherheit festgestellt werden können und deren Wirkungsweise 
auf den animalischen Organismus sich nach den Lehrsätzen der Physiologie 
und nach geläuterter ärztlicher Erfahrung mit möglichster Zuverlässigkeit 
beurtheilen lässt. Wenn die hiemach getroffene Auswahl der von den Apo- 
thekern gesetzlich vorräthig zu haltenden Arzneien fiir eine an und für sich 
zu beschränkte erachtet werden sollte, so muss hiergegen bemerkt werden, 
dass aus einer - derartigen Begrenzung für die Sache selbst kein Nachtheil 
erwachsen kann. Während die Apotheker hierdurch einerseits vor der Ge- 
fiihr, vielleicht eine Menge überflüssiger, nur dem Verderben ausgesetzter 
Medikamente halten zu müssen, bewahrt bleiben, wird es ihnen andererseits 
iBimerhin freistehen, die von den Aerzten ihres Wohnortes verordneten, aber 
nicht in die Pharmakopoe aufgenommenen Arzneien anzuschaffen und zu dis- 
pensiren. Eine Gefährdung medizinalpolizeilicher Interessen Ist hiervon um 
so weniger zu befürchten, als bei jedem Apotheker, so wie bei den Eevi- 
soren der Apotheken die zur Prüfung sämmtlicher Arzneistoffe erforderlichen 
Kenntnisse vorausgesetzt werden dürfen. 

Aus diesem Grunde sind auch Prüfungsmethoden überhaupt nur für die- 

8* 



WQ Abänderangen in der neuen Phannakopöe. 

jenigen Pr&parate angegeben worden, bei welchen dureb die Methode zugleich 
die Grenze der zu fordernden Beinheit bestimmt werden soll. 

Nachdem so die in der Pharmakopoe zu behandelnden Gegenstände fest* 
gest^t worden, durfte der mächtige Einfluss, welchen die Leistungen d^ 
chemischen Fabriken neuerer Zeit auf den pharmazeutischen Geschäftsbetrieb 
mit unabweisbarer Nothwendigkeit ausüben', bei der Revision der auf die 
eigene Bereitung der Arzneikörper Seitens der Apotheker bezüglichen Be- 
stimmungen der sechsten Ausgabe nicht unberQcksichtigt gelassen worden. 
Da die auf die Hülfsmittel ihres Laboratoriums beschränkten Apotheker eine 
Menge yon chemischen Präparaten in gleicher Beinheit und Wohlfeilheit, 
wie sie in chemischen Fabriken gewonnen werden, nicht herzustellen ver- 
mögen, so können sie auch fernerhin nicht mehr verpflichtet werden, sämmt- 
liehe Chemikalien selbst und zwar genau nach den Vorschriften der Pharma- 
kopoe zu bereiten. Die Apotheker sollen daher künftighin nicht mehr ver- 
pflichtet sein, diejenigen chemischen Präparate, welche sie selbst zweckmässig 
anzufertigen verhindert sind, ausschliesslich aus einer anderen inländiflchen 
Apotheke zu entnehmen, vielmehr soll ihnen freistehen, dieselben auch aus 
chemischen Fabriken und Droguenhandlungen zu beziehen. Sie bleiben aber 
— und dies genügt vollkommen — för die vorschriftsmässige Reinheit der 
Präparate unbedingt verantwortlich. 

Demzufolge ist die Tabelle A. der sechsten Ausgabe in Wegfall gekom- 
men* Bei der Redaktion des Textes der Pharmakopoe ist im Wesentlichen 
die Form der früheren Ausgabe, namentlich die alphabetische Anordnung 
der Arzneimittel, beibehalten worden. Die Benennungen der Arzneistoffe sind 
nur da geändert, wo es durch die Fortschritte der Naturwissenschaften gC' 
boten erschien. Ueberall aber sind, um Verwechslungen zu verhüten, die 
älteren Namen den neugewählten in den Ueberschriften beigefügt worden* 
Es ist deshalb eine besondere Tabelle der Synonyme nicht ferner nöthig er- 
achtet, dagegen für ein ausführliches Sachregister Sorge getragen. 

Es sind femer für die Bereitung der Extrakte, Tinkturen, ätherischen 
Oele, Syrupe u. s. w. allgemeine Bestimmungen den besonderen Vorschriften 
f&r die Anfertigung der einzelnen Präparate dieser Gruppen vorgesetzt wor- 
den, um unnöthige Wiederholungen bei den einzelnen Präparaten zu ver- 
meiden. 

In sämmtlichen Arzneivorschriften sind die Verhältnissmengen in sowohl 
durch Buchstaben als auch durch Ziffern « ausgedrückten Theilen angegeben 
worden, damit es dem Apotheker überlassen bleibe, die Gewichtsm engen 
nach seinem Bedarf zu bestimmen. 

Die Temperatur, bei welcher das spezifische Gewicht der of&zinellen 
Flüssigkeiten bestimmt werden soll, ist auf 15 Grad des Celsius'schen Ther- 
mometers festgesetzt worden, weil die meisten Versuche über die betreffen- 
den Verhältnisse bei dieser Temperatur angeitellt worden sind. Da diese 
Temperatur jedoch, besonders im Sommer, schwer festzuhalten ist, so ist es 
angemessen erschienen, der Zusammenstellung der spezifischen Gewichte noch 
eine besondere Tabelle beizufügen, nach welcher dies Gewicht bei jeder Tem- 
l^eratur zwischen 12 und 25 Grad Celsius geprüft werden kann. 

Die übrigen, zum Gebrauche der Pharmakopoe erforderlichen tabella- 
rischen Uebersichten sind, wie in der sechsten Ausgabe, am Schlüsse des 
Buches zusammengestellt. Die einzelnen Tabellen aber sind sorgfältig revi- 
dirt und den Bestimmungen des Textes entsprechend verbessert worden. 

Die Tabelle D. der früheren Ausgabe, die grössten Arzneimittelgaben 
ffÖLT Erwachsene enthaltend, hat dadurch eine Erweiterung erfahren, dass neben 
der grössten zuverlässigen Einzeldosis auch die Maximaldosis iür den Ver' 
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hrauoh innerhalb 24 Standen angegeben worden ist. Ansserdem ist diese 
Tabelle mit der Bezeichnung Tabelle A. an die Stelle der jetzt in Weg&U 
gekonnmenen Tabelle A. der sechsten Aasgabe gesetzt worden ^ damit die 
Tabellen B. and C.^ welche die im Giftschrank aa&ubewahrenden sogenann- 
ten Gifte and die von den übrigen getrennt aufiEubewahrenden Arzneimittel 
enthalten, an ihrer gewohnten Ueberschrift keine Aenderang erleiden. — 

Bei der Gewichtstabelle findet sich folgende Abändening: 1 Pfd. Me- 
dizinalgewicht ist = ^^/so des preussischen Landesgewichts (genaa bereehnet 
.= 21 Loth Quent 4 Zent 6»99657 Korn). Das Pfand des preussischen 
Landesgewichtes ist, nach dem Gesetz yom 17. Mai iSbQ, so festgestellt, dass 
es 500 Grammes des französischen Medizinalgewichts gleich ist. 

Der letzte Satz, welcher angiebt, dass die Bestimmung der spezifischen 
Gewichte der Flüssigkeiten bei 17® C. berechnet ist, fällt weg. 

Der ümftmg der Ed. 7 ist im Vergleich zur Ed. 6 wesentlich rednzirt ; 
während diese letztere (mit Ausschluss der königlichen Eabinetsordre and 
der Vorrede) 312 Seiten umfasst,, wovon 270 Seiten auf die Au&ählung und 
Beschreibung der Präparate kommen, und der Best die Tabellen und Be- 

f 'ister enthält, ist die gegenwärtige Pharmakopoe nur 260 Seiten stark, von 
enen 224 den sachlichen Theil enthalten, und die Seiten 225—260 Tabel- 
len und Register umfassen. 

Zur Weiteren Orientirong über die in dieser Pharmakopoe ge- 
troffenen Zusätze und Abänderungen empfiehlt sich: Posner, Die 
preussische Pharmakopoe in ihrer siebenten Ausgabe. Berlin 1863. 
Ausser der Dosengrösse, welche ohne Ausrufungszeichen nicht über- 
schritten werden darf, ist noch eine Tabelle der Maximalgaben für 
24 Stunden beigefügt. 

Besonders zu beachten sind wegen veränderter Dosis: 

Aqua 'Amygdalarum amararum Dr. | [früher gutt. 60] — Dr. 2; 2 G. 

— 7 G. Colocynthis pul?. (Fruct. Oolocynth.J gr. 5 [früher gr. 2] — gr. 15;^ 
3 D. — 1 G. Extractum Aconiti gr. J [früher gr. 3] — gr. 2; 3 C -- 12 G. 
Extractum Hellebori [früher nigrij gr. 2 [früher 10] — gr. 8; 1 D. — 5 D. 
Extractum Nuc vom. [jetzt Sem. Strychni] spirit. gr. 1 [früher gr. 2] — ' gr. 4 ; 
6 C — 24 C. Gutti gr. 5 [früher gr. 4] — gr. 15; 3 D. — 1 G. Hydrar- 
gyrnm biiodatam rubrum gr. ^ [früher gr. J] — gr. 2; 3 C. — ID. Hyd- 
rargyrum iodatum flaTum gr. 1 [früher gr. 2] — gr. 6; 6 C. — 4 D. Liquor 
By^argyr. nitrici [jetzt Hydr. oxydul. nitr. solut.] gr. 2 [früher gutt. 3] — 
gr. 8; 1 D. — 5 D. Oleum Crotonis gr. 1 [früher gutt. 1] — gr. 5; 6 C 

— 3 D. Badix Hellebori [statt der früheren Bad. Helldbor. nigr.] gr. 5 
{früher Skr. 1] gr. 20; 3 D. — 12 D. Solutio arsenicalis [jetzt £Uli arse- 
nieoB. solutam] gutt 5 [früher gutt. 10] — gutt 20. Stibio-Kali tartaricum 
gr. 4 [früher gr. 6] — gr. 16 ; 2 D — IG. Strychnium nitricum gr. J [früher 
gr. i] — gr- ?; 1 C. — 3 C. Tinctura Cantharidum gr. 10 [früher gutt. löj 

— gr. 20; 6 D. — 18 D. Tinctura Colocynthidis gr. 10 [früher gutt. 20] — 
gr. 30; 6 D. — 18 D. Tinctara Jodi gr 5 [früher gutt 10] — gr. 20; 3D. 
<^ 12 D. O^inctura Opii crocata gr. 10 [früher gutt. 30] — gr. 40; 6 D. -^ 
2 G. Tinctura Opii simplex mr. 10 [früher gutt. 30] — gr. 40; 6 D. — 2 G. 
Yeratrium gr. Vio [früher gr. |] — gr. | ; 6 M. 3 C. 

Neu hinzugetretene Präparate sind: 

Acidum benzoicum crystallisatum, Aqua Bubi Idaei, Argentam nitricom 
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cum Eali nitrioo, Atropinm aulphuricom, Chloroforminm , Ginchonium sul- 
phuricum, Coffei'nam, Collodiam, Cortex Frangulae, Decoctnm Sarsaparilke 
conccntratnm, Emplastrum Mezerei cantharidatum, Fei Tanri depuratam siC' 
cum, Ferrum oxydulatum lacticum, Flores Kusse, Gelatina, Glandulae Lu- 
puli, Glycerinum, Hydraigyrum oxydulatum nitricum crystallisatum, Kalil>i- 
carbonicum purum, Liquor ad Serum Lactis parandum, Morphium hydro« 
chloratum, Oleum Baisami Copalvae, Oleum Cubebarum, Santonium, SpiritoB 
Sinapis, Tinctura Chinioidei, Tinctura Formicamm, Tinctura Seminis Strjchi, 
Tubera Aconiti, Unguentum Glycerini, Unguentum Hydraigyri amidato bi- 
chlorati, Zincum aceticum, Zincum oxydatum veuale, Zincum ralerianioum. 

Zum Verkauf von Arzneien sind die Apotheker ausschliesd- 
lieh berechtigt. Siehe hierüber den Entwurf eines Beglements Tom 
16. September 1836, den Debit der Arzneien betreffend: 

Da das auf Grund der reyidirten Apotheker -Ordn. vom 11. Okt ISOl* 
Tit. I. §. 13 Aber den Debit der Arzneiwaaren erlassene Beglement vom 
19. Januar 1802, den gegenwärtigen Verhältnissen der Gewerbe nicht mehr 
ganz angemessen ist, so sollen, in Stelle desselben und der in eiDzelnen 
Provinzen zur Anwendung gekommenen speziellen VorschriAen, künftighin, 
und fELr den Umfiuig der ganzen Monardiie, folgende Bestimmungen gelten: 

1) Der Verkauf und fiandelsyerkehr mit den in der Anlage A. aufge- 
führten Präparaten ist ausschliesslich den privilegirten uncf konzessionirten 
Apothekern gestattet und allen übrigen Gewerbtreibenden untersagt. 

2) Die in den Anlagen B. und C. verzeichneten Zusammexuetzungen 
und einfachen Stoffe dürfen zwar, ausser von den Apothekern auch von an- 
dern Gewerbtreibenden, namentlich von den Inhabern chemischer Fabriken, 
von Laboranten, Kaufleuten und Krämern verkauft werden, jedoch nicht im 
pulverisirten Zustande, auch die in der Anlage B. angeführten Gegenstände 
nur in Quantitäten von mindestens einem Pfwide, die in der Anlage C. be- 
nannten Gegenstände dagegen nur in Quantitäten von mindestens zwei 
Lethen. Der Detailhandel bis zu diesem Gewichte bleibt den Apothekern 
ausschliesslich vorbehalten. 

3) Alle in den angeschlossenen Verzeichnissen nicht erwähnten Gegen- 
stände sind im Gewerbe- und Handelsverkehr keiner Beschränkung unter- 
worfen, wenn sie auch in der Pharmakopoe als Arzneistofie erwähnt sind. 

4) Wegen des Detailhandels mit Blutegeln behält es bei den Bestim- 
mungen in der C. Verfl des Min. der G. U. und M. Aug. vom 17. Sept. 1827 

sein Bewenden. 

5) Die diesem Beglement angehangen Verzeichnisse sollen yon Zeit 
zu Zeit einer Bevision unterworfen und nach Massgabe der weitem Fort- 
schritte der Wissenschaft und der Bedürfhisse der Gewerbe von den Mi- 
nistem ergänzt und abgeändert werden. Die Minister sind auch ermächtigt, 
in geeigneten Fällen l^iditapotheker durch besondere Konzessionen von den 
unter Nr. 1 und 2 vorgeschriebenen Beschränkungen hinsichtlich einzelner 
oder mehrerer Gegenstände in gemeinschaftlicher Verfügung zu dispensiren. 
In solchen Konzessionen, welche jedoch nur widerruflich ertheilt werden 
dürfen, muss jeder Zeit der Umfiing der dem Inhaber ertheilten Befugniiie 
genau ausgedrückt sein. 

G) Die Medizinal-Polizeibehörden bleiben zur Bevision der Waarenlager 
und Waarenverhältnisse aller Personen, die mit Arzneiwaaren handeln, nach 
wie vor verpflichtet; und hinsichtlich der Giftwaaren, deren Transport, Auf- 
bewahrang und Verabfolgung, bewendet es ebenfalls, bis zum Erlass ander- 
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^weiter Verordnung bei den dieserhalb bestehenden, auch auf NichtapoUieker 
anzuwendenden Yorschriften. 

7) Jede Uebertretung der vorstehenden Bestimmungen wird, insofern sie 
nicht schon nach anderen gesetzlichen .Vorschriften eine h&rtere Strafe nach 
.eich zieht, mit einer Geldbusse von ftim bis zwanzig Thalem geahndet; im 
UnTermögensfalle tritt an die Stelle der Geldbusse verh&ltnissmässige, nach 
•den Vorschriften des allgemeinen Strafirechts zu bestimmende Gefkngniss- 
«trafe. 

Bei Wiederholungen, nach vorgängiger rechtskräftiger Verurtheilung, 
«ind diese Strafen zu schärfen, dürfen jedoch fUn&ig Thaler Geld- oder 
.sechswöchentliche Gefängnissstrafe nicht übersteigen; bei Kontraventionen 
nach rechtskräftiger Verurtheilung zu der ftUr den Wiederholungsfall be- 
-stimmten Strafe, kann ausserdem nach Bewandtniss der Umstände, dem 
Sontravenienten der fernere Betrieb des gemissbrauchten Gewerbes untersagt 
irerden. 

8) Die Untersuchung der Kontraventionen und die Festsetzungen der 
Strafen gebührt denjenigen Behörden, welche nach der bestehenden Ver- 
&s8UDg die Untersuchung und Bestrafting der Polizeivergehen zusteht. 

In den Landestheilen, wo das Verfahren der französischen Kriminal- 
Frozessordnung beibehalten ist, sollen die Friedensgericlite über den ersten 
und zweiten Kontraventions&ll entscheiden; die Zulässigkeit der Appellation 
wird nach den Bestimmungen des Artikels 172 der peinUohen Prozessordnung 
bestimmt. ->^ 

Die UebertretuQgen sind im Strafgesetzbuch vorgesehen. Dorcli 
Bekanntmachung Yovjf&d. Juli 1857 ist festgestellt, mit welchen rohen 
Arzneiwaaren und i^ welcher Menge Droguisten und Materialisten 
handeln dürfen. 

Ferner gehört hierher §.49 des Gesetzes vom 22. Juni 1861, 
'betreffend die Abänderungen einiger Bestimmungen der Gewerbe- 
ordnung: Denjenigen, welche Gifte feil haben, ist der Beginn dea 
Oewerbes erst dann zu gestatten, wenn sich die Behörden von ihrer 
^Zuverlässigkeit in Beziehung auf den beabsichtigten Gewerbebetrieb 
überzeugt haben. Diese Erlaubniss ist in den Städ!ten« bei der Po- 
lizeiobrigkeit, auf dem Lande unter Vorzeigung eines Attestes bei 
dem Landrath nachzusuchen. 

Die Apothekeker können Arzneien sowohl gegen Bezepte als 
im Handverkauf verabfolgen. Das Nähere besagen §. 7 des Me- 
dizinaledikts vom 27. September 1725, die Deklaration vom 22. April 
1727 und §. 3 der Anweisung vom 10. Dezember 1800. Ueber ein- 
zelne Mittel sind besondere Verfügungen ergangen; wegen Chlorc- 
form z. B. unterm 31. August 1850. 

Wegen Arsenik sind ausser den. schon bekannten Bestimmungen 
wegen Giftscheine noch besonders folgende Vorschriften zu merken. 
<Verfagung vom 28. Oktober 1810): 

Friedrich Wilhelm etc. Um den Kachtheilen, welche bei dem gegen- 



X20 VerkAnf Yon Araenik und BUns&iire. 

irftrtigeD häufigen Gebmoche des Arseniks gegen Weclisijfieber leidii ent- 
stellen können, möglichst Torznbeugen, hat Unsere Section im Ministeiio de» 
Innern fftr das Medizinalwesen nnd Euren in dieser Angelegenheit erstatte- 
ten Bericht Yom . . . nachstehende Yerftigung getroffSui, welche Hur den 
hiesigen Aerzten nnd Apothekern rar Ka(£richt nnd pünktlidien Befolgimg^ 
bekannt su machen habt: 

1) Es ist eine Auflösung unter dem Kamen Solutio arsenicalis nnd nack 
der beiliegenden Vorschrift in sämmtlichen Apotheken Yorräthig an. 
halten. 

2) Sie darf nur auf ein Yon einem approbirten Arzte Yerschriebenes, mit 
dem Datum und der Namensuntersehrift desselben Yersehenes Besep^ 
Yersiegelt Yerabfolgt werden. 

3) Es darf keine Bepitatur stattfinden, Yielmehr muss das Mittel jedes-^ 
mal Yon dem Arzte aufs Neue Yerordnet werden. 

4) Die Rezepte dürfen nie zurückgegeben werden, sondern sind Yon den 
Apothekern gleich den Giftscheinen aufzubewahren. 

5) Die Aerzte haben dafür zu sorgen, dass dieses Mittel immer war- 
durch zuverlässige Leute aus den Apotheken abgeholt werde; ferner* 
müssen sie die Kranken auf den Nachtheil, welcher bei dem Ge- 
brauche dieses Mittels aus ünYorsichtigkeit leicht enstehen kann,, 
aufinerksam machen, und endlich die Vernichtung des Yielleicht nach 
dem Gebrauche noch übrig gebliebenen Mittels bewirken. 

6) Die Apotheker dürfen dies Mittel in keinen grösserei^ Fortionen, ab 
in zwei Drachmen dispensiren. 

Wegen des Verkaufs des Arseniks in^^Ilgemeinen gilt da& 
Publikandum der Regierung zu Aachen (t. Hörn n. S. 321). 

Wegen Vertilgung der Ratten und Mäuse bestimmt die Ver- 
l&gung Tom 17. April 1835: Es werden 24 Theile weisser Arsenik 
mit 1 Theil Kienruss und 1 Theil Saftgrün gemischt und in Fleisch 
eingestreut. Gegen Feldmäuse wird das Arsenik in Rüben oder Ear-^ 
toffeln eingestreut und in die Erde gesteckt. Ausserdem empfiehlt 
die Regierung zu Münster: 8 Loth Arsenik, 7 Loth feines Walzen- 
.mehl, 1 Lgth feine Eohle und Kienruss und 1 Gran Bisam; daa 
Thiman'sche Arsenikpulver lautet: 8 Loth Arsenik, 7 Loth feinea 
Waizenmehl, 1 Loth feine Kohle, 1 Gran Mohn. Zur Vertilgung des 
Ungeziefers bei Schafen ist Arsenik yerboten (Ministerialreskript vom 
23. März 1825). 

Wegen der Blausäure gilt das Publikandum des Ober-Präsi- 
diums zu Münster yom 18. November 1824: 

Um Unglücksfälle durch sorgloses Verahreichen und Verordnen der 
Blausäure und anderer Gifte möglichst zu verhüten, ist mittelst Ministerial» 
Reskripts yom 21. t. M. verordnet: 

1) In Rücksicht der Aufbewahrung und Verabreichung der Blausäure- 
sollen dieselben strengen Vorschriften eintreten, welche bei der Aufbewah** 
Tung und Verabreichung der Gifte und namentlich des Arseniks vorge- 
flohrieben sind. 

2) Werden die Apotheker hiermit yerp fliehtet, die Signatoren an dei^ 
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.Avseneien ^[iftiger und heftig wirkender Natur, jedoch auch nur bei diesen, 
selbst zu unterzeichnen, wobei denn in ihrer Abwesenheit der StellTertreiÜBr 
derselben hiemit beauflagt werden muss. 

3) Ben Aerzten wird empfohlen, alle Gifte, besonders aber die Blau- 
a&ure nicht in einer zu grossen Quantitas generalis auf einmal zu Ter- 
Bchreiben, und so viel es nur irgend zul&ssig ist, nicht in Tropfenform, 
sondern nur mit einer grosseren Menge Wasser verdünnt als löffelweise zu 
nehmende Mixtur zu rerordnen. Eine Yorsichtsmassregel , die jeder be> 
sonnene x\rzt übrigens, ohne einer ausdrücklichen Vorschrift darüber zu be- 
dürfen, schon an und ftbr sich bei Yerschreibung aller Gifte beob- 
aehteA wird. 

Ferner ist die Yerfügmig yom 5. August 1825 zu merken. 

Wegen der Phosphorlatwerge bestimmt die Verfugung vom 
21. März 1845: Man schüttelt 8 Gran Phosphor mit 1 Unze heissem 
Wasser, bis das Wasser erkaltet und der Phosphor wieder fest wird, 
imd diese Flüssigkeit rührt man mit 3 Unzen Boggenmehl zu einem 
Brei. Der Hausirhandel mit Essenzen zum Vertilgen von Unge- 
ziefer ist durch Beskript yom 20. Juli 1841 untersagt. 

Wegen Fliegenpapier siehe Verfügung v, 27. Oktober 1851. 

Ueber Verwechslung des Kali und Zinc. ferruginoso-hydrocya- 
nicum mit Kali und Zinc. hydrqcyanicum siehe die Verfügung vom 
10. März 1844: 

Um Unglücksfällen, welche aus der Verwechselung des Kali und Zin- 
€om fcrruginoso - hy drocianicum mit dem Kali und Zincum hydrocyanicum 
entstehen können, Tonubeugen, sehe ich mich zu folgenden Anordnungen 
veranlasst : 

1) Kali und Zincum feiruginoso-hyArocianicum dürfen nur unter diesem 
vollständigen Namen oder unter der Beseidinung Kali, Zincum aoo- 
ticum in den Apotheken aufbewahrt und aus denselben verschrieben 
werden. 

2) Medizinalpersonen, welche Kali und Zincum hydrocyanicum (ohne 
Eisen) innerlich oder äusserlicb anwenden wollen, haben in den be- 
treffenden Bezepten der Verordnung ein deutliches ! hinzuzufügen. 

3) In F&llen, wo letzteres unterblieben sein sollte, sind die Apotheker 
verpflichtet, vor der Bereitung des verordneten Arzneimittels bei dem 
betreffenden Arzte anzufragen. 

4) Bezepte, durch welche Kali und Zincum hydrocyanicum (ohne Eisen) 
verordnet worden, sind wie Giftscheine zu behandeln, mithin aufira- 
bewahren und in das Giftbuch einzutragen. 

5) Kali und Zincum hydrocyanicum sind, wenn sie in einer Apotheke 
vorr&thig gehalten werden, in gleicher Art, wie die direkten Gifte, 
in dem verschlossenen Giftschranke aufEubewahren und mit ent- 
sprechender Signatur zu versehen: 

Die Königliche Kegierung hat s&mmtliche Aerzte, Wund&rzte und Apo- 
theker ihres Departements von diesen Bestimmungen in Kenntniss zu setzen 
und dieselben zu deren genauer Befolgung zu verpflichten. 

Zu empfehlen ist: Dr. E. Müller, Giftverkaufbuch fär Apo- 
theker und Droguisten. Berlin 1859. 
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Bandwurmmittel dürfen nicht ohne Bezept verkapft werden 
(Verfügung Tom 11. März 1861), namentlich Kousso. 

Der Handel mit Parfümerien, Seifen, Cosmeticis, Toi- 
lettensachen darf von Jedem betrieben werden, sofern sie nicht 
als Arzneimittel angekündigt werden. Dasselbe gilt von Konfi- 
türen und Konditorwaaren, z. B. Bonbons, Karamellen. Der 
Hausirhandel mit Olitäten und Medikamenten ist verboten (Be- 
gulativ vom 28. April 1824 §. 14). 

Der Blutegelverkauf ist ausschliesslich den Apothekern über- 
lassen, nur der Handel ist Nichtapothekem gestattet. Dass das 
Tabakrauchen und Branntweinschenken in den Apotheken nicht 
gestattet sein kann, versteht sich von selbst. 

Die Arzneien sollen durch zu hohe Preise der Gefässe nicht 
vertheuert werden; dies wird sehr ausführlich geregelt in der Ver- 
fügung vom 31. August 1847: das Gutachten der Kommission fir 
Berechnung der Arzueitaxe und desgleichen: das der technischen 
Kommission für pharmazeutische Angelegenheiten: »Verfügung vom 
15. März 1852. 

Die Arzneitaxe ist dem Verkauf der Arzneien zu Grunde zu 
legen. Die Veränderungen, welche in den Preisen der Droguen von 
Zeit zu Zeit eintreten, machen auch ab und zu Abänderungen der 
Taxe nothwendig. Dies geschieht nunmehr am'Schluss jeden Jah- 
res, und der veränderte Preis tntt mit dem 1. Januar in Kraft. Eine 
besondere Belehrung hierüber erging als Publikandum, welches seit 
dem Jahre 1853 jeder Arzneitaxe vorgedruckt wird. 

In wie weit die Arzneitaxe beim Handverkauf massgebend sein 
soll, ist ausgesprochen in der Verfügung vom 1. August 1822, so 
dass es dem Apotheker frei steht, diejenigen Arzneimittel, mit 
welchen Droguisten und Materialisten handeln dürfen, nicht nach 
der Arzneitaxe zu verkaufen. 

Der unerlaubte Verkauf von Geheimmitteln wird nach $. 345 
Nr. 2 des Strafgesetzbuches geahndet 

Niemand darf sogenannte Arkana ohne Erlaubniss der dem 
Medizinalwesen vorgesetzten Behörde verkaufen. Dasselbe ist vor- 
gesehen in §. 26 der Gewerbeordnung. Früher konnte durch die 
Zensur die Ankündigung gestrichen werden, jetzt sollen dies die 
Kreisphysiker überwachen, und durch Atteste die Erlaubniss zum 
Verkauf ertheilen. Jedoch sollen sie dieselben nicht selbstständig 
ausstellen (Verfügung vom 7. November 1848), sondern nur kontra- 



Verbotene Geheimmittel. Rabatt. Drogaenhaiicllttiigen. 123 

Signiren, wenn die Medizinalbehdrde den Debit erlaubt hat. Als 
Beispiel gilt die Bekanntmachung vom 30. September 1854. 

Wo die Behörde von den Nachtheilen solcher Mittel Kenntniss 
hat, werden dieselben öffentlich untersagt. Yom Hausirhandel ist 
Alles ausgeschlossen, was die Natur an Heilmittel hat. 

Ausdrücklich verboten sind: die Morrison'schen Pillen, die 
Wundram'schen Kräuter, die Altonaer Wunderessenz, die Lange- 
fichen Fiüen, Lieber'schen Kräuter, Karras' Geheimmittel gegen 
Hydiophobie, Kiesow's Lebensessenz, Möller's Fiebertropfeui Bob 
de TAffecteur. 

Die Preise der Blutegel sind nicht mehr zweimal des Jahres, 
sondern stets bis auf Weiteres zu bestimmen (Verfügung yom 
«.November 1847). 

Als Anhalt zur Taxation homöopathischer Bezepte erscheint 
die Ver£ vom 27, Juli 1840. Wir entnehmen hieraus nur Folgendes: 
Bei der zehnten Verdünnung steigt der Preis jedes Pulvers, von 2 
bis 12 Pulvern um 8 Pf. pro Stück, bei der 11. bis 20. Verdünnung 
um 9 K., bei der 21. bis 30. Verdünnung um 10 Pf. Ueber zwölf 
Pulver ist die Steigerung geringer, weü die Dispensation weniger 
kostet. Zu diesen Preisen werden alsdann noch die Arzneimittel 
und Vehikel zugerechnet, welche gemeinhin zweimal 3. Pf., also 
€ Pf. betragen. In Betreff der Tinkturen würde der Preis das Dop- 
pelte der gewöhnlichen Tinkturen betragen, und in Betreff auf Ver- 
dünnungen tritt dann dieselbe Skala wie bei den Pulvern ein. 

Der früher übliche Rabatt soll nicht mehr bewilligt werden; 
eine Ausnahme machen die Vieharzneien (Verifüg. vom 9. Juli 1836). 

Die Droguen-, Wein- und Materialwaarenhandlungen 
unterliegen derBevision der Medizinalpolizeibehörde nach §§. 13. 14 
der Circularverfügung vom 13. März 1820 und §. 6 des Begulativs 
vom 16. September 1836; Verfügung vom 13. Oktober 1847. 

Die Apotheker sind weder zum Kreditiren noch zur unentgelt- 
lichen Verabreichung von Arzneien verpflichtet (Verfügung vom 
18. Mai 1821). Nur bei Epidemien, wenn die Bezepte mit der Be- 
zeichnung „Cholera", „Cito" und „pauper" versehen sind, müssen die 
Arzneien sofort verabfolgt werden, und die KommunQ muss event 
bezahlen. 

Die Forderungen der Apotheker können wie die der Aerzte im 
Mandatsprozesse eingeklagt werden. Uebe.r Veijährung und Vor- 
rechte im Konkurs gelten ebenfalls die fär die Aerzte angegebenen 
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gesetzlichen Bestimmungen. Apotheker sind nicht berechtigt, die 
Annahme unbesoldeter Kommnnalämter abzulehnen (§. 74 Nr. 6 der 
Siadteordnung). Eine Ausnahme machen diejenigen Apotheker, die 
ihr Geschäft ohne Gehülfen betreibei^(Yerfugung vom 14. Juli 1835). 

Die Apotheker müssen, ausser den gewöhnlichen Abgaben an 
Staat und Kommune, Gewerbesteuer zahlen (A. 0. vom 11. Juni 1826). 

Wird ein Apotheker verhaftet, so muss der Behörde sofort An- 
zeige gemacht werden, damit in der Ofüzin keine Störung erfolge 
(Verfügung vom 28. Mai 1822). 

Dass die Approbation im Verwaltungswege zurnckgenommeii 
werden kann, wenn die wissenschaftliche Qualifikation, Zuverlässig- 
keit, Unbescholtenheit ihn dazu unfähig erscheinen lassen, wurde 
schon in der Ministerialverfügung vom 26. Januar 1841 ausgesprochen, 
nach der Gewerbeordnung steht dies unzweifelhaft fest und wird 
ergänzt durch die §§• 71—74 des Gesetzes vom 22. Juni 1861, be- 
treffend einige Abänderungen der Gewerbeordnung. • 

Zur Annahme von chemischen Untersuchungen auf Requisition 
der Gerichte sind die Apotheker nicht verpflichtet. In Betreff der 
Gebühren für solche Untersuchungen gilt die Verfügung vom 14. De- 
zember 1863: 

Auf den Bericht rom . . . erkläre idh mich mit der Ansieht der KönigL 
Begierung einyerBtanden, dass die Bestimmungen der Positionen 10, 11, and 
13 des Abschnitts V. der Medizinaliaxe vom 21. Juni 1815 fftr gerichtliek» 
chemische Untersuchungen im Allgemeinen der an dieselbe nach dem gegen- 
wärtigen Standpunkt der Wissenschaften su machenden Anforderungen und 
der auf dergleichen Untersuchungen zu yerwendenden Mühwaltung nicht mehr 
in allen F&IIen entsprechen. Dies Missverh&ltniss hat audi bereite in meh- 
reren Verfügungen, deren Bestimmungen der Feststellung der Liquidataonen 
der Gerichtsärzte und der Chemiker für gerichtlich-chemische Untersuchungen 
je nach dem Umfang und der Bedeutung derselben einen grösseren 8pi^- 
räum gestatten, billige Berücksichtigung gefunden, und es wird bei der Ton 
mir beabsichtigten Eevision der Medijsinaltaze auf eine angemessene Erledi- 
gung der in dieser Beziehung erhobenen resp. zu erhebenden Bedenken 
Be£tcht genommen werden. 

Was aber die Yon dem Apotheker N. zu N. im Aufböge der dortigen 
Königl. Garnison-Verwaltung ausgeführte chemische Untersuchung des Brun- 
nenwassers der dortigen neuen Kaserne betrifft, yon weldysr die Königliche 
Begierung zu Ihrem Bericht Veranlassung genommen hat, so findet auf die 
Vergütung für diese Untersuchung die Medizinaltaxe vom 21. Juni 1855 
Überhaupt nicht, und namentlich nicht deren Position 10, und 11. V., An- 
wendung. Da diese Untersuchung lediglich einen technisch-chemischen Zweck 
und Charakter hat, so w&re der damit beauftragte Chemiker berechtigt ge- 
wesen, vor Annahme derselben über die dafilr zu gewährenden Gebühren 
mit der beauftragenden Behörde ein Abkommen 'zu treffen. Die Königliche 
B^emng aber hfttte sich in der Lage befunden, die Feststellung der ihr 
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nachträglich vorgelegton Liquidation über die Ausftibrang einer derartigen, 
-weder von der Gerichts- noch von der Sanitäts-Polizeibehörde dem Apo- 
theker aufgetragenen rein technischen Arbeit entweder abzulehnen und zur 
Ausgleichung der entstandenen Differenz auf den Rechtsweg zu verweisen, 
oder im Fall der Abgabe einer gfutachtlichen Erklärung über die Ange- 
messenheit der Forderung event. die Bestimmungen der Gebührentaxe vom 
29. März 1844 (Ges.-Sammlung S. 73) der Ansdogie nach zum Anhalt zu 
nehmen* 

Dasa die Königl. Begierung aber aus der irrthümlichen Anwendung der 
Positionen 10. und 11. Y. 1. auf den vorliegenden Fall dem Apotheker K. 
die Erstattung der an Geräthen und Beagentien gehabton haaren Auslagen 
sieht zugestehen will, erscheint um so weniger gerechtfertigt, als sich die 
Bestimmnogen der angezogenen Taxsätze ausdrücklich nur auf den Physikus. 
beziehen. 

Hiemach überlasse ich der Königlichen Begierung, die Yorstellung des 
Apothekers N. gegenüber der dortigen Königlichen Gamisonverwaltung zu 
erledigen und in ähnliehen Fällen analog zu verfahren. 

Hieran schliesst sich die allg. Verfügung vom 24. Märjs 1865: 

Das Edikt, vom 21. Juni 1815, betreffend die Einführung einer revi- 
dirten Taxe fOar die Medizinalpersonen, geht unter V. A. No. 13, bei der 
Feststellung einer Gebühr i^r die in Untersuchungssachen erforderliche Ana- 
lyse durch einen zugezogenen Chemiker von der dem jetzigen Stande der 
Wissenschaft nicht entsprechenden Voraussetzung aus, dass der Chemiker 
dem mit der chemischen Analyse beauftragten Physikus nur als Gehülfe zur 
Seite stehe und von ihm zugezogen werde. 

Im Einverständnisse mit dem Herrn Minister ftlr die geistlichen, Un- 
terrichts- und Medizinal-Angelegenheiten wird daher bestimmt, dass in allen 
Fällen, in welchen, wie dies jetzt regelmässig geschieht, die chemische 
Analyse von besonderen chemischen Sachverständigen selbstständig vorge- 
nommen wird, und die Mitwirkung des Physikus, wenn sie überhaupt noch 
eintritt, sich auf eine Ueberwachung der Operationen des Chemikers be- 
schränkt, die Gebühren des Chemikers nicht nach dem Edikt vom 21. Juni 1£15; 
sondern nach den über die Gebühren der Sachverständigen bei gerichtlichen 
Geschäften im Allgemeinen bestehenden gesetzlichen Vorschriften zu liqui- 
diren und festzusetzen sind. 

Für den Bezirk des Appellationsgerichtshofs zu Cöln kommen hiemach 
die Vorschriften des Dekrets vom 18. Juni 1811 und in den übrigen Lan- 
destheilen die §$. 1 resp. 4 der Verordnung vom 29. März 1844, — (Gesetz- 
sammlung S. 73 ff. — , und zwar letztere mit der Massgabe zur Anwendung,^ 
dass es mit Bücksicht auf die Schwierigkeiten solcher Expertisen und diä 
dazu erforderlichen Kenntnisse hier in der Begel gerechtfertigt erscheinen 
wird, den höchsten gesetzlich zulässigen Satz in Anwendung zu bringen. Bei 
entstehenden Zweifeln gegen die von den betreffenden Sachverständigen an- 
gegebene Dauer der Arbeitszeit ist darüber das Gutachten des Medizinal«* 
collegiums der Provinz einzuholen und der Festsetzung zu Grunde zu legen. 
Die Erstettung der haaren Auslagen för die zur ^pertise erforderlichen 
Beagentien ist selbstredend von dem Gebührenbezuge unabhängig. 

Hinsichtlich der Gebühren des Physikus oder des ihn vertretenden 
Antes, wenn von denselben eine ehemische Untersuchung vorgenommen oder 
von ihmen bei derselben mitgewirkt wird, bleiben die Vorschriften der Me- 
diziniU-Gebührentaxe von 1815 maassgebend. 
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TTurde, bezogen war, die doppelte nnd yierfacbe Menge an kohlenaaurem. 
Natron, wie sie oben angeführt worden, vorgekommen sein. 

Von grosser Wichtigkeit aber ist die Beachtung der Beschaffenheit der 
Soda selbst, welche zur Fabrikation dieser Wässer verwendet wird, fis wei- 
den hierzu saures kohlensaures Natron, eingedampftes kohlensaures Katron 
(rohe Soda) und kiystallisirtes kohlensaures Natron benutzt. Die rohe Sod» 
ist von ungleichem Gehalt nnd enthält nicht selten der Gesundheit nach- 
iheilige Bestandtheile. Ausserdem aber wird das krystallisirte kohlensaure 
Natron nicht selten auch von den Verkäufern, die dasselbe aus den grösse- 
ren Fabriken beziehen, des Gewinnes wegen mit mehr oder weniger Glauber- 
salz verfälscht Der gewissenhafte Fabrikant nimmt in der Begel nur koh- 
lensaures Natron, prüft und reinigt es; er wendet es in Wasser gelöst an 
und bestimmt das spezifische Gewicht der Ldsung. Andere Fabrikanten da- 
gegen wenden das eingedampfte kohlensaure Natron (rohe Soda) ohne 
Prüfung und ohne Reinigung an und stellen daher ein unzuverlässige, 
mehr oder weniger schädliches Präparat dar. 

Für dio Fabrikatidb dieser Wässer werden ferner Apparate von sehr 
verschiedener Yollkommenheit verwendet. Nur die besseren , die jedoch 
nicht ohne Kenntnisse und nicht ohne Sorgfalt gehandhabt werden kön* 
nen, geben ein Wasser von zuverlässigem Gehalt und guter Beschaffenheit. 
Diese sind sehr komplizirt. Sie bestehen wesentlich aus einem Entwickler 
der Kohlensäure, zwei bis vier Waschflasohen, einem Gi^ehälter, einer 
Druckpumpe, einem Reinigungsapparat der Kohlensäure v^oiittelst Kohle» 
einem Absorptionsapparat (in welchem der Druck, der mit einem Mano- 
meter gemessen wird, für gewöhnliche Wasser einem Druck von 3 — 4, luid 
für Sprudelwässer von 5 Atmosphären gleich ist) und aus einem Behälter» 
worin das Wasser hinübergedrüokt wird, aus dem es dann abgezapft, um 
gleich verbraucht oder in Flaschen gefüllt zn werden. 

Die Apparate sind aus Metall (Kupfer) angefertigt, und diejenigen, mit 
denen das kohlensaure Wasser in Berührung kommt, müssen gut veniimt 
sein; auch muss sehr sorgfältig darauf gesehen werden, dass das saure 
Wasser, welches die Oxydation der Metalle leicht bewirkt, nicht lange in 
den Gefässen verweilt. 

Alle diejenigen Zufälligkeiten, durch welche in das Wasser schäd- 
liche Bestandtheüe hinein kommen können, hier zu erwähnen, würde zn 
weit fuhren; so enthält z. B. die rohe Soda Schwefeinatrinm und unter- 
schwefligsaures Natrum, zuweilen auch Blei. Das Wasser kann also Blei 
nnd Zinn enthalten. 

Zur Untersuchung der zu verwendenden Materialien, so wie zn der 
des daraus bereiteten Wassers, sind daher gründliche chemische Kenntnisse 
nnd eine praktische Ausbildung erforderlieh. 

Das Arbeiten mit dem Apparat, z. B. die wichtige Bestimmung des 
Drucks ist nicht leicht. Wenn es auch gelingt, einen Arbeiter fSr die ge- 
wöhnlichen Manipulationen einzuüben, so wird dieser bei ungewöhnlichen 
Erscheinungen sieh nicht zu helfen verstehen; je unvollkommener die Ap- 
parate sind, desto häufiger kommen solche Erscheinungen vor. Ks ist 
daher stets nothwendig, dass ein Mann mit gehöriger Kenntniss die Arbeit 
leitet und wenn Unfälle eintreten, sie zn beurtheilen nnd jeden Nachtheil» 
der dadurch entstehen könnte, zu beseitigen weiss. 

Die Darstellung eines Wassers, welches dem natürlichen Selterwaaaer 
entspricht, ist mit noch mehr Schwierigkeiten verbanden, als die dea 
Sodawassers, weil die Zusammensetzung des ersteren komplizirter ist. Qe- 
wohnlich pflegen die Fabrikanten dazu jedoch nur kohlensaures Natron. 
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und Kochsalz anzuwenden; von dem enteren 0,08 Prozent, von dem letz- 
teren 0,23 Prozent, indem sie den Gehalt des natürlichen an kohlensaurer 
Kalkerde und kohlensaurer Magnesia nicht berücksichtigen. Im Uebrigen 
gilt davon das vorher Angefahrte. 

Auch für die Bereitung des reinen kohlensauren Wassers gilt, was die 
Apparate anbetrifift, dasselbe. Der wissenschaftlichen Deputation ist jedoch 
nicht bekannt, dass es in grösserem Maassstabe verbraucht wird. 

Wie nothwendig die Sevision solcher Anstalten ist, hat sich hier dnrcli 
die Erfahrung bereits herausgestellt, indem bei derselben die Revisoren sich 
überzeugten, dass nicht allein zweckmässige Einrichtangen vorkommen^ 
sondern dass auch in mehreren Anstalten mit grosser Nachlässigkeit bei 
der Darstellung der Wasser selbst verfahren wird. 

Als Mustereinrichtung sind die Anstalten von N. N. anzusehen, bei 
denen man sich überzeugen kann, wie viel an Kenntnissen und Bildung 
zur Leitung solcher Anstalten erforderlich ist. Bei der allgemeinen Ver- 
breitung chemischer Kenntnisse in unserem Staate wird es jedoch nie an 
Männern fehlen, die die nöthige Befähigung und Mittel besitzen, um das 
vorgeschriebene Examen zu bestehen und um solche Anstalten anzulegen 
find zu leiten, wenn nur irgend ein Bedürfniss dafür vorhanden ist. 

Die wissenschaftliche Deputation ist aus den angeführten Gründen der 
Meinung, dass Konzessionen zur Bereitung blossen kohlensauren, so wie 
künstlichen Selterser- und Sodawassers ohne den Nachweis einer besonde- 
ren Befähigung der zu Konzessionirenden nicht zu ertheilen sein dürften. 



YI. Der Thierarzt. 

Die Idee zur Anlegung einer Thierarzneischule, welche schon 
unter Friedrich dem Grossen angeregt wurde, verwirklichte sich erst 
1790, und obgleich nur für die Armee Eahnenschmiede und Bossärzte 
herangebildet werden sollten und die Aufsicht dem Oher-Marstallamte 
zustand, so wurde doch aach Zivilpersonen die Erlauhniss ertheilt, 
an dem Unterricht Theil zu nehmen, und im Jahre 1804 wurde 
zwischen Militär- und Zivilpersonen kein Unterschied mehr gemacht. 
Im Jahre. 1817 kam dieser Unterricht unter das Bessert der Mini- 
sterien des Krieges und des Innern, und später von diesen unter 
das Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und MedizinalangelO'^ 
genheiten. 

. Durch Begulativ vom 24. Juni 1836 wurde endlich das Veterinär- 
wesen dem Kuratorium für Krankenhausangelegenheiten übertragen, 
welches dann die Bezeichnung erhielt: „Kuratorium für die Kranken- 
haus- und Thierarzneischul-Angelegenheiten". 

Unter dem 10. Dezember 18^7 wurde dies wieder geändert und 
die königliche Thierarzneischule in Berlin dem Ministerium der geist- 
lichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten untergeordnet, 
deren Instruktion vom 10. November 1849 namentlich Folgendes he- 
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stimmt: 1) Bildungsanstalt för Thierärzte; 2) wissenschaftüches In- 
stitut für Thierärzte; 3) höchste wissenschaftliche Instanz für alle^ 
Veterinärängelegenheiten. 

Sie besitzt Krankenställe, eine ambulatorische Klinik, eine Bi- 
bliothek, ein anatomisches Museum, ein chemisches Laboratoriom^ 
einen botanischen Garten, eine Schmiede. 

Der Lehrplan umfasst sieben Semester. 

Für das Thierspital und die klinischen Lehrer ist unter dem. 
30. Mai 1850 eine besondere Instruktion erlassen worden, und unter 
dem 12. September 1850 ein Eeglement für die Eleven der Thier- 
arzneischule. Ueber die Prüfungen als Thierärzte erster und zweiter 
Klasse siehe die Verfugung vom 6. Oktober 1839. Seit der Ver- 
fügung vom 2. August 1855 werden Zivileleven zu Thierärzten zwei- 
ter Klasse nicht mehr ausgebildet Für die Prüfung der Thierärzte 
als Kreisthierärzte ist das Eegulativ vom 6. September 1853 fest- 
gestellt worden (v. Hörn): 

Die bisher üblich gewesene Prüfang derjenigen Thierärzte erster 
Klasse, welche das Fähigkeitszeugniss zur Verwaltung einer Kreisthierarzt- 
stelle zu erlangen beabsichtigten, hat einen genügenden Anhalt ^r Bear- 
theilung des Masses der Kenntnisse der Kandidaten nicht gewährt. 

Ich habe mich deshalb bewogen gefunden, hierüber anderweitige Be- 
stimmungen zu treffen und übersende der Königlichen Begierung hierbei 
einen Abdruck des diesfälligen Reglements (Anlage a.) zur Nachachtun^^ 
und schleunigen Veröffentlichung desselben. Das Reglement tritt sofort 
in Kraft und findet demnach auf alle diejenigen Thierärzte erster Klasse 
Anwendung, welche zu der Prüfung der Kreisthierärzte noch nicht zuge- 
lassen sind. 

Anlage a. 

Reglement 

über die Prüfung der Thierärzte erster Klasse, welche das Fähigkeitszeug* 

niss zur Anstellung als Kreisthierärzte zu erwerben beabsichtigen« 

§. 1. Diejenigen Thierärzte erster Klasse, welche in ihrer Appro- 
bation das Prädikat „vorzüglich gut'* erhalten haben, können Ein Jahr, 
diejenigen, welche das Prädikat „sehr gut" erhalten haben, drei Jahre, 
alle übrigen yier Jahre nach ertheilter Approbation zur Prüfung für Kreis- 
thierärzte zugelassen werden. 

§. 2. Die Gesuche um Zulassung zu der Prüfung werden unter Bei- 
fügung des Schulzeugnisses, des Abgangszeugnisses der Königlichen Thier- 
arzneischule und der Approbation, an den Landrath desjenigen Kreises 
gerichtet, in welchem der Thierarzt wohnt. 

Der Landrath übersendet das Gesuch nebst Anlagen, nach Anhörung 
des OrtsYorstandes über die moralische Führung und dos Kreisthierarztes 
über die thierärztlichen Leistungen des Kandidaten, an die vorgesetzte 
Königliche Regierung mittelst gutachtlichen Berichts. 

Diese überreicht das Gesuch, wenn sie dasselbe für statthaft erachtet,, 
dem Minister der Medizinalangelegenheiten zur Beschlussnahma über die 
Zulassung des Kandidaten zu der Prüfung. 



Der Thierarzt. Prüfung. 131 

§. 3. Die Prüfting wird vor einer durch den Minister der Medizinal- 
angelegenheiten alljährlich in Berlin zu berufenen Prüfungskommission ab- 
gel^t, und zerfällt in drei Abschnitte, den sohriftlichen, den praktischen 
und den mündlichen. Zu den beiden letzteren Abschnitten muss der Kan- 
didat sich in Berlin einfinden. 

§. 4. Die schriftliche Prüfhng besteht in der Bearbeitung von zwei 
Aufgaben, voir denen die eine aus der gerichtlichen, die andere aus der 
polizeilichen Thierheilkunde entnommen ist. 

Diese Aufgaben werden nach erfolgter Zulassung des Kandidaten von 
der Prüfungskommission entworfen und dem Minister der Medizin alange- 
legenheiten eingereicht, welcher dieselben durch die betreffende Regierung 
dem Kandidaten zustellen lässt. 

§. 5. Die Ausarbeitungen müssen, in der Regel spätestens sechs Mo- 
nate nach Empfang der Aufgaben, dem Minister der Medizinalangelegen- 
heiten mit der eidesstattlichen Yersicherung, dass der Kandidat sie allein 
und ohne fremde Hülfe angefertigt habe, eingereicht werden. Nach Ab- 
lauf dieser, oder der ausnahmsweise, jedoch nur einmal zu yerlängernden 
i^st werden die Arbeiten nicht mehr angenommen. 

§. 6. Die Probearbeiten werden der Prüfungskommission zur Beguto 
achtung vorgelegt und von derselben mittelst besonderen Berichts dem 
Minister der Medizinalangelegenheiten zurückgereicht. 

Genügen die Ausarbeitungen den Anforderungen der Prüfungskom- 
mission, so w^d der Kandidat zu den übrigen Pri^ungsabschnitten zuge- 
lassen. 

Wird auch nur eine der Ausarbeitungen mittelmässig oder schlecht 
befunden, so erhält der Kandidat, wenn er die Prüfung zu wiederholen 
wünscht, nach einer nach dem Ausfall der Arbeiten zu bemessenden Frist 
Yon drei bis zwölf Monaten neue Aufgaben. 

§. 7. Wenn der Kandidat in der schriftlichen PrtUüng bestanden ist, 
so hat er sich spätestens binnen sechs Monaten zu der praktischen und 
mündlichen Prüfung bei dem Direktor der Prüfungskommission zu melden^ 
widrigenfalls die chriftliche Prüfung zunächst wiederholt werden muss. 

§. 8. Die praktische Prüfung wird Tor dem Direktor der Prüfungs- 
kommission und zwei Prüfungskommissarien abgele^. 

In derselben hat der Kandidat entweder an emem lebenden Thiere 
einen in gerichtlicher oder polizeilicher Beziehung in Betracht kommenden 
Krankheitsfall zu untersuchen, demnächst einen Bericht darüber sogleich 
mündlich vorzutragen und alsdann ein schriftliches Gutachten über diesen 
Fall binnen einer von dem Direktor der Kommission zu bestimmenden 
Frist unter Aufsicht auszuarbeiten; oder die Sektion eines gefallenen 
Thieres zu verrichten und den Sektionsbericht nebst Gutachten unter 
Beobachtung der für gerichtliche Sektionen vorgeschriebenen Formen bin- 
nen einer von dem Direktor der Kommission zu bestimmenden Frist 
unter Aufsicht auszuarbeiten. 

§. 9. Die mündliche Prüfung wird unmittelbar nach bestandener 
praktischer Prüfung vor dem Direktor und denselben zwei Prüfungskom- 
missarien, welche bei der praktischen Prüfung beschäftigt gewesen sind, 
abgehalten. 

Die Gegenstände dieser Prüfung werden aus dem ganzen Gebiete der 
gerichtlichen und polizeilichen Thierheilkunde entnommen. 

Es dürfen in derselben gleichzeitig nicht mehr als vier Kandidaten 
geprüft werden. 

§. 10. üeber die praktische und mündliche Prüfung wirdr ein Pro- 

9* 



1^2 ^®' DepartementBÜhierant. Prü&ng. 

tokoll aufgenommen, welches die Gegenstände der Prfifang, das Uiftlieü 
jedes einzelnen Examinators nnd die Schlasszensnr der Kommission über 
das Gtosammtergebniss der Pi'üfang enthalten muss. Dasselbe ist dem 
Hinister der Medizin alangelegenheiten einzureichen. 

§. 11. Die bisher för die einzelnen Prüfungsabschnitte und für die 
Gesammtprüfung üblichen Oensuren: „vorzüglich gut'', „sehr gut'^ »»i^at'S 
,,mittelmäs8ig'S und „schlecht'* werden beibehalten. Anf Gtund einer der 
drei ersten Zensuren wird das Fähigkeitszeugniss zum Kreisthierante 
ertheilt. 

Die beiden letzten Zensuren begründen die Abweisung des Kandidateo, 
dieselbe erfolgt nach Maassgabe des Inhalts der Prüfung^rerhandlungvn 
für einen Zeitraum von drei bis zwölf Monaten. 

§. 12. Die Wiederholung der Prüfung resp. der einzelnen Prüfungs- 
abschnitte ist in der Regel nur einmal zulässig, so dass ein zum zweites 
Male durchgefallener Kandidat für immer abgewiesen wird. 

§. 13. Die Yon den Kandidaten zu entrichtenden Prüfungsgebühren 

betragen 8 TUr. 

wovon für die schriftliche Prüfung , • Z » 

fiir die praktische und mündliche Prüfung zusammen .... 3 i, 

und für allgemeine Ausgaben 2 ,i 

verwendet werden. 

Drei Thaler werden bei Uebersendung der Aufgaben von dem Kan- 
didaten eingezogen, die übrigen fünf Thtder bei der Meldung zur prak? 
tischen und mündlichen Prüfung zur Generalkasse des Ministeriums ein- 
gezfdilt. 

Ueber die Prüfong als Departementsthierarzt spricht die Cir- 
cularverfügmig vom 7. Februar 1855 (v. Hörn): 

Die Qualifikation zur Anstellung als Departementsthierant hat biBher 
von den Kreisthierärzten nur durch einjährige Dienstleistung als Bepeti- 
toren an der hiesigen Königlichen Thierarzneischule erworben werden 
können. Inzwischen hat die Er&hrung gelehrt, dass der aiyährliohe 
Wechsel der Repetitoren mit dem Interesse der genannten Anstalt mcht 
wohl vereinbar ist. Ich finde mich daher veranlasst, diese Einrichtongi 
soweit dieselbe die Ausbildung von Departementsthierärzten bezweckt, 
hiermit aufzuheben und hinsichtlich der Erwerbung der Qualifikation als 
Departementsthierarzt folgende Bestinmiungen zu treffen. 

1) Nur Kreisthierärzte, welche als solche mindestens fünf Jahre lang 
fungirt, sich in sittlicher und politischer Hinsicht tadellos geführt una 
durch ihre amtliche Wirksamkeit, sowie durch ihre Leistungen als prak- 
tische lliierärzte die vollkommene Zufriedenheit der Aufsichtsbehörde und 
das Vertrauen des Publikums erworben haben, werden zur Erlangung der 
Qualifikation als Departementsthierarzt zugelassen. 

2) Die Gesuche um Zulassung sind an die vorgesetzte Königliche 
Regierung zu richten und dem Landrath desjenigen Kreises, in wdohem 
der Kandidat wohnt, zur Weiterbeförderung einzureichen. 

3) Der Landrath hat bei Einreichung des Gesuchs sein Gutachten 
in den zu 1. bemerkten ' Beziehungen abzugeben und zu diesem Zweck 
erforderlichenfalls bei den betreffenden Ortshehörden Erkundigung einza- 
ziehen, auch wenn der Kandidat fKr zwei oder mehrere Kreise angestellt 
ist, mit ^n betreffenden anderen Landräthen sich zu benehmen. 

4) Die Königliche Regierung überreicht das Gesuch, wenn sie es Tit 
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sulftflfiig erachtet, mit dem Beriobt des Landraths unter Beifügung ihres 
Gutachtens dem Minister der Medizin alangelegenheiten zur Beschluss- 
nahme über die Zulassung des SJtndidaten. Dieselbe wird nur nach 
Massgabe des vorhandenen Prüfungsmaterials und mit Berücksichtigung 
des Bedttrfhisses zur Besetzung der Departementsthierarztstellen verfügt 
werden. 

5) Nach erfolgter Zulassung werden dem Kandidaten von dem tech- 
nischen Direktor der Königlichen Thierarzneischule durch Yermittelung 
des betrefienden Landraths gerichtliche Akten, in welchen ein thierärzt- 
liohes Superarbitrium erfordert worden, zugefertigt^ um letzteres binnen 
einer Tom Tage nach dem Empfang der Akten zu berechnenden vier- 
wöchigen Frist auszuarbeiten. In der Kegel hat der Kandidat drei solcher 
Superarbritia abzufassen. Doch kann ihm, wenn die beiden ersten als 
y^sehr gut" anerkannt sind^ das dritte erlassen werden. Auch ist es dem 
Kandidaten gestattet, ein von ihm in seiner Eigenschaft als Kreisthierarzt 
ausgearbeitetes veterinair- polizeiliches oder veterinair- gerichtliches Gut- 
achten einzureichen, welches, wenn es probemässig befunden wird^ die 
Stelle des dritten Snperarbitriums vertritt. 

6) Die Probearbeiten hat der Kandidat mit der eidesstattlichen Ver- 
sicherung, dass er sie allein und ohne fremde Beihülfe angefertigt habe, 
durch den betreffenden Landrath denl technischen Direktor der Königlichen 
Thierarzneischule einzusenden. Der Landrath bescheinigt den Tag der 
Zustellung der Akten an den Kandidaten und der Ablieferung der Probe- 
arbeiten. Sind letztere nach Ablauf der bestimmten Frist bei dem Land- 
rath eingegangen, so gelten sie nicht mehr als Probearbeiten. 

7) Wird ein Superarbitrium „mittelmässig'' befunden, so kann der 
Kandidat nach drei Monaten anderweit Akten zur Ausarbeitung eines 
Buperarbitriums erhalten. Werden zwei Superarbitria „mittelm&ssig'* oder 
wird auch nur eins „schlecht" befunden, so wird der Kandidat auf min- 
destens ein Jahr zurückgewiesen. Die Wiederholung der Prüfung ist nur 
einmal zulässig. 

8) Die Probearbeiten werden von dem technischen Direktor der 
Königlichen Thierarzneischule mit den von dem Lehrerkollegium derselben 
zu ertheilenden Zensuren dem Minister der Medizinalangelegenheiten ein- 
gereicht. Der Kandidat wird hiemächst, wenn die Arbeiten befriedigend 
ausgefallen find, zur Abhaltung eines mündlichen Kolloquiums mit dem 
technischen Direktor und zwei Lehrern der Königlichen Thierarzneischule 
über wichtige veterinair-polizeiliche oder gerichtliche Gegenstände und zur 
Theilnahme an den Staatsprüfungen für Thierärzte erster Klasse, welche 
jährlich einmal nach dem Schluss des Wintersemester stattfinden, hierher 
berufen. 

Die Prüfungsabschnitte, an welchen der Kandidat als Examinator 
Theil nehmen soll, werden von dem Minister der Medizinalangelegen- 
heiten jedesmal bestimmt. Reisekosten und Diäten werden dem Kan- 
didaten nicht bewilligt. Ein Antheil an den Prüfungsgebühren steht ihm 
nicht zu. 

9) Nach Beendigung des mündlichen Prüfungsabschnittes (ad 8) be- 
richtet der technische Direktor der Königlichen Thierarzneischule über den 
Ausfall und über die zu ertheilende Gesammtzensur. Auch die mündliche 
Prülhng darf nur einmal wiederholt werden, wenn der Kandidat dabei 
beharrt, die Qualifikation als Departementsthierarzt erwerben zu wollen. 

10) Nach befriedigendem Ausfall der ganzen Prüfung wird das Be- 
fUhigungszengniss unter Angabe der Gesammtzensur ausgefertigt und dem 
Kandidaten durch die Torgesetzte Königliche Regierung zugestellt. . 
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11) An Prüfungsgebühren sind 12 Thaler zn entrichten, woTon 
6 ThiJer bei Zusendung der Akten eingezogen und 6 Thaler Ton dem 
Kandidaten bei seinem EintreJQfen hierselbst zur mündlichen Prüfung an 
die Kasse der Thierarzneischule eingezahlt werden. 

Die Königliche Regierung hat diese Bestimmungen durch das Amts- 
blatt zu yeröffentlichen. 

Nur die approbirten Thierärzte sind geeignet, ein sachverstän- 
diges Gutachten abzugeben; sie sind bei gerichtlichen Yerhandlimgeii 
als Sachverständige anzusehen und nur ihnen ist auf Grund der 
%%. 23. 100. 111. 114. 121 des Regulativs vom 8. August 1835 aus- 
schliesslich die Befugniss zur Behandlung von Rotz, Wurm, Müz- 
hrand, Tollkrankheit gestattet. Sie haben femer das Vorrecht, nach 
der Taxe vom 21. Juni 1815 liquidiren zu dürfen, wozu mehrere 
Nachträge und Deklarationen erschienen sind (v. Hörn n. S. 425). 
Sie sind die Organe der Veterinärpolizei und der gerichtlichen Thier- 
heilkunde; auch ist ihnen die Befugniss zum Dispensiren von Arz- 
neien in ihrer Praxis gestattet, ohne dafür eine Gewerbesteuer zah- 
len zu müssen. Auch die Ueberwachung der Viehmärkte steht nur 
den approbirten Thierärzten zu. Eine Verpflichtung, kranke Thiere 
zu behandeln, liegt den Thierärzten nicht ob. 

Als Thierärzte sind sie nicht gewerbesteuerpflichtig. Wenn sie 
jedoch das Kuri^•en gewerbsmässig betreiben, ohne als Thierärzte 
approbirt zu sein, und wenn sie sich mit Verabreichung von Arz- 
neien gegen Entgelt befassen, so werden sie zur Gewerbesteuer her- 
angezogen. 

Es steht ihnen das Eecht zu, die Viehkastrirer zu prüfen nach 
dem Eeglement vom 29. September 1846. Sie sind verpflichtet, an- 
steckende Krankheiten der Thiere anzuzeigen und diejenigen gesetz- 
lichen Vorschriften zu beobachten, welche in dem Regulativ vom 
S.August 1835 über alle seuchenartigen Krankheiten der Thiere 
vorgeschrieben sind« 

Die approbirten Thierärzte zerfallen in zwei Hassen (Circular- 
verfugung vom 17. Juli 1839). Die Betreibung der Praxis im Um- 
herziehen ist nicht gestattet. Sie sind nicht befreit von der üeber- 
nahme städtischer Aemter. 

Die Atteste der Thierärzte sind stempelfrei. 

In Veterinär-gerichtlicher Beziehung sind die Bestimmungen der 
Verfagung vom 12. Juli 1843 zu merken (v. Hörn): 

Nach dem durch die Allerh. Kabinets- Ordre vom 4. Juli 1839 ge- 
nehmigten Begulative Über die Eintheilung des thierttrztliohen Porsonab 
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Tom 25. Mai 1839» wovon nachstehend ein Abdruck mitgetheilt wird^ 
C^ebt es gegenwärtig zwei Klassen approbirter Thier Arzte. Diejenigen, 
welche sich zn Thierärzten erster Klasse aasbilden wollen, müssen bei 
obrer Aufnahme in die Königliche Thierarzneischale, hinsichtlich ihrer all- 
gemein wissenschaftlichen Yorbildang, höheren AnforderODgen genügen; 
^e Studienzeit fßr dieselben ist auf sieben Semester, für die Thierärzte 
zweiter Klasse nur auf sechs Semester festgesetzt. Der Unterricht der 
Thierärzte erster Klasse hat eine höhere wissenschaftliche, der der Thier- 
'Srzte zweiter Klasse eine rein praktische Tendenz. Die Thierärzte erster 
Klasse hören endlich besondere Vorlesungen über die gerichtliche und po- 
lizeiliche Thierheilkunde und die für dieselben yorgeschriebenen Staats- 
prüfungen sind umfassender. Dem entsprechend erklärt das Begulativ die 
Thierärzte erster Klasse für die Organe der Veterinärpolizei und der ge- 
xichdichen Thierheilkunde, und behält denselben die Stellen der Kreis- 
Tmd Departementsthierärzte> so wie die der Yeterinärassessoren bei den 
^edizinalkoUegien ausschliesslich Tor. 

Die Thierärzte zweiter Klasse sind dagegen zwar auch zur unbe- 
schränkten Ausübung der Thierheilkunde befugt, sollen indess bei Epi- 
zootien zur Anordnung und Ausführung der dagegen zu treffenden Maass- 
xegeln nur ausnahmsweise, und Tor Gericht nur über Yorkommenheiten 
ihrer eigenen Praxis als sachverständige Zeugen zugezogen werden; zur 
Abgabe eines technischen Gutachtens über Gegenstände ausserhalb ihrer 
eigenen Praxis sind sie nicht befugt. 

Auf den Wuusch des Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- 
und Medizinalangelegenheiten werden die Gerichtsbehörden von diesen 
Bestimmungen in Kenntniss gesetzt, mit der Anweisung, dieselben, wenn 
«s auf Zuziehung von Thierärzten, als Sachverständige bei gerichtlichen 
Verhandlungen ankommt, sorgfältig zu beachten. 

Bei prozessualischen Yerhandlungen sind jedoch folgende Fälle zu 
unterscheiden ; 

a) wenn das Gericht einen Thierarzt als Sachverständigen zuzuziehen 
hat, ohne dass von der Partei ein bestimmter Sachverständiger 
vorgeschlagen und auf dessen Yernehmung angetragen worden ist, 
— und 

b) wenn ein solcher Antrag Seitens der Partei erfolgt ist. 

Da den Parteien die Wahl ihrer Beweismittel nicht beschränkt wer- 
den kann, so darf in dem Falle zu b. die Yernehmung von Thierärzten 
zweiter Klasse nicht abgelehnt werden. Bei der Beurtheüung des Gewichts 
ihrer Gutachten wird aber der Bichter auf die oben erwähnte Yerschieden- 
heit der Thierärzte erster und zweiter Klasse hinsichtlich ihrer Yorbildung 
und Bestimmung die erforderliche Rücksicht zu nehmen haben. 

In dem Falle zu a, da den Gerichten selbst die Wahl der Sachver- 
4Ständigen obliegt oder ihnen überlassen worden ist, (§. 38 Tit. 9, Tbl« I, 
Allg. Ger.-Ord. und §§. 64, 65 Anhang zur AUg. Ger.-Ord. §. 60, Tit. 14, 
Tbl. I. daselbst) werden die Gerichte hierdurch angewiesen, 

Thierärzte zweiter Klasse nur über Yorkommenheiten aus ihrer 

eigenen Praxis als Sachverständige zu wählen und zu vernehmen; 

in allen Fällen aber, in welchen es auf technische Begutachtung 

Über Gegenstände der Thierarzneiwissenschaft überhaupt ankommt, 

nur Thierärzte erster Klasse zuzuziehen. 

Dabei wird übrigens in Erinnerung gebracht, dass nach den allegirten 

Bestimmungen der Allg. Ger.-Ord., wenn ein Gericht von Amts wegen einen 

Sachverständigen zu ernennen hat, dasselbe zunächst mit der vorgesetzten 
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Behörde solober Sachverständigen Bückspracbe za nehmen hat, um sich 
die geeigneten Personen bezeichnen zu lassen, nnd dass, wenn ein in 
dfientlichen Amtsverbftltnissen stehender Sachverständiger von den Parteieii 
vorgeschlagen wird, ohne Bewilligung der ihm vorgesetzten AmtsbehSrde 
mit seiner Vorladung nicht verfahren werden solL 

Der §. 71 der Gewerbeordnung ist anch für Thierarzte zulässig,, 
liat aber nur den Verlust ihrer Befugnisse und Vorrechte zur Folge, 
nicht aber die Befugnisse zur Behandlung kranker TMere. 

vn. Der Yiebkastrirer. 

Die Viehkastrirer müssen sich nach §§, 45 und 46 der Gewerbe* 
Ordnung durch ein Fähigkeitszeugniss bei der Regierung ausweiseu 
nach dem Reglement vom 29. September 1846, welches durch das 
Gesetz vom 29. September 1846 eine durchgreifende Eevision er- 
fahren hat. Die Prüfung wird vor dem Landrath und Kreisthier- 
arzt theoretisch und praktisch abgelegt. Zu §. 6 ist durch Ver- 
fügung vom 20. Oktober 1859 (v. Hörn SuppL-Bd. S. 23) der Zn- 
satz gemacht, dass die Operation an einem lebenden oder todteu 
Thiere gemacht werden muss. Nach §.17 des Hausirreglements ist 
die Betreibung des Geschäfts im Umherziehen gestattet und alsdann 
steuerpflichtig, 

VUI. Der Abdecker. 

Durch das Gesetz vom 31. Mai 1858 sind die Rechte und Pflich- 
ten der Abdecker festgestellt. 

Ausserdem dürfte das Beglement über das Abdeckerwesen vom 
13. Juni 1846 massgebend sein, welches sich speziell über die An- 
lage der Schindanger ausspricht. Nach §. 45 der Gewerbeordnung 
müssen Abdecker*sich durch eine Prüfung bei der Eegierung aus- 
weisen, welche vor dem Landrath und Kreisthierarzt abgelegt wird 
nach dem Beglement vom 29. September 1846. Das Abledern rotziger 
Pferde ist ihnen gestattet. Das Abdeckergewerbe ist steuerfrei. Es 
ist nicht nöthig, dass das Kachrichteramt mit dem des Abdeckers 
verbunden ist. 

JX. Die militärärztlichen Verhältnisse. 

Die Bedingungen, unter welchen die Zöglinge in das königl. 
Friedrichs-Wilhelms-Institut aufgenommen werden, sind in der Ver- 
fügung vom 1. Juli 1852 ausgesprochen. 
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An der Spitze des Militar-Mediziiialwesens steht derMedizinal- 
staby dessen Chef der Generalstabsarzt in dem Bange eines 
Obersten ist, dem ein Generalarzt znr Vertretung in Behinde- 
mngsfallen beigegeben ist Hierzu treten zwei Stabsärzte, ein 
Ober-Stabs- und ein Stabsapotheker und ein Ober-Feld- 
lazareth-Inspektor. 

Bei jedem Armeekorps, deren wir 11 haben, und bei dem Garde- 
korps fungirt eine Generalarzt mit Majorsrang. Jedes Eegiment hat 
einen Ober-Stabsarzt (Begimentsarzt) mit dem Bange eines Haupt- 
manns. Einige Füsilierbataillone, die Jägerbataillone und das Garde- 
Schützenbataillon haben Stabsärzte mit dem Bange eines Premier- 
lieutenants. 

Die Artillerieregimenter haben keinen eigenen Ober-Stabs- oder 
Stabsärzte, sondern werden von Garnisonsärzten behandelt. 

Jedes Landwehrregiment hat einen Stabs- und Bataillonsarzt, 
welcher jedoch unter dem Arzte gleichen Banges der Linie rangirt, 
aber zu diesem Bange avanciren kann. 

Die Assistenzärzte haben den Bang eines Sekondelieutenants. 
Durch K. 0. vom 29. Mai 1865 ist den ältesten 22 Ober-Stabsärzten 
und 25 Stabsärzten der Major und Hauptmannsrang verliehen worden. 

Die Marine hat einen Ober-Stabsarzt und fünf Stabsärzte. 

Bei dem Kadettenhause in Berlin fungirt ein Ober-Stabsarzt; 
bei den übrigen vier Kadettenanstalten je ein Stabsarzt. Jeder Mi- 
litärarzt, der Stabsarzt werden will, muss das Physikatsexamen ab- 
legen. Durch K. 0. vom 17. Mai und Verfügung des Kriegsministers 
vom 31. Mai 1860 ist eine vollständige Beorganisation erfolgt (v. Hörn 
SuppL-Bd. S. 5). 

Zur Zeit ist mir noch nicht bekannt, welche Veränderungen 
durch den Zuwachs der neuen Provinzen in unserem Militär -Medi- 
2inalwesen eingetreten sind.*) Ausserdem sind folgende neuere Ver- 
ordnungen im Jahre 1866 ergangen: 

11. Januar. (A. K. O.) 

Keue Organisation des Instituts der Lazarethgehtilfen. Es sollen be- 
stehen: Unterlazareth-, Lazareth- und Oberlazarethgehülfen, die resp. zu 
den Gefreiten, Unteroffizieren und Sergeanten zählen, Kombattanten sind 
und deren Zahl durch die Verpflegungsetats bestimmt ist. Sie werden aus 
Mannschaften des Dienststandes nach mindestens ßmonatlicher Dienstzeit 



*) Sollte, wie zu ei'w arten steht, vor der Beendigung dieses Werkes 
Neues in diesen Verhältnissen sich ereignen, so werden wir es in einem 
Kachtrag bringen. 
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mit der Waffe entnooiiDeii. Die ErneDiiuDg der Lehrlinge erfolgt hti gatsr 
Pübmiig nach bestandener PrOCang, zu Lazaretbgeh Ulfen nB(£ geGStzlicb 
erfüllter Dienstpflicht und eriolgter Kapitulation bei gat bestandener Fcfi' 
fang, die zu diesem Behufe erentuGll wiederholt werden kann; zu Obec- 
LazaretbgehOlfen nach vollendeter eieheDj&hriger Dienstzeit. An LBhtiiuig 
empfangen ohne Bücksiebt aaf Truppe und Waffe die Unterlazarethge- 
hüjfen, falU sie vor ihrer Emeunung nicht bereits eine höhere, ihDen 
alsdann verbleibende Lähnnug empfangen haben, 4 Thlr., die Laiueth- 
gehülfen mit der Ernennung 5 Thlr., nach 4 Diensljahren 6 Thlr,, nscli 
ö Dienstjahren 7 Thlr.; die Ob erUzarethga hülfen 9 Thlr. und nioli 
9 Dieoetjihren 11 Thlr, monatlich. Ausserdem beziehen die Lsrarelb- 
gehblfen die sonstigen Eompelenzen der korrespondirenden Chargen das 
Dienststandea. Die Lehrling-e erhallen ebenso, -nie eSmmtliche Lazsreti- 
gehülfeii, freien Mittagslisch im Lazareth, ohne dafür Löhnungaabxug v 
erleiden, jedoch unter Wegfall das etwa bewilligten estraordin^ren Ver- 



Diese Ordre ist mittelst krieg sminiBteriellen Erlaseei TOm 17. Jftnntr 
publizirt und dabei hervorgehoben, ät,i» die KapitnUtioD gat gedienter 
LazarethgehUlfen zur Fi5rderung des Sanit&tadienstes überhaupt, namentlich 
aber bis zur Erfüllung einer fünQHbrigen Dienstzeit der Betreffenden m 
begünstigen ist, und es im Interesse der Armee liegt, die Niederlassung' sl) 
Heilgehclfen deu Lazaretbgeh illfen mäglichet zn erleichtern, um im Mobil- 
machungsfalle solche zur Disposition zu haben, die sich durch fortgeseliH 
TJebnng und Erfabrnng noch vervollkommnet haben. (Zirlular des Geti«- 
ralatabsarztes der Armee vom 23, Januar 1866.) 

II. Januar. (M. O. D.) 

Beschaffung graduirter Porzellanhecher ftlr die Oamisonlazarethe nm 
Eingeben leioht zersetzlicher Arzneimittel; anf je 25 Kranke der NonDsl- 
krankenzahl wird 1 Becher gerechnet, (Zirkular des Oeneralstahsanie^ 
der Armee vom BO. Januar 1866.) 

11. JanDar. (Generalstabsarzt der Armee.) 

Ueher die Ausstellung der ärztlichen Atteste, — F.!» Eingehen auf 
etwaige Ansprüche zu Invalidenbiiuefizien etc. ist in den Attesten zu tot 

16. Januar. (M. O. D.) 

Die Butter zur Bereitung der Morgen- und Äbendsuppen in den La- 
zsrethen wird künftig nicht nach äuy Zahl der Kranken, sondern nach Ift 
Quantität der zu bereitenden Suppi: rcrabreicht; der Portionssat£ tSr jeiel 
Quart Suppe beträgt 'ha Loth. 

16- Januar. •GeDCralstabsarzl il<:r Airnee. 

Die Antr&ge auf BeschaffLing von Thermamotom zuni Messen dffi 
KQrperwftrme sind von den LazarHihon au die Korpsgcneral-ärzte ' "~~ 

21. Februar. (M. O, D.) 

Ueber die Einrichtung der Giflscliritnlie der DiBpcnsiranstaltan. J 
knlarverfügnng des GeneraUtabsaiz'.cs der Armee vjm 2h Mfirz 180 

b. März. (M. O. D) 

Ueber die Einführung der ivciblichen Krankcnpfiegerint 
Fiiedenslazarethe. 

12. Mttrz, (M. 0. D.) 
Ueber die Bevacrination der in den Lnzarethen angesUj 

kenwRrter, (Torf, des Gkneral3tab=iii?.ied der Armee yo 

23. Man. (M. 0, D.) 

Die in den Lazarethen befindliuhen kupfernen TV 
zinneD. 
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9. April. (M. O. D.) 

EinfÜhrnng von Messern und Gabeln für die Erank'en in den Gar-* 
nisonlazarethen. 

16. April. (M. O. D.) 

Ueber den Oelfarbenanstricb der Wände der Krankenzimmer in den 
Militärlazarethen. * 

11. Mai. (K. M.) 

Ueber Abkommen mit Zivilärzten bezüglicb des ärztlicben Dienstes 
bei nicht mit eigenen Aensten yersebenen immobilen Truppen etc. ' 

23. Juni. (A. K, O.) 

Kompetenzen der Aerzte resp. Apotheker bei Krankentransportkom- 
misaionen und Lazarethreservedepots. 

Bei ersteren erhält ein Oberstabsarzt 1000 Thlr. Gehalt inkl. 25 Thlr. 
Pensionsbeitrag, 25 Thlr. monatliche Feldzulage, 1 Portion und 60 Thlr. 
Mobilmachungsgeld; ein Stabsarzt 700 Thlr. Gehalt inkl. 6 Thlr. Pen- 
sionsbeitrag und sonst die Kompetenzen wie der Oberstabsarzt; bei letz- 
teren das ärztliche Mitglied (Stabsarzt) 700 Thlr. Gehalt jährlich, davon 
ab 6 Thlr. PeDsionsbeitrag, 8 Thlr. Feldzulage, 1 Portion, 30 Thlr. Mo- 
bilmaöhungsgeld und der Apotheker 240 Thlr. inkl. 2 Thlr. Pensions- 
beitrag, 8 4 Thlr. monatliche Feldzulage, 1 Portion und 20 Thlr. Mobil- 
machung sgeld. 

19. JuU. (Ä. K. O.) 

1) Bestellung Ton Armeegeneralärzten Behufs einheitlicher Leitung 
des Sanitätsdienstes bei jeder selbstständigen Armee. Ein solcher Armee- 
generälarzt bezieht inkl. 35 Thlr. Pensionsbeitrag ein jährliches Gehalt von 
1800 Thlr., monatlich 75 Thlr. Feldzulage, 1 Portion, 4 Bationen, hat 
einen Trainfahrer vom Bock, einen berittenen Pferdewärter, zwei Stangen- 
pferde; ausserdem erhält er 125 Thlr. Mobilmachungsgeld und 75 Thlr. 
Beihülfe zur Anschaffung eines zweispännigen Wagens nebst Geschirren etc. 
Behufs Fortschaffung der Dienstpapiere und der Effekten des Personals. 
Dieses Personal besteht aus 1 Stabsarzt und 1 Assistenzarzt nebst deren 
Trainsoldaten und 2 Lazarethgehülfen. Der Armeegeneralarzt kann bei 
dem Korps, von welchem er entnommen ist, durch einen stellvertretenden 
Generalarzt ersetzt werden. 

2) Die stellvertretenden Generalärzte bei den Provinzialarmeekorps 
beziehen die im Frieden den Generalärzten gewährten Fonds zur Bemune- 
rirung des Bureaupersonals. 

3) Für die Dauer der Mobilmachung wird allen mobilen und immo- 
bilen Assistenzärzten ein Gehalt von 300 Thlr. gewährt; Unterärzte eto. 
beziehen die bisherigen Kompetenzen. 



Zweiter Absclmitt. 

Die Sanitätspolizei. 



A. Die ansteckenden Eranklieiten der Menschen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen hierüber sind enthalten in dem 
Eegulativ vom 8. August 1835 (Gesetzsamml. S. 239; Simon und 
Eönne H. S. 147; v. Hörn I. S. 170ff.). Sie sind auch als Se- 
paratabdruck des Amtsblatts zu haben. 

Da dieselben allzu inhaltreich und in vielen Funkten zum Theil 
schon antiquirt sind, so geben wir hier nur den übersichtlLchen In- 
halt derselben nebst den zur Zeit erlassenen Belehrungen. 

§S. 1 — 13. Belehrung über ansteckende Krankheiten im Allge- 
meinen. 

S§. 14 — 17. Vorsichtsmassregeln, welche Wohnung, Kleidung, 
Nahrungsmittel betreffen. 

§§. 18—20. Von der Vermeidung der Gemeinschaft mit dem 
Ansteckungsstoff. 

§§. 21 — 23u Von der Vorsichtsmassregel, welche die Aerzte be- 
obachten sollen. 

S§. 24—34. Von der asiatischen Cholera; die Belehrung der 
Begierung zu Potsdam vom 26. Juni 1866 ist eine ganz ausgezeich- 
net praktische: 

I. Verbreitungsart der Cholera. 

Schon seit dem ersten Erscheinen der asiatischen Cholera in nnserem 
Welttheile und namentlich seit der letzten grossen Epidemie yon 184Sbis 
1860 sind über die Verbreitnngsart dieser Seuche die wichtigsten Erfah- 
rungen gemacht, deren Kenntniss zur Verhütung ihres Umsichgreifens toü 
der höchsten Bedeutung ist. Diese Erfahrungen lassen sich in folgende 
Sätze zusammenfassen: 

1) Es ist erwiesen, dass die asiatische oder epidemische Cholera bei 
uns nirgend spontan, d. h. von selbst oder durch Miasmen etc. 
sich zu entwickeln vermag, sondern dass sie sich schlechterdings nur 
auf dem Wege des menschlichen Verkehrs Terbreitet 
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2) Bfl ist mit der liSehsten Wahrsobeinliehkeit anzunehmeiiy dass der 
versehleppbare Krankheitskeim an den Answnrfeto^en der Cholera- 
kranken haftet > und dass die Weiterrerbreitnng der Krankheit in 
der Weise vermittelt wird, dass diese Aaswor&toffe, besonders die 
Exkremente der Kranken, — aneh solcher, welche nnr an den Yor^ 
boten oder leichteren Graden der Cholera leiden, — in den Erdr 
boden gelangen. 

3) In dieser Hinsicht aber verhalten sich die verschiedenen Bodenarten 
nicht in gleicher Weise. Während die eine Klasse derselben in 
hohem Grade die Weiterentwicklung des Krankheitskeims begün- 
stigt, ist die andere Klasse hierza wenig oder gar nicht empf&nglich^ 
so dass selbst nach wiederholter Einschleppung die Cholera dort 
nicht zu epidemischer Verbreitung gelangen kann. 

Als Grund dieses verschiedenen Verhaltens hat sich heransgestellty 
dass die für die Cholera besonders empfänglichen OrtschaJften einen Boden 
haben, welcher mit wechselndem Stande des Grundwassers, und zwar eines 
mit menschlichem Auswurf, besonders ezkrementiellen Stoffen impr&gnir- 
ten und verunreinigten Grundwassers, behaftet ist. Diejenigen Orte da- 
gegen, welche von solchem Grundwasser mehr oder weniger befreit sind» 
namentlich also die, welche auf einer, wenn auch unbedeutenden Wasser- 
scheide liegen, geniessen eine mehr oder weniger vollständige Immunität 
von der Cholera. Hieraus erklärt es sich, dass an Flussufem belegene 
fitädte verhältnissmässig weit mehr von der Cholera gefährdet sind, ak 
die meisten Ortschaften des platten Landes; auch abgesehen von der hier 
weit geringeren Gelegenheit zur Einschleppung der Krankheit. Ferner, 
dass die unmittelbar am Wasser, als auf der tiefsten Bodensenkung ge- 
legenen Stadttheile überall zunächst und am stärksten von der Cholera 
zu leiden haben. 

Ans diesen Sätzen folgt das wichtige Besultat: 

dass zur Verhinderung der weiteren Verbreitung der Cholera nach 
ihrer Einschleppung 

1) die sofortige Zerstörung des Cholerakeims durch Desinfizirung 
der Auswurfstoffe der tranken; 

2) eine kräftige Desinfizirung der Nachtstühle, Latrinen and Ab- 
trittsgruben in den infizirten Orten; und 

3} die peinlichste Beobachtung der Beinlichkeit in den Rinnsteinen 
imd Wasserläufen derselben aaszuführen sind. 

Diese Massregeln haben bereits in den letzten Epidemien die Probe 
bestanden, und lässt sich somit erwarten, dass die umsichtige und gründ- 
liche Ausf&hmng derselben ein verheerendes Umsichgreifen der Seuche, 
vne solches früher wegen Unkenntniss dieser Verhältnisse Öfters stattge- 
funden, verhüten werde. 

Bezüglich der speziellen AusflUirung dieser Desinfizirungen wird Nach- 
stehendes bekannt gemacht: 

Die Desinfektionsflüssigkeit wird folgendermassen bereitet : Eiji Pfund 
Eisenvitriol (schwefelsaures Eisenozydul oder Kupferwasser) wird in etwa 
f Eimer Wasser gelöst und hierzu etwa ein Quart rohen Holzessigs ge- 
geben. Von dieser Flüssigkeit wird eine entsprechende Quantität (| bis 
1 Quart) in die Gefässe gegossen, welche zum Auffangen der von den 
Knmken entleerten Auswuifstoffe bestimmt sind. 

Dieselbe Flüssigkeit dient auch zur Desinfizirung der Abtritte. Bei 
grösserer Geräumigkeit derselben wird es sich jedo(m empfehlen, zuvor 
eine Zersetzung der Fäkalstoffe durch einige Schaufeln Gips oder einige 
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Eimer diknnen Kalkbreies yorsanebmen, bevor die Eisenflflssigkeit, und 
zwar in solcher Menge hineingegossen wird, dass die Oberfläche der Orube 
stets mit einer dünnen Schicht Flüssigkeit bedeckt bleibt. 

Unter allen Umständen ist zu verhüten, dass die Ausleerungen der 
Kranken unzersetzt in die Rinnsteine oder die öffentlichen Wasserläafe 
gelangen. Vielmehr ist strenge darauf zu halten, dass die Rinnsteine etc. 
während der Dauer einer Gholeraepidemie in den infizirten Orten täglich 
gereinigt werden. 

II. Regeln für das Verhalten bei Annäherung und während 

der Dauer einer Choleraepidemie. 

Die wichtigste Regel ist folgende: 

Die Cholera bricht fast niemals ohne vorangegangene deutliche Vor- 
boten aus. Wer diese bei Zeiten beachtet und sogleich ärztliche Hülfe 
nachsucht, bleibt fast ausnahmslos von der Weiterentwickelung und dem 
Ausbruch der Cholera verschont. Wer sie dagegen unbeachtet lässt, na- 
mentlich den der Krankheit stets vorangehenden, meist leichten und 
schmerzlosen Durchfall vernachlässigt, steht in hoher Qefahr vor dem Aus- 
bruch der Cholera. Denn von diesem anscheinend leichten Durchfall bis 
zum« Choleraanfall ist nur ein Schritt, den die Krankheit meist ohne be- 
sonders auffallende Zwischenstadien und urplötzlich macht. 

Da nun aber dieser Durchfall sich leicht und meist in kurzer Zeit 
heben lässt, so folgt daraus, dass man sich vor der Cholera sehr viel leioh« 
ter und sicherer schützen kann, als vor den meisten übrigen SeucheOi 
deren Vorboten nicht so deutlich und in die Augen fallend sind. 

> Es ist somit die Aufmerksamkeit auf dieses Symptom das wichtigste 
Schutzmittel gegen die Cholera. 

Ausserdem aber ist Folgendes zu beobachten: 

1) Regelmässige Lebensweise, also Vermeidung übermässiger körper- 
licher Anstrengung, Erhitzung, des Nachtwachens , — kurz aller, 
die Kräfte und Widerstandsfähigkeit des Körpers vermindernden 
Schädlichkeiten. 

2) Vermeidung der Unmässigkeit und jeder Ueberladung des Magens. 
Ganz besonders hat sich als spezifische Schädlichkeit der während 
einer Choleraepidemie stattfindende vorzugsweise Genuss wässeriger 
Vegetabilien herausgestellt. Hierher gehören : rohes, besonders un- 
reifes Obst, Qnrken, Salate, Pilze und blähende Gemüse (KohI> 
Sauerkraut, Kohl- und andere Rübensorten); femer zu fettes oder 
zähe eingepökelte Fleisch- und . Wurstwaaren , fette Fische (Aal, 
Lachs, Neunaugen) und fetter Käse. 

3) Sorge für Reinlichkeit des Körpers und der Wohnungen, so wie far 
reine Luft in denselben. 

4) Vermeidung von Erkältung des Körpers, des Unterleibes und des 
Magens. Man setze sich nicht, ohne sich dabei zu bewegen, der 
kühlen Nachtluft aus, besonders nicht nach heissen Tagen, und ver- 
meide bei offenen Fenstern und unter leichter Bedeckung zu schlafen. 

. Den Unterleib halte man warm. Besonders aber ist während sol- 
cher Zeit der übermässige Genuss kalten Wassers nach vorange- 
gangener Erhitzung des Körpers schädlich, selbst wenn derselbe 
äusserlich abgekühlt erscheint. Bei solchen Gelegenheiten ist zur 
Stillang dos heftigen Durstes der Genuss eines kalten, schwachen» 
versüssten Kaffee's mit geringem Zusatz von Rum oder Arrak (I Lotb 
Kaffee auf 1 Quart Wasser mit ^ Esslöffel Rum) zu empfehlen. — 
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Auch müssen f8r solobe Zeit jasges, nicht aoBgegohmes Bier> junge 
und saure Weine als schftdlich vermieden werden. 

5) Der Gebranch sogenannter Pr&senratiymittel , welche Ton den auf 
die Choleraforcht speknlirenden Pfiischem in solcher Zeit in Gestalt 
Yon Pulyem, Liqnearen, Tropfen, Pflastern etc. angepriesen werden, 
ist als nnnütz, in vielen F&llen sogar als direkt schädlich za ver- 
meiden. 

Verfahren beim Ausbruche der Krankheit. 

6) Die Vorboten der Cholera bestehen in der Begel in einem unbe- 
haglichen Geftihl im Unterleibe, BanchkoUern , auch wohl leichter 
Uebelkeit und einem anscheinend mit grosser Erleichterung erfol- 
genden, schmerzlosen, w&sserigen Durchfall, welcher jedoch noch 
gallig gefärbte Stoffe entleert. Diesen Durchfall warte man im Bette 
ab und beeile sich, den Arzt rufen zu lassen. Bis zur Ankunft des- 
selben nehme man hin und wieder eine halbe Tasse warmen Thee*8 
von ChamilleD, Pfeffermünze, Krausemünze oder Fliederblumen. 

7) Ist die Cholera wirklich ausgebrochen, so beobachte man zunächst 
dasselbe Verhalten, suche bis zur Ankunft des Arztes den Kranken 
im Bette durch erwärmte wollene Decken, Wärmflaschen, erwärmte 
Sandsäcke etc. zu erwärmen und lege ihm ein Sen^flaster, aus ge- 
stossenem schwarzem Senf und warmem Wasser bereitet, von der 
Grösse einer Manneshand auf Unterleib und Herzgrube, welches 
jedoch nicht länger liegen bleiben darf, als bis die Haut geröthet 
erscheint (etwa ^ Stunde), und reibe die Gliedmassen unter der 
Bettdecke mit erwärmten, allenfalls mit Kampferspiritus befeuchteten 
wollenen Tüchern. Bei häufigem Erbrechen lasse man Selterwasser 
trinken, oder gebe ab und zu einen kleinen TheelÖffel Brausepul- 
ver. Das weitere Verfahren ist dem Arzte zu überlassen. 

' Hierher gehört auch die Bekanntmachung des Polizeipräsidiums 
Tom 21. Juni 1866: 

Es giebt Krankheiten, deren Heilung der ärztlichen Kunst nur zu oft 
nicht geuugt, deren Verbreitung aber sich abwenden lässt, und deren An- 
fang oft noch heilbar ist. Dies gilt auch von der Cholera. Nach dem 
Ergebniss der neuesten wissenschaftlichen Forschungen verbreitet sich die 
Cholera in Europa vorzugsweise, vielleicht sogar nur durch die Abgänge 
der Cholerakranken und selbst solcher Kranken, die nicht an ausgebildeter 
Cholera, sondern nur an Choleradurchfällen leiden. So kann sie durch 
Personen, welche, den Keim der Krankheit in sich tragend, aus Orten 
kommen, die von der Cholera angesteckt sind, nach anderen Orten ver- 
schleppt werden, so können einzelne Cholera-Erkrankungsfälle eines Ortes 
den Heerd bilden, von dem aus der Ort mit der furchtbarsten Epidemie 
heimgesucht wird. Wo daher die Gefahr der Einschleppung vorhanden 
ist, oder wo die Einschleppung bereits stattgefunden hat, da müssen vor 
AUem die menschlichen Abgänge als die Träger des Ansteckungsstoffes 
unschädlich gemacht werden. Segreiflicher Weise gilt dies vorzugsweise 
von > den Ausleerungen der an Cholera und Choleradurchfällen Erkrankten. 
Biese Ausleerungen dürfen nicht eher beseitigt werden , bevor sie nicht 
mit dem als Desinfektionsmittel bewährten Chlorkalke überschüttet worden 
Bind. Da aber zur Zeit der Cholera menschliche Ausleerungen überhaupt 
als verdächtig angesehen werden müssen, und die Ausdünstungen derselben 
auch, abgesehen von der Cholera, die menschliche Gesundheit zu gefähr- 
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den geeignet sind, so ist es erforderlich, sUmmtliohe Latrinen^ Senk- nnd 
Kothgruhen und Naehtstühle täglich einem. Verfahren su anterwerfen, 
durch welches mit der Beseitigung der übelriechenden Ausdünstungen zu- 
gleich der Keim der Cholera vernichtet wird. Als die geeignetsten Mittel 
zu einem solchen sogenannten Desinfektionsrerfahren dürfen, ausser dem 
schon erwähnten Chlorkalk, das Eisenvitriol, die Kohle, die Karbolsäure 
und der Aetzkalk empfohlen werden. Gegenwärtig sind nicht nur in 
Stettin und anderen nahe belegenen Orten, sondern auch in Berlin selbst 
Cholerafälle vorgekommen. Damit die Zahl derselben hier nicht zunehme, 
damit Berlin nicht wieder einer Epidemie verfalle, die leicht wieder Tau- 
sende von Menschen hinwegrafft, müssen die menschlichen Abgangsstoffia 
unschädlich gemacht werden. Durch obrigkeitliches Einschreiten allein 
ist dies nicht durchführbar; es ist dazu auch der gute Wille jedes Ein- 
zelnen nothwendig. Daher ergeht an jeden Hauseigenthümcr und an 
jeden Vorstand eines Haushaltes die dringendste Mahnung, in seinem Be- 
reiche darauf hinzuwirken, dass alle in den Abtritten, Senkgruben, Naoht- 
stühlen U. s. w. befindlichen Abgangsstoffe durch Desinfektionsmittel stets 
in geruchlosem Zustande erhalten, die Abgänge solcher Personen aber, die 
an der Cholera oder an CholeradurchfUUen leiden, mit Chlorkalk über- 
schüttet werden. Den Aerzten aber darf wohl kaum besonders an du 
Herz gelegt werden, dass sie es sind, welche in dieser Beziehung dorob 
Belehrung und Erinnerung am meisten auf die Bevölkerung einzuwirken 
vermögen. Wenn es Armen an Mitteln zur Ausführung der Desinfektionen 
gebricht, so wird die Anzeige des Arztes ausreichen, um die Behörde zur 
unentgeltlichen Lieferung des erforderlichen Desinfektionsmaterials su ver- 
anlassen. Nächst der Möglichkeit, die Verbreitung der Cholera dureh 
Desinfektion der Abgänge zu verhindern, kommt der Umstand in Be- 
tracht, dass' die Cholera in ihrem Beginn noch heilbar ist. Darum 
wolle ein Jeder, den selbst oder dessen Angehörige die ersten Anzaoben 
der Cholera befallen, so 'schleunig als möglich ärztliche Hülfe suchen, 
nicht aber seine Zuflucht zu sogenannten Schutzmitteln nehmen, durch 
welche die Leichtgläubigkeit des rublikums von unbefugten und unwissen* 
den Personen ausgebeutet zu werden pflegt, und welche, wenn sie auch 
an sich unschädlich sein sollten, doch durch Verabsäumung eines geeig- 
neten Heilverfahrens verderblich werden. Damit es auch der unbemittel- 
ten Bevölkerung an Hülfe nicht fehle, so wird auch ausser den Armen- 
Aerzten ein jeder Arzt ermächtigt, Armen, die an der Cholera oder an 
choleraverdächtigen Erscheinungen erkranken, die Arzneien auf öffentliche 
Kosten zu verordnen. 

SS. 35—40. Vom Typhus. 
SS. 41—43. Von der Euhr. 

SS- 44—58. Von den Pocken (Regulativ vom 7. Februar 1861; 
siehe S. 24). 

SS. 59—61. Von Masern, Scharlach, Eötheln. 

SS. 62—64. Von der kontagiösen (ägyptischen Augenentzün- 
dung). Die Begierung zu Potsdam hat unterm 4. Dezember folgende 
Verfugung erlassen: 

Es ist zu unserer Kenntoiss gekommen, dass in mehreren Kreisen 
''^'wi, Verwaltungsbezirkes die sogenannte granulöse Augenentzündong 
sich theils vereinzelt, theils und namenthoh in Waisenh&usern, Hospit&lern, 
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Kranken-, Arbeits- und Armenhftusem in grösserer Yerbreitnng gezeigt hat. 
Indem wir hieraus Veranlassung nehmen, die Beachtung der auf die an- 
■steckende Augenentzündnng besdglichen Vorschriften des Begulativs vom 
■S. August 1835 U. b. J§. 62 — 64 in Erinnerung zu bringen, bestimmen wir 
2U diesem- Zwecke noch Folgendes: 

1) die Ortspolizeibehorden haben anhaltend dafür Sorge zu tragen, 
dass die Personen ermittelt werden, welche an akuten, verdftohtigen 
Augenentzfindungen leiden ; 
2} ein besonderes Augenmerk ist auch auf die Schulen zu richten, in 
denen die granulöse Augenentzündung (in chronischer Form) mit- 
tun ter verbreitet ist; 

3) die von derartigen Augenentzündungen Befallenen sind sobald als 
möglich der Behandlung eines approbirten Arztes oder einer geeig- 
neten Heilanstalt zu überweisen; 

4) die Ortspolizeibehörden haben ihre besondere Aufmerksamkeit darauf 
zu richten, dass die Ursprungsquelle des Uebels ermittelt, und Ton 
dieser aus der Weiterverbreitung des Uebels ein Ziel gesetzt werde. 

In der Beilage findet sich eine Belehrung über die charakteristischen 
Zeichen der granulösen Augenentzündung, so wie über die Wege ihrer 
Verbreitung und die Mittel, letztere zu verhüten. 

Belehrung 

über die charakterischen Zeichen der granulösen Augenentzündung, über 
die Wege ihrer Verbreitung und die Mittel, letztere zu verhüten. 

I. Zeichen der granulösen Augenentzündung. 

Beim Beginnen der Krankheit hat dieselbe eine grosse Aehnlichkeit 
mit der gewöhnlichen, katarrhalischen, meist rasch vorübergehenden Augen- 
entzündung. Das Weisse im Auge und der Augenlidrand ist leicht ge- 
röthet, die Augen sind gegen helles Licht und gegen Wind empfindlicher 
und thränen leichter; der Kranke hat das Geftihl, als sei ihm Sand oder 
Staub in dieselben gekommen, auch wohl ein Gefoäil von Müdigkeit in den 
oberen Augenlidern, gleichsam als wären diese zu schwer geworden. Des 
Morgens, beim Erwachen findet sich in den Augenwinkeln eine Ansamm- 
lung gelblichen Schleims und leichte Verklebung der Augenlieder. Wen- 
det man das untere Augenlid nach aussen, so zeigt sich schon jetzt das 
Beginnen einer Auflockerung auf dessen innerer Fläche. 

In diesem Zustande kann das Uebel längere Zeit, wochen- und selbst 
monatelang verharren, ohne den höheren Grad zu erreichen. Jedoch ent- 
wickelt sich bei längerem Bestehen auch dieses ersten Stadiums der 
Krankheit die Torgedachte Auflockerung der Augenlidbindehaut zu einer 
eigenthümlichen granulösen (körnigen) Beschaffenheit aus, welche entweder 
das ganze Augenlid überzieht, oder sich nur in der Nähe der Augenwinkel 
zeigt und sich bei Umwendung des Augenlides sofort durch das lebhaftere 
Both der aufgelockerten und granulirten Stellen verrätb. 

Beim Uebergange in das zweite Stadium der Krankheit zeigen sich 
häufig grosse gelbe Scbleimflocken auf der Angenlidbindehaut. 

Dieses zweite Stadium verräth sich durch die Steigerung der vor- 
genannten Erscheinungen. Die Augenlider sind geröthet und geschwollen, 
das Weisse im Auge stärker geröthet. Schmerzen und Lichtscheu sind 
heftiger und aus den Augen fliesst eine trübe Thränenfeuchtigkeit mit 
Schleim gemischt. Wendet man das untere Augenlid nach aussen um, 
80 zeigt sich dasselbe stark aufgelockert, oft sogar gewulstet und sehr 
lebhaft geröthet. 

10 
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Im dritten Stadio endlicli erreichen alle jene Erscheinungen ihre 
grösste Höhe. Es stellt sich anter steigenden Schmerzen eine eiterartige 
Absonderung aus dem Auge ein, das ganze obere Augenlid schwillt stark 
an, röthet sich und hängt oft weit Über das untere herab, so dass der 
Kranke unyermögend ist, das Auge zu öffnen. Das Weisse des Aages ist 
meistens gleichfalls aufgelockert und aafgewulstet. In diesem Stadio ist 
die von dem Auge abgesonderte Flüssigkeit nicht blos dicklicher und dem 
Eiter ähnlicher, sondern auch zugleich ätzender, so dass sie auf der höch- 
sten Höhe der Krankheit äusserst zerstörend wirkt, und zugleich den höch- 
sten Grad der Ansteckungsfähigkeit erreicht. 

Wenn nun gleich die Krankheit, wie bereits erwähnt, in sehf yielen 
Fällen in dem ersten Grade ihrer Entwicklung stellen bleibt, ohne jemals 
die höheren Grade zu erreichen, so befindet sich doch das Ange, wenn 
auch alle Röthe in demselben , namentlich in dem Weissen und auf dem 
Augenlidrande geschwunden, so lange die vorbeschriebene kömige Be- 
Bchaffenheit nicht beseitigt ist, immer noch in einem krankhaften Zustande, 
welcher bei einwirkenden Schädlichkeiten leicht in einen höheren Grad 
übergeht. 

IL Die Wege der Verbreitung der granulösen Augen- 
entzündung. 

1) Der Ansteckungsstoff dieser Krankheit haftet Torzüglich an der, 
von den kranken Augen abgesonderten Flüssigkeit und pflanzt sich 
durch deren Uebertragung, wie solche namentlich bei der gemein- 
schaftlichen Benutzung von Keinigungsmitteln, des Waschwassers» 
der Waschnäpfe, Schwämme, Bett- und andere Wäsche, besonders 
Hand- und Schnupftücher leicht erfolgt, von Individuum zu Indivi- 
duum fort. 

2) Je heftiger die Entzündungserscheinungen, und je rascher der ye^ 
lauf der Krankheit, um so leichter findet die Ansteckung statt. 

3) Befinden sich mehrere, an dieser Krankheit leidende Personen is 
eitlem verhältnissmässig engen Baume vereinigt, so vermag sieh der 
Ansteckungsstoff dem Dunstkreise der Kranken mitzutheilen, and 
daher kommt es, dass die Verbreitung der Krankheit besonders in 
Hospitälern, Waisen-, Arbeits- und Armenhäusern, sowie aueh in 
Schulen und in Kasernen, aber auch in überftillten, schlecht venti- 
lirten und unsauberen Wohnungen der Arbeiterbevölkerung auf dem 
platten Lande und in den Städten beobachtet wird. 

in. Die Mittel, welche die Verbreitung dieser Krankheit zu verhindern 
im Stande sind, ergeben sich aus dem Vorstehenden. Alle diejenigen 
Mittel, welche ad II, 1—3 genannt sind, werden, in soweit es die Vor- 
hältnisse gestatten , zu vermeiden , zu beseitigen oder wenigstens zn be- 
schränken sein. Wo es irgend geschehen kann, ist in Anstalten, in wel- 
chen die Krankheit bemerkt wird, eine Absonderung der Erkrankten bis 
zu ihrer — in den leichten Fällen meist rasch erfolgenden — Heilung zu 
bewirken, unter allen Umständeh aber muss die gemeinschaftliche Be- 
nutzung der Beinigungsmittel aufhören. 

§§. 65 — 73. Von der Syphilis und der regelmässigen Untersu- 
chling. Das Strafgesetzbuch bestimmt hierüber Folgendes: 

§. 146. Weibspersonen, welche den polizeilichen Anordnungen zu- 
wider gewerbsmässig Unzucht treiben, werden mit Gefängniss bis zu acht 
Wochen bestraft. Das Gericht kann zugleich ' verordnen , dass die Ange- 
schuldigte nach Beendigung der Gefängnissstrafe in ein Arbeitshaus go* 
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den Kräi«*!. *^iixjJ<5tt ~r«.xT— .^« j»- >aniii3. "Eör ^jrs^~j* ^•4 '*'• ^'•■**' K'*i*>^ 

im Fröi.;4Jr» rar T^-sainr «3ar^L«:!'5Dst '5"äLrÄitT«*r *** ^«"^ I^aia<JU'^«^<n 
14t6n T A r<c v»g Lj l 5^ui grg 2»js* l^jssars»» i« i*c*^«r>i «n%i K*«>m*m \i\^» 

bezirk ge»;n«=s. i«hi 5"jaE xx^-ürs^dtcr^xlici 2Si ck>s<« l**'^^*?!*«^! |ji>^«*to«- 
theiis Folze «•^r mäc ff>zix.r%aaB£& AxuL^risMckeH ^J«' (^tluohon r,^|>»^M- 
behörden, öö AisfLanr^r -r-r .^ » m rrr T-^^^sr^ da?*** V'oK^U >i\oHÄoh iM- 



lassenen Vfrr r^rrT-r^^ ▼^'•ä* w^r 2i«oeri_r.C5 nur noch «{«rx'^h «««i^»"^ V»*<l\ 
vom 7. Jnni d. J^ ÄÄSiLass 5r li-cT, S. 44-1 — 14^ rv^"^^'»^''*^ hnt»«^«. Pu* 
gegenwärtige besc7zi:idk& Lac« •» Gegenstandes erhoisolit iiu»««»nM*d»M\H»»<h\* 
ilassregeln, und w:r »rrp^jin^en euer s&mmdiche kVl»a»MhohiM-«I^M* \\\\\\ M»» 
amten des Depanemefis xa TtrdvFF*'te*" J^onrtkU und ThÄti^Koif I»»m Vu<- 
fuhrung der ^egen die Kräoe gthchieten Tilguug?»nm>i»i^»>it»ln ♦ \\»»U*U»» \\il- 
m nachstehender Art anheben: 

1) Znnächät massgebend für das ganxe A'ertahron MolUt \ni«»«M«t wWw 
citirte Amtablattverfugung Tom 7. Juni d. J,, woloho wir hioin\il ^vIimIimI\oU 
ernstlich einschärfen. 

2) Jedem Haaswirth oder dessen Stellveitrotor lojjfon wir hlrvtul^ »li»» 
Pflicht auf, Angesichts dieser Verfügung den gnnR(>n I!nu«»»tuhil n\\\' ilrt* Prt- 
Bein der Krätze zu prüfen, und vom Ausfall diosor rrniunif «pllli»«»»»'!»« inmM- 
halb drei Tagen nach dem Erscheinen und erlangtor goBoly.holuM* KmO dii"««»!' 
"Verfugung der Ortepolizeibehörde mündlich odor urluiÜlirb Anri»lm» «» 
machen; die letztere verpflichten wir noch bcflond<»rN, tl«Mi ItihnU iIu»b»m V»»»' 
iugung auf angemessene Weise zur Kenntuis« dor Howohiior tlo« Oit»»" 
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KU bringen. Nach dem Ablauf dieses Termins zieht die Ortspolizeibehorde 
die ausgebliebenen Nachrichten auf Kosten der Terpflichteten S&umigen ein. 
Die diesfllllige Kontrole haben die Ortspolizeibehörden streng zu föhreni 
event. die in der wiederholt citirten AmtsblattverfEigung vom 7. Juni d. J. 
auf die Verheimlichung der Krätze gesetzten Strafen ohne Nachsicht ku 
realisiren. 

3) Die Ortspolizeibehörden legen sofort eine namentliche tabellarische 
Uebersicht der nach §. 2. bei ihnen angemeldeten, entweder offenbar oder 
scheinbar mit der Krätze behafteten Individuen an und filhren solche ordent- 
lich und regelmässig bis zur Tilgung der Krankheit. 

4) Personen , welche nur als scheinbar mit der Krätze behaftet ange- 
meldet werden, und welche selbst über die Existenz oder Nichtexistenz der 
Krankheit bei sich im Zweifel sind, erhalten yon der Ortspolizeibehörde die 
Weisung, sich innerhalb 24 Stunden durch ärztliches Attest als rein oder 
unrein zu legitimiren. Die Beibringung dieser Atteste ist nöthigenfalls durch 
angemessene Zwangsmittel zu realisiren; jedenftkUs muss ein der Krätze yer- 
dächtiges Individuum der öffentlichen Sicherheit wegen so lange ab mit 
der Krätze behaftet behandelt werden, bis das Qegentheil durch sachrer- 
ständige Untersuchung feststeht. 

5} Mit den Krätzkranken muss nach Massgabe der §§. 18. und 19. der 
mehrfiEkch zitirten AmtsblattverfQgung vom 7. Juni d. J. yer&hren werden. 
Den Kranken dieser Art, welche nicht in öffentliche Heilanstalten aufgenom- 
men werden, setzt die Ortspolizeibehörde eine dreiwöchentliche Frist zur 
Heilung. Ein solcher Zeitraum ist bei richtiger Behandlung und bei zweck- 
mässigem Verhalten des Kranken, selbst bei der eingewurzeltesten Krätze, 
mehr als zureichend zur Genesung, daher denn auch auf Einhalten dieser 
Frist überall mit Strenge gehalten werden muss. Spätestens beim Ablaof 
dieser Frist muss sich der Kranke durch ein ärztliches Attest als geheilt 
legitimiren ; andernfalls muss er durch angemessene Zwangsmittel zur gründ- 
liäen Kur angehalten, event. zu diesem Zweck in eine öffentliche Anstalt 
untergebracht werden. 

6) Die Genesenen, so wie deren Kleidungsstücke undusonstige Effecten 
sind nach §. 21. der vielfach angezogenen Amtsblattverfögung Tom 7. Jnn^ 
d. J. zu behandeln, bevor sie mit anderen Kranken in Berührung kommen 
dürfen. 

7) Untersuchungen und Attestertheilungen der in den §§. 4. und 5. ge- 
dachten Art, in so fem sie in den Wohnungen oder doch wenigstens in den 
Wohnorten der betreffenden Herren Kreisphysiker, Kreischirurgen oder be- 
soldeten Armenärzte geleistet werden, werden diese Beamten den Armen 
unentgeltlich gewähren. 

8) Die Kurkosten ftlr Krätzkranke tragen diejenigen, welche die An- 
steckung verursachten, und sind dazu event. im Eechtswege anzuhalten. 
Sind dieselben nicht mit Zuverlässigkeit oder Wahrscheinlichkeit zu ermit- 
teln, oder sind sie selbst arm, so treten bei armen Kranken dieser Art, wegen 
Deckung der Kosten, die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen der Ar- 
menkrankenpflege m Kraft. Die Heilung eines armen Krätzigen ist als 
eine Sicherungsmassregel zu den polizeilichen Lasten zu rechnen, welche 
jede Kommune, m welcher sich em solcher Kranker aufhält, event. zu tragen 
hat. Deshalb muss bei der Unterbringung eines solchen Kranken zur Kur 
jederzeit der Vorstand der betreffenden Kommune gehört werden, um event 
bei gleicher Sicherheit für das öffentliche Wohl den vohlfeiisten Weg zur 
Kur des Kranken m Vorschlag zu brmgen. * 

9) Sind in irgend einem Kreise oder Orte besondere Anstalten zur ün- 
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terbrisgang anner Krätsigen ndthig, so ist der betreffende Landrath des 
Kreises eben so befbgt wie yerpflichtet, deshalb nngesAnmt und mit der 
nöthigen Sparsamkeit su Werke zu gehen. Ueber Anordnungen und Mass- 
regeln dieser Art, besonders in Betreff des Kostenpunktes, mnss uns aber 
tmyerzüglich Bericht erstattet werden. Ein gesundes und heisbares, zum* 
Yerschliessen eingerichtetes Zimmer, eine Badewanne, das nöthige Lagerstroh 
zur Streu, Hemde und ein Handtuch sind als nöthige Requisite einer sol- 
chen Anstalt zu erachten. Dass in dieser die Geschlechter gehörig von 
einander gesondert sein müssen > dass die Anstalt eine Feuerung zur Er- 
w&mvung des Badewassers haben müsse, yersteht sich von selbst. Derglei- 
chen Anstalten sind in der.Begel in Kreisstädten zu etabliren und dort 
unter ärztliche Leitung der Herren Kreisphysiker zu stellen. 

10) Die Herren Landrftthe werden die pünktliche Ausfllhrung Torstehen- 
der Anordnungen speziell und Strenge kontroliren und sich zu diesem Ende 
Ton 10 zu 10 Tagen von den Magisträten und Distriktskommissarien, die 
ihre Nachrichten wieder von den Ortsvorstftnden einziehen müssen, Berichte 
erstatten lassen, aus welchen die Krankenzahl, der Zuwachs und Abgang an 
Kranken ttr jeden Ort besonders hervorgeht. In gleicher. Art und in glei- 
chen Terminen, das erste Mal vier Wochen nach dem Erscheinen und er- 
langter gesetzlicher Kraft dieser Verordnung, erwarten wir die Berichte der 
Herren Landräthe über den Gegenstand, bis sämmtliche hiernach ermittelte 
Kranke geheilt sind. — Es bedarf übrigens keiner Erwähnung , dass eine , 
ähnliche Kontrole der Krätzkranken auch über den vorstehend gesetzten 
Zeitpunkt hinaui^geftkhrt werden muss, damit der durch diese ausserordent- 
liche Massregel zu erzielende bessere Zustand der Dinge nicht vorübergehend 
Bei, sondern als bleibend festgehalten werde. 

11) Beamte, welche sich bei der Ausübung dieser Massregel pflicht-» 
vergessen oder lau finden lassen, werden wir ohne Nachsicht und mit aller 
gesetzlichen Strenge, welche die Wichtigkeit des Gegenstandes erheischt 
behandeln. 

S§. 84—89. Vom Weichselzopf und vom bösartigen Grind. 

SS. 90— "^1. Vom Krebs, von der Schwindsucht und der Gicht. 

SJ. 92—108. Von der Tollkrankheit resp. der Hundswuth (Be- 
lehrung des Ministeriums far geistliche etc. Angelegenheiten vom 
13. Mai 1864): 

Durch den in dem Bericht vom . . vorgetragenen Fall kann ich das 
BcdÜrinisB einer Ergänzung der §§. 102. und 103. des Beglements vom 
8. Angust 1835 nicht für nachgewiesen erachten. 

Den gerichtlichen Behörden ist darin beizutreten, dass die §§. 102. 
und 103. 1. c. sich nnr auf solche Thiere beziehen, welche von einem an- 
dern wuthkranken Thiere wiiklich gebissen worden sind. Die dort vor- 
gesehene Strale kann daher auf den vorliegenden Fall keine Anwendung 
finden. Dagegen stellt der $. 307. des Strafgesetzbuches die Uebertretung 
der von der Kegierung zur Verhätung des Einfahrens oder Yerbreitens 
von Viehseuchen angeordneten Ahsperrungs- oder Aufsichts - Maassregeln 
nnter Strafe und das Urtel des Königl. Obertribunals vom 26. Februar 1855 
(Born, Med.- Wesen I. 8. 253) ergiebt, dass unter diesen Maassregeln nicht 
die durch das Gesetz vorgeschriebenen, sondern die von der Verwaltungs- 
behörde angeordneten zu verstehen sind. Hieraus erhellt, dass die Kom- 
petenz der Königl Begierung zum Erlass eines wirksamen Verbots in dem 
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TOD Ihr befürworteten Sinne keinem begründeten Zweifel unterliegt und 
folglich ein Bedürfniss legislativen Binschreitens nicht besteht«- 

Eine andere Frage ist, ob eine Anordnung in dem von der Königl. 
Begierung befürworteten Sinne als zweckmässig anerkannt werden kann, 
« So lange Rindvieh, welches nur in Verdacht steht, von einem wuthkranken 
Thiere gebissen zu sein, noch gesund ist, muss es zwar unter sorgfältiger 
Beobachtang gehalten werden, kann aber nach thierftrztlicher Erfahrung 
sehr wohl noch zur Arbeit benutzt und nach Umstanden auch ohne Ge- 
fahr geschlachtet und zum Verzehr verwendet werden. Es erscheint so- 
nach sehr zweifelhafl, ob um des blossen Verdachts willen Spemnaass- 
regeln in dem beabsichtigten Umfange, welche für die Viehbesitzer mit 
grossen Beschwerden verknüpft sind, für gerechtfertigt erachtet werden 
können und gebe ich der Königl. Regierung anheim, die Angelegenheit 
von diesem Gesichtspunkt aus jedenfadls einer nochmaligen sorgfUltigen 
Erwägung zu unterziehen. 

Femer die Bekanntmachung des königlichen Polizeipräsidiums 
zu Berlin vom 26. Dezember 1864: 

In der Umgegend von Berlin sind kürzlich Fälle von Hundswuth 
vorgekommen und leider sind auch Menschen von tollkranken Hunden ge- 
bissen worden und an Wasserscheu gestorben. 

Da immer noch über die Kennzeichen der Hundswuth im Publikum 
mancherlei Irrthümer herrschen, so veröffentlicht das Polizeipräsidium nach- 
stehend diejenigen Ergebnisse, welche in der hiesigen Königlichen Thier- 
arzneischule durch langjährige Erfahrungen in dieser Beziehung gewonnen 
worden sind: 

1) Die Tollkrankheit der Hunde kommt nicht allein bei grosser Som- 
merhitze oder bei strenger Winterkälte vor, wie viele Leute glauben, 
sondern sie entsteht in jeder Jahreszeit, und zwar entweder direkt 
aus Ursachen, welche man noch nicht kennt, oder durch An- 
steckung, vermittelst des Bisses von tollen Hunden. Auf diese 
letztere Weise kann die Krankheit von einem tollen Hunde zu jeder 
Zeit auf viele andere Hunde übertragen werden. 

2) Unrichtiger Weise glaubt man, dass Hunde mit sogenannten Wolfs- 
klauen, Hündinnen und kastrirte Hunde nicht toll werden können; 
die Erfahrung lehrt aber, dass auch diese Thiere, im Falle sie von 
einem wuthkranken Hunde gebissen werden, nicht gegen die hier- 
bei mögliche Ansteckung geschützt sind. 

3) Wasscri>cfaeu, ein sehr auffallendes Symptom bei den in di^ Wuth- 
krankheit verfallenen Menschen, fehlt bei dieser Krankheit der 
Hunde so gänzlich, dass man sagen kann: kein toller Hand ist 
wasserscheu. Der Durst ist zwar bei vielen nur gering, aber alle 
lecken oder trinken Wasser, Milch und andere Flüssigkeiten, und 
einzelne tolle Hunde sind sogar durch Wasser geschwommen. 

4) Die allgemeine Annahme, dass tolle Hunde Schaum vor dem Maule 
haben sollen, ist ganz unrichtig, denn die meisten solcher Hunde 
sehen um das Maul ganz so aus wie gesunde Hunde, und nur die- 
jenigen von ihnen, denen die Kaumuskeln so erschlafft sind, dass 
ihnen das Maul offen steht, lassen etwas Speichel oder Schleim, 
aber nicht Schaum, aus dem Munde fliessen. 

5) Ebenso ist es unrichtig, dass tolle Hunde beständig geradeaus lau- 
fen und dass sie immer den Schwanz zwischen den Hinterbeinen 
gebogen halten. 
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Dagegen sind als die wirklichen Merkmale der Hnndswntli» 
lurankheit folgende zu betrachten: 

a) Die Hnnde zeigen zuerst eine Yerftndemng in ihrem gewohnten 
Benehmen, indem manche von ihnen sehr still, tranrig oder ver- 
driesslich werden, mehr als sonst sich in dunkle Orte legen, 
andere dagegen sich mehr unruhig, reizbar und zum Beissen 
oder Fortlaufen geneigt zeigen. 

h) Viele wuthkranke Hunde rerlassen in den ersten Tagen der 
Krankheit das Hans ihres Herrn und laufen mehr oder weniger 
weit davon ; sie kehren aber dann, wenn sie nicht hieran gehin- 
dert werden, nach etwa 24 bis 4S Stunden wieder zurück. 

<i) Die meisten dieser Hunde verlieren schon in den ersten zwei 
Tagen der Krankheit den Appetit zu dem gewöhnlichen Futter, 
aber sie'yerschlucken von Zeit zu Zeit andere Dinge, welche 
nicht als Nahrung dienen, wie z. B. Erde, Torf, Stroh, Holz- 
stückchen, Lappen u. dgl. 

d) Alle tollen Hunde zeigen eine andere Art des Bellens; sie ma- 
chen nämlich nicht mehrere yon einander getrennte Laute oder 
Schläge der Stimme, sondern nur einen Anschlag und ziehen 
den Ton etwas lang und in die Höhe, Diese Art des Bellens 
ist ein Hauptkennzeichen der Krankheit. 

•e) Manche Hunde bellen sehr viel, andere sehr wenig. Bei den 

ersteren wird nach und nach die Stimme heiser/' 
f) Fast alle tollen Hunde äussern eine grössere Beisssucht als im 
gesunden Zustande. Dieselbe tritt gegen andere Thiere eher 
und mehr hervor als gegen Menschen, ist aber zuweilen so 
gross, dass auch selbst leblose Gegenstände nicht verschont 
werden. Doch behalten die Thiere hierbei oft noch soviel Be- 
wusstsein, dass sie ihren Herrn erkennen und seinem Zuruf fol- 
gen, oft verschonen sie aber auch ihn nicht. 

g) Bei manchen tollen Hunden findet sich, bald gleich beim Ein- 
tritt der Krankheit, bald im weiteren Verlaufe derselben, eine 
lähmungsartige Erschlaffung der Kaumuskeln ein, und in Folge 
hiervon hängt der Unterkiefer etwas herab und das Maul steht 
etwas offen; doch können auch diese Hunde von Zeit zu Zeit 
noch beissen, 

b) Alle tolle Hunde magern in kurzer Zeit sehr ab, sie bekommen 
trübe Apgen und struppige Haare, sie werden nach etwa 5 
bis 6 Tagen allmählig schwächer im Kreuze, zuletzt im Hin- 
teriheil gelähmt, und spätestens nach 8 bis 9 Tagen erfolgt 
der Tod. 

Es ergiebt sich hiernach , dass die Erkenntniss der Hundswuth nicht 
immer leicht ist; und ist daher jedem Besitzer eines Hundes dringend an- 
zurathen, dass er, sobald an dem Hunde irgend welche Abweichungen 
«eines gewöhnlichen Zuptandes oder Verhaltens bemerkt werden, sohlen- 
lügst einen Thierarzt zu Bathe ziehe. 

SS. 109—118. Vom Müzbrand. 

SS- 119—122. Vom Rotz, Wurm und von der Baude. 

Die Beilage A. des Begulativs enhält: 

SS. 1—9. Die Mittel zur Desinfektion: frische Lufli>Verl)rennen^ 
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Chlorräacherungen und Waschungen, Salpetersäure und salpetersaur» 
Dämpfe, Schwefeldämpfe, Essig, kaustisches Eali. 

§. 10. Yon der Desinfektion der Menschen inshesondere. 

$.11. Von der Desinfektion der Lokalien. 

§. 12. Von der Desinfektion der Betten und Eleidungsstncke. 

§. 13. Von der Desinfektion der Waaren. 

§. 14. Von der Desinfektion der Transportgegenstände. 

$$. 15 — 17. Wie bei einzelnen der genannten Krankheiten ins- 
hesondere desinfizirt werden soll. 

Hierzu gehört das Gresetz über Bildung von Sanitätskommis- 
sionen (Eönne und Simon 11. S. 240 und v. Hörn IL S. 170),, 
von dem schon oben die Bede war. 

Für Viehseuchen insbesondere gilt das Patent vom 2. April 1803. 

Von der grössten Wichtigkeit sind jedoch zur Kenntnissnahme 
folgende Bestimmungen des Strafgesetzbuches zu empfehlen : 

§. 306. Wer die Absperrungs- oder Aufsichtsmassregeln oder Ein- 
fuhrverbote, Tvelche von der Regierung zur Verhütung des Einfahrens oder 
Yerbreitens einer ansteckenden Krankheit angeordnet worden sind, fibertritt,, 
wird mit GefSngniss bis zu zwei Jahren bestraft. Ist in Folge der lieber- 
tretung ein Mensch von der ansteckenden Krankheit ergriffen worden > so 
tritt Gefängniss von zwei Monaten bis zu drei Jahren ein. 

§. 307. Wer die Absperrungs- oder Aufsichtsmassregeln oder Ein- 
fuhrverbote, welche von der Regierung zur Verhütung des Einfahrens oder 
Yerbreitens von Viehseuchen angeordnet worden sind, übertritt, wird mit 
Gefängniss bis zu Einem Jahre bestraft. Ist in Folge Uebertretung Vieh 
von der Seuche ergriffen worden, so tritt Gefängniss von Einem Monate 
bis zu zwei Jahren ein. 

Die Grundzüge dieses Regulativs sind: 
1) Belehrungen für Aerzte sowohl als für das Yolk, welche 
jedoch nach Umständen der Epidemie von denBehörden 
modifizirt werden, wie wir Beispiele bei den wichtigsten an- 
steckenden Krankheiten angeführt haben, bei denen die Behörde 
etwas leisten kann. 

2) Die Verpflichtung zur Anzeige, sowohl in Bezug auf Er- 
krankung,» Genesung, Todesfall. 

3) Die Absperrung, ^von der man jedoch im Allgemeinen zu- 
rückgekommen ist. • 

4) Die Desinfektion. 

Ausserdem müssen die Behörden da, wo Epidemien ausbrechen,, 
für ärztliche Hülfe, Arzneien und gute Nahrungsmittel Sorge tragen, 
imd besonders das Trinkwasser und die Beinheit der Luft in den 
Wohnungen und auf öffentlichen Plätzen beau&ichtigen. 
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Zu den Desinfektionsmitteln sind hinzugetreten: "besonders das 
Eisenvitriol nnd das übermangansaure Kali, die Karbolsäure, das 
Kreosot, letzteres 1 Theil auf lOÖ Theile Wasser. 

Zur Desinfektion der Latrinen empfiehlt Ziureck: 20 Theile 
Eisenvitriol, 75 Theile Gyps und 5 Theile Karbolsäure, und von die- 
ser Mischung 2 Loth auf 1 Kubikfass Exkremente. 

Unter dem 20. November 1852 ist folgende „Kurze Anwei- 
sung^' far die Heildiener zum Desinfektionsverfahren bei anstecken- 
den Krankheiten ergangen: 

Jeder Heildiener ist yerpflichtet, auf Requisition der Behörden sowohl 
als der praktischen Aerzte nnd anderer Privatpersonen bei kontagiösen 
Krankheiten die erforderliche Desinfektion in dein Tollen Umfange und 
Haasse, wie sie nachstehend Yorgeschrieben ist, onit der grössten Sorgfalt 
nnd Gewissenhaftigkeit anszoführen. Weigerung, unvollkommene Ausfüh- 
rung oder sonstige Yeistösse gegen die hier gegebenen Vorschriften, wer- 
den mit der grössten Strenge, und Selbst durch Konzessionsentziehung, ge- 
rügt werden. 

I. Die beharrliche Desinfektion. 

Sie findet fortwährend Statt, so lapge der Kranke in der Kranken- 
stube sich befindet. Es gehört dazu: 

1) die Unterhaltung einer beständigen Chloratmosphäre in der Kranken- 
stube, welche so beschaffen sein muss, dass man das Chlor immer- 
fort leicht riecht. 

Um sie zu bewirken, wird 

a) ein Becken, ein Napf oder ein Eimer mit einfacher Chlorkalk- 
aufiösung (Formel I.) in der Krankenstube aufgestellt und öfter 
mit einem Stocke umgerührt. 

b) Vier Mal im Tage findet eine stärkere Chlorentwickelung (nach 
Formel II.) in der Krankenstube statt. 

2) Auf dem Flure ist beständig eine ncch etwas stärkere Chlorluffc zu 
unterhalten, wofür die Formel JH. oder lY. nach Umständen zu be- 
nutzen ist. 

3) Sämmtliche Abgänge des Kranken werden jedesmal mit einfacher 
Chlorkalkaufiösung aus dem oben unter 1. a. aufgeführten, im 
Krankenzimmer stehenden Eimer übergössen und dann in die Dün- 
gergrube (nicht in den gewöhnlichen Abtritt) getragen. 

4) Abgelegte Leib- und Bettwäsche des Kranken wird, ehe sie heraus- 
getragen wird, mit derselben Chlorkalkauflösung so übergössen, dass 
sie davon völlig nass wird. 

5) Dieselbe Auflösung wird zum Waschen der Hände für Arzt und 
Wärter benutzt, wenn sie den Kranken berührt haben 

6) Personen, welche mit dem Kranken in Berührung kommen, müssen 
sich, ehe sie das Krankenhaus verlassen, mit dieser Lösung waschen, 
nnd wenigstens 5 Minuten lang auf dem Flure oder in einem be- 
nachbarten leeren Zimmer einer stärkeren Chlorluft ausgesetzt sein. 

7) Wenn der Kranke stirbt, so ist die Leiehe, so lange sie in dem 
Lokale bleibt, stärkerer Chlorluft (nach Formel III. oder IV.) aus- 
zusetzen; die Leiche selbst ist beim Einlegen in den Sarg in Tücher 
zu schlagen, welche in Chlorkalkauflösung getränkt sind.] 
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8) Genesene müssen, beyor sie das Krankenzimmer Terlassen, sieb, so- 
viel nach ärztlicbem Ermessen zulAssig ist, mit einfacher Ohlorkalk- 
auflösung abwaschen and reine Kleider anlegen. 

II. Die Schlussdesinfektiun. 
Sie findet statte sobald das Krankenzimmer geleert ist, sei es, dass der 
Kranke ins Hospital gebracht wurde, sei es, dass er als genesen entlassen, 
oder dass er gestorben und die Leiche beerdigt ist. 

Verfahren. 

1) Die Krankenstube wird der stärksten Chlorrftucherung (nach 
Guyton-Morveau, Formel IV.) bei verschlossenen Thüren, Fenstern und 
Ofen während 12 Stunden ausgesetzt. 

2) Nachdem dies geschehen, wird Alles, was als werthlos vertilgbar 
erscheint, vertilgt. Dahin gehören : Bettstroh, Lumpen, werthlose W&sohe 
und Kleidungsstücke, besonders solche, mit welchen der Kranke in unmit- 
telbare Berührung kam, Trink- und Essgeschirre, Nachtgeschirre etc. 

Das Vertilgen kann durch Vergraben, durch Ausschütten in die Dftn- 
gergrube, und nach Umständen und unter gehöriger Vorsicht auch durch 
Verbrennen bewerkstelligt werden. 

3) Alles, was waschbar ist, wird mit Lauge und Seife, nachdem es 
▼orab mit einfacher Cblorkalkauflösung angefeuchtet ist, gewaschen. 

Hierher gehört alles Leinenzeug, da^ weisse Baumwollenzeug etc. 

4) Wollene, seidene und andere Kleidungsstücke, wie auch Betten, 
Matrazen, Fenstervorhänge etc. werden, insofern sie nicht waschbar er- 
scheinen möchten, noch besonders mit Chlor geräuchert und nachher einer 
erhöhten Temperatur ausgesetzt, demn&cht aber längere Zeit auf Stangen 
auseinander gehangen und an geeigneten Orten dem Durchstreichen der 
frischen Luft ausgesetzt 

Noch besser ist es, wenn zusammengesetzte Gegenstände, als Betten, 
Matrazen etc., aufgetrennt und Hülle und Inhalt, jedes besonders, desinfi- 
zirt werden. Wo eine Bettfedernreinigungsanstalt ist, wird die erforder- 
liche Reinigung am besten in einer solchen bewirkt. 

5) Hölzerne und andere Mobilien, Lädersachen, sowie die Fassböden 
werden mit Lauge abgescheuert. 

6) Die Wände der Krankenstube werden, wo möglieh, mit Kalk neu 
fibertüncht. 

III. Formeln zu den Chlorräucherungen. 

I. Einfache Lösung von Chlorkalk in Wasser: 4 Loth Chlorkalk auf 
3 Quart Wasser. 

II. Stärkere Chlorentwickelung: gleiche Theile Chlorkalk und gepul- 
yerter Alaun werden in einer flachen Schaale mit Wasser angefeuchtet ond 
umgerührt. 

Die Chlorentwickelung hält, allmälig abnehmend, 4 bis 6 Stunden an. 

UI. Starke Chloren t Wickelung: 4 Loth Chlorkalk werden auf einer 
flachen Schaale mit eben so viel verdünnter Schwefelsäure nach und nach 
Übergossen. 

IV. Stärkste Chlorentwickelung (nach Guyton-Morveau): 2 Theile 
Braunstein und 3 Theile Kochsalz, sorgfältig gemischt, werden mit eben 
so viel verdünnter Schwefelsäure auf einer flachen Porzellanschaale über* 

gOSBGD, 

Wenn man die Mischung gelinde erwärmt, wozu ein Becken mit ge- 
dämpften Kohlen oder ein Nachtlicht benutzt werden kann, so entwickeln 
sich die Chlordämf^e reichlicher. 

Die verdünnte Schwefelsäure besteht aus gleichen Theilen rober kon- 
zentrirter Schwefelsäure und Wasser. Wenn man sie selbst bereitet i eo 
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darf die Scliwefels&ure dem Wasser nur ganz allmftltg und tropfenweise 
zugesetzt werden, indem sieb sonst das Gemisch zu sehr erhitzt. , 

lY. Vorsichtsmassregeln. 

1) Die starken Chlordftmpfe erregen heftigen Hustenreiz und strengen 
llberhaupt die Brustorgane an. 

So lange daher der Kranke sich im Krankenzimmer befindet, dür- 
fen immer nur die schwächeren Formeln benutzt werden, und wo in 
der ausgeleerten Krankenstube die stärkeren Formeln behufs der Schluäs- 
desinfektion zur Anwendung kommen müssen, da muss derjenige, welcher 
sie administrirt, sich gegen das £inathmen derselben durch Abwenden des 
Oesichts oder Vorhalten eines Tuches vor dem Munde zu schützen suchen. 

2) Die Chlordämpfe greifen alles blanke Metallgeräthe , so wie viele 
Farben an, worauf hei ihrer Anwendung Rücksicht zu nehmen ist. 

3) Wie viel von den angegebenen Ingredienzien jedesmal genommen, 
wie oft die Chlorentwickelung erneut werden muss, das hängt theils von 
der Grösse der Lokalitäten, theils von anderen Umständen, z. E. Festig- 
keit der Fenster, ob ein Ofen mit Ofenloch in der Stube, Anzahl und Er- 
öffnen der Thüren etc., ab, Hess sich hier nur anuäherd bestimmen und 
muss dem Erfolge nach beurtheilt werden. 

'4) Wäsche, Betten, Kleidungsstücke etc. müssen, damit sie von den 
Chlordämpfen recht durchdrungen werden, nicht fest zusammengepackt 
liegen bleiben, sondern auf Stühlen oder Stangen lose auseinander gehan- 
gen werden. 

5) Es ist zweckmässig, wenn bei vorhandenen oder drohenden Konta- 
gionen der Heildiener immer einigen Yorrath von den zur Desinfektion 
eiforderlicben Substanzen bei sich trägt. 

6) Mit der kouzentrirten Schwefelsäure, welche sehr fressend uud ge- 
fährlich ist, muss er aber höchst Torsichtig .umgehen, damit er selbst und 
Andere, besonders Kinder, nicht Schaden 'nehmeu. Nie darf er sie arglos 
stehen lassen, sondern muss sie immer yorsicbtig einschliessen. 

V. Taxe. 

1) Die sub I. aufgeführte beharrliche Desinfektion fällt unter die in der 
Taxe filr die Heildiener sub Nr. 15. und 16> au%eftüirten Sätze Gix Kran- 
kenpflege. 

2) Für die Schlussdesinfektion, wenn sie ganz vollständig vom Heil- 
diener zur AusfQhrung gebracht ist, wird als Remuneration festgesetzt 10 
bis 20 Sgr. 

Bei notorisch Armen soll dieser Betrag jederzeit aus den Ortsanpen- 
mitteln vergütet werden. 

Sowohl die Physiker als die Thierärzte müssen eine sorgfaltige 
Kenntniss der sowohl in diesem Begulativ genannten Krankheiten, 
als einiger anderer Thierkrankheiten sich aneignen, welche erst seit 
Erlass dieses Hegulativs bekannt geworden sind, z. B. der Beschäl- 
krankheit, der Finnen und besonders der Trichinen; nur von dem 
Wichtigsten soll hier die Bede sein. 

B. Die Xraakheiten der Thiere. 

Krankheiten, die auf Menschen übertragbar sind: 1) ToUwuth, 
2) Milzbrand, 3) Botz nnd Wurm, 4) Trichinen. 
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Krankheiten, die anf Menschen nicht übertragbar sind: 1) die 
Binderpest, 2) die Lnngensenche , 3) die Pocken, 4) die Bande, 
5) die Franzosenkrankheit, 6) die Beschälkrankheit, 7) die Manl-' und 
Elanenseuche, 8) die Finnen der Schweine, 9) die Drehkrankheit. 

Krankheiten, die anf Menschen übertragbar sind. 

1) Die Tollwnth (Wuthkrankheit, Hundswnth, Babies canina, 
Lyssa). Sie kann sich spontan entwickeln, vorzüglich aber wird si& 
dnrch Kontagium übertragen. Man unterscheidet eine stille und 
eine rasende Wuth, besonders aber nimmt man drei Stadien an, 
das Stadium melancholicum, St. initationes und St. paralyticum. 

Als wirkliche Zeichen der Wuthkrankheit gelten die in der Be- 
kanntmachung des königl. Polizeipräsidiums von Berlin vom 26. De- 
zember 1864 aufgeführten Merkmale. 

In Beziehung auf die Untersuchung wuthverdächtiger Hunde 
durch die Kreisthierärzte erging die Ministerialverfügung vom 30. No- 
vember 1848: 

Unter Bezugnahme auf den Bericht der Königlichen Begierung vom . ., 
die Obduktion der als wuthTerdächtig getödteten Hunde betreffend, theile ich 
derselben hierbei Abschrift der weiteren gutachtlichen Aeussemng des Lehrer- 
kollegiums der hiesigen königlichen Thierarzneischule (Anlage a.), mit wel« 
eher ich einrerstanden bin, zur* Kenntnissnahme mit und vesanlasse die Kö- 
nigliche Begier ung, die unterm 12. Oktober 1846 an die Landr&the erlassene 
Verfügung, nach welcher die Ejreisthierftrzte zur Untersuchung der als wuth* 
Terd&chtig erschlagenen Thlere nicht mehr requirirt werden sollen, zur&ck- 
zunehmen. 

Anlage a. 
Gutachten des Lehrerkollegiums der Königlichen Thierarzneischule vom 

20. Noyember 1848. 

Auf die uns mittelst hochverehrlicher Bandverftigung vom 22. September 
zugefertigte^ gehorsamst wieder beigefügte Erwiederung der Königlichen Be* 
gierung zu JN. auf unsere gutachtliche Aeussemng liber die Obduktion wuth- 
yerd&chtiger Hunde, erwiedern wir ehrerbietigst, dass wir dennoch bei an- 
serm desfallsigen Gutachten yom 15. August c. (Anlage b.) im Literesse der 
Sanitätspolizei beharren mQssen. 

Die Königliche Begierung beruft sich besonders darauf^ dass die Ob- 
duktion wuthyerd&chtiger Hunde diese Krankheit nicht mit Bestimmtheit 
konstatire, weshalb die desfallsige Vorschrift im Begulatiy yon 1835 keine 
Anwendung finden k&nne. Hierzu erlauben wir uns jedoch die gehorsamste 
Bemerkung, dass es in der Medizin und speziell in der Yeterinairmedisin 
nur selten solche eyidente Gewissheit giebt, wo nicht wenigstens die Mö^ 
lichkeit eines Anderssein gedacht werden könnte. Dagegen kann durch d^e 
Obduktion bei wuthTerd&(£tigen Hunden im Verein mit den yorgegangenen 
Umst&nden die Tollkrankheit sehr oft mit derjenigen Gewissheit nachgewie- 
sen werden, dass auf Grund dessen etwa gebissene Menschen und Thiere^ 
erstere der strengsten prophylactischen Behandlung unterworfen, und gebii- 
sene Hunde getödtet werden müssen. 
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In diesem Sinne kann auch nur das Wort ^^Gewissheif' bezüglich der 
irathyerd&chtigen Hnode im Begulatir ron 1835 aufge&sst werden. 

Anlage b. 
Desgleichen Yom 15. August 1848. 

Nach der Hittheüung des Bepartementstibierarztes N. hat die Königliche 
Hegierung zu N. unterm 12. Oktober 1846 eine Yerftgung an die Landräihe 
erlassen, worin es beisst, dass die Kreisthierärzte zur Untersuchung der als 
-wnthTerdäcbtig erschlagenen Thiere gar nicht requirirt, werden sollten, indem 
ans dem Sektionsbeände die Krankheit nicht mit Bestimmtheit ermittelt 
werden kOnne, dennoch aber ist sie, namentlich bei Hunden in den meisten 
Fällen^ in so fem ron grosser Wichtigkeit, als dadurch der Verdacht yer- 
mmdert und selbst beseitigt, oder im Gegentheil bis zur grOssten Wahr- 
Bcheinlichkeity £ist zur Gewissheit gesteigert werden kann. 

Deshalb erscheint es auch im Interesse der Sanitatspolizei sehr wün- 
«chenswerth — ja nothwendig, dass in tJlen den Fällen, wo ein wegen Ver- 
dacht auf Tollwuth erschlagener Hund Menschen und andere Thiere gebis- 
fien hat, yom Kreisthierarzt geöffnet wird. 

Ausser beim Hunde hat man die Wnth beobachtet bei Katzen, 
Pferden, Bindern, Schafen, Schweinen, Wölfen, Füchsen, beim Ge- 
flügel nnd beim Menschen. Die Uebertragung kann erfolgen durch 
Biss, Speichel, Schleim, Gennss von Fleisch und Milch. Inkubations- 
frist ist höchstens 12, in der Begel 6 Wochen; bei Hunden oft 
schon in drei Tagen. 

Die Sektionsergebnisse sind oft ganz unerheblich. Im Ganzen 
grosse Abmagerung, schnelle Verwesung, Blut sehr venös, schwer 
gerinnbar, das Gehirn injizirt, eben so vagus, hypoglossus, sympa- 
tbicus, an der Zunge manchmal Erosionen, Bläschen. Der Magen ist 
mit allerlei Dingen gefüllt. Das Blut in den Lungen, dem Herzen 
und den grossen Gelassen ist schwarz, schmierig. Sämmtliche Bauch- 
organe sind hyperämisch. 

Es ist Yorurtheil, dass die tollen Hunde immer wasserscheu 
seien; dagegen werden wohl Menschen, welche durch ihren Biss wuth- 
krank werden, wasserscheu; cfr. Edikt vom 20. Febr. 1791 (v. Hörn I. 
S. 248), Gutachten der Thierarzneischule vom 7. August 1846 
(V. Ho ml. S. 255) und die §§• 92—108 des Eegul. vom 8. Aug. 1835. 
2) Milzbrand, Anthrax typhosus carbuncularis (Lion's Abriss 
der Veterinär-Sanitätspolizei S. 5). Der Milzbrand ist eine Blut- 
krankheit, welche sich durch eine dunkelschwarze Färbung, zäh- 
flüssige, thonartig aufgelöste Beschaffenheit des Blutes oder gänz- 
liche Unfähigkeit desselben zu gerinnen, und durch die Beimischung 
einer gelbsulzigen Flüssigkeit zu erkennen giebt. Nächstdem 
sind die Karbunkeln, Brandbeulen, Brandpustelp; charak- 
teristisch. Sie sind verschieden geformt, vom Knötchen bis zur all- 
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gemein verbreiteten Geschwulst, sie sind bald weich, bald rudi- 
mentair, fluktuirend, wenig schmei^haft, enthalten klebriges gelbes 
Wasser, oder wenn sie hart, schwielig sind, nur blutiges Serum. 

Man unterscheidet nach dem Auftreten und nach den Erschei- 
nungen verschiedene Formen. 

Anthrax cum apoplexia. Die Thiere werden von grosser 
Angst befallen, taumeln, fallen nieder, als ob sie betrunken wären^ 
rasen (Milzbrandwuth), bis sie entkräftet unter Konvulsionen hin- 
sinken. Die Augen sind stark geröthet, rollen in ihren Höhlen^ 
aus dem Maule fliesst blutgetränkter Schleim, der Athem ist stöh* 
nend, und obschon der Puls sehr lebhaft ist, so ist der Herzschlag' 
kaum fQhlbar. Der Tod erfolgt oft in wenigen Stunden. 

Anthrax acutissimus. Treten Koliksymptome hinzu, so nennt 
man es Milzbrandkolik. Die Mistung ist unterdrückt, mit Blut 
und Schleim überzogen (Milzbrand-Eückenblut). Hierzu gesellen 
sich bald fieberhafte Erscheinungen und selbst Blutschwitzen. 
!Besonders charakteristisch ist der Karbunkel, die Milzbrand- 
blatter, die in Form und Gestalt sehr mannigfach auftreten. 

Beim Eindvieh ist der Milzbrand am häufigsten in der Gegend 
der Zungenwurzel (Zungenkarbunkel), beim Eind am Triel, bei 
Pferden am Schlauch, beim Schwein an der Zunge und im Bachen, 
das Eankkorn und die Bräune der Schweine, als Antonins- 
feuer bei Schafen,*Schweinen, und bei ersteren besonders als Blut- 
seuche, Blutstaupe. 

Die Form und das Auftreten des Milzbrandes sind also unge- 
mein mannigfach, so dass derselbe als eine bestimmte Form oft gar 
nicht dargestellt werden kann. Er kommt bei allen Thiergattungen, 
unter allen Himmelsstrichen, zu allen Zeiten vor, und wird auch 
auf Menschen übertragen, und zwar durch den Genuss milzbrandi- 
gen Fleisches, oder wenn die Säfte eines solchen kranken Thieres 
mit denen des Menschen in Berührung kommen. 

Der Milzbrand dauert selten länger als zwei Tage, oft sterben 
die Thiere schon nach wenigen Stunden. 

Die Ergebnisse der Sektion beziehen sich besonders auf die 
Bltitmischung. Die Kadaver erkalten langsam, gehen aber schnell 
in Fäulniss über. Nach Wegnahme des Fettes findet man die Venen 
von dunkelfarbigem, schwarzem Blute strotzend und überall, im Blut, 
Fett, in 4en Organen, findet man die gelbsulzige Flüssigkeit Immer 
ist das Blut dunkel schwarz , theerartig, so dass es sich in den Ge- 
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bissen nicht fortstreicben lässt, und es enthält gelbe Tröpfchen. 
Das Herz ist mit dunkeln Flecken bedeckt. Konstante Yerände- 
rongen zeigt die Milz, die meist wie Mass breiig ist. 

Ausser der Ansteckung hat man gewisse Ortseigenthümlichkeiten, 
l>6Sonders durchnässte Boden beschuldigt, und daher sogiBnannte Milz- 
brand distrikte in sumpfigen Gegenden, so dass man Malaria und 
Milzbrand identifizirt hat. Die Inkubationsfrist kann Minuten, auch 
Tage dauern, und die Krankheit beginnt immer von der Infektions- 
stelle aus. 

Hierüber sind zu beachten die §§. 109 — 118 des Regulativs vom 
S.August 1835: 

§. 109. Wird ein THier vom Milzbnmde befallen, so ist bei Vermei- 
dung einer Geldstrafe von 5 Thalem . oder achttägiger Gefängnissstrafe der 
Polizeibehörde sofort Anzeige dayon zu machen. 

§. 110. Die erkrankten Tbiere müssen yon den gesunden genau ab- 
gesondert und geeigneten Wärtern übergeben werden. Diese sind über die 
Ge£ahr der Ansteckung und die zur Verhütung derselben zu befolgenden 
'Vorsichtsmassregeln zu belehren. Insbesondere dürfen die Wärter keine 
Verletzungen im Gesichte oder an den Händen haben. 

§• 111. Allen Personen, die nicht approbirte Thierärzte sind, ist das 
Knriren milzbrandkranker Tbiere, und besonders das sogenannte Brechen 
oder Heransziehen des Bückenblutes, bei einer Geldstrafe yon IQ bis 2Q 
Thalem oder yierzehntägiger bis yierwöchentlicher Gefäugnissstrafe yerboten. 

§. 112. Die Thierärzte haben bei Vermeidung gleicher Strafe darnach 
za sehen, dass daa Aderlassblut yon milzbrandartigen Thieren, die bei den- 
selben gebrauchten Haarseile, die Leder aus den Fontanellen und ähnliche 
sur weiteren Verbreitung der Krankheit geeignete Gegenstände hinlänglich 
tief yergraben oder sonst yemichtet werden. 

§. 113. Das Schlachten milzbrandkranker Thiere, so wie der Verkauf 
und Verbrauch des Fleisches und der Milch yon ihnen ist bei 10 bis 20 
Thalem Geld- oder acht- bis yierzehntägiger Gefängnissstrafe yerboten. Ist 
dadurch aber ein Schaden yeranlasst worden, so treten die allgemeinen ge- 
B^zlichen Strafbestimmungen in §§. 777. seq. des Allgemeinen Landrecäta 
Tbl. n. Tit. 20. ein. 

^. 114. Die an einer Milzbrandkrankheit krepirten Thiere dürfen nicht 
Abgezogen werden, sondern müssen mit Haut und Haaren, — nachdem die 
Haut yorher, um sie unbrauchbar zu machen, an mehreren Stellen durch- 
schnitten worden, — in 6 Fuss tiefe Gmben geworfen, in denselben mit 
einer wenigstens eine Hand hohen Schicht Kalk überschüttet und sodann 
mit Erde und Steinen bedeckt werden. 

Nur den Aerzten und Thierärzten ist es erlaubt, in einzelnen Fällen 
zur genaueren Untersuchung der Krankheit ein solches krepirtes Pferd zu 
Ofihen, jedoch nur nach dem yöUigen Erkalten des Kadayers und bei ge- 
nauer Beobachtung der erforderlichen Vorsichtsmassregeln. S. §. 116. 

§. 115* Sämmtliche mit dem kranken Thiere in Berührung gewesene 
Gegenstände, die yon demselben zurückgebliebenen Auswurfsstofife, der Stall, 
in welchem sich dasselbe befunden, müssen theils yemichtet, theils nach 
Torschrifl der Desinfektionsinstruktion gereinigt werden. S. §. 116. 

§. 116. Schweine, Hunde, Katzen, Fedenrieh und andere Thiere müssen 
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.Ton den StftUen und von den Abg&ngen der milsbrsndkrmnken Thiere, 8<» 
wie von den Kadayem derselben aof das Soig&ltigste abgebalten werden. 

Hinsichtlich der nach §{. 114.» 115. und 116. zu treffenden Vorsicht«- 
massregeln hat die Polizeibehörde ftLr die gehörige Belehrung der Betheiligkaii. 
zu soigen, und die pünktliche und genaue Ausföhrung durch die §. 23. an- 
gegebenen Mittel zu sichern. 

§. 117. Erkrankt ein Mensch durch Ansteckung Ton milzbrandkranken 
Thieren an der schwarzen Blatter oder auf andere Weise, so muss daron 
sogleich der Polizeibehörde Anzeige gemacht werden. (§. 107.) Bleibt der- 
selbe in seiner Wohnung, so findet bei Vermeidung der im §. 26. erwähnten 
Strafe eine Bezeichnung derselben mittelst einer Tafel oder eine genaae 
Isolirung des Kranken nach §. 18* a. b. Statt 

§. 118. Alles, was zum Beinigen und Verbinden des Kranken ge- 
braudit worden ist, muss ohne Verzug yemichtet werden. Nach Beendigung 
der Krankheit sind die Wohnung des Kranken, so wie s&mmtliche mit den- 
selben in Berührung gekommene Gegenst&nde, nach Vorschrift der Desinfek- 
tionsinstruktion und bei Vermeidung der §. 27. angedrohten Strafe, sn 
reinigen oder resp. zu remichten. 

Femer die Yerfügang vom 26. Februar 1862 über die Blatseaclie 
der Schafe: 

Auf den Bericht vom . . ., [die Anwendbarkeit der fär den Milzbrand 
bestehenden gesetzlichen Bestimmungen auf die Blutseuche der Schaafe be- 
treffend, lasse ich der Königlichen Begiemog das hierüber von dem Lehrer« 
koUeginm der Königlichen Thierarzneischule erforderte G^utachten rom 3* 
d. M. in der Anlage (A.) abschrifblich zugehen. 

Da nach den Aus^hrungen desselben, mit welchen ich durchweg 
einverstanden bin, die bereits in §. 97. Nr. 17. der zweiten Beilage zum Be* 
gulatiy yom 8* August 1835 (Belehrungen über ansteckende Krankheiten) 
henrorgehobene Tha^ache, dass die Blutseuche der Schafe zu einer der aku- 
testen Formen des Milzbrandes gehöre, als unzweifelhaft festgestellt nn- 
genommen werden muss, so sind zur yeterinairpolizeilichen Behandlung diesem 
Krankheit die von dem Milzbrand im Allgemeinen handelnden Bestimmungen» 
§§. 109 — 118. des Regulativs rom 8. August 1833, im Wesentlichen als 
Tollkommen ausreichend zu erachten. Es wird daher des Erlasses einer dn» 
Blutseuohe der Schafe betreffenden besonderen Verordnung Seitens der Kö- 
niglichen Regierung ftür den Um&ng Ihres Verwaltungsbezirks nicht bedürfen. 
Zur Beseitigung der hierüber obwaltenden Zweifel hat die Königliche Begie- 
mng yielmehr den Landr&then, sowie den Viehbesitzern die hierauf bezüg- 
lichen Bestimmungen des Regulativs von Neuem zur gefillligen Beachtung 
in Erinnerung zu bringen und in Bezug auf die hinsichtlich der Ortssperre 
u. s. w. beim Herrschen dieser Krankheit unter den Schafen in dem mit- 
getheilten Gutachten angegebenen Modifikationen das Erforderliche anzn- 
ordnen. 

Anlage A. 

Ew. Ezcellenz ermangeln wir nicht den von uns mit der verehrlichen 
Marginalverftlgung vom 20 Dezember v. J. hochgeneigtest zugefertigten Be- 
richt der Königlichen Regierung zu N. vom 30. November v. J., ' 

„betreffend die Anwendbarkeit der ftir den Milzbrand bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen auf die Blutseuche der Schafe*' 
hiemeben ehrerbietigst zurückzureichen, und verfehlen wir nicht, insbesondere 
darüber: 
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„ob die fiogenannto Blutsenche der Schafe ftr eine hinBichÜiek 
ihrer Kontagiosit&t yon dem Milsbrande an sich so abweichend» 
Krankheit su erachten sei, dass auf dieselbe die in den §§. 109. 
bis 118. des BegoktiTS vom 8. Angast 1836 xur Teterinairpoliaei* 
liehen Behandlung des Milcbrand»B vorgeschriebenen Massregeln, 
im vollen Um&nge nicht Anwendung finden dürfen 7" 
^uisere Ansicht in Folgrendem ganz gehorsamst auszusprechen. 

Die sogenannte Blutsenche, Blutstaupe u. s. w. der Schafe ist wissen- 
achaftlieh und durch Er&hmng als eine höchst akute und als die gewöhn- 
liehe Form des Milzbrandes bei den Schafen, seit mehr als 50 Jahren an- 
erkannt; und ebenso steht es durch zahlreidie Beobachtungen und durch 
Impfversuche unzweifelhaft fest, dass diese Krankheit einen Ansteckungsstoff 
•erzeugt» welcher im Blute und in allen Theilen des kranken Thieres, selbst 
in den Se- und Ezkretionen desselben enthalten ist und sich in seinen Wir- 
Imngen dem Kontagium der übrigen Anthrazfbrmen gleichartig zeigt, indem 
dnrdi unmittelbare BerOhrung seiner Vehikel Menschen und Thiere infizirt 
w^den, und hierbei ein dem Milzbrande analoges Leiden , am häufigsten 
aber die Milzbrandblatter entsteht. In wie , weit das Kontagium bei der 
Slutseuche flüchtiger und intensiver ist als das bei dem Milzbrande des 
Sindviehes, Usst sich nach den bis jetzt hierüber gesammelten Beobachtun- 
gen nicht sicher angeben. 

Bei der wesentlichen Uebereinstimmung der Blutsenche mit dem Milz- 
l>rande kann es kaum einem Zweifel unterliegen, dass, wenigstens in genere, 
diese Krankheit derjenigen veterinairpolizeilidken Behandlung vollständig 
nnterwoifen sein muss, welche in den gegen den Milzbrand bestehenden ge- 
setzlichen Bestimmungen, namentlich in dem Begulativ vom 8. August 1835 
S§. 109—118. vorgeschrieben ist. 

Es dürfte hierüber um so weniger ein Bedenken bestehen, als in der 
eu dem eben alledbrten Gesetze gegebenen Belehrung über die ansteckenden 
Krankheiten sub No. 17. nach der überschriftlichen Benennung ,,Milzbrand'% 
im {. 97. neben den verschiedenen andern Namen ftür die einzelnen Formen 
der Anthraxkrankheiten auch die Blutseuche, Blutstanpe angef&hrt sind, und 
daselbst am Schlüsse der Beschreibung des akuten Milzbrandes wörtlich ge- 
sagt ist: „Wegen dieses Blutausflusses aus der Nase, dem Maule u. s. w» 
wird diese Form der Krankheit bei Schafen fttst überall die Blutseuche oder 
blutstanpe genannt." 

Wenn dennoch — wie dies in dem hier vorliegenden Antragschreiben 
der Königlichen Regierung zu N. an Ew. Ezcellenz ausgesprochen ist und 
-wie wir ein Gleiches aus den Yeterinairberichten der Kreisthier&rzte mehr- 
D&ltig ersehen haben — im Begierungsbezirk N. der Ausbruch der Blutseuche 
htifMf nicht den Landr&then angezeigt wird, und wenn die Letzteren in der 
Segel keine Anzeige über diese Krankheit an die Königliche Regierung 
machen, so liegt dies wohl nicht am Mangel der hierüber bestehenden Vor- 
Bchriften, sondern nur an einer mangelhaften Auffassung und Befolgung der- 
selben. Denn im §. 109. des Begulativs ist befohlen : dass, „wenn ein Thier 
'rom Milzbrande befallen wird, bei Vermeidung einer Geldstrafe von 4 Tha- 
lem oder 8tägiger GeflUignissstrafe, sogleich der Polizeibehörde hierüber 
Anzeige g^ema<£t werden solL" 

Es ist somit nicht angeordnet, dass die Anzeige nur über Milzbrand des 
Bindviehes geschehen soll; nach der vorausgegangenen Beschreibung der 
Krankheit im §. 97. geht vielmehr hervor, dass dies von jeder Milzbrand- 
krankheit bei sämmtlichen Hausthieren und insbesondere auch hinsichtlicK 
der Blutseuche der Schafe gilt 
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Ebenso müssen demnach, bei dieser Milzbrandform wie bei dem Milz* 
brande des Rindviehes, die §§. 113. und 114., betreffend das Yerbot des 
Schlachtens, des Fleischrerkaufs nnd des Abziehens der Haut, gleichmässig 
und allgemein zur Anwendung kommen. Wenn in dieser Hinsicht die 
Landräthe angleich verfahren, so liegt dies wieder nur in mangelhafter Auf- 
fassung und Ausführung des Gesetzes. 

Ganz so anwendbar bei der Blutseuche sind auch die folgenden Para- 
graphen des Regulativs vom 8- August, nämlich §. 110. (die Absonderung 
der kranken Thiere etc), — 111. (Verbot des Kurirens durch Personen^ 
welche nicht approbirte Thierärzte sind), — 112. (Beseitigung dea Aderlasa* 
blutes etc.), — 114. (Vergraben der Cadaver und Sectionen), — 115. (Rei- 
nigung der Ställe und Desinfektion), — 116. (Abhaltung der Schweine, des 
Federviehes u. dgl. von den Cadavem), — 117. und 118. (Vorschrift^ bei 
stattgefundener Infektion eines Menschen). Denn in allen diesen Punkten 
besteht bei der Blutseuche kein Grund zu Abweichungen von den gegebenen 
Vorschriften des Regulativs 

Diese Vorschriften sind jedoch, wie die Königliche Regierung zu N. in 
ihrem Antrage vom 30. November richtig bemerkt, ftir sich allein nicht voll« 
ständig genug, und sie können auch nidit passend durch die Bestimmungen 
des Viehseuchenpatents vom 3. April 1803 Kap. IV., den Milzbrand beim 
Rindvieh betreffend, ergänzt werden, weil dieselben theilweise zu weit geben 
{§§. 131 — 133., 136—139., 141., 142.), theils durch das Regulativ vom 
S. August 1835 aufgehoben sind (§. 135.). Es dürfte aber, nach unserer 
unvorgreiflichen Ansicht, ausreichend sein, wenn : 

1) hinsichtlich der Sperre des Orts oder des infizirten Gehöftes; 

2) hinsichtlich der Dauer der Massregeln nach dem Aufhören der Krank* 
heit; und 

3) hinsichtlich des ausnahmsweise zu gestattenden Schlachtens gesund 
scheinender Thiere im Seuchenorte, oder des Wegtreibens derselben 
aus ihm, entsprechende Vorschriften beständen. 

Wir bemerken hierüber: 

ad 1. Der §. 140. des Patents vom 3. April 1803 verbietet, Rindvieh, 
Rauchfutter und Dünger aus dem Orte und über die Grenzen zu bringen; 
und §. 141. verbietet den Ein- und Durchtrieb in den Seucheort auch aas 
andern Orten. 

Da nun die Blutseuche eine akute Milzbrandkrankheit ist, so müsste 
bei ihrem Herrschen in einem Orte, konsequent diese Massregel auch in 
Betreff der Schafe stattfinden. 

Die Königliche Regierung zu N. hat die Sperre mit Bezugnahme auf 
einen kürzlich in ihrem Bezirke vorgekommenen Fall, in welchem Schafe 
aus einer mit Blutseuche inficirten Heerde aus der Gegend von Kyritz ufoh 
Berlin auf den Schlachtmarkt- getrieben wurden, auf dem Marsch th^weis 
starben und den Treiber infizirten, beantragt; die Königliche Regierung zu 
N., in deren Bezirk die Blutseuche so häufig vorkommt, hat sich aber (nach 
Anftlhrung der Königlichen Regierung zu N. vom 30. November) gegen die 
Sperre erklärt, theils weil die Krankheit angeblich kein flüchtiges Konta- 
gium entwickelt, theils weil sie dort in manchen Orten stationair und lang' 
dauernd ist, also auch die Sperre sehr lange bestehen und sehr lästig wer- 
den würde. Der erstere Grund ist ganz unhaltbar, weil viele Beobachtungen 
dafQr sprechen, dass das Kontagium unter Umständen auch flüchtig ist; der 
letztere verdient dagegen einige Berücksichtigung; aber die grössere Bück- 
eicht muss doch das Wohl des Publikums sein. 

Mit Rücksicht auf beide oben angedeutete Umstände erlauben wir nn» 
Torzuschlagen * 
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a) das8 bei der Blutaeache der Schafe, neben den übrigen Massregeln 
des Regulativs Tom 8. August 1835, eine Sperre nur ftbr die Schafe 
des Orts und nur in der Art eintreten möge, dass auch gesund schei- 
nende Schafe w&hrend des Bestehens der Krankheit und bis 4 Wo- 
chen nach dem letzten Srkrankungsfalle nicht ohne besondere £r- 
laubniss in einen anderen Ort gebracht und eben so auch nicht ge- 
schlachtet werden dürfen; 

b) dass dagegen fremde Schafe durch den Seucheort und über dessen 
Feldmark, jedoch ohne sich daselbst aaf Weiden aufEuhalten, getrie- 
ben werden können; und 

c) dass der Verkauf des Bauchfutters von dem Verbot (der Sperre) aus- 
geschlossen bleibt. 

In dieser milden Weise wird der Sanitätszweck erreicht, ohne dass 
irgendwo durch die Massregeln eine übermässige Belästigung entsteht. Denn 
der Verkauf und das Schlachten kranker Schafe ist ohnedies schon ver- 
boten; und an den Orten, wo die Krankheit stationair ist oder alljährlich 
auf längere Zeit .wiederkehrt, erleiden die Schäfereien so grosse Verluste, 
dass sie gewöhnlich aus Ueberfluss keine Veranlassung zum Verkauf ge- 
sunder Schafe haben, also auch die Sperre sehr wenig oder gar nicht 
ftihlen. 

Die speziellere Sperre der einzelnen Höfe vorzuschlagen , halten wir 
nicht fÜT zweckmässig, weil, wenn in einem Orte mehrere Schäfereien be- 
stehen, theils gleiche Ursachen auf dieselben einwirken und deshalb auch 
die Krankheit in ihnen mehrentheils zugleich entsteht oder entstehen kann, 
und weil bei Beschränkung der Sperre auf einzelne Höfe im Orte die Kon- 
trole sehr erschwert wird. Ist aber nur eine Schäferei im Orte, so tr\f£t ja 
die Massregel auch nur diese allein und berührt die Interessen anderer Ein- 
wohner gar nicht. Wo indess die Oertlichkeit eine genügende Kontrole der 
Sperre einer infizirten Heerde ftür sich gestattet, 'dürfte die letztere ihren 
Zweck wohl erfüllen. 

ad 2. Wie oben sub la. angedeutet, soll die Sperre bis zum Ablauf 
von vier Waphen nach dem letzten Erkrankungsfall fortdauern. Dies ist 
conform wie beim Milzbrand des Eindviehes und erscheint deshalb als 
nöthig, weil die Blutsueche die Eigenthümlichkeit besitzt, dass sie ofl in 
ihrem Herrschen kleinere oder grössere Intervallen macht, und weil somit 
das Ausbleiben neuer Erkrankungen während nur einiger Tage nicht als das 
Ende der Krankheit angesehen werden kann. Andererseits lehrt aber die 
Erfahrung: dass die Krankheit, abgesehen von den Einwirkungen der Aus- 
dünstungen des Erdbodens und von der Beschaffenheit der Nahrungsmittel, 
hauptsächlich durch die Witterung ihre Entstehung findet, wie auch, dass 
eine gleiche Witterungs- und Luftbeschaffenheit selten über vier Wochen 
fortbesteht und, dass die Blutseuche in der Eegel wirklich erloschen ist, 
wenn binnen vier Wochen neue Erkrankungsfalle nicht eingetreten sind. 

ad 3. Es ist bereits oben sub I a. bei der Sperre darauf hingedeutet 
worden, dass die noch gesund scheinenden Schafe im Seuchenorte oder min- 
destens aus den als infizirt zu betrachtenden Heerden ohne besondere Er- 
laubniss nicht geschlachtet und nicht aus ihm in einen andern Ort gebracht 
werden dürfen. Es kann aber sehr wohl der Fall vorkommen, dass z. B. in 
der Bittergutshcerde eines Ortes die Blutseuche besteht, unter den Schafen 
der Hauern aber nicht, und dass doch das Bedüfiiiss von frischem Fleisch 
eintritt; oder, dass ein Gutsbesitzer auf einer andern Feldmark ein Vorwerk 
mit gesunder Weide besitzt, auf welche er seine gesund scheinenden Schafe 
bringen und sie hierdurch selbst gegen die Krankheit konserviren kann. 

11* 
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Unter diesen und fthnlichen Verhältnissen erscheint eine Aasnahme von der 
Sperrmassregel bei gehöriger Vorsicht billig und ohne G«£»hr auch cul&ssi^. 
Eine solche Ausnahme darf aber stets nur mit Bewilligung der Polizeibehörde 
und nur dann stattfinden, wenn das dringende Interesse der Einwohner» 
resp. der Schafbesitzer bei der Behörde nachgewiesen und die Gesund' 
heit der betreffenden Schafe von einem approbirten Thierarzt bescheinigt 
worden ist. 

3) Botz und Wurm (Ozaena contagiosa und Oachexia lympha- 
tica farciminosa (Abriss S. 19) sind dem Wesen nach dieselbe Krank- 
heit und nur der Form nach yerschieden. Sie sind eine dem Pferde- 
gescblecht eigenthümliche, dyskrasische, ansteckende^ tuberkulöse, 
lymphatische, cachektische Krankheit, mit eigenthümlicher Geschwär- 
bildung in der Nasenschleimhaut und deren Portsetzung in der äusse- 
ren Haut, Auf Schwellung und Verhärtung der Lymphdrüsen, ins- 
besondere der Kehlgangsdrüsen, und Tuberkelbildung in dea 
Lungen. 

Je nachdem die Krankheit aus innerer Ursache oder durch An- 
steckung entsteht, ist die Form und der Verlauf verschieden. An- 
schwellung der Kehlgangdrüsen, Ausfluss aus der Nase» 
Geschwüre auf der Nasenschleimhaut und Tuberk^ luden 
Lungen sind stets die charakteristischen Zeichen. Besonders ist 
auf den Ausfluss und ^e Geschwüre zu achten. Der Ausfluss ist 
zähe, eiweissartig, klebermehlfarbig, graugrünlich, übelriechend, selbst 
blutig, mehr oder wenig ätzend, so dass die Epidermis abgestossen 
wird, und ein Nasenloch kleiner erscheint, als das andere. Die 
Geschwüre sind von' vielfacher Form und Grösse, haben einen ver- 
tieften, speckig glänzenden Grund, gezackte angeworfene Bänder, 
klebrige Absonderung, keine Schorfbildung, und sitzen wie Perlen 
auf eine Schnur angereiht und fressen immer mehr um sich, je 
nachdem immer neue Tuberkeln auftreten. Ueber ihnen sitzen oft 
Narben geheilter Geschwüre von stemartiger Form und geripptem 
Aussehen. 

Die Wurmbeulen (Wurmgeschwüre). Sie stehen einzeln und 
8chnurf5rmig an einander gereiht, von der Grösse einer Erbse bis 
zu einer Wallnuss, brechen auf und ergiessen eine gelbbräunliche 
Jauche, so dass Geschwüre mit speckartigem Grund, aufgeworfenen, 
zackigen Bändern entstehen. 

Man spricht auch von Lungenrotz, Lungenbräune; je 
nachdem Hals oder Lungen besonders afßzirt sind. 

Bei der Sektion muss man immer Tuberkeln findeUi die eni» 
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weder die Substanz der Lungen durchdringen oder anf der Ober- 
fläche aufsitzen. 

Die sanitätspoJizeilichen Vorschriften enthalten die $§. 119 bis 
122 des Begulatiys Yom 8. Angnst 1835: 

• 

{. 119. Hinsichtlich der Yerhütung der Verbreitung der Rotz- und 
Wnrmkrankheit unter den Pferden -wird auf die bestehenden polizeilichen 
Vorschriften verwiesen und nnr namentlich bemerkt, dass des Rotzes oder 
Wurms yerdSchtige oder daran leidende Pferde, bei Vermeidung einer Geld- 
strafe von fQnf Thalem oder achttägigem Gefängniss, der Polizeibehörde 
anzuzeigen, erstere abzusondern, wirklich rotz- oder wurmkranke Pferde 
aber ' sogleich zu tödten und die mit ihnen in Gemeinschaft gewesenen 
Pferde von andern abzusondern und unter Observation zu stellen sind. 

|. 120. Sftmmtliche mit den rotz- oder wurmkranken Thieren inBe- 
TÜhmng gewesenen und durch die Auswurfsstoff« verunreinigten Gegenstände 
müssen vorschriflsmftssig gereinigt oder vernichtet werden. 

Die Polizeibehörde hat für die gehörige Belehrung der Betheiligten 
-Ober diese Hassregeln zu sorgen und die pftnktliche und genaue Ausf&h- 
rang auf die §. 23 angegebene Weise zu sichern. 

§. 121. Jedem Pferdebesitzer liegt die Pflicht ob, sich und seine 
Knechte^ Kutscher und Pferdewärter mit den Zeichen der Rotz- und Wurm- 
krankheit bekannt zu machen und in zweifelhaften Krankheitsfällen, die 
mit dem Rotz oder Wurm Aehnlichkeit haben, einen approbirten Thier- 
arzt oder Physikus zu Rathe zu ziehen. 

Die Wärter solcher Pferde sind mit den zur Verhütung der Ansteckung 
erforderlichen Vorsichtsmassregeln bekannt zu machen, und dürfen na- 
mentlich keine Verletzungen im Gesicht oder an den Händen haben. 

§. 122. Ist die Ansteckung eines Menschen durch Rotz- oder Wurm- 
krankheit erfolgt, so gelten die $$. 117 und 118 gegebenen Vorschriften. 

Ausserdem existiren mehrere vereinzelte Regierungsverordnungen 
de dato Erfurt den 18. Februar 1856 und die Ediktalverfügung vom 
20. April 1855 und 14. April 1860. 

Das Ahledem der rotzigen Pferde ist unter den vorgeschrie- 
l)enen Yorsichtsmassregeln gestattet (Circularverf. vom 9. April 1861): 

Der Königl. Regierung erwidere ich auf den Bericht Vom . », dass ich 
mich nicht veranlasst flnden kann, dem Antrage derselben, das Abledern 
rotziger und wurmkranker Pferde einfach zu untersagen, zu entsprechen. 

Wenn das Regulativ vom 8. August 1835 sich hierüber nicht ausspricht» 
80 ist durch dasselbe die Ausnutzung der wegen Rotz- und Wurmkrankheit 
getödteten Pferde nicht yerboten. 

* Die in dem von der Königl. Regierung zu Koblenz erlassenen Regle- 
ment über das Abdeckereiwesen vom 13. Juli 1846 §. 4. c. d. yorgeschrie- 
henen Cautelen, unter welchen das Abdecken von rotzkranken Pferden ge- 
stattet ist, haben sich bisher als vollkommen ausreichend bewährt, wie dies 
auch das, bei Gelegenheit einer in der Rheinprovinz vorgekommenen strei- 
tigen Falles erforderte Gutachten des technischen Direktors und der Lehrer 
der hiesigen Königl. Thierarzneischule vom 11. Mai 1856 anerkannt hat. 
Es ist aber hierbei Veranlassung genommen worden, die den Gegenstand be- 
treffenden Bestimmungen der von der vormaligen Regierung zu Cleve unterm 
20. Mai 1817 erlassenen Polizeiverordnung ihrer zweifelhaften Fassung wegen 
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näher zu präcisiren resp. abzuändern. In Folge dessen sind den EAnigl. 
Kegierungen zu Düsseldorf, Köln und Trier, in deren Bezirken jene Polizei- 
verordnung resp. die mit derselben gleichlautende Verordnung des damaligen 
Generalgouvernements vom 6. März 1816 bis dabi% Geltung gehabt hatte, 
folgende Bestimmungen zur Nachachtung und Publikation durch die Amts- 
blätter unterm 17. Mai 1857 suppedirt worden. 

1) Die rotzig befundenen Pferde müssen sogleich getödtet werden und 
zwar, so viel wie möglich, in den nächsten Abdeckereien oder sonst an 
Orten, welche von Landstrassen, Wohnungen und Stallungen wenigstens 
1000 Schritt entfernt liegen. 

Das Hinführen zu dem Orte der Tödtung oder zur Abdeckerei muss 
spät Abends oder Nachts und, wo möglich, mit Vermeidung der Hanpt- 
Strassen, auf Nebenwegen ohne Aufenthalt an Wirthshäusem etc. mit Ver- 
meidung jeder Berührung mit anderen Pferden und so geschehen, dass die 
kranken Pferde nicht an den Bändern der Wege und Gräben das daselbst 
wachsende Gras abfressen. 

2) Das Abhäuten und die sonstige Ausnutzung der wegen Kotzkrankheit 
getödteten Pferde ist nur in den Abdeckereien gestattet, jedoch müssen die 
Abdecker dabei die nöthige Vorsicht zur Verhütung jeder Ansteckungs^e&hr 
bei Menschen und Thieren in Anwendung bringen. Namentlich sollen sie 
darauf sehen: 

a) dass die Personen, welche zu diesem Geschäft verwendet werden, 
keine offene Verletzungen an den Händen haben; 

b) dass die Cadaver der Pferde vollständig erkaltet sind, ehe das Ab- 
häuten an ihnen vorgenommen wird; 

c) dass die Häute sogleich auf einem der Zugluft ausgesetzten Boden 
zum Trocknen aufgehängt und nur nachdem sie wenigstens 14 Tage 
im Sommer und 4 Wochen im Winter gehangen haben, verkauft 
werden, oder wenigstens 24 Stunden hindurch in Kalkwasser gelegt 
und dann erst an den Gerber abgegeben werden. 

d) dass ebenso die Sehnen zum Leimsieden nur im trockenen Zustande, 
Fleisch und Fett aber nur im ausgekochten oder geschmolzenen Za- 
stände verwendet werden. * 

3) Diejenigen Pferde, welche an der Kotzkrankheit gestorben, so wie 
diejenigen, welche nicht von Abdeckern nach obiger Vorschrift getödtet sind, 
dürfen nicht abgehäutet oder anderweitig ausgenutzt werden, sondern sollen, 
nachdem ihre Haut an mehreren Stellen zerschnitten ist, mit der Haut in 
einer wenigstens 6 Fuss tiefen Grube vergraben werden. 

Der Königl. Kegiening wird überlassen, diese Bestimmungen auch für 
den dortigen Kegierungsbezirk , wenn nicht etwa besondere Bedenken ent- 
gegenstehen, in Anwendung treten zu lassen. 

* Der Rotz ist eine Gewährkrankheit, in Preussen mit Gewähr 
von 14 Tagen. 

4) Trichiniasis. Diese Krankeit hat erst in neuerer Zeit die 
Aufmerksamkeit der Sanitätspolizei angeregt, seit Zenker das Er- 
kranken von Menschen durch den Genuss trichinenhaltigen Fleisches 
nachgewiesen hat. Trichinen sind mikroskopische Thierchen, welche 
aus dem Darm in die Muskeln einwandern, dort durch ihre großse 
Zahl Zerstörungen anrichten, so dass das Lehen durch ein typhöses 
Fieher geföhrdet wird, welches im Anfang nur die Erscheinung 
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4es BbenBoatisrnns darbietet; sie werden erat nnschädlicli, venu sie 
Terkalken. 

Wir geben hier 2 Zeicbnnngen von Trichinen (Fig. I.): 1) die 
Trichine selbst, a] topf, k] Schwanz; 2) a] die Trichine in der Kap- 
sel, b] die wandernde Muskeltrichine. 
Fig. I. 




Ea ist also hier keine Änstecknng durch EoDtagium, sondern 
nnr durch den Gennss des Fleisches möglich, nnd man ersieht das 
INähere am besten aus der Terordnnng der Regierung m Potsdam 
■vom U.Februar 1864: 

Die Erfabruugen, nekbe im Laufe des vergangenea Jabres Betreffe der 
TricliiiienlirBnkbeit und deren Ueberu-sgung auf Menschon gemacht norden 
sind, veranlueen uns, unsere AmtablattbekaantuiBchung tddi 7. April Torigea 
Jahrea (Stcli. 16 Fsg. 9^) in folgender Weiee za bestAtigen nnd zu er- 
gSnzen: 

1) Ea bat Bicli bestätigt, dasB die Trichtnen im tri cbinenh altigen Schweine- 
fleisch durcb längeres, mehrere Wocben andauemdea PCckeln getCdtet 
werden. 

2) Heisse Bäucherung der W&rste (Odtet die Trichinen schon binnen 2t 
Stunden. 

Dagegen genflgt hierzu eine dreitägige kalte Räncherung nicht. 
Dass durch längeres Aufbewahren kalt geräucherter Wurst das Leben 
der Trichinen zerstört wird, ist nicht als bestimmt anzunehmen. 

3) Durch die Ziibereitung des Fleisches in der sogenaunlen Schnell- 
oder Fii-Rfiucherei, bei welcher die Fleischwaare entweder gar nicht 
oder nur kurse Zeit und schwach geräuchert, and dann mit Kreosot, 
BolzeBsig etc. bestrichen wird, werden die etwa vorhandenen Tri- 
chinen nicht getddtet, und bleibt daher der Üenuss eines solchen 
rohen Schinkens etc. rerdächtig. 

Dagegen ist der in der allen Weise gerlacherte Sahinken, welcher 
monatelang in Rauch gegangen, Tollkommen nnschädlich. 

4) Es ist bereits in unserer Bekanntmachung Tom 7. April t. J. darauf 
hingewiesen worden, dass die Trichinen durch die Siedehitze iwar 
■icher getSdtet werden, und dass daher ToUkommen gar gekochlw 
oder gebratenes Fleisch unter allen Umständen unschädlich ist. Da- 
gegen ist darauf aufmerksam gemacht worden, 
bei der Zubereitung mancher Fleiachwaaren, 
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würstjßii, Fleiscbklösseiiy Klops, Koieles und Karbonaden nicht immer 
erreicht wird, indem zwar das Fleisch etc. an der Oberfläche 8char£ 
geröstet erscheint, im Innern dagegen noch roth nnd sogar hlntig; 
bleiben kann. Ist letzteres der Fall, so ist die Hitze im Innern nodi 
nicht bis zu dem Grade gediehen, bei welchem *die Trichinen sterben»- 
Wie nothwendig es aber ist, gerade in dieser Hinsicht vorsichtig zu. 
sein, beweisen die Er&hrungen, welche bei der Trichinenepidemie in 
Hettstedt yor einigen Monaten gemacht worden, und bei welcher 134 
Erkrankungen und 23 Todesfälle stattgefunden haben. Die bei weitem, 
meisten Erkrankungen traten nach dem Genüsse von Bostwürstehen 
ein, zu welchen der grösste Theil eines starken zweijährigen Schwei- 
nes yerarbeitet war, und welche nach kurzer Käucherei, nur bis zum 
Schmelzen des Fettes auf der Fanne etc. erwärmt, genossen wurden» 
Noch unfehlbarer und gefahrlicher . erkrankten Diejenigen, welche das 
rohe Hackefleisch verzehrt hatten. 
5) Es ist behauptet worden, angeblich auf Grund gemachter Erfahrungen» 
dass der reichliche Genuss Ton Branntwein das trichinöse Fleisch un- 
schädlich mache. Dies ist vollkommen unrichtig. Vielmehr beweisen 
direkte Versuche, dass selbst der stärkste Spiritus nach stundenlanger 
Einwirkung das Leben der Trichinen nicht beeinträchtigt. Ueberhaupt 
ist bis jetzt ein Mittel, welches die in den Darmkanal oder die Mua- 
kein gelangten Trichinen tödtet, noch nicht gefunden worden. 
Ernstlich muss daher vor dem Vertrauen auf gewisse, in eben bo> 
leichtfertiger als gewissenloser Weise angepriesene Liqueurkompositionen ge- 
warnt werden, welchen die Eigenschafl: angedichtet wird, den Genuss tri- 
chinenhaltigen Fleisches unschädlich zu machen. 

Ferner die Verfugung vom 20. April 1866: 

Wenn die Folizeiverwaltung zu N. beabsichtigt, eine Polizeiverordnung^ 
nach Hassgabe desjenigen Entwurfs zu erlassen, welchen sie der Königlichen 
Begierung zur Genehmigung vorgelegt hat und welcher von Ihr mittelst Be- 
richts vom 1. d. M. eingereicht worden ist, so können wir hierzu unsere 
Zustimmung nicht ertheilen. Der Standpunkt, von welchem die Staatsregie- 
rung in Betreff der gegen die Verbreitung der Trichinenkrankheit zu ergrei- 
fenden Massregeln ausgeht, ist folgender: 

Im Allgemeinen sind die Begierungen und Ortspolizeiverwaltungen Ruf 
Grund des Gesetzes fiber die Folizeiverwaltung vom 11. März 1850 Akr 
kompetent zu ■ erachten, Polizeiverordnungen zum Schutz des Lebens und 
der Gesundheit gegen die Infektion durch trichinenhaltigeer Schweine- 
fleisch für den Umfang ihies Verwaltungsbezirks zu erlassen, also auch 
die mikroskopische Untersuchung der zur Schlachtung kommenden Thiere 
vorzuschreiben. Eine sorgfältige mikroskopische Untersuchung ist, wenn 
der Untersuchende die lUnf verschiedenen Körpertheile, in welchen die 
Trichinen am häuflgsten vorzukommen pflegen, namentlich die Muskel- 
fasern am Zwergfell, die Augenmuskeln, die Kaumuskeln, die Zwischen— 
rippenmuskeln und die Nackenmuskeln, einer sorgföltigen Besichtigung- 
untcrwirfl und wenn er zur Vermeidung absichtlicher oder unabsicht- 
licher Täuchungen die zu untersuchenden Fleiscbtheile selbst von dem ge- 
schlachteten Schweine entnimmt, ein geeignetes Mittel zur Konstatirung von 
Trichinen in den geschlachteten Schweinen. Auch haben derartige Unter- 
Buchungen wiederholt den Erfolg gehabt, dass Trichinen in den geschlach- 
teten Schweinen aufgefimden worden sind, und dass dadurch der Trichinen- 
infektion in einzelnen Fällen vorgebeugt worden ist; Die mikroskopische 
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Pleischsebaa ist daher , wo sie als eine freiwillige geschieht, beizubehalten 
nnd Yerdient wegen ihrer Nützlichkeit dringend empfohlen nnd anf jede zn- 
lääsige Weise gefördert zu werden. Gleichwohl stehen einer zwangsweisen 
Siinföhrung derartiger TJntersnchnngen erhebliche Bedenken entgegen, welche 
mindestens in der Begel eine solche Massregel nicht als angemessen erschei- 
nen lassen. 

Die obligatorische Fleischschau kann zunächst nicht allgemein durch- 
geführt werden. In grj^sseren St&dten wird es an qualifizirten Sachverstän- 
digen, welche sich diesem Geschäft unterziehen, nicht fehlen , wohl aber in 
den kleineren Ortschaften und auf dem Lande, namentlich in den zerstreut 
liegenden DOrfem und Gehöften. Eine zuverlässige Kontrole darüber, dass 
jedes zur Schlachtung kommende Schwein mikroskopisch untei%ucht wird, 
IftBst sich nicht erreichen. Dieselbe wird selbst in den Städten sehr schwie- 
rig sein, 80 lange öffentliche Schlachthäuser mit dem Zwange, die Schweine 
nur dort zu schlachten, nicht vorhanden sind. Auf dem Lande aber wird 
diese Kontrole sich noch schwieriger zeigen. Es erscheint femer nicht 
möglich, auf zuverlässige Weise festzustellen, dass das zum Verkauf oder 
auf sonstigem Wege zum Verbrauch gelangende Schweinefleisch von solchen 
Schweinen herrühre, welche bei der Schlachtung mikroskopisch untersucht 
-worden sind. Dies gilt vorzugsweise von demjenigen Fleische, welches an 
einen Ort von auswärts eingebracht wird, resp. von den in den Handel kom- 
menden Fleischwaaren , welche vom Auslande eingeftlhrt werden. Wollte 
man die einzelnen von auswärts eingeftlhrten Fleischstücke oder Fleisch- 
waaren an dem Orte, wo sie zum Verkauf oder Verbrauch kommen, einer 
'besonderen mikroskopischen Untersuchung unterwerfen, so würde die tech- 
nische Ausführung dieser Massregel schon des Zeitaufwandes wegen auf die 
grössten Schwierigkeiten stossen und doch jede Gewähr dafür fehlen, dass 
alle untersuchungspflichtigen Gegenstände auch wirklich zur Untersuchung 
Torgelegt werden. 

Den Zwang zur mikroskopischen Untersuchung des Schweinefleisches 
auf die in den Städten zur Schlachtung kommenden Schweine zu richten, 
dagegen das daselbst von auswärts eingeführte Schweinefleisch von einer 
solchen Untersuchung freizulassen, würde den Erfolg der Massregel, die nur 
dann, wenn sie allgemein durchgeführt wird, eine Gewähr bieten kann, illu- 
sorisch machen, überdies als eine 'die Schlächter in den Städten treffende 
Prägravation unzulässig sein, während andererseits ein Verbot, Schweine- 
fleisch — rohes oder verarbeitetes — von auswärts einzufahren, abgesehen 
Ton der f'rage, ob nicht internationale Verträge einem solchen Verbot ent- 
gegenstehen, nach der bestehenden Gewerbegesetzgebung und im volkswirth- 
schaftlicheu Interesse sich nicht rechtfertigen lassen würde. 

Die mikroskopische Untersuchung des Schweinefleises giebt aber auch 
da, wo sie wirklich stattgefunden hat, keine untrügliche Sicherheit gegen die 
Infektion durch Trichinen. Um ihren Zweck zu erreichen, setzt die Mass- 
regel voraus, dass die Untersuchung in jedem einzelnen Falle mit der denk- 
bar grössten Genauigkeit und Gewissenhaftigkeit durch eine im Gebrauch 
des Mikroskops wohlgeübte Person ausgeführt werde. Zu einer derartigen 
sorgfältigen Untersuchung eines jeden Schweines bedarf es mindestens einer 
halben Stunde und das Geschäft erfordert daher an Orten« wo viele Schweine 
geschlachtet werden, einen bedeutenden Zeitaufwand. Dass bei diesen, noch 
dazu durch ifire Einförmigkeit ermüdenden Untersuchungen keine Versehen 
vorkommen, daför kann eine Garantie nicht übernommen werden, selbst 
wenn die Folizeiverwaltungen die Untersuchungen durch von ihnen selbst 
eingesetzte FleischRchaukommissionen , also durch von ihnen selbst aus- 
gesuchte Sachverständige und unter ihrer Oberaufsicht bewirken lassen. Die 
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letEiere Art der Ausf&hrung erscheint überdies am deshalb bedenklich, weil 
durch dieselbe die Gelegenheit, die Untersuchung Tomehmen zu lassen, sehr 
erschwert und hierdurch zur Umgehung der erlassenen Vorschriften angereist 
wird. Eine andere Folge dayon, dass die Polizeibehörde den betreffendeii 
Personen nicht die Wahl des Sachyerst&ndigen überlässt, sondern die Aus- 
führung der mikroskopischen Untersuchung selbst übernimmt, wflrde die 
aein, dass die Erhebung von polizeilichen Gebühren för diese Untersuchun- 
gen nicht gestattet werden konnte und daher die Kosten der Massregel den- 
jenigen zur Last fallen würden, welche die sachlichen Kosten der Polizei- 
Verwaltung zu tragen haben. Mögen aber die Saehverständigen noch ao 
sorgfältig ausgesucht sein, und noch so sorgföltig das ihnen übertragene 
Geschäft verrichten, so ist doch für verarbeitete Fleischwaaren überall kein 
sicheres Besultat zu erwarten, weil in denselben häufig das Fleisch von vei^- 
schiedenen Thieren zusammengemengt ist, und weil man nicht jedes einzelne 
kleine Stück, aus welchen dieselben bestehen, untersuchen kann. Endlieh 
aber hat die Erfahrung bereits gelehrt, dass selbst bei sorgfaltiger Unter- 
Buchung des Fleisches aus den oben bezeichneten Körpertheilen des Schwei- 
nes die Gegenwart von Trichinen hier oder in anderen Musk'elgruppen den- 
noch übersehen werden kann, und dass daher das Nichtßnden von Trichinen 
keine absolute Gewähr für das Nichtvorhandensein derselben zu leisten 
vermag. 

Während nach allen diesem die Ergebnisse einer zwangsweise einzu- 
führenden mikroskopischen Fleischschau unsicher sind, fehlt es nicht an 
einem zuverlässigen Präservativ gegen die Gefahr der Trichineninfektion, 
da trichinenhaltiges Fleisch durch scharfes Braten oder Kochen, durch Pö- 
keln oder Bäuchern, vollkommen unschädlich gemacht werden kann. Bei 
Anwendung dieser Vorsichtsraassregeln vermag sich Jedermann selbst zu 
schützen und die Staatsregierung muss deshalb Bedenken tragen, ein Ver- 
fahren anzuordnen, welches ohne sehr grosse Belästigungen und Stöi*ung des 
öffentlichen Verkehrs, so wie der häuslichen Oekonomie nicht ausführbar 
ist, eine vollständige Garantie aber nicht gewährt, vielmehr leicht dazu fi&h- 
ren kann, dass das Publikum sich durch das Vertrauen auf die polizeilich 
angeordnete Fleischschau verleiten lässt, die als bewährt erprobten Vor- 
sichtsmassregeln bei der Zubereitung von Speisen und Schweinefleisch zu 
vernachlässigen. Die Staatsregierung kann ihrerseits nicht weiter gehen, 
als die im Schweinefleisch vorhandenen Schädlichkeiten in ihrem ganzen 
Wesen zu kennzeichnen, vor der daraus zu befürchtenden Gefahr zu warnen 
und die Mittel zur Vernichtung der Schädlichkeit da, wo sie vermuthet 
werden darf, an die Hand zu geben. Dass hierbei - mikroskopische Unter- 
suchungen des zur Konsumtion bestimmten Schweinefleisches in sanit&ts- 
polizeilicher Beziehung von grossem Werthe sind, ist bereits oben anerkannt 
worden. Die Behörden werden daher — neben Veröffentlichung der auf 
Veranlassung des mitunferzeichneten Ministers der geistlichen, Unterricbta- 
und Medizinalangelegenheiten von der Königlichen wissenschaftlichen De- 
putation für das Medizinalwesen ausgearbeiteten, in der Anlage beifolgenden 
„Belehrung über die Vermeidung der von der Trichinenkrankheit der 
Schweine ausgehenden Gefahren'' darauf hinzuwirken haben, dass das Pu- 
blikum in möglichs^t umfassender Weise Gelegenheit erhält, das zu konsu- 
mirende Schweinefleisch mikroskopisch unterc»uchen zu lassen. Zu diesem 
Behuf wird der Versuch zu machen sein, die Gemeindebehörden an den ge- 
eigneten Orten zur freiwilligen Einrichtung von öffentlichen Fleisohschauea 
zu bestimmen, welche, ohne dass ein Zwang zu ihrer Benutzung stattfindet» 
das von den Konsumenten vorgelegte Fleisch kostenfrei, das von den Schlftdh- 
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tem TOigele^te Fleisch aber gegen eine möglichst geringe Gebühr zn unter- 
Aneben haben. 

Die Königliche Begienuig wird veranlasst^ nach Torstehenden Qmnd- 
«ätzen in Ihrem Bezirk zu yerfahren. 

(Anlage a.) 
Belehrung 

über die Vermeidung der von der Trichinen-Krankheit der Schweine aus- 
gehenden Gefahren. 

Es sind in neuerer Zeit so zahlreiche, schwere, oft zum Tode fCÜirende. 
Erkrankungen durch den Genuss trieb inenhaltigen Schweinefleisches veran- 
lasst worden, dass besondere Vorsichtsmassregeln getroffen werden müssen, 
nm fernere Unglücksfalle zu verhüten. Dieselben sind um so noth wendiger, 
als das Fleich der so erkrankten Tbiere ganz den Anschein des gesunden 
hat und letztere auch während des Lebens durch kein sicheres Zeichen die 
Krankheit und die gefabrlicbe Be:icbaffenheit des l*'leisches verrathen. 

Um die Gefahren zu verhüten, mit welchen auf diese Weise Gesundheit 
und Leben durch allgemein gebräuchliche und unentbehrliche Nahrungsmittel 
l^cdroht werden, giebt es zwei Wege: 

es sind entweder die geschlachteten Schweine vor der Verwendung 
mittelst Mikroskops auf Vorkommen oder Fehlen von Trichinen zu 
untersuchen, 

oder 
es muss durch eine angemessene Bereitung der diesem Tbiere ent- 
nommenen Speisen für sichere Tödtung etwa vorhandener Trichinen 
gesorgt werden. 

Die mikroskopische Untersuchung muss, wenn sie zuverlässige Ergeb- 
nisse liefern soll, von einem gewissenhaften , über die Natur der Trichinen 
wohl unterrichteten und überdies praktisch geübten Mann ausgeführt werden. 
IDieselbe muss sich über verschiedene Gegenden des Schweinekörpers er- 
strecken, namentlich sind die Mu^keltheile des Zwergfells, der Zwischen- 
rippenräume, des Auges, der Kiefer, des Kehlkopfes und der Oberschenkel 
gpenau zu prüfen und von jeder der bezeichneten Stellen mehrere, zum min- 
clesten 5 Proben zu entnehmen. Das zu gebrauchende Mikroskop muss bei 
hinlänglicher Deutlichkeit und Schärfe eine 80- bis 120fache Vergrösserung 
gestatten. 

Eine solche mikroskopische Fleischschau ist « dringend zu empfehlen; 
durch dieselbe ist bereits vielfach die Krankheit erkannt worden, ehe das 
fleisch zum Verbrauch kam und Unglücksfalle veranlassen konnte. 

Leider ist diese Massregel nicht ' mit völliger Sicherheit allgemein 
diUrchfÜhrbar, namentlich nicht för die dünn bevölkerten ländlichen Distrikte, 
weil die erforderliche Zahl von Untersuchern, welche mit den für dieses 
Geschäft unerlässlichen Eigenschaften ausgerüstet sind, nicht beschafft wer- 
den kann. Ueberdies ist die Sicherheit, welche hierdurch erreicht wird, kei- 
neswegs eine unbedingte, sondern abhängig von der Geschicklichkeit, Sorg- 
falt und Gewissenhaftigkeit des Fleischbescbauers ; bei geringer Anzahl von 
Trichinen kann deren Gegenwart übersehen werden und für verarbeitete 
Fleischwaaren, besonders fQr die vielfach im Handel vorkommenden Würste 
bleibt das Ergebniss der Prüfung« immer ein unsicheres. 

Aus diesen Gründen ist es gerathen, keinesfalls die zweite Vorsichts- 
massregel zu vernachlässigen, sondern stets Sorgo zu tragen, dass durch eine 
geeignete Zubereitung etwa im Schweinefleisch vorhandene Trichinen un- 
fichädlich gemacht werden. 



272 ^^^ Tridunenkrankheit. 

Trichinen werden durch Siedhitze (80^ B.\ ja schon durch die Tem* 
peratur des gerinnenden Eiweisses (50 his 60® It«) getddtet Erreicht daher 
das Fleisch beim Kochen, Braten oder Rösten durch und durch eine solch» 
Temperatur, sor werden die darin enthaltenen, noch lebenden Trichinen sicher 
sterben. Allein hei grösseren Fleischstficken erreicht das Innere derselben 
diese Temperatur nur selten, und selbst bei kleineren Stftcken bedarf es 
einer langen Einwirkung der Hitze, um die Stücke ganz zu durchdringen« 
Alle diejenigen Theile, welche nach dem Kochen, Braten oder Kosten nock 
roth aussehen, oder noch rothen Saft ausfliessen lassen, sind ungenÜ- 
.gend zubereitet und können noch grosse Gefahr bringen. Längeres Kochen 
bei hoher Temperatur, namentlich im Papinianischen Topfe, gewährt gros- 
sere Sicherheit, als Braten und namentlich als Rösten. Am meisten Sicher- 
heit ist zu erreichen, wenn das Fleisch stets in kleineren Stücken gekocht 
oder gebraten wird. Jedenfalls bedarf es grosser Sorgfalt und Gewissenhaf- 
tigkeit der Köche und Köchinnen, um jedesmal die richtige Zubereitung zu 
erreichen, und gewisse Speisen, wie Fleischklösschen, Klops und dergl« wer- 
den immer bedenklich bleiben, wenn das dazu yerwendete Schweinefleisch 
nicht Torher untersucht ist. 

Nächst der Wärme ist namentlich die längere Einwirkung yon Koch- 
salz in konzentrirter Form ein Tortreffliches Mittel, die Trichinen im Fleische 
zu tödten. Pöckelfleisch, Schinken, Wurst, welche in der Art zugerichtet 
werden, dass das Fleisch zuerst trocken mit Salz in ausreichender Menge 
(1 Loth auf ein Pfund) in innige Berührung gebracht und darin eine län*- 
gere Zeit gelassen wird, sind ziemlich sicher, zumal wenn sie nicht ganz 
• frisch genossen werden. Wird ausser dem Salz frühzeitig eine massige 
Wärme anhaltend angewendet, so kann die Wirkung des Salzes schneller 
eine durchgreifende sein, wirkt dagegen, wie es bei der Kalträuchemng ge- 
schieht, nur eine sehr geringe Wärme ein, so muss die Pökelung länger^ 
mindestens 2 bis 4 Wochen, fortgesetzt werden. In jedem Falle ist es za 
empfehlen, auch solche Rauchwaaren nicht zu frisch in Gebrauch zu nehmen, 
sondern sie noch einige Zeit aufzubewahren; das Trocknen der Oberfläche 
trägt sehr wesentlich dazu bei, das Leben der vorhandenen Trichinen zu he- 
enden. 

Am eindringlichsten muss aber davor gewarnt werden, Schweinefleisch 
roh zu geniessen. In den sächsischen Ländern sind gerade durch das Essen 
des sogenannten Hackfleisches die allerschlimmsten Erkrankungen yor- 
gekommen, ja, die erschreckende Heftigkeit der letzten Epidemie ist we- 
sentlich dem Umstände zuzuschreiben, dass ein grosser Theil der dortigen 
Bevölkerung sich daran gewöhnt hatte, regelmässig rohes Schweinefleich zn 
geniessen. 

Ein grosser Theil der Gefahren, welche durch den Genuas trichinischen 
Schweinefleisches herbeigeftihrt worden sind, hätte gewiss vermieden werden 
können, wenn die Einzelnen mehr die Warnungen, welche von den Natur- 
forschem nachdrücklich genug hervorgehoben worden sind, beachtet und 
sich nicht durch gewissenlose und unwissende Personen immer wieder zur 
Fortsetzung ihrer gewohnten Lebensweise hätten bestimmen lassen. 

Schliesslich bemerken wir, dass das natürliche Vorkommen von Tri- 
chinen im Muskelfleische bis jetzt auch bei folgenden Thieren: bei der 
Katze, der Ratte und der Maus, beim Fuchs und beim Baummarder beob- 
achtet worden ist. Es sind dies nämlich Fleisch fressende Thiere. 

Bei Säugethieren, welche wesentlich oder ausschliesslich Pflanzennahrung 
geniessen, sowie bei Vögeln und Fischen sind die Trichinen bis jetzt in na- 
türlichem Vorkommen nicht mit Sicherheit beobachtet. Insbesondere dürfen 
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-das Bmd nnd das Schaf» der Haue nnd das Beh, das Huhn, die Oans, die 
Knie und Paie als rein betrachtet werden. Selbst künstliche Füttemogea 
mit trichinischem Fleische schlagen bei diesen Thieren entweder gar nicht» 
oder doch nur selten nnd unyollstftndig an. 

Krankheiten, die auf Menschen nicht übertragbar sind. 

1) Die Binderpest (pestis bovilla, Febris maligna pesti- 
lentialis, Typhus boum contag.) ist eine dem Bindergeschlecht eigen- 
thümliphe, ansteckende, bösartige, typhöse Seuchenkrankheit, welche 
Jedoch die Thiere nur einmal befallt. Man bemerkt meist ein Sta- 
dium Prodrom., welches selten über 24 Stunden dauert Aussw Fie- 
loerbewegungen zeigt sich eine Gier nach Futter, wobei die Milch- 
^absonderung abnimmt und der Eoth fest und dunkel wird; es treten 
Bespirationsbeschwerden mit kurzem dumpfem Husten ein, die Haare 
Bträuben sich, das Auge wird trübe, das Thier speichelt stark, die 
Xiendengegend wird empfindlich, das Blut, aus der Ader gelassen, 
.gerinnt wenig oder gar nicht, und ist oft eine braunschwarzrothe, 
leimartige Flüssigkeit, das Thier wird inmier schwächer, die Körper- 
wärme vermindert sich, wird fast eisig, die Thiere können sich nicht 
aufrecht halten, der Blick wird unstät, ängstlich, aus der Nase fliesst 
eine zähe klebrige, grünlich graue Flüssigkeit, aus dem Maule ein 
fibler, fäuler, knoblauchartiger Geruch, man sieht Aphthen, Blasen, 
.die Zunge schwillt auf, die Milchsekretion hört ganz auf, der Urin 
l>leibt dabei klar oder wird nur massig gelblich. Der Eoth wird 
^ber bald durchfallartig; wässerig, grünlich, mit Fut- 
terresten und Schleim gemengt, jauchig, stinkend, rubr- 
er tig* Die Entkräftnng steigert sich und der Tod erfolgt oft schon 
zwischen dem 4. und 7. Tage, selten verzögert es sich bis zum 
:21. Tage. 

Die Sektion ergiebt Folgendes: Beim Anschneiden der Haut- 
l)edeckungen strömt Luft aus dem Zellengewebe, die Muskeln sind 
schlaff und weich, der After steht offen, missfarbig, Jauche aus- 
fiessend, die Blutgefässe strotzen von dunklem, theerartig flüssigem 
Blut, auf Netz, Bauchfell sieht man Ecchymosen, die Milz ist in einen 
Brei verwandelt Der Futterinhalt des Magens ist trocken, 
wie gedörrt, fest zwischen den Falten des Magens einge- 
drückt Die Peyerschen Drüsen sind geschwollen, speckig, ge- 
schwürig. Das Eontagium ist sehr flüchtig, erstreckt sich auf alle 
Theile, mit denen das Thier in Verbindung kam, und wirkt noch 
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nenden Thieren muss er, wenn der Baum ee gestaitefc, ausweichen, oder wo 
letzteres nicht geschehen kann, sie durch Knallen mit der Peitsche rom. 
W^e ahhalten. 

4) Die Abdecker sind yerpflichtet, jedem Yiehkadayer, welchen sie ab- 
holen, Tor dem Aufladen desselben auf den Karren und während des Trans- 
ports einen ledernen Beutel dergestalt über Maul und Nasenöfinungen vi 
befestigen, dass kein Abfluss von Schleim, Blut oder anderen Flüssigkeiten 
auf den Weg erfolgen kann. 

Ausserdem muss der ganze Kadaver auf dem Karren mit einer dichten 
Leinwand bedeckt und letztere so um das Hintertheil herumgelegt werden, 
dass auch Ton diesem Theile aus keine Abfälle irgend einer Art erfolgen 
können. 

5) Ist an einem SjidaTer auf dem Grundstücke des Yiehbesitzers die 
Obduktion gemacht worden, so müssen sämmtliche Eingeweide auf diesem 
Grundstück an einem geeigneten Orte tief yergraben und es darf nur der 
leere Körper, YoUständig wieder zugeniUit und in obiger Weise bedeckt, mit- 
genommen werden. 

Die Ausnutzung der nicht obduzirten Kadaver in der Abdeckerei ist 
eben&lls nur nach der daselbst erfolgten Veigrabung der Eingeweide ge- 
stattet und muss sofort nach der Ankimft des Kadavers in der Abdeckfiorei 
vorgenommen werden. 

6) Zuwiderhandlungen eegen diese Bestimmungen sollen mit einer Geld- 
strafe von 2—10 Thalem oder verh&ltnissm&ssiger Gefängnissstrafe geahndet 
werden. 

7) Bezüglich des Schlachtens lungenseuchekranker Binder behält es 
sein Bewenden bei den in unserem Yerwaltungskreise bereits eingefthrten 
Bestimmunffen der Verfügung des Ministeriums des Innern vom 28. Angast 
1847 und des Ministeriums der geistlichen, Unterrichts- und Medizinala^- 
legenheiten vom 29. April 1830, nach welchen das Schlachten lungensen^e- 
kranker Rinder unter folgenden Bedingungen gestattet ist: 

a) das Schlachten muss am Seucheorte selbst erfolgen; 

b) das Fleisch darf erst nach völligem Erkalten ausgeführt werden; 

c) die Lungen müssen am Seucheorte zurückbehalten und dort vergraben 
werden; 

d) die H&ute dürfen nicht im frischen Zustande, sondern erst, nadidem 
sie getrocknet sind, aus den von der Seuche heimgesuchten Ortschaf- 
ten ausgetührt werden. 

Zttwiderhimdlungen gegen die Bestimmungen a bis d ziehen gleichfalls 
die ad 6 angedrohten Strafen nach sich. 

3) Die Pocken, Blattern (Variola) sind eine fieberhafte, 
ansteckende Krankheit, die sich, wie bei dem Menschen, durch den 
Ansbrnch von Pusteln darthut, welche regelmässige Stadien durch- 
laufen und von der alle Haussäugethiere befallen werden können, 
namentlich Pferde und Eühe, Ziegen, Schafe, Schweine. Auch hei 
Hunden will man sie beobachtet haben. Besonderes Interesse habea 
die Kuhpocken, die Jenner 1746 entdeckte (Abriss S. 57) 

Der Verlauf ist in der Begel in 12 Tagen beendet. Man kennt 
plattgedrückte, zusammenfliessende, brandige Pocken, 
Aaspocken, bei denen ein tödtlicher Ausgang erfolgen kann. Doü 
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Schafen, weldie zn Pocken besonders disponiren, ist diese Krankheit 
am verderblichsten. Das Kontagium ist ungemein flüchtig und wirkt 
ana grossen Entfernungen; strengste Separation und Impfung sind 
daher zu empfehlen. Gonfr. Yerfögungen vom 27. August 1806, 
9. November 1839 und 2. November 1861. . 

Man unterscheidet Schutz- und Nothimpfung. Zur Impf- 
stelle wählt man am liebsten das Ohr oder die wollfreie Fläche des 
Schwanzes. Die Pocken sind eine Gewährkrankheit, in Preussen 
mit Frist von acht Tagen. 

4) Die Baude (Scabies) ist eine fieberlose ansteckende Haut- 
krankheit, wo durch ein Insekt, die Krätzmilbe, unter Bildung von 
Knötchen und Bläschen sich Hautrisse bilden und die Haare ausfallen. 

Man kennt trockene und nasse Baude, und obwohl sie £a.st 
bei allen Hausthieren vorkommt, so sind doch besonders die Schaf-, 
Hunde- und Pferderäude Gegenstand der Sanitätspolizei. Die 
Ansteckung basirt auf der Mühe selbst, und man will behaupten, 
dass der Inhalt des Bläschens an sich gar nicht anstecke. Auch 
'Sollen nur befruchtete weibliche Milben die Baude erzeugen. Pferde- 
räude kann sich auch leicht auf Menschen übertragen; die Hunderäude 
ist besonders Kindern geföhrlich. In Betreff der Schafräude ei^ing 
die Belehrung der Begierung zu Cöslin vom 10. Oktober 1861; we- 
gen der Pferderäude siehe die Belehrung der Begierung zu Breslau 
vom 17. Oktober 1855. ^ 

tfie Bände ist eine Gewährkrankheit, in Preussen mit Frist von 
14 Tagen. 

5) Die Franzosenkrankheit (Stiersucht, Pestseuche, Tu- 
berkelsucht, venerische Krankheit) ist eine langwierige, fieberlose, 
unheilbare Krankheit, bei welcher konstant Knotenbildung an den 
serösen Häuten der Brust und Bauchhöhle vorkommen und die Kfihe 
dauernd geschlechtlich aufgeregt sind, ohne trächtig zu werden, und 
^selbst, wenn dies der Fall ist, stets verkalben. Unter Yerlust des 
Yermögens des Wiederkauens magern sie ab und enden an Aus- 
zehrung. Die Alten hielte diese Krankheit för Yenerie ; in neuerer 
Zeit ist man darQber nicht mehr in Zweifel, dass es Tuberkeln sind 
(Yirchow's Archiv Bd. 14 S. 47). Sie gehört überall zu den Ge- 
währkrankheiten. Sanitätspolizeimassregeln gegen diese Krankheit 
sind nicht bekannt. 

6) Die Beschälkrankheit. Die Kenntniss derselben ergiebt 
sich am besten aus der Belehrung der Thierarzneischul- Direktion. 

12 
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Yom 22. Oktober 1851. Man unterscheidet die eigentliche Beschäl- 
krankheit, anch die bösartige genannt, und die Bläschenkrankheit 
der Geschlechtstheile, welche man mit Unrecht die gutartige ge- 
nannt hat. 

a) Die eigentliche Beschälkrankheit. Bei Hengsten Bei- 
znng an den Geschlechtstheüen, Anschwellung des Schlauches und 
des Hodensackes; das Pferd kt dabei matt und legt sich gern nie- 
der. Nach 2—3 Wochen wird die Haut trocken, das Haar glanz- 
los und es entstehen Anschwellungen an yerschiedenen Theilen des 
Körpers, von yerschiedener Grösse, heiss, geröthet, empfindlich, in 
der Mitte eine kleine Vertiefung. Sie bestehen 4 — 8 Tage, yer- 
lieren sich und es kommen wieder neue; sie sind das charakte- 
ristische Zeichen dieser Krankheit. Man kann sie mit Wunnbenlen 
nicht verwechseln, welche knotenförmig unter der Haut sitzen. Wird 
das üebel nicht gehoben, so stellt sich Abzehrung, Zittern, Lähmung 
der Glieder, selbst Kreuzlähmung ein und sie enden an Erschöpfang. 
Bei Stuten srud nur die örtlichen Erscheinungen verschieden. Dia 
Schleimhaut der Schamlefzen wird geröthet, mit einem gelblich- 
weissen Schleim besetzt, welcher aus den Schamwinkeln abtränfeli 
Endlich brechen wie bei den Hengsten die oben beschriebenen Haut- 
ausschläge hervor und der Tod erfolgt ebenfalls unter allgemeiner 
Abmagerung, Kreuzlähmung, Erschöpfung in Zeit von 6—8 Monaten. 

b) Der Bläschen- oder Beschälausschlag. AnderBnthe, 
meist an dem mittleren Theile derselben, bilden sich Knötchen in 
der Haut von der Grösse eines Hirsekorns bis zu der einer Bobne, 
ohne Böthung und Färbung, und nicht schmerzhaft. Aus diesen 
Knötchen werden bald Bläschen, welche vertrocknen und, wenn die 
Borken abfallen, eine weisse Narbe zurücklassen. Bei .den Stnten 
schwellen die Geschlechtstheile und es zeigen sich später dieselben 
eben beschriebenen Knötchen. Die Ansteckung kann nicht geleug- 
net werden, obschon die Krankheit an sich gut verläuft und selten 
Geschwüre entstehen. 

7) Die Maul- und Klauenseuche (Abriss S. 32) ist eine 
aphthöse Krankheit, ein blasiger Ausschlag an der Schleimhaut des 
Maules oder an dem homartigen Bezug der Klauen. Sie kann symp- 
tomatisch, sie kann selbstständig auftreten und im letzteren Fall 
auch epidemisch. Unter Fieberbewegungen werden die Schleim- 
häute geröthet, und der Gang wird eigenthümlich, kothenständig 
gespannt, als ob das Thier verschlagen ist. Auf der Schleimhaut 
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des Hundes sieht man sehr bald Blasen von der Glrösse einer Linse 
bis zn einer Wallnnss, und ebenso zeigen sich an den Fussenden 
allerlei Geschwulste, so dass die Krone aufschwillt. Auch am Euter 
erscheinen oft gelblich geföllte Blasen, und an den Augen hat man 
diese Erscheinung als epizootische Augenseuche bezeichnet 
Die Blasen platzen oft schon binnen 24 Stunden, die Oberhaut löst 
sich los und oft trennen sich die Klauen so ab, dass die Thiere. 
ganz ausschuhen. In 8 — 14 Tagen ist in der Begel Alles vorbei. 
Buden sich aber Garies, Necrose, Geschwüre an den Klauen, so 
nennt man es Klauenwurm. Oft bleibt eine Kachkrankheit, das 
Hinken. 

Die Krankheit ist sehr ansteckend. Durch den Genuss der 
rohen Milch können auch Menschen erkranken. Eine Täuschung 
kann durch das sogenannte Moderhinken erfolgen, wenn fremde 
Körper, z. B. Lehm, sich zwischen den Klauen festsetzen und Ent- 
zündung und Eiterung verursachen (Begulativ vom 8. Aug^ist 1835, 
Gutachten des Kuratoriums der Thierarzneischule vom 18. Juli 1843 
und Casper Bd. X. S. 366). 

8) Die Finnen der Schweine (Abriss S. 72) entstehen durch 
das Vorkommen des Cysticercus tellulosae und tenuicollis in den 
Weichgebilden, nur im Speck werden sie selten vorgefunden. Dem 
blossen Auge erscheinen sie als hirse- bis erbsengrosse Bläschen 
vou bläulicher oder gelb weisser Farbe; mikroskopisch sieht man 
eine Blase, welche den Wurm von allen Seiten einschliesst und 
die Finnen lose enthält. Sie beeinträchtigen die Gesundheit der 
Schweine sehr wenig. Die Finne ist nicht die Folge einer Cachexie, 
sondern ein Parasit, der mit dem Bandwurm, der bei anderen TMe- 
ren und beim Menschen aus dem Genuss finnigen Fleisches ent- 
steht, verwandt ist. 

Nach dem Gesetz gehören Finnen zu den Gewährkrankheiten 
mit einer Frist von 8 Tagen; nach dem jetzigen Standpunkt der 
Wissenschaft ist dies nicht mehr gerechtfertigt. 

9) Die Drehkrankheit der Schafe wird hervorgerufen durch 
den sogenannten Blasenwurm, Coenurus cerebralis, wenn er sich im 
Gehirn der Schafe vorfindet. Man nennt ihn auch Dreher, Segler, 
Traber, je nachdem dieser Wurm auf der Seite, vorn oder hinten 
im Gehirn sitzt. Auch im Rückenmark hat man ihn gefunden. Die 
Blasenwürmer werden vom Dannkanal zunächst aufgenommen und 
gelangen dann durch die Blutmasse zu den verschiedenen Theilen 
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werden, die SachTerständIgen in dem späteren Prozesse zu Yerwerfen (Axt. 
283. der bürgerlichen Frozessordnnng). 

§. 9. Die Kosten dieses Yorrerfalirens werden in dem späteren Pro- 
zesse den Konten der letzteren gleichgestellt. 

§. 10. Alle vorstehenden für den Eanf Yon Hausthieren gegebenen 
Vorschriften sind auch auf den Tausch derselben anwendbar. 

Hierher gehören femer: 

A. L. E. Th. I. Tit. 11 $$. 192—196: Wegen fehlender Eigen- 
schaften überhaupt. 

L. c. Th\ I. Tit. 5 §§. 319-322. 

L. c. Th. I. Tit. 5 $$. 325—332: Wegen fehlender Vorbedin- 
gungen und gewöhnlich vorausgesetzten Eigenschaften. 

L. c. Th. I. Tit. 9 $$. 58—69 u. 250—253: Wegen Verletzung 
über die Hälfte. 

L. c. Th. I. Tit. 4 §§. 84-86, Th. I. Tit. 5 §§. 285. 349-351. 
359: Wegen Betrug etc. 

Zu beachten sind noch: das Präjudiz des Ober -Tribunals Tom 
29. April 1837 und 18. Dezember 1848, besonders aber das Gesetz 
f&r die hohenzollerschen Lande vom 5. Juni 1863: 

Art. 1. Der Verkäufer yon Pferden, Bindyieh, Schafen und Schweinen 
hat nur ftLr die hiemach bezeichneten Mängel und nur w&hrend der einem 
jeden derselben beigesetzten Frist kraft Gesetz Gewähr zu leisten, nämlich: 

A. bei Pferden : 1) ftir schwarzen Staar, 2) för Koppen ohne Abnutsung 
der Zähne acht Tage lang; 3) f&r Botz, 4) för Hautwurm, 5) für Dämpfig- 
keit vierzehn Tage lang; 6) f)&r Koller einundzwanzig Tage lang; 7) für fiü- 
lende Sucht achtundzwanzig Tage lang; 8) für Mondblindheit (perioducKe 
Angenentzündung) vierzig Tage lang. 

B. bei Bindvieh: 1) für Tragsack- und Scheidevorfall, sofern er nicht 
unmittelbar nach einer Geburt vorkommt, acht Tage lang; 2) für Langen- 
sucht vierzehn Tage 'lang; 3) für fallende Sucht, 4) für Perlsucht, aohtond- 
JEwanzwanzig Tage lang. 

C. bei Schafen: 1) für Milbenrände, 2) für Fäule (Anbruch), vierzehn 
Tage lang. 

D. bei Schweinen: für die Finnen, achtundzwanziff Ti^ lang. 

Ein allgemeines Versprechen, wegen aller Mängel zu hafien, wird snf 
die hier aufgezählten beschränkt 

Art. 2. Der Verkäufer steht dafür ein, dass das verkaufte Thier von 
den im Art. ]. bezeichneten Mängeln am Tage der Uebei^gabe firei sei. 

Wenn solche innerhalb der in demselben Artikel festgesetzten und vom 
Tage nach der t^bergabe zu rechnenden Fristen sich offenbaren, so wird 
bis zum Beweise des Gegentheils angenommen, dass das Thier schon am 
Tage der erfolgten Uebei^gabe mit denselben behaftet 'gewesen. 

Die Abkürzung, sowie die Verlängerung der gesetzlichen Fristen kau 
nur urkundlich (schriftlidi) verabredet werden. Bedungene Fristen werden 
in derselben Weise bereclmet, wie die gesetzlichen. 

Art. 3. Die Gewährleistung fällt weg: 
1) bei gerichtlich nothwendigen Verkäufen; 
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^) wenn der Verkäufer sich Gew&hrfireüieit urkundlich (schriftlich) be- 
dungen hat* 

3) wenn er beweist, dass dem Käufer der Mangel des Thieres bekannt 
gewesen ist 

Axt 4. Wenn der Fall der Gewährleistung eintritt , so kann nur die 
Aufhebung des Verkaufs, nicht die Minderung des Ean^reises verlangt 
-werden. 

Jüne Ausnahme tritt ein, wenn 'sich der Mangel an dem greschlaehteten 
Stfick findet JBUer kann der Käufer den Verkäufer nur auf den Ersatz des- 
jenigen Schadens belangen, der ihm wegen der durch den Mangel herbei- 
geführten TJuTerkäuflichkeit des Fleisches zugeht 

Eine Ellage wegen übermässiger Verletzung kann auf das Vorhanden- 
aein der im Artikel 1. angeführten Mängel nicht gegründet werden. 

Art. 5« Die Aufhebung des Vertrages yerpflichtet den Verkäufer zur 
Erstattung des Kaufpreises, sowie der Kosten des Kaufs und der gericht- 
lichen B^ichtignng und der yon dem Verzuge in der Zurücknahme des 
Thieres an erwachsenen Kosten der Fütterung und Pflege. An diesen letzt- 
^nannten Kosten ist jedoch der Tom Käufer aus dem Thiere yon jenem 
Zeitpunkte an gezogene NutJeen in Abzug zu bringen. 

Der Verkäufer hat nebstdem Entschl&gung zu leisten, wenn er das Da- 
-sein des Mangels gekannt hat. 

Art. 6. Ein Anspruch auf Grewährleistung ist nur zulässig, wenn der 
Berechtigte innerhalb der gesetzlichen oder verabredeten Fristen der Artikel 
1. und 2. Klage erhebt, oder in dringenden Fällen (Artikel 9.) wenigstens 
•den Mangel des Thieres bei Gericht anzeigt, dessen Besichtigung beantragt 
«nd in diesem Falle innerhalb weiterer rierzehn Tage Klage erhebt. 

Art 7* Die Klage auf Gewährleistung kann sowohl vor dem Qe- 
ridite, bei welchem der Beklagte seinen ordentlichen Gerichtsstand, als auch 
Tor demjenigen, in dessen Bezirk der Vertrag geschlossen worden, erhoben 
^werden. 

Dieser letztere Gerichtsstand gilt, vorbehaltlich der durch Staatsverträge 
festgesetzten anderweitigen Bestimmungen, insbesondere auch für Ausländer, 
«ach wenn der Beklagte zur Zeit der Ladung nicht im Gerichtsbezirk anwe- 
send ist^ und keine Vermögensstücke daselbst besitzt 

Art. 6, Für das Verfahren im Prozesse kommen die Vorschriften der 
§§. 37. und 38. der Verordnung vom 21. Juli 1849. (Gesetz-Samml. S. 307.) 
zur Anwendung« 

Art 9. Kann der zur Klage Berechtigte irgend wahrscheinlich machen, 
•dass jeder Verzug sein Klagerecht gefährde, so ist er befugt, auch schon 
vor Erhebung der Ellage bei dem Gerichte, in dessen Bezirk das mit Man- 
gel behaftete Thier sich befindet, auf dessen alsbaldige Besichtigung, geeig- 
neten Falls Oeffiaung und Zerlegung anzutragen. 

Art. 10. Wenn über eine Gewährleistung ein Bechtsstreit entsteht, so 
ist jede Partei berechtigt, die Versteigerung des Thieres und Hinterlegung 
4es Erlöses zu fordern, sofern die Besichtigung desselben nicht weiter noth- 
wendig ist 

Art. 11. Der verurtheilte Verkäufer kann, auch ohne voi*gängige Streit- 
verkündigung, seinen Vormann auf Gewährleistung belangen, sofern der 
Mangel in der diesen bindenden Frist sich gezeigt hat. 

Die Klage muss jedoch innerhalb vierzehn Tagen neeh eingetretener 
Beohtskraft des ürtela erhoben werden. 
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Art 12« Alle Tontehendeii, ftir den Kauf ron HauBthieren gegebenen 
Yorschriften sind auf den Tausch derselben anwendbar. 

Art 13. Die Besünunungen dieses QeseUes gelten auch fftr Handels- 
Gesch&fte. 

Art 14* Die tfSa das Fürstenthum Hohensollem-Sigmaringen erlassenen 
Yerordnungen Tom 1. Mai 1766, 9. April 1809^ 28. März 1811 und 6. De- 
zember 1821, sowie die flbr das Fürstenthum Hohenzollem- Hechingen ergan- 
gene Verordnung vom 16. Dezember 1786 ^ welche die Qew&hrsleistung bei 
viehyerkäufen betreffen, sind aufgehoben. 



Dritter Abschnitt. 

Sanitätspolizei und Gesundheitspflege. 



I. Die Öffentliche Krankenpflege. 

Dieselbe kann eine häusliche oder eine Krankenhauspflege sein. 
Yon der Ersteren war schon die Rede. Die Letztere wird in be- 
sonderen Anstalten, die wir mit dem allgemeinen Namen Kranken* 
häuser bezeichnen wollen, ausgeübt. 

Krankenhäuser überhaupt können mannigfacher Art sein. 
Sie werden von Kommunen, Provinzial- und Kreisverbänden errich* 
tet. Das einzige königliche Krankenhaus ist die Charit^ in Berlin. 
Ausserdem giebt es konfessionelle Krankenanstalten, wie die der 
barmherzigen Brüder, das katholische St. Hedwigskrankenhaus, Be* 
ihanien, Krankenhäuser der jüdischen Gemeinden in allen grösseren 
Städten; bei den Meisten ist jedoch die Aufnahme Kranker anderer 
Konfession nicht ausgeschlossen. Auch einige Gewerke, z. B. Knapp- 
schaften, ebenso Gesellschaften von mehreren Eisenbahnen haben 
ihre besonderen Krankenhäuser. Mit grösseren* Gefangnissen sind 
überall Krankenanstalten verbunden. Die Kliniken an vielen Uni- 
versitäten sind ebenfalls öffentliche Krankenanstalten, und sind so- 
wohl stabile, d. h. für die Behandlung im Hause, als poliklinische, 
d. h. für die Behandlung ausserhalb der Anstalt bestimmt. Das 
Militär hat ebenfalls überall seine besonderen Krankenanstalten, La- 
zarethe. 

Ausser diesen gewöhnlichen Krankenanstalten, welche zur 
Aufnahme innerer und äusserer Kranken jeder Art bestimmt sind, 
giebt es noch Krankenanstalten für besondere Formen und besondere' 
Zwecke. Wir nennen namentlich Entbindungs-, Irren-, orthopädische, 
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Kaltwasserheilanstalten n, dgl. In nenerer Zeit sind besonders Piiyat- 
Krankenanstalten in die Mode gekommen, welche für Kranke aller 
Art, gleichyiel/ welcher Arzt sie behandelt nnd gleichviel, welche 
Knr sie brauchen, geöffnet sind. 

Alle Krankenanstalten stehen unter dem besonderen Schntz des 
Staates (A. L. B. Th. IL Tit. 19 $. 32), aber auch nnter dessen Auf- 
sicht (1. c. % 37). Oeffentliche Krankenanstalten können durch könig- 
liche Beleihung die Bechte einer Korporation erhalten. Sie haben 
diese selbstredend durch ihre Statuten, wenn sie durch ihre eigene 
Dotation bestehen (1. c. $. 42). 

Legate und Schenkungen dürfen öffentliche Krankenanstalten 
nur nach Massgabe des Gesetzes vom 16. Mai 1833 annehmen. Sie 
bedürfen der königlichen Genehmigung, wenn sie über 1000 Thlr. 
betragen, wenn dadurch eine neue Anstalt gestiftet oder eine schon 
bestehende Anstalt etwa zu .einem besondem Zweck eingerichtet 
werden soll. 

Durch Ministerialverfügung vom 11. April 1866 ist die Ver- 
fügung der Begierung zu Frankfurt vom 28. Dezember 1865 den 
Physikern zur Nachachtung empfohlen worden: 

Der EöDiglichen Begierung übersende ich hierbei ein Exemplar der 
Ton der Königlichen Regierung zu Frankfort unter dem 28. Dezember y. J. 
an die Kreisphysiker und Magistrate ihres Verwaltungsbezirks in Betreff der 
EinftÜirung einer geregelten Beaufsichtigung der Kommunalkrankenanstalten 
erlassenen Circularverftgung zur Eenntnissnahme mit der Veranlassung, Be- 
hufs der Erzielung einer Verbesserung der Einrichtung und Verwaltung der 
Kommunalkrankenanstalten eine ähnliche Verfolgung auch tdr den Um&ng 
des dortigen Verwaltungsbezirks zu erlassen und ron derselben Abschrin 
hierher einzureichen. 

Berlin, den 11. April 1866. 

Der Minister "der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten. 

^ Yon Mühler. 

Bei den kürzlich ausgeführten medizinisch-technisohen ReTisionen einer 
grösseren Anzahl yon st&dtischen KrankenhSfusem des Verwaltnngsbeiirks 
hat sich ergeben, dass mehrere derselben den, an sie ihrer BestimmoDg 
nach zu machenden Anforderungen keineswegs entsprechen, dass riehnehr 
nicht selten in denselben ein hoher Qrad yon Unordnung, Unsauberkeit und 
Verwahrlosung, eine mangelhafte Verpflegung und Beaufsiohtigang der 
Kranken und in einigen derselben wegen fehlender Benutzung ein bedauer- 
licher Ver&U der leerstehenden iükume wahrgenommen worden aind. 

Indem wir daher die Magistrate hiermit auffordern, der Einrichtung nnd 
Verwaltung, sowie der h&ufigeren Benutzung der Krankenhftuser und Stadt- 
lazarethe eine erhöhte Sorgfiüt zuzuwenden, bestimmen wir zur sachgemlBsea 
Ueberyrachung dieser Angelegenheit yon Au£iichtswegen Folgfendes: 

Die Herren Kreisphysiker, zu deren Amtsobliegenheiten als der Oigane 
der Medizinal- und Samtfttspolizei die Beaufiiiehtignng der Krankenanstalten 
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iluM GesehlftslaeiBes gehört (Ton Hörn, Freassischee Medizinalireaen. Bd. II. 
8. 520)i haben anf die Einrichtunff und Verwaltung der slftdÜBchen Kran- 
kenhäuser .ihrev WohnorteB stets mre besondere Aufinerksamkeit su richten 
und mtkssen auch die ausserhalb ihres Wohnorts im Kreise vorhandenen 
st&dtisehea Krankenhinser zur Vermeidung von Kosten bei Gelegenheit an- 
derer Dienstreisen unter Zusiehung des betreffenden Magistratsdirigenten oder 
des TOn demselben hierzu näher su bestimmenden Magistratsmitgliedes so 
häufig als möglich besichtigen, die hierbei wahrgenommenen Mängel näher 
bezeidinen, auf deren Beseitigung beim Magistrat antragen eyent bei etwa 
eingetretener Differenz in den Ansichten , die bezüglichen Mängel bei uns 
zur Anzeige bringen. 

Ausserdem sind in sämmtlichen Städten des Verwaltungsbezirks , iii 
denen sich Krankenhäuser oder Stadtlazareihe befinden, selbige einer grQndr 
liehen, jährlich wiederkehrenden BeTision zu unterwerfen. Diese BeTisionen 
werden Ton dem Msgistratsdirigenten unter Mitwirkung des Kommunal- 
(Krankenhaus-) Arztes und in denjenigen Städten des Verwaltungsbezirks, 
in denen die Herren Kreisphysiker ihren Wohnsitz haben, unter Miwirkung 
der Letzteren im Laufe der Monate Februar und März jeden Jahres aus- 
gefUirt, und sind hierbei unter genauer Beobachtung der, in der hiemeben 
beigefügten Zusammenstellung enthaltenen Nummern über den Torgefundenen 
Thatbestand unter spezieller Anführung der wahrgenommenen Mängel ein- 
gehende Befundprotokolle au&unehmen. Diese Protokolle, wel^e Ton 
sämmtlichen Bevisoren zu unterschreiben sind, werden alsdann bis zum 
15. April jeden Jahres mittelst gemeinschaftlich yon dem Magistratsdirigenten 
und dem Kreisphysikus, beziehentlich Ton dem Kommunalarzte zu erstatten- 
den gutachtlichen Berichtes an uns zur weiteren Veranlassung eingereicht. 
— Der Einsendung der ersten diesfälligen Berichte sehen wir bis zum 
15. April 1866 entgegen. — Auch wird dafür Sorge getragen werden, dass 
bei Gelegenheit der Apothekenyisitationen durch den Begierungsmedizinal- 
rath, resp. durch die mit den Apothekenyisitationen beauftragten Herren 
Sjreisphysiker aussergewöhnliche, unyermuthete Beyisionen der städtischen 
Krankenhäuser zur Ausführung gelangen. 

Schliesslich bemerken wir noch, dass wir diesem wichtigen Theile der 
Armenkrankenpflege unsere ganze Aufinerksamkeit widmen, die bei den Be- 
yisionen festgestellten Nachlässigkeiten und Verwahrlosungen ernstlich rügen 
und auf deren Beseitigung mit allem Nachdruck hinwirken werden. 

Frankfurt a. O., den 28. Dezember 1865. 

Königliche Begierung, Abtheilung «des Innern, 
(gez.) Frhr. yon Schlotheim. 

Zasan\;n6nstelliing «. 

derjenigen Funkte, welche bei den Beyisionen der städtischen Kranken- 
häuser yorzugsweise zu berichtigen sind. 

I. Einleitung. 

1) Beyisionskommissorium (wann und yon welcher Behörde es er- 
iheilt ist). 

2) Beyisionskommissarien (Namen de^elben). 

n. Lage und Einrichtung des Krankenhauses. 

3) Geographische und topographische Lage des Krankenhauses (Nach- 
barschaft — Hof? Garten?) 

^) Beschreibung des Gebäudes resp. der Gebäude (ob massiy, ob Faoh- 
werk, ob ein- oder mehcstöekig? — ob unterkellert?). 
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5) Besehaffenheit des TrmkwBssers und des 'Bnumena. 

6) Anlage der Ableitungen — der Senkgruben — der Latrinen aa£ 
dem Hofe ("wie weit sind die Latrinen Tom Brunnen entfernt?). • 

7) Lage der Treppen, Flure und Korridore. 

8) Lage der Krankenzimmer (ihre Anzahl — ob ^ Männer und Fmuen 

Sehörig getrennt? — ob ftir Pockenkranke, Kr&tz- und Venerischkranke — 
esgleichen ftir passante Geisteskranke besondere Gelasse vorhanden sind 
— event. beschau werden können ? — Sind f&i passante Geisteskranke eine 
Zwangsjacke und ein Zwangsgurt angeschafft?). 

9) Erwärmung und Ventilation der Krankenzimmer = Luflbesohaffen* 
heit in denselben. $ 

10) Besdiafienheit der Fussbdden, Thüren und Fenster. 

• 11) Beschaffenheit der Lagerstellen (woraus bestehend? Au&telliing der» 
selben, ob eng oder weit?). 

12) Waschapparate in den Krankenzimmeni. 

13) Beleuchtung der Krankenzimmer. 

14) Zimmer ffXr das Krankenwartpersonal. 

15) Beschaffenheit des Badezimmers. 

16) Die Hauslatrinen — wie beschaffen (stehen Nachtsttkhle in den 
Krankenzimmern ?). 

17) Kammer für das Brennmaterial (wo belegen und wie beschaffen?). 

18) Beschaffenheit der Wasch- und Kleiderkammer — Beschaffienheit 
der Wäscheyorr&the. 

19) Viktualienkammer. 

20) Speiseküche — Waschküche (wo gelegen?). 

21) Leichenkammer. . 

III. Verwaltung des, Krankenhauses. 

22) Die leitende Behörde (ob Krankenhausdeputation?). 

23) Die ärztliche Behandlung (Käme des Krankenhausarztes — resp. der 
Krankenhauswundarztes — wie besoldet?). 

24^ Krankenwärter und Wärterinnen ^ Zahl derselben — ihre Be- 
soldung. 

25) Hausordnung. 

26) Befriedigung des religiösen BedÜr&isses der Kranken. 

27) Verpflegung der Kranken (worin bestehend? — Zusammenstellaog' 
der gewöhnlichen Diätformen — Küchenzettel). 

28) Tägliche Verpflegungskost'en pro Kopf. 

29) Zahl der am Beyiirionstage im Krankenhause yorhandenen Kranken 
(incl. der Siechen und Hospitaliten). 

30) Mit welchen Krankheiten waren dieselben behaftet 

31) Waren dieselben nach der Natu« ihrer Leiden zweckmässig yer- 
theilt und untergebradit? 

32) Waren dieselben, ihre Lagerstellen, ihre Wäsche, reinlieh ge- 
halten? 

33) Beschaffenheit des gelieferten Brotes, der Semmeln und der son- 
stigen Speisen und Getränke am Beyisionstage. 

34) Wieyiel Kranke werden jährlich nach einer 5jährigen Fraktion 
durchschnittlich im Krankenhause behandelt? 

35) Wird das Bezeptionsbueb (Krankenliste) besüglich der Aufnahme 
nach Datum und Jahr — bezüglich des yollstibidigen Nationais — des 
Krankheitsnamens — bezüglich der Art der Entlassung nach Datum vnd. 
Jahr (ob geheilt» gebessert^ ungeheilt oder gestorben) genau geÜdirt? 

36) Sonstige Bemerkungen und VerbesBemngsyjOEBchläge. 
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Bei dem Baa, der Einrichtimg und Yerwaltimg eines Kranken- 
hauses dürften folgende Momente zu beachten sein: 

Wahl des Platzes. Trockener Boden nebst freier isolirter 
Iiage. Zn yeimeiden ist die Nähe industrieller Anlagen, gleichviel, 
ob sie dnrch Geräusch stören oder Bauch und Ausdünstungen ver- 
breiten. Eliessendes Wasser in der Nähe ist nicht nöthig, weil die 
Beseitigung der Abgange durch Eanalisimng erfolgen kann, und 
ich meipe sogar, dass es unverantwortlich wäre, das zu anderem 
Crebrauch nothwenige Wasser zu verunreinigen. 

Orientirung des Gebäudes. Die Lage nach Süden ist die 
beste; ün Noth&U kann sie et?ras gegen Osten gerichtet werden. 

Form. Die Höfe dürfen von Gebäuden nicht ganz umschlossen 
sein. Die beste Form ist die eines Yordergebäudes mit Seitenflügeln, 
so dass der mittlere Baum frei bleibt 

Bäumlichkeiten. Souterrain, Korridore, ^össere und klei- 
nere Krankenzimmer, Theeküchen, Badezimmer, Elosets, Baderaum. 
Fernere Einrichtungen. Wasserleitung, Eanalisirung, Yen- 
ülation und zweckmässige Heizung. 

In den Souterrains können angelegt werden: Küche, Waschhans, 
Yorräthe, Wohnungen föx das Dienstpersonal, Todtenkammer. Sie 
müssen 1 Fuss über dem Niveau sein. 

Die Krankenzimmer für Männer und Frauen müssen ge- 
trennt sein und höchstens 12 — 15 Kranke au&ehmen, je kleiner, 
desto besser für die Kranken. Sie müssen 14—15 Fuss hoch, in den 
höheren Etagen 10 Fuss hoch sein. Es ist nicht g^t, wenn ein Kranken- 
haus mehr als zwei Etagen hoch ist. Der Baum für jeden Krankon sei 
^90 Kubikfnss, in England ist er gegen 1000 Kubikfruss. Flächenraum 
5 Fuss breity 9 Fuss hoch; eichenartiger Oelanstrich, g^te Beschläge 
der Thüren, damit sie nicht knarren, die Fenster 3—4 Fuss vom Boden, 
können den dritten Theil der Wand einnehmen. Gegen die Sonne 
können sie zeitweise durch Jalousien geschützt werden. Der Fusb- 
boden sei von Holz, geölt, am besten Fatentfussboden, damit weder 
gescheuert noch Sand gestreut wird, die Wände grau, die Decken 
weiss* Die Betten müssen 6 Fuss lang, 30 Zoll breit sein und wer- 
den am besten von Eisen gearbeitet, dazu Matrazen, Kissen, wol- 
lene Unterlage, Laken, wollene Decken, Ueberzüge von Leinen, Alles 
doppelt zum Wechseln, daneben ein doppeletagisches Nachttisch- 
chen für Urin- und Speiglas, Arzneien und Geräthschaften aller Art. 
Die Heizung. Kamine wären vorzüglich, weil sie schnell und 
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angenehm erwärmen und gute Ventilation bewirken, aber diese Hei- 
zung ist ftr unsere Brennmaterialpreise zu kostspielig. Ton den 
Oefen taugen die eisernen nichts; sie erwärmen schnell, aber köhlfln 
schnell aus. Am besten sind gute Kachelöfen mit hermetifichen 
Thüren, letzteres besonders, weü die Gefahr der Vergiftung durcli 
Eohlenoxydgas dadurch unmöglich wird, 

Ausserdem haben wir Heizung mit erwärmter Luft und Wasser- 
heizung (Dampfheizung). ^ 

Die Heizung mit erwärmter Luft trocknet die Luft zu 
sehr aus und ist flir Menschen und Mobiliar schädlich. Sie führt 
stets Staubtheile mil; sich und der heftige Zug hält dieselben in 
immerwährender Bewegung; in den Röhren 'nistet gern Ungeziefer, 
besonders Wanzen. Ausserdem kann man in den yerschiedenen 
Bäumen nicht verschiedene Wärmegrade feststellen und erhalten. 

Die Wasserheizung. Heisses Wasser wird in einem Sessel 
erhitzt und durch Bohren in die Bäume geleitet. Die Anlage ist 
sehr komplizirt und kostspielig. Es ist ein grosser Aufwand yob 
Brennmaterial erforderlich, und da kein Ventil mit derselben Tor- 
bunden ist, lässt sich eine gleichmässige Temperatur jiicht erreichen. 

Für diejenigen, welche darüber Käheres wissen wollen, sei Folgendes 
bemerkt. Es giebt zwei Systeme der Warmwasseriieizung. Das eine ist ein 
offenes Zirkulationssystem, in dem das Wasser wohl bis 80 Grad erhitzt 
werden kann, aber selten diese Temperatur erreicht Bei der andern, eigent- 
lich Heisswasserheizung genannt, befindet sich das Wasser in Bohren ein^ 
geschlossen, und kann weit über 80 Grad erhitst werden. Die B6hren mUs- 
sen natürlich sehr dickwandig sein, brauchen aber nur wenig Oberfläche^ 
die stark Yorgewärmt, die Bäume heizt. Dadurch wird dieses System in der 
Anlage billiger als das erstere und bietet ausserdem noch den Vortheil« 
dass es eine bedeutend grössere Wassermenge aufiiimmt, in der die W&rn^^ 
länger anhält. Die Bohren des Heisswassersystems haben durchschnittlich 
V/2 Zoll im Durchmesser und werden dauernd yon den Flammen berfihzt. 
Ein Bohr geht nach oben dutch die Zimmer, bildet somit Oefen, oder geht 
durch die Wände, unter die Wände u. s. w. und kehrt darauf zurück. Durch 
das Aufsteigen des erwärmten Wassers und Senken des abgekühlten entr 
steht ein anhaltender Kreislauf des Wassers, so dass die Bohren f&r läo** 
gere Zeit nur einmal gefüllt zu werden brauchen. Bei der Warmwasser- 
heizung wird ein Kessel angestellt, wie der der Dampfmaschinen. Von ihm 
geht ein Bohr aufwärts und erreicht den höchsten Punkt des Gebäudes, ^o 
sich ein mit Wasser geftLlltes Vertheilungsgefäss befindet, Ton dem ein 
zweites Bohr hinunter in den tie&ten Theil des Kessels führt. An dieses 
Abfallrohr schliessen sich die einzelnen Oefen in den Wohnungen an. Diese 
Oefen sind meist so eingerichtet, dass das Wasser oben eintritt, und unten 
wieder austreten kann. Durch Hähne hat man es immer in der Gewalt, den 
Ofen mehr oder weniger zu erwärmen. Um Unregelmässigkeiten Torzuben- 
gen, die dadurch entstehen können, dass in den Abfallröhren Wasser, das 
seine Wärme abgegeben hat> mit dem erwärmten Wasser zusammenkommt, 
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liat man netai diesen BAhzen nodi eine zweite sageliimeht, die das ans den 
Oefen abfliessende Wasser wieder anfiiimmt Die Oefen selbst besteben ans 
neben einander liegenden Bohren, die in schöner AnsstattoDg zugleich einen 
Sdunnck ftr das Zimmer bilden können. Durch die Erw&rmung der da* 
zwischen liegenden Luft wird zugleich eine fortdauernde, schöne Cirkniation 
erzeugt. In Berlin ist diese Heizung in der Königl. Bibliothek, im Tele- 
grapheuamt und in dem grossartigen neuen Bathhause eingeführt, und man 
hat festp^estellt, data die Heizung yiel besser und billiger ist, ala die Heiss- 
wasserheiznng, so dass mit den Anlagekosten die Gesammtkosten beider 
Heizungen sidi beinahe ausgleichen. Nimmt man z. B. ein Haus mit 14 
Zimmern, die täglich geheizt werden, so werden hierzu 50—60 Thlr^ an 
Brennmaterial erforderlich sein. Im Bathhause werden jetzt schon 220 
Oefen Ton kolossalen Dimensionen geheizt nnd die Kosten pro Ofen und 
Tag betragen IVt Sgr. Allerdings smd die Anlagekosten bedeutend, da sie 
pro Zimmer 200 Thür. betragen. Bei der Heisswasserheizung betragen die 
Kosten für ein kleines Zimmer yon 100 Kub.-Fuss 40 Thlr. Alles dies wiegt 
aber die oben genannten Unannehmlichkeiten nicht auf, und darum sind 
diese Einrichtungen für Krankenhäuser trotz ihrer materiellen Yortheile nicht 
zu empfehlen. 

Zu der wichtigsten Fürsorge gehört die für die Beinheit der Luft. 

Die Luftreinigung. Hierauf ist schon beim Bau Bücksicht 
zu nehmen, weil hierin später nicht mehr nachgeholfen werden kann. 
Die grosste Beinlichkeit, Vermeidung aller fremden Stoffe, gute Aus- 
güsse, sowie Waterklosets sind Vorbedingungen. Die Zimmer müs- 
sen täglich gelüftet werden. Zuerst werden die Korridore durch 
Oef&ien der Fenster mit frischer Luft angefüllt, dann die Fenster 
geschlossen und nun die Thüren zu den Krankenzimmern geöfifhet, 
und dies wird so lange wiederholt, als es nöthig ist Besonders 
wichtig sind gute Kachelöfen. Oef&iungen an den Wänden der 
Schornsteine sind nicht zu empfehlen, weil sie leicht Bauch und 
üble Gerüche ins Zimmer führen. Besser sind Dunströhren, die un- 
ter der Zimmerdecke entspringen, innerhalb der Mauer dicht neben 
dem Schornstein verlaufen nnd zum Dach hinausgef&hrt werden^ da 
sie die Krankenzimmer mit der äusseren Luft in Verbindung brin- 
gen, und im Zusammenhang mit Kachelöfen die Lufb am besten 
reinigen. Eben so gut sind Luftröhren, die von aussen kommen und 
unter dem Fussboden fortlaufen, durch den Ofen aufsteigen und so hoch 
als möglich ausmünden. Die Lufi; wird dadurch zugleich erwärmt. 

Es giebt vielerlei Fensterventilationen, die aber alle ohne Zug- 
luft nicht eingerichter werden können, und daher vielleicht in öffent- 
lichen Lokalen, aber nicht in Krankenhäusern empfehlenswerth sind. 

Man hat. auch viele künstliche Ventilationssysteme, und je nach- 
dem man Druck oder Saugkraft anwendet, nennt man sie Ventila- 
tion durch Fulsion oder Aspiration. Bei der ersten treibt man mit 
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einer Drackptunpe friBche Luffe hinein und lässt die yerdorbene Lnft 
entweichen. Die sangende Ventilation zieht die schlechte Lnft ans 
dem Zimmer herans, während die frische Lnft dnrch Fenster und 
Thflren oder andere Oeffonngen nachstr6mt Sie sind dabei alle 
sehr kostspielig nnd komplizirt nnd eigentlich überflüssig. Die be- 
kanntesten Systeme sind die yon Jenkins, Perkins, Arnott, 
verbessert von Leon Dnyoir, van Hecke. Seiffert in Schmidt's 
Jahrbnch 1865 S. 321 nnd ebendaselbst XCIV. B. 5 hat eine der 
besten neneren Arbeiten über diesen Gegenstand geliefert. 

Damit die Lnft emenert werden kann, müssen Krankenzimmer 
ab nnd zn ganz geleert werden können, nnd für diesen Nothfiill müs- 
sen Beservezimmer vorhanden sein. Korridore mnss jedes Kran- 
kenhans besitzen, weil sie znr Ventilation wesentlich beitragen. Sie 
müssen 9—10 Fuss breit sein, stets an der nördlichen Seite U^en, 
da die südliche Seite den Krankenzimmern verbleibt, sowohl von als 
nach der Giebelseite Fenster haben und geheizt werden können. 

Die Krankenwärterzimmer sind immer zwischen je zwei 
Krankenzimmern anzubringen. Der Baum muss f&r zwei Wärter 
nnd ihre Gerathschaften passen. Neben diesen Zimmern sind die 
Theeküchen anzulegen oder sie bilden vielmehr den halben Bamn 
der Zimmer zwischen je zwei Sälen. In ihnen ist ein Kochheerd 
anzubringen, um in möglichster Nähe der Kranken Theo undKata- 
plasmen bereiten zu können. 

Badezimmer dfirfen in keiner Etage fehlen. Die Badeanstal- 
ten selbst können an irgend einem geeigneten Orte angebracht wer- 
den, jedoch immer so, dass Zugluft vermieden werde. 

Latrinen müssen aus geruchlosen Waterklosets für Schwer- 
kranke im Zimmer selbst, f&r andere Kranke am besten in der Thee- 
küche, jedenfalls leicht zugänglich für alle Kranke angelegt werdoo, 
nnd ausserdem entferntere für den allgemeinen Gebrauch. In Lon- 
don sind die Abtritte mit Bücksicht auf Ventilation eingerichtety in- 
dem sie mit den Kaminen in Verbindung stehen. 

Ferner gehören zu einem guten Krankenhause Bekonvales- 
zentenzimmer. 

Für Sterbende müssen Wandschirme vorgestellt werden, oder 
sie müssen; wenn sie in agone sind, in besondere Zimmer gebracht 
werden. 

Für Leichen müssen besondere Todtenkammem vorhanden sein. 
Sie müssen mit der Wasserleitung auf einer Seite in Verbindung 
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stehen, um immer gerachlos za bleiben, und damit etwaige Abgänge 
durch gute Kanäle in fliessende Wässer oder besser in gute Senk- 
gruben geleitet werden kOnnen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen über Errichtung von Eranken- 
^jistalten enthält $.16 des Regulativs vom 28. Oktober 1835. ' 

Die Entbindungsanstalten. Im erhöhten Masse muss Lüf- 
tung und Eeinlichkeit in Geburtsanstalten vorhanden sein, weil sich 
sonst leicht das verderbliche, sehr ansteckende Puerperalfieber ent- 
wickeln kann. Martin hat hierzu folgende Massregeln empfohlen: 

1) Jede Kreissende und Wöchnerin erhält einen frisch gewasche- 
nen, mit gutem Stroh gefüllten Strohsade, frisch überzogene wol- 
lene Decken und Kopfkissen, nie aber Geburtskissen oder wachs- 
leinene Unterlagen, welche eine andere Kreissende oder Wöchnerin 
schon benutzt hatte. 

2) Vor jeder Untersuchung müssen die Hände der explorirenden 
Person gewaschen werden. Praktikanten, welche sich kurz vorher 
mit Leichen beschäftigt haben, dürfen an demselbfo Tage nicht ex- 
ploiiren. 

3) Katheter u. s. w. sind aus Metall zu beschaffen (Silber, Neu- 
silber, Zinn), damit sie vor dem Wiedergebrauch bei einer anderen 
Person mit Lauge ausgekocht werden können. 

4) Die Lochien der Wöchnerinnen dürfen nicht von den Wär- 
terinnen, sondern müssen von besonderen Wäscheiinnen entfernt und 
besorgt werden. 

Sobald sich ein Fall von Pueperalfieber zeigt, ißt die strengste 
Absonderung geboten. 

Das übermangansaure Kali (2 Drachmen auf ein 1 Pfd. destil- 
lirtes Wasser) ist hier als das wirksamste Desinfektionsmittel zu 
empfehlen. Die Kinderwäsche darf nicht in der Stube der Wöch- 
nerin getrocknet werden. 

Statistisch ist nachgewiesen, dass kleine Gebäranstalten in Be- 
zug auf die Verhütung des Puerperalfiebers keinen Vorzug vor grösse- 
ren haben. Am meisten wäre noch der Vorschlag zu berücksich- 
tigen, dass jede Wöchnerin ihr besonderes Zimmer habe ; jedenfalls 
dürfte sich für solche, die am Pueperalfieber erkranken, Einzelzim- 
mer dringend empfehlen, und wenn die Epidemie nicht zu sehr um 
sich greift, dürfte dies auch in den meisten Anstalten durchzusetzen 
sein. Ueber Privatenbindungsanstalten confr. die Circularverfiigung 

vom 7. Mai 1866. 

13 
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Die Anstalten für Augenkranke bedürfen mamug&chei be» 
sonderer Einrichtungen, namentlich ist auch hier darauf zu sehen, dass 
die kontagiöse Augenentzündung sich nicht entwickeln oder 
gar von hier aus weiter verbreitet werden kann. Es gelten caeteris 
pariBiis hier dieselben Bücksichten, die wir soeben angeführt haben. 
Tergl. Knapp, Ueber Krankenhauser mit besonderer Bücksicht auf 
Augenkranke. Heidelberg 1866. 

Die Irrenheilanstalten erfordern spezielle Bücksichten in 
Bezug auf den Kurplan und die Sicherheit, und hier ist Folgendes 
zu bemerken: 

1) Die Fenster müssen mit eisernen, mit weisser Oelfarbe an- 
gestrichenen Gittern, versehen sein. In den Zimmern für Tobende 
ilüssen diese besonders solide gearbeitet und 7 Fuss hoch vom Euss- 
boden sich befinden. 

2) Die Thüren müssen fest und solide gebaut sein; Observations- 
fenster haben und nur von aussen schliessen. 

3) Der Fus^oden muss stets reinlich gehalten werden können, 
daher empfiehlt sich für unreinliche Irre Asphalt, sonst geöltes Holz. 

4) Die Wände in den Zimmern können Oelanstrich haben; in 
den Zellen für Tobsüchtige können sie gepolstert sein. 

5) Die Waterklosets wie im Krankenhause, jedoch im Innern 
möglichst verengt, damit die Irren nicht mit den Händen hinein« 
gerathen können, auch müssen sie von aussen angebracht werden 
können, da wo eben keine Luftklosets sind. 

Die Aborte in den einzelnen Zellen müssen ganz eigen eingerichtet sein, 
weil die Sorge ftir die Beinlichkeit mit der ftir die Sicherheit yerbundea 
werden muss. Tom Korridor aus wird durch einen angemessenen tiefen und 
langen Kanal ein eisernes wie von einer Gabel um&sstes Geföss nach der 
Zelle geschoben; über dem Gefäss wird das Sitzbrett durch einen sichern 
Metadldeckel geschlossen. Das Ge&ss selbst ist mit einer Lufbröbre in Ver- 
bindung, die in der Mauer verläuft, neben dem Schornsteine in die Höhe 
steigt, und sich innerhalb der Zellen unter dem Sitz öffnet. Die EnÜeeniog 
gelangt in die sogenannten Spülzellen, und Ton da unter Wasser abschluss 
durch weitere Kanäle in die Senkgruben oder in die fosses mobiles, je nach- 
dem eine dieser Einrichtungen beliebt wird. 

Wie bei Gemüthszustands - Untersuchungen zu verfahren sei, 
haben wir schon S. 51 angegeben. Davon unabhängig sind die 
Fälle, wo Jemand wegen Geisteskrankheit zur Heilung in eine An- 
stalt angenommen werden soll. Schon in der Kabinetsordre vom 
29. September 1803 ist dies vorgesehen: 

Friedrich Wilhelm etc. etc. Wir haben •bemerken müssen, dass in 
Fällen, wo die Kammern, um der Sicherheit des Publikums willen, f&r noth- 
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wendig eraefatet haben, einen wahn- oder blödsinnigen Menschen in eine 
Irrenanstalt unterzubringen, nicht jederzeit die gesetzlichen Formalit&ten be- 
obachtet und besonders das in der G. O. 1. 38. §. 2. yerordnete Yerfahren 
nicht immer eingeleitet, rielmehr Öfters dergleichen Wahn- und Blödsinnige 
ohne Torgftngiges richterliches Erkenntniss, blos auf Instanz der Verwandten 
oder der Ortspolizeibehörden, wenn auch nach Torgängiger Untersuchung 
äires GemüthsEustandes durch einen SachTerständigen, in eine Irrenanstalt 
unteigebracht werden. Es sind aber Gründe genug vorhanden, die es noth- 
wendig machen, die in den Gesetzen einmal bestimmte Form des Verfiüirena 
aufrecht zu erhalten, und wir finden uns daher Teranlasst, Euch hierbei Fol- 
gendes zu Eurer Direktion und Achtung zu eröfiiien: 

1) Wenn die Ortspolizeibehörde in Erfahrung bringt, dass sich irgend- 
wo in ihrem Distrikt eine wahn- oder blödsinnige Frau aufhält, so geotthrt 
derselben das Secht des ersten Angriffs und sie ist hiemach so berechtigt 
als Terpflichtet, solche Vorkehrungen zu treffen, damit das Publikum gegen 
die Ausbrüche des Wahn- oder Blödsinns möglichst gesichert werde. 

2) Diese Vorkehrungen zur Sicherstellung des Publikums können in der 
Begel nur durch eine an Ort und SteUe anzuordnende Aufsicht über den 
des Wahnsinns yerdächtigen Menschen bewirkt werden. 

Die Kosten der Au&icht werden aus dem Vermögen des Wahnsinnigen, 
oder bei dessen Unzulässigkeit aus den gewöhnlichen Armenfonds des Orts 
entnommen. 

Sodann muss 

3) die Ortspolizeibehörde schleunigst der Kammer der Provinz davon 
Anzeige machen. 

4) Findet die Kammer, dass der Wahn- oder Blödsinn des Menschen 
nur einigermassen bescheinigt ist, so eriheilt dieselbe dem Landesjustizkol- 
legio der Provinz davon Nachricht, damit dasselbe einen fiskalisdien oder 
anderen Justizbeamten beaufbagt, nach Vorschrift der A.. G. O. Thl. I. Tit. 
38. §S* 2 — 8 die Untersuchung bei dem Bichter zu eztrahiren und darauf 
anzutragen, dass der Mensch für wahn- oder blödsinnig erklärt werde. 

Das dabei zu beobachtende Verfahren ist in der A. G. O. gehörig vor- 
gezeidmet : 

Wenn indessen der Wahnsinnige besonderer Gründe wegen, aus seinem 
gewöhnlichen Gerichtsstände nach dem Orte, wo das LandesjustizkoUegium 
seinen Sitz hat, transportirt werden muss, so kann dieses sich nicht ent- 
brechen, die Untersuchung selbst zu ^Ihren. 

5) Ehe nicht das Erkenntniss den Menschen ftbr wahn- oder blöd- 
sinnig erklärt, darf derselbe in der Begel nicht in eine Irrenanstalt aufgenom- 
men werden. 

Sollte jedoch das Erkenntniss in der Hauptsache nicht ohne Aufent- 
halt erfolgen können, die Umstände aber schleunige Massregeln erfordern, 
auch das Vermögen des Wahnsinnigen nicht von der Beschaffenheit sein, 
dass daraus die zur Bestellung eines besonderen Aufsehers erforderlichen 
Kosten bestritten werden können, so ist das die Untersuchung dirigirende 
Gericht befugt, die einstweilige Aufnahme des Wahn- oder Blödsinnigen in 
ein Irrenhaus durch die Kammer zu veranstalten, wenn auch nur ein gehörig 
qualifizirter Arzt ihn ftLr wahn- oder blödsinnig erklärt. 

In diesem Fall kann die weitere Untersuchung des Gemüthszustandes in 
der Irrenanstalt selbst durch den bei derselben angestellten Arzt erfolgen etc. 

Alle Irrenanstalten sind mit derartigen Instruktionen versehen, 
80 die älteste von Owinök vom 27, Febr. 1838 (Simon u. Rönne IL 
S. 427). 13» 
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Diese Bestimmungen sind nenerdings wieder in Erinnerung ge- 
bracht durch die Verfügung vom 17. Januar 1867: 

Wir haben wiederholt in Erfahrung gebracht, dass die Bestimmungen 
unserer Amtsblatt-Bekanntmachungen vom 0. Mai 1839 und 29> M&rz 1^4, 
die Aufoahme von Geistes- und Gemüthskranken in Irrenanstalten betreffend, 
nicht überall so, wie es erforderlich ist, beobachtet werden; wir bringen* 
daher in Erinnerung, dass 1) die Aufnahme eines angeblich Geistes- oder 
Gemüthskranken, sei es ein heilbarer oder unheilbarer, nie auf l^sse Fri- 
vatrequisition, selbst nicht der Eltern oder eines Ehegatten, sondern nur auf 
Ansuchen des Gerichts oder der Ortspolizeibehdrde erfolgen darf und zwar 
auf Grund eines yorgelegten Attestes eines Physikus oder eines anderen zu- 
verlässigen Arztes, welches den geisteskranken Zustand des betreffenden In- 
diyidui und £ei11b es. sich um die Au&ahme in eine Irrenpflegeanstalt han- 
delt, die Unheilbarkeit desselben bescheinigt; dass 2) unmittelbar nach der 
Au&ahme von dem Inhaber oder Vorsteher der Irrenanstalt deijenigen Ge- 
richtsbehörde, yor welcher der betreffende Kranke seinen persönlichen Ge- 
richtsstand Yor der erfolgten Aufiiahme hatte, behufs etwaiger Einleitung des 
Interdiktionsverfahrens Anzeige zu machen ist und zwar mit dem Ersuchen, 
über die erfolgte Anzeige eine Empfangsbescheinigung ertheilen zu wollen. 
Diese Anzeigen sind, wenn der Kranke innerhalb eines Bezirkes wohnt, wo 
die rheinische Gesetzgebung gilt , an den betreffenden Oberprokurator zu 
richten, bei Ausländem, beziehentlich deren die zuständige Gerichtsbehörde 
unbekannt ist, an die betreffende auswärtige Begierung oder auch an uns, 
damit durch Yermittelung des Königl. Ministeriums der auswärtigen Angele- 
genheiten di^ Zustellung der Anzeigen an die kompetente Gerichtsbehörde 
bewirkt werden kann. 

Behu& Erleichterung des Nechweises, dass die Vorsteher oder Unter- 
nehmer Yon Irrenanstalten den vorstehenden Bestinunungen nachgekommen 
sind, haben dieselben ein besonderes Journal zu führen, welches in beson- 
deren Colonnen ergiebt: 

1) Die laufende Nummer. 

2) Datum der Aufnahme« 

3) Den Vor- und Zunamen des Kranken. 

4) Stand, Alter und Wohnort desselben. 

5) Namen und Wohnort des Arztes, welcher die Geisteskrankheit be- 
scheinigt hat. 

6) Namen der Gerichts- oder Polizeibehörde, auf deren Ansuchen die 
Aufiiahme erfolgt ist. 

7) Bezeichnung der Behörde, welcher über die Aufiiahme Anzeige ge- 
macht worden ist. 

8) batum der Anzeige. 

9) Datum der Empmngfsbescheinigung über dieselben. 

10) Datum des Abganges des Kranken aus der Anstalt. 

11) Besondere Bemerkungen. 

Die Schriftstücke, welche als Beläge fOr die Bichtigkeit der Eintragung 
dienen, sind zusammenzuheften, mit Nummern, welche mit denen des Jour- 
nals übereinstimmen, zu versehen und auch nach dem Abgange des Kranken 
au&ubewahren, weil nicht selten auch dann noch über das bei der Aufiiahme 
Btattgefundene Verfahren Auskunft gegeben werden mnss. 

Journal und Beläge sind den Ortspolizeibellörden, wo die Anstalt liegt, 
bei den von ihnen vorzunehmenden periodischen Bevisionen auf Verlangen 
yorzulegen. 
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Wir erwarten, dasB lüemach Ar die Folge auf das Genaueste ferfahren 
wird, indem andernfiUls gegen die Vorsteher öffentlicher Irrenanstalten auf 
dem Disziplinarwege eingeschritten werden ^ den Unternehmern ron Privat- 
Irrenheil- und PflegeansUüten dagegen nach Umst&nden die Konzession ent« 
zogen werden würde. 

Auch die Vorsteher und Mitglieder geistlicher Korporationen oder Or- 
den, welche sich damit befassen, Geistes- oder Gemüthskranke bei sich auf- 
zunehmen, haben sich yorstehende Bestimmungen zur Bichtschnur dienen zu 
lassen. 

Nach denselben Grandbätzen werden auch die Gefängnisse 
gebaut, wobei die Isolirzellen mit 700 — 750 Kubikftiss Luftraum ein- 
zurichten sind, mit einem Fenster von 60 Quadratzoll Lichtfiäche. 
Da jede Isolirzelle ihren Abort hat, so muss für gute Ventilation 
gesorgt werden (s. S. 194). 

Anstalten, welche Kranke gegen Bezahlung aufnehmen, bedurf- 
ten früher zu ihrer Gründung oder Erweiterung auch der Genehmi- 
gung des Oberpräsidenten (confr. §.11 Nr. 4 Lit. D. der Instruktion 
für die Oberpräsidenten vom 31. Dezember 1825). Jetzt bedürfen 
sie nach §. 42 der Gewerbeordnung nur der Konzession des Mini- 
steriums der geistiichen etc. Angelegenheiten. Dieser Paragraph 
bestimmt Folgendes: 

Aerzte, Wundärzte, Augenärzte, Zahnärzte, Geburtshelfer, Apotheker 
und Unternehmer von Friyat-Kranken- und -Irrenanstalten bedürfen einer 
Approbation des Ministeriums der Medizinalangelegenheiten. 

Wohl zu xmterscheiden hiervon ist die Anwendung einer be- 
stimmten Eurmethode, zu der es keiner Eonzession bedarf. Eine 
Ausnahme machen orthopädische und £altwasserheil-An- 
stalten; confr. Beglement für die Errichtung und Verwaltung von 
Wasserheilanstalten vom 15. Juni 1842 (Ges.-S. S. 243). Unter- 
nehmer, welche nicht approbirte Medizinalpersonen sind, werden einer 
besonderen Prüfung unterworfen. 

Wenn auch über die Aufoahme der Eranken in Anstalten die 
jedesmaligen Statuten derselben entscheiden und in gewöhnlichen 
Fällen hierzu Legitimation und Bezahlung gefordert werden darf, so 
muss doch in Fällen dringender Gefahr, namentiich wenn dies von 
einem Arzte bescheinigt ist, die Aufiiahme in jeder öffentlichen An- 
stalt ohne Weiteres erfolgen. Die Eurkosten werden in öffentlichen 
Anstalten pro Tag berechnet, und zwar nach 2 und 3 Elassensätzen. 
In Privatkrankenheilanstalten hängt dies von Statuten und Verab- 
redung ab, in der Begel wird dies nach Wochen und Monaten be- 
rechnet. Die Bezahlung für arme Eranke ist geregelt durch die 
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Gesetze vom 31. Dezember 1842 und 21. Mai 1855. Als Mnster- 
anstalt für ein grosses Krankenhaus gilt die Charite, welche in 
Y. Hörn L S. 54 beschrieben ist 

Die Annahme junger Aerzte in Irrenanstalten ist vorgeschrie- 
ben in der Verfügung vom 22. September 1860. Durch IkCnisterial- 
Terf&gung vom 11. April 1866 ist den Physikern aufgegeben, ge- 
mäss der Verordnung vom 28. Dezember 1865 die Krankenhäuser 
zum Oefteren zu reyidiren und jährlich darüber zu berichten. Die 
Beau&ichtigung derselben gehört an sich zu ihrem Bessort. Sta- 
tistische Berichte über Irrenanstalten sollen einen Zeitraum Yon 
3 Jahren umfassen. Irrenanstalten müssen periodisch von den Kreis- 
physikem revidirt werden. Der Errichtung von Heil- und Pflege- 
anstalten för blödsinnige Kinder, Idioten, Kr et inen ist Auf- 
merksamkeit gewidmet durch die Cir^ularverfügung vom 3. August 
1858. Irrenanstalten werden von Provinzialyerbänden errichtet und 
aus Provinzialfonds unterhalten. Der ärztliche Direktor wird you 
den Ständen gewählt und vom König bestätigt. Die Oberaufsicht 
fiahrt der Oberpräsident der Provinz : cfr. derartige Statuten v. H o r n L 
Seite 61: 

{. 13. Znr Begründung der Aafhahme eines Kranken in die Anstalt, 
welcher einem zum Landarmenverbande der Knrmark assocürten Orte ange- 
hört, gehören folgende Nachweisnng^ : 

1) die schriftlich oder protokollarisch Tor der Ortspolizeibehörde abge- 
gebene Erkl&mng der n&chsten Verwandten, d. h. der Eltern^ Ehe- 
gatten, Kinder oder der im Orte befindlichen Geschwister, ao wie 
resp. des Vormundes, dass sie die Einlieferung des Kranken in die 
Anstalt Torlangen resp. genehmigen und zwar entweder: 

a) bereit sind, die etatsm&ssigen ünterbaltungskostenbetrSge aus des 
Kranken oder ihrem eigenen Vermögen zu bezahlen, in welchem 
Falle die Verpflegnng^lasse &ir den Kranken näher zu bezeichnen 
und ausdrücklich anzugeben ist, wer die Zahlnngsrerpflicbtnng 
und überhaupt die Vertretung desselben in seinem Verhältniss sor 
Anstalt übernimmt, oder : 
b] die Wohlthat der Landarmenpfl^e , unter Begründung ihres An- 
^ Spruches ^ darauf, ganz oder iheilweise, somit also entweder znr 

kostenfireien Verpflegung des Kranken oder mit einem ermässigten 
Beitrage zu den Unterhaltungskosten in Ansprudi nehmen; ersteren 
Falls ist die gänzliche Vermögenslosigkeit des Au&unehmenden 
ortspolizeilich pflichtmässig zu attestiren, andern Falls aber der 
Ertrag seines Vermögens zur wenigstens iheilweisen Deckung der 
Unterhaltungskosten nachzuweisen und sicher zu stellen; endlich 
aber der Zustand des Vermögens und der ^rwerbsyerhältnisse der 
Eltern, Kinder und Ehegatten des Kranken Behufs der Feststel- 
lung eines Beitrages zu den Unteihaltongskosten doro^ ein oztB- 
polizeiliches Attest pflichtmässig nachzuweisen; 

2) ein von der Ortsobrigkeit, eyent dem OrtsgeistlidieB, ausgestelltes 
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ZeugUBS tÜber die Heimath, den bürgerlichen Stand, das Beligions- 
bekenntniss, das Alter, die persönlichen und sonstigen Verhältnisse 
des Au&unehmenden und über das tiiatsächliche Vorhandensein von 
Geistesstdrang, welches, unabhängig von der ärztlichen Beschreibung, 
auf besondere in dem Zeugniss näher zu bezeichnende amtliche Er- 
kundigung zu grfinden ist; 

:3) die an Eidesstatt abgegebene Beurkundung und Beschreibung der 
Geistesstörung nach Anleitung des anliegenden, so yiel thunlich zu 
beantwortenden Fragebogens (s. Anlage) mit besonderer Berücksich- 
tigung der unter Ziffer 9. auf die Begründung der Ausnahmsqualifi- 
kation des betreffenden Indiyiduums in die Anstalt gerichteten Fragen 
durdi einen approbirten Arzt, in dessen Behandlung der Kranke steht, 
oder der zu diesem Zwecke besonders hinzugezogen wird; 

4) die nach §. 28. Ton der Ortspolizeibehörde beim Gericht zu extra- 
hirende Verhandlung über die Bekanntmachung des Erbrechts an die 
Angehörigen. 

§. 14. Soll ein Ejranker ohne Zustimmung seiner nächsten Verwandten 
«oder seines Vormundes im polizeilichen Wege aufgenommen werden, so wird 
;akl8 Beleg des An&ahmegesuches erfordert: 

1) eia ortspolizeiliches Zeugniss, dass der Ejranke der öffentlichen Sicher- 
heit oder sich selbst gefährlich oder ganz hülflos ist, dass in anderer 
Weise nicht för ihn gesorgt werden kann, und dass die gerichtliche 
Gemüthszustandsuntersuchung, welche in diesem Falle sofort einge- 
leitet werden muss, beantragt ist; 

2) das unter Ziffer 2. des yorstehenden Paragraphen erwähnte Zeugniss ; 

3) die unter Ziffer 3. des Torstehenden Paragraphen vorgeschriebene 
ärztliche Beurkundung und Qeschreibung. 

Die Entlassung eines in diesem Wege Aufgenommen muss sogleich er?* 
folgen, wenn die Prorokation auf Blödsinnigkeitserklärung zurückgewiesen ist- 

§. 16. Die Au&ahmegesuche für Assoziirte werden auf dem platten 
Liande durch die Ortspolizeibehörden bei dem betreffenden Landrathe, in den 
Städten bei dem Magistrat eingereicht, welcher fär die ungesäumte B^ibrin- 
'gnng der in §. 13. resp. §. 14. vorgeschriebenen Erfordernisse zur Aufnahme 
von Amtswegen Sorge zu tragen hat und verpflichtet ist, alle Verhältnisse, 
welche zu einem bestimmten Urtheile erforderlich sind, namentlich auch in 
Setreff der Unterhaltungskosten oder eines Beitrags zu denselben, näher zu 
-erörtern. 

In Betreff der von einem Arzte zu liefernden Beurkundung und Be- 
schreibung der Geistesstörung ist im Interesse der etwa wünschenswerthen 
Oeheimhaltung von Familienverhältnissen in besonderen Fällen die unmittel- 
bare Uebersendung derselben an die Direktion der Anstalt mit der Mass- 
gabe gestattet, dass dem bei dem betreffenden Landrathe oder Magistrate 
«inzureichenden Aufnsdimegesuche nur ein Auszug, namentlich in Betreff der 
unter Ziffer 9. des Fragebogens enthaltenen Gründe der Versetzung des 
tranken in die Anstalt beigeschlossen wird. 

§. 17. Den Landrath oder Magistrat hat das in vorgeschriebener Weise 
begründete Aufnahmegesuch (in nicht dringenden Fällen mit allen Belägen) 
sofort bei der Landarmendirektion der Eurmark einzureichen und in dem 
•^es&Usigen Schreiben nach seiner pflichtmässigen Ueberzeugung sich dar- 
llber auszusprechen: 

1) ob nach den erörterten Verhältnissen und gelieferten Nachweisen die 
Attihahme des Kranken in die Anstalt überhaupt erforderlich und in 
dringenden Fällen, ob und weshalb sie schleunig erforderlich ist; 
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Gesetze vom 31, Deaemter 1842 und 21. Mai 1855. Äla Muster- 
anstalt für ein grosses Krankenhaus gilt die Charite, welche in 
T. Horn I. S. 51 beschrieben ist 

Die Annahme junger Äerzte in Irrenanstalten ist vorgeschrie- 
ben in der Verfilgung vom 22. September 1860. Durch Miniaterial- 
TeriBgung vom II. April 1866 ist den Physikern aufgegeben, ge- 
mäss der Verordnung vom 28. Dezember 1865 die Erankenhänsor 
zum Oefteren zu revidiren nnd jährlich darüber zu berichten. Die 
Beaufiiichtignng derselben gehört an sich zu ihrem Ressort. Sta- 
tistäsche Berichte über Irrenanstalten sollen einen Zeitranm von 
3 Jahren umfassen. Irrenanstalten müssen periodisch von den Kreia- 
physikem revidirt werden. Der Errichtung von Heil- und Pflege- 
anstalten fQr blödsinnige Kinder, Idioten, Kretinen ist Anf- 
merksamteit gewidmet durch die CircularverfQgung vom 3. August 
1858. Irrenanstalten werden von Pro vinzial verbänden errichtet mid 
aus Provinzialfonds unterhalten. Der ärzüiche Direktor wird von 
den Ständen gewählt nnd vom König bestätigt. Die Oberaufsicht 
fahrt der Oberpräsident der Provinz: cfr. derartige Statuten v. Ho ml. 
Seite 61: 

|. 13. Zur Begründang der AufnaLme eines Eranken in die Anst&lt, 
welcher einem lum Landarm enyerbande der Kurmark aasocürten Orte ange- 
hSrl, gehören folgende Nacbweiaungen : 

1) die schriftlicli oder protgkoUariscb TOr der OrtapollzeibehÖrdc ab^ 

gebene Erklamng der nSi^bsleti Verwandten, d. h. der Eltern, Ete- 

gatten, Kinder oder der im Orte beSedlicben G-es«hwislor , so «ia 

resp. deg YormQDdee, daaa aie die Einlieferang des Kranken in die 

Anstalt Terlangen reap. genebmigen und znur entweder: 

a) bereit eind, die e«alamiBsigen Dnterhaltungskoalenbetrfige aus des 

Kranken oder ihrem eigenen Vermögen üu beeableo, in welcbem 

Falle die Terpflegungak lasse {ür den Kranken cäfaer eu bezeiclmea 

nnd Busdrücklicb aningeben ist, wer die ZablungsTerpfliohtung 

und überhaupt die Vertretung desselben in seinem Verhaltnisa bot 

Anstalt Qbemimmt, oder: 

b) die Wohlthat der Landarmenpflege , unter Begründung ihres An- 

Hpmchea darauf, ganz oder theilweiae, somit »laa entweder rar 

kostenfreien Verpflegung des Kranken oder mit einem orailasigten 

Beitrage tu den ünierbaitungskosten in Anspruch nehmBn; erjtaren 

Falls ist die ^niliche Vermögenaloaigkeit dea A- ■^ehmendeii 

Oitspolizeilich pflichtmäsalg zu attestireo, ander' ober doC 

Ertrag seines Vermögena zur wenigstens tbaüw kuDg d^ 

Unterhaltangakosten nachzuweisen und eiche' ^ eDdiiM 

aber der Zustand des Vermflgena und der ' """ ^ 

Eltern, Kinder nnd Ehegatten dea KranV 

luD^ eine« Beitrages zu den Unterhaltv 

polizeiliche« Attest pfli[^hlala8sig nach 

2) ein von der Oriaobi%keii 
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'bekeiuliiüs, das Aller, die peraOuliehen und aonstigen Verhlltmaae 
des An&uaebmendeii und über daa thatB&ehliche Torbandenseiii too 
O^ateaitOmDg, Teiches, unsbbftngig von der ftiitlichen BesalireibuDg, 
Auf besondere in deot Zeuguiss nUier m bezeichnende amtliche XS- 
knndigDiig zu grflntlen iat; 
:3) die »n Eidesstatt abgegebene BearkanduDg nod Beschreibung der 
G-eistesstdniDg nach Anleitung des anliegenden, so riel (hunlich in 
lieAiitwortenden Fregebogeos (s. Anlage) mit besonderer BerQcksich- 
tignng der unter Ziffer y, auf die BegrOndung der Ausnabmsqaaliä- 
kation dea betreffenden IndiTidunma in die AnetalC gerichteten Fragen 
dardi einen approbirteu Ant, in dessen Behandlung der Kranke steht, 
oder der eu dieaem Zwecke besonders hinzugezogen vird; 
4) die nscb g. 2?. tod der Ortspol iieibehSrde beim Qericht lu eitra- 
birende Verhandlung Über die BekumtDiacbnag dea Erbrechts an die 
Angehörigen. 
§> 14. Seil ein Eianker ohne Zustimmiuig seiner nSchaten Tarwandten 
•bAer semes YormuDdes im polizeilichen Wege aufgenonunen werden, BD wird 
.als Beleg des Ao&ahmegesuches erfordert : 

1) ein oTtspoliieilichea Zeugnisa, dass der Kranke der Offentliehen Sidier- 
beit oder sich selbst gef&hrlich oder ganz hulflos ist, dass in anderer 
Weise nicht fbr ihn geaoi^ werden kann, nnd dasa die gericbtlich« 
GemüthsEustandaunterBnchung , «eiche in diesem Falle sofort einge- 
leitet werden muss, beantragt ist; 

2) daa nnler Ziffer 3. des vorstehenden Paragraphen erw&hnte Zeugiiiss; 

3) die unter Ziffer 8. des Torstehenden Paragraphen vorgeacbriebens 
Erstliche Beurkundung und Beschreibung. 

Die Endasanng eines in diesem Wege Aufgenommen mnaa sogleich Br^. 
{o\gen, wenn die ProTokation auf BlGdsinnigkeitaerkl&iung znrackgewiesen ist- 
§. 16. Die Au&iabmegeaache fOr Aaaoziirle werden auf dem platten 
Laode durcli die OrtapaliieibebCrden hei dem betreffenden Landrathe, in den 
SUkAtea bei dem Uagiatrat eingereicLt, welcher fOr die uagesLumte B^ibrin- 
-yniig der in |. 13. reap. |. 14. yorgeachriabenen Erfordernisse zur AufnJinio 
Ten Amtsw^en Sorge zu tragen hat und verpflicbtet ist, alle Vorfaftkuiin«, 
-wcilche EU «inem bestimmten Urtheile erforderlich sind, namentlicii auch in 
Betreff der Vnt«rhaltungskoaten oder eines Beitraga zu denaelben, nfiber ta 
erCrtem. , _ 

In Betreff der ron einem Arzte bu liefernden Beurkundung und Be- 
gchr^hnng der QeisleastSning ist im Interesse der etwa wOnBcbenawerthen 
Oeheimbaltung ron FamilienTerhSltnisBen in besonderen Fallen die unmittel- 
bare DeberBendung derselben an die Direktion der Analalt mit der Mmb- 
gabe guHlaltet, d^iss fl™. tri üem tiBtranuna™ Landratho oder Msgistnte 
oinzureicliPnduD AufnaluPtBeauche nur ein Aurtzuj. namenÜiA in Betreff dor 
j, Ziffe r il. des •" -iiogena enthaltunfu OrOnde der Verseönng de« 
a die A' ''Bchlnäai 
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2) ob nach den gepflogenen Verhandlungen die Unterhaltangskosten ganz 
oder zum Theil, von wem und in welchem Betrage zu erstatten sind^ 
oder ob der Kranke der Landarmenpflege gänzlich anheim f^Ut, end- 
lich aber, ob in Gemässheit des nachstehenden Paragraphen dieVer« 
handlungen zur Feststellung eines Kostenersatzes nachträglich noch 
yerroUständigt werden müssen. 

(Anlage.) 

Fragebogen 

zur ärztlichen Untersuchung des Gemüthszustandes des (der) welcher 
(welche) in die Land-Irrenanstalt der Kurmark zu Neu-Buppin aufgenommen 

werden soll. 

1) Vor- und Zuname, Alter (mit Angabe des Geburtstages), Geburts- 
und jetziger Aufenthaltsort, Religion des (der) Kranken? 

2) X^ame, Stand« erlangtes Alter der Eltern und Geschwister, ihr Cha- 
rakter und ihre Gesundheitsyerhältnisse im Allgemeinen? Anlage zu ähn- 
lichen Krankheiten bis zu den Grosseltem? 

3) Körper- und Geistesbeschaffenheit des (der) Kranken vor dem Be- 
ginn der Seelenstörung, Kinder-, Entwickelungs- und andere Krankheiten, 
Geistesanlagen, Temperament', Torherrschende Leidenschaften, Neigung eu 
starken Affekten? 

4) Erziehung, Unterricht, Stand, Erwerbszweig, Lieblingsbeschäftigasif, 
Lebensweise, Moralität, Beligiosität (Aberglaube), Massigkeit oder Unmässig- 
keit im Essen, Trinken und den Geschlechtsyerrichtungen (Onanie), häus- 
liche und ökonomische Yerhältnisse, ob verehelicht, Blinder? eheliche Yer- 
hältnisse? Bei Müttern Verlauf der Schwangerschaften, Geburten, Wochen- 
betten? 

5) Geschichte und Beschreibung des Ausbruchs, Zeit desselben und des 
weiteren den Körper wie den Geist ergreifenden Verlaufs der SeelenstÖruDg, 
der Vorläufer, der Dauer, des Charakterwechsels der einzelnen Paroxysmen 
und freien Zwischenräume und der sie begleitenden Umstände, der Verän- 
derung in dem Benehmen, den Manieren, der Haltungund dem Gange des 
(der) Kranken, der Verhältnisse beim Schlafen und Wachen , bei den Sin- 
nes- und Geschlechtsyerrichtungen (der Menstruation), dem Hunger und 
Durste, dem Blutumlaufe, den yerschiedenen Sekretionen, der Beinlich- 
keit, der Komplikation und Epilepsie und anderen körperlichen Leiden nnd 
Schäden. 

Zustand des geistigen Vermögens, zumal beim Blödsinne^ Grad des- 
selben? 

6) Form der Seelenstörung (Diagnose)? 

7) Ursächliche Momente, prädisponirende und ezzitirende, physisdie 
unterdrückte Ausleerungen, Hämorrhoiden, Geschwüre, Ausschläge u. s. w.? 

Moralische: unglückliche Liebe, Kummer, fehlgeschlagene Projekt^ 
Unglücksfälle, veränderte Lebensweise? 

8) Vorgenommene Kurmethode, somatische und physische^ und deren 
Erfolg? 

Angabe des seitherigen Aufenthaltsortes, der etwa angewendeten Zwaogfl^ 
mittel und der Behandlung, die der (die) Kranke zu Hause er£Ediren? 

9) Entwickelung der Gründe, welche die Versetzung des (der) Eran^ 
ken in die Irrenanstalt nothwendig machen? Heilbarkeit oder UnheUbarkeit 
des Uebels, Hülflosigkeit, Unverträglichkeit, Verletzung des öffentliehen 
Anstandes, GeflUurlichkeit des Kranken gegen seine Person oder Umgebnag^ 
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Diese letzteren Umstände müssen durch Thatsachen nachgewiesen wer- 
den, wohei anzugeben ist, ob sie aus «igener Anschauung oder vom Hören- 
sagen entnommen sind? 

lieber die Annahme von Geisteskranken sind vielerlei allge- 
meine nnd provinzielle Vorschriften gegeben. Es kommt nament- 
lich daranf an, ob sie heilbar sind oder nur detinirt werden sollen, 
weil sie unheilbar sind. 

Die neuen Werke über Bau und Einrichtung von verschiedenen 
Arten von Krankenhäusern der neueren Zeit sind: Esse, Die Kran- 
kenhäuser (wovon gegenwärtig eine neue Auflage unter der Presse 
ist) und Deegen, Der Bau der Krankenhäuser, mit besonderer Be- 
rücksichtigung der Ventilation und Heizung, München 1862; Pap- 
penheim, Sanitatspolizei Th. ü. S. 210; Lion, Handbuch der Me- 
dizinalpolizei S. 60ff. Ueber die Einrichtung von Wasserheilanstal- 
ten ist besonders das Eeglement .vom 15. Juni 1842 zu merken. 
Personen, welche nicht die Approbation als praktische Aerzte haben, 
dürfen selbstredend ausserhalb der Anstalt Kaltwasserkuren nicht 
anordnen (§. 199 des Eeglements vom 15. Juni 1842, §. 177 der 
Gewerbeordnung). 

II. Bäder, Brunnen und Badeanstalten, Heilquellen. 

Alle derartigen Einrichtungen, sie betreffen künstliche oder 
natürliche Wässer, stehen unter Aufsicht der Bezirksregierung. Zur 
Anlage gewöhnlicher Badeanstalten ist die Erlaubniss der Ortspolizei- 
behörde erforderlich, doch wird zur Anlegung derselben kein aus- 
schliessliches Eecht ertheilt (Reskript vom 26. Oktober 1828). Bei 
Eluss hadern muss die Behörde die Stellen ausmitteln und an- 
zeigen, in denen ohne Gefehr gebadet werden kann, und dies all- 
jährlich wiederholen (Belehrung vom 26. Juni 1842): 

Schon hat in diesem Jahr eme grosse Anzahl Menschen beim Baden 
ihren Tod gefunden, obgleich der Sommer erst ange£smgen hat. Die anhal- 
tende ungeheuer warme Witterung reizte die Menschen mehr als sonst zur 
Abkühlung durch kaltes Baden in offenen Gewässern, machte aber auch, 
dasB sie oft erhitzt in das kalte Wasser kamen und sich den Tod zuzogen. 
Ans Leichtsinn und Unbekanntschaft mit dem, was Yorsichtigkeit hierbei zu 
thun und zu meiden gebietet, setzen Yiele ihre Gesundheit und ihr Leben 
in Gefahr oder kommen um, aus Mangel an ihätiger und geschickter Hülfs- 
leistung. Mit Betrübniss muss man er&hren, dass oft bei einer grossen 
Menge müssiger Zuschauer kein Mensch sich findet, der Eenntniss, Ge- 
schiädichkeit und Muth genug hat, die schleunige^ Bettung eines im Wasser 
Verunglückten zu Tersuchen, oder bei leichter und baldiger Auffindung des- 
selben die allein nützlichen Wiederbelebungsversuche gehörig anzustellen* 
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ja es wird wohl gar toh' den Verwegenen ans der nnwissenden Menge der 
leiste Lebensfunke in dem Scbeintodten gewaltsam erstickt dnrch vermeint- 
liche Hülfsleistungen , die so schädlieh als thöricht sind. Daher sind Bei» 
spiele von glücklicher Bettung der Ertrunkenen, wie sie in anderen LSndern 
und Städten, z. B. in London, Amsterdam und Hamburg h&ufig Torkonunen, 
bei uns nur selten. Zur Erhaltung der Gesundheit und Stärke des Körpers 
kann die Gewöhnung zum kalten Bade von den frühsten Jahren an nicht 
genug empfohlen werden, und es ist nur zu beklagen, dass dasselbe durch 
Leichtsinn, Unerfahrenheit im Schwimmen und Unachtsamkeit auf das rich- 
tige Verhalten dabei, yielen Menschen schädlich, ja tödtlich sind. Vielleicht 
finden folgende Erinnerungen an einige Vorsichtsmassregeln und an die 
Hülfsmittel bei entstehender Gefahr hie und da so yiel Eingang, dass sie 
auf der einen Seite mehr Vorsicht und Bedachtsamkeit lehren^ auf der andern 
Seite aber Lust und Eifer zu ordentlicher Erlernung des Schwimmens er- 
wecken und zur Minderung der Unglücksfälle beim Baden etwas beitragen. 
Zum erfrischenden Bade in Wässern schickt sich am besten die Zeit, wo 
eine anhaltend warme Witterung die Kälte des Wassers schon bedeutend 
gemässigt hat. Wer überhaupt gesund ist, kann sich ohne Nachtheil kalt 
baden, wenn der Magen nicht mit Speisen oder Getränken angefüllt, der 
Unterleib nicht aufgebläht und der Körper nicht erhitzt ist Man bade daher 
nie kurz nach der Mahlzeit, sondern nüchtern, oder nachdem man von Icräf- 
tigen Nahrungsmitteln nur wenig genossen hat, am besten des Morgens und 
vor dem Abendessen, oder auch einige Stunden nach demselben« Nie gehe 
man auch nur mit wenig erhitztem Körper und ohne vorher den Kopf ab- 
zukühlen, ins kalte Wasser, nie bleibe man länger als eine Viertelstunde 
darin. Je kälter das Bad ist, desto kürzer mus das Bad sein. Bei nasseri 
windiger, kalter Witterung ist das Baden zu unterlassen von allen, die vor 
ihrem schädlichen Einflüsse und vor Erkältung nicht durch Abhärtuiu[ und 
lange Gewohnheit gesichert sind. Nach dem Bade ist eine massige Bewe- 
gung nöthig. Wer an hypochondrischen Beschwerden, an Gicht und an 
Krämpfen oder Nervenübeln leidet, zu Bluthusten oder ähnlichen Uebeln 
geneigt ist, oder wessen Körper an heilsame Aussonderungen, z. B. an 
Fussschweisse gewöhnt ist, der unterlasse das kalte Baden, und befrage 
vorher den Arzt und mache sich durch Marcard's Schrift: Ueber die Natur 
und den Gebrauch der Bäder 1793 — mit den Wirkungen des kalten Bades 
auf den menschlichen Körper und den Bedingungen des Gebrauchs desselben 
bekannt. Ausserhalb den von den Polizeibehörden b^annt gemachten Bade- 

Slätzen in den Flüssen halte Niemand das Baden für sicher, der nicht ein 
[eister im Schwimmen ist, und überdies einen Gesellschafter bei sich hat, 
welcher eben&lls gut schwimmen und sein Better werden kann, wenn 
Schwindel, Mattigkeit, Lähmung ihn plötzlich befallen sollten. Das Schwim- 
men ist die vorzüglichste Leibesübung und sollte die allgemeinste sein; 
keine andere ist für die Erhaltung und* Stärkung der Körperkraf^ und der 
Gesundheit wohlthätiger. Der Schwimmende geniesst die Annehmlichkeit 
des Badens doppelt und vertraut sich mit Zuversicht einem Elemente an^ 
das dem Ungeschickten und Feigherzigen, der nicht schwimmen lernte, zeit- 
lebens gefährlich und furchtbar bleibt Die Vortheile, der Schutz, den das 
Schwimmen gegen eine Gefahr gewährt, welcher die Menschen in vielen 
Gegenden nicht selten ausgesetzt sind, der Gedanke an die Möglichkeit, 
einem Andern dadurch das Leben retten zu können, müssen vorzfiglich in 
den Herzen rüstiger und unverdorbener Jünglinge Entschluss und Sehnsucht 
nach einer möglichst vollkommenen Kenntniss und Uebung in der Schwimm- 
kunst erzeugen. Eltern, Vormünder und Lehrer verkennen diesen wichtigen 
Punkt der Erziehung immer noch zu sehr und versäumen über todtem Wort 
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und Bnchstaben durch Uebung der K5rperkraft zugleich Mnth und Thaten- 
lust^ besonders bei der m&nnlichen Jugend zu wecken. W&re es anders, so 
ffürde schon längst keine bedeutende Stadt, wenigstens an Strömen und 
Seeen ohne Schwinunschule sein, die fiberall mit Erfolg leicht zu errichten 
sein wird, wo jenes Bedür&iss gefühlt und anerkannt ist. Die Schwimm- 
kunst ist aber ja nicht zu yerwcchseln mit dem zufällig abgemerkten und 
eingeübten Yortheile^ den Kopf eine kurze Zeit auf der fläche des Was- 
sers zu halten. Wer dies vermag und sich deswegen fUr einen vollkom- 
menen Schwimmer hält, oder als solchen zeigen will, begiebt sich leicht in 
Geiahren, deren er nicht mächtig ist, und dann unter vergeblichen Anstren- 
gungen umkommt Die Leichtigkeit, einen solchen Yortheil abzumerken, 
verleitet zu dem Wahne ^ als sei damit die Schwimmkunst begriffen und 
ihre regelmässige Erlernung ganz unn&tbig. Um Tanzen, Fechten, Beiten 
zu lernen, scheut man den dazu nöthigen Aufwand nicht, ob man gleich 
z. B. nothdftrftig reiten kann, ohne schnlmässigen Unterricht. Im tiefen 
Wasser aber ertrinkt jeder, der nicht schwimmen kann, und niemand 
schwimmt und taucht sicher, der es nicht ordentlich gelernt hat. Das Tau- 
dien und die Fertigkeit, mit den Füssen auf den Grund des Wassers zu 
kommen, ist eine Hauptsache in der Schwimmkunst. Ohne gut tauchen zu 
können, ist man immer nur ein sehr unvollkommener Schwimmer, daher 
auch gute Lehrmeister im Schwimmen ihre Schüler mit dem Tauchen den 
Anfang machen lassen. Hit Anwendung der gewöhnlichen Hülfsmittel beim 
Schwimmen, z. B. der Blasen, Schwimmgörtel, sei man sehr Torsichtig. 
Nur einige dieser Vorrichtungen sind brauchbar f&r die, welche damit um- 
zugehen gelernt haben. Dahin gehört der Nast'sche Schwimmgürtel mit ge- 
fimissten Eorkholzstückchen und die Vorrichtung der Bleiplatten an den 
Füssen zum Aufirechtstehen im tiefen Wasser. Der Bath der Sachverstän- 
digen ist dabei nothwendig. Wenn dessenungeachtet Personen beim Baden 
oder bei anderen Veranlassungen ertrinken, ßo tritt ttb: die, welche es sehen, 
erfahren und in der Nähe sind, die Pflicht der Bettung ein. Bei schneller 
Hülfe und richtigem Verfahren etc. 

TJeber Errichtung von Wasserheilanstalten erging das Eegle- 
ment vom 15. Juni 1842: 

Da es in Bezug auf die Errichtung und Verwaltung von Wasserheil- 
anstalten an den erforderlichen, den Eigenthümlichkeiten derselben entspre- 
chenden Bestimmungen mangelt, so werden darüber und bis die weiteren 
Er&hrungen ein sicheres Urtheil über die Wirksamkeit dieser Anstalten ge- 
statten, nachstehende Vorschriften ertheilt. 

§. 1. Die Errichtung und Verwaltung von Wasserheilanstslten soll auch 
solchen Personen, welche keine ärztliche Qualifikation besitzen, gestattet sein. 
Die Anlegung einer solchen Anstalt darf nur mit Erlaubniss der Begierung 
erfolgen. Diese Erlaubniss soll nur dann versagt werden, wenn die Anlage, 
abgesehen von dem dadurch bezweckten HeÜTerfahren, polizeilich unzulässig 
srai würde. 

§. 2. Die Wasserheilanstalten sind der Aufsicht der Medizinalpolizei- 
behörden unterworfen, welche von der Einrichtung und dem Zustande der- 
selben jederzeit Kenntniss nehmen können. 

Die Kurbehandlung der Kranken in der Anstalt ist aber von aller Ein- 
wirkung Seitens der Bäörden frei. 

§. 3. Ein jeder Ejranke, welcher in eine Wasserheilanstalt eintritt, ist 
mit seinem Namen und Stande in eine von dem Inhaber der Anstalt zu 
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ftdirende Liste einzcttragen^ unter gleichzeitiger Angabe der Erankbeiti an 
welcher er leidet. 

Die Beschaffenheit der Krankheit mnss durch das Attest einer appro- 
birten Medizinalperson bescheinigt sein^ und Tor Beibringung dieses Attestes 
darf kein Kranker zum Gebrauch der Anstalt zugelassen werden. 

§. 4. Die Inhaber der Wasserheilanstalten haben den Austritt eines 
jeden Patienten in der genannten Liste genau anzugeben und dabei dasBe- 
Bultat der Kur zu bemerken. 

§.5. Am Schlüsse eines jeden Monats haben die Besitzer yon Wasser- 
heilanstalten einen Auszug aus der von ihnen über den Zu- und Abgang 
gef&hrten Liste , nebst den dazu gehörigen ärztlichen Attesten dem üjreis" 
physikus einzureichen, welcher die Erfolge der Kurbehandlung zu beobachten 
und darüber am Schlüsse eines jeden Vierteljahres unter Beifügung der 
Listen an die Begierung zu berichten hat Biese Berichte sind am Jtiaes- 
Schlüsse yon der Begierung bei dem Ministerium der Medizinalangelegenheiten 
einzureichen. 

§. 6. Wer ohne die im §. 1. yorgeschriebene Erlaubniss eine Wasser^ 
heilanstalt errichtet , hat ausser der Schliessung derselben eine Geldbosse 
.bis zu fun&ig Thalern yerwirkt. 

§. 7. Die Nichtbefolgung der in §§. 3. und 4. eriheilten Yorschriften 
zieht eine Geldbusse bis zu 50 Thalern nach sich« und kann bei Wieder- 
holung des Vergehens nach yorgängiger zweimaliger Bestrafung mit der 
Entziehung der Befugniss zum ferneren Betriebe der Anstalt geahndet 
werden. 

§. 8. Bei Untersuchung und Bestrafung der Kontrayentionen ist das 
in dem Reglement wegen des Debits der Arzneiwaaren yom 16. September 
1836 §. 8. yorgeschriebene Verfahren anzuwenden. Ueber die Schliessung 
einer Wasserheilanstalt in dem Falle des §. 6. wird jedoch im Verwaltungs- 
wege yon der Begierung mit Vorbehalt des Rekurses an das Ministerium der 
Medizinalangelegenheiten entschieden. 

|. 9. Stellt sich eine Wasserheilanstalt nach den über ihr Wirken ge- 
machten Erfahrungen dergestalt als nachtheilig heraus, dass ihr Fortbestehen 
das öffentliche Wohl gefllhrden würde^ so kann die Ihrlaubniss zum Betriebe 
der Anstalt yon der betreffenden Regierung yorbehaltlich des Rekurses an 
das Ministerium der Medizinalangelegenheiten zurückgenommen werden. 

Bei den natürlichen Mineralbrunnen, gleichviel, ob zum Trinken 
oder zum Baden, kommt es zuvörderst darauf an, ob die Qaellen 
königliches, Kommunal- oder Privateigenthum sind. 

An jedem irgend bedeutenden Bade fnngirt zunächst als tech- 
nischer Beirath die Direktion. 

Eine besondere Prüfung dieser Aerzte über ihre Fähigkeit^ als 
Badeärzte zu fungiren, findet nicht statt. Die Badedirektion resp. 
der Besitzer der Quelle oder Anstalt schlägt sie vor, der Regierung 
bleibt die Genehmigung. vorbehalten, die sie ohne Angabe der Gründe 
verweigern kann. Ueber Berichte von Heilquellen spricht die Ißni- 
sterialverfügung vom 16. Mära 1826 (v. Hörn I. S. 84). Von drei 
zu drei Jahren soll über Bäder der Begierung Bericht erstattet wer- 
den, zufolge Verfügung vom 5. Februar 1856. Femer sind [zu be- 
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achten die Mmisterialyerfögimg vom 10. Dezember 1857 und das 
Gesetz Yom 2. März 1850.. üeber Mineralwässer sind ergangen die 
Gesetze vom 23. Ifoyember 1844, 1. Jnli 1861 und 7. Januar 1864. 
Der Bevisionsbericht muss nicht nur angeben, dass das Fabri- 
kat gut ist, sondern dass auch die Fabrik, die Utensilien und Dro- 
guen, besonders, das Schwefelsäure und Soda chemisch rein sind. 
Händler [müssen den Nachweis führen, dass sie die Fabrikate nur 
aus konzessionirten Fabriken bezogen haben. Die Bevision kann in 
Behindemngsfallen des Medizinalraths auch durch den Physiker er- 
folgen (Ministerialreskript vom 13. August 1863). 

III. Der Marktverkehr. 

Die Physiker sind ex officio verpflichtet, dem Marktverkehr be- 
sondere Aufmerksamkeit zu widmen, namentlich aber Obst, Fische, 
Fleisch, Milch und das Trinkwasser zur Zeit von Epidemien einer 
strengen Kontrole zu unterwerfen. 

Gegenstände des Marktverkehrs sind nach §. 78 der Gewerbe- 
ordnung: 

1) rohe Naturerzeugnisse, mit Ausschluss des grösseren Viehes; 

2) Fabrikate, deren Erzeugung mit der Land- und Forstwirth- 
schaft oder der Fischerei in unmittelbarer Verbindung stehen, 
oder zu den Nebenbeschäftigungen der Landleute der Gegend 
gehören, oder durch Tagelöhnerarbeit bedingt werden, mit 
Ausschluss der Getränke (d. h. der Spirituosen); 

3) frische Lebensmittel jedef Art 

Das Verzeichniss der Gegenstände, welche überall auf Wochen- 
märkten feilgehalten werden dürfen, ist durch Circularverfügung der 
Minister des Innern und der Finanzen vom 26. Dezember 1847 fest- 
gestellt. Es liegt nicht in dem Plane dieser Arbeit, eine spezielle 
Nahrungsmittellehre zu bearbeiten, und wir müssen deshalb schon 
auf das spezielle Studium der betreffenden Literatur verweisen. Wie 
Nahrungsmittel chemisch untersucht werden, ist schon S. 65 ge- 
sagt. Wir beschränken uns daher hier auf Folgendes: 

Der Milchmesser der Berliner Polizei besteht aus einer Glas- 
röhre, die unten dicker und schwarz ist, Schrotkugeln enthält und 
in Grade getheilt ist nach [18 Grad B^aumur. Zeigt derselbe, in 
die Milch getaucht, 16—18 Grad, so ist sie normal, bei 13 Grad 
ist sie polizeiwidrig verdünnt (Sfadelmann, üeber die gesund- 
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heitsschädlklien Yenmreinigangen der Milch der Kühe durch Krank- 
heiten des Bindviehes, in Casper's Y. J. Sehr. ü. S. 318; Lion, 
Sanitatspolizei S. 422. 

Das Brod mnss folgende in's Auge fallende Eigenschaften ha- 
ben: lockere, gleichmässige Krume ohne separate Wasserstreifen; 
es darf nicht rissig werden; der Geruch darf weder sauer, dumpf 
noch sonst fremdartig sein, und der Wassergehalt höchstens 40 Pro- 
zent betragen. Yerunreinigongen mit Mutterkorn, Kornrade, Taumel- 
lolch sowie mit Metallen sind durch chemische Analyse nachzu- 
weisen. 

Das Fleisch muss sich fest anfühlen, gut schneiden, eine leb- 
haft rothe Farbe und den bekannten Fleischgeruch haben^ das Fett 
muss fest sein (Kern, üeber die Beurtheilung des Fleisches kran- 
ker Hausthiere. Erlangen 1853). Bei der Oef&iung des Yiehes 
darf weder Milzbrand, Einderpest, Hundswuth, hitziges Faulfieber, 
Lungenfaule u. s. w. gefunden werden, was aus der Yeterinärpolizei 
zu ersehen ist. Trichinen müssen mib*oskopisch festgestellt werden. 
Literatur: Lion, Handbuch der Sanitatspolizei Abschn. 9 und An- 
hang, und die betreffenden Artikel in Pappenheim, Sanitatspoli* 
zei; besonders Duflos, Die wichtigsten Lebensbedürfnisse u. s. w., 
2. Aufl. Berlin 1846; Fresenius, Anleitung zur praktisch-chemi- 
schen Analyse, 9. Aufl. Braunschweig 1859; Moleschott, Lehrbuch 
der Nahrungsmittellehre, 3. Aufl. Erlangen 1858; Eouget, Hygiene 
alimentaire etc., Toulouse 1866; Schwanert, Hül&buch ssur Aus- 
führung chemischer Arbeiten für Mediziner, Braunschweig 1865; 
Klencke, Die Yerfalschung der ITsJirungsmittel, Leipzig 1858. 

Das Trinkwasser (Schnee-, Bogen-, Fluss-, Quellwasser) soll 
überall in hinreichender Menge Yorhanden sein und muss yorYer- 
unreinigungen geschützt und namentlich zu Zeiten von Epidemieo, 
besonders you Cholera, Buhr, Typhus, dahin untersucht werden, ob 
es mit organischen Stoffen, z. B. Exkrementen, Yerunreinigt ist Die 
ein£a.chste Methode ist die mit übermangansaurem Kali und Gfold- 
chlorid; ausserdem nimmt man an, dass das Wasser gut ist, wenn 
es circa 3 Prozent Kohlensäure enthält, die Seife leicht auflöst, auf 
Theo gegossen keine schwarze Farbe annimmt, Hülsenfrüchte weich 
kocht, wenn Lakmus- und Curcumapapier die Farbe nicht ändem^ 
Kalkwasser, Oxalsäure, salpetersaures Silber und salpetersaure Baryt- 
auflösung keinen oder nur geringen Niederschlag machen. Galläpfel- 
dekokt (acid. tann.) bildet einen mehr oder minder dunklen, schwär- 
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zen Niederschlag, je nachdem Eisen im Wasser enthalten ist; durch 
Schwefelwasserstoff werden Kupfer, Blei, Arsenik mit Sicherheit er- 
mittelt (BoUey, Handbuch der chemischen Technologie, 2. Band, 
1. Gruppe, Braunschweig bei Yieweg; Eubel, Anleitung zur Unter- 
suchung von Wasser, Braunschweig 1866). 

Gesetzliche Bestimmungen sind: §. 129. Tit. 8 Th. L A. L. B., 
in Bezug auf Brunnen $. 3^4 des Strafgesetzbuchs: 

J. 304. Wer TOrs&tElich Brannen oder Wasserbehälter, welche zum Ge- 
brauche Anderer dienen, vergiftet oder denselben Stoffe beimischt, ron denen 
ihm bekannt ist, dass sie die menschliche Gesundheit zu zerstßren geeignet 
sind, wird mit Zuchthaus yon fönf bis fünfzehn Jahren bestraft. 

Wegen Bedeckung der Brunnen erging die Verfügung der kur- 
märkischen Begierung vom 10» Februar 1810. Die CircularverfQgung 
Tom 29. Oktober 1843 und 18. Juni 1861 yerbietet, dass Zink zu den 
Pump- und Saugwerken yerwendet werden. Flachs- und Hanfrösten 
dürfen nicht an Flüssen angelegt werden: Gutachten der wissen- 
schaftlichen Deputation vom 26. September 1828; wegen Ableitung 
schädlicher Abgänge in Flüsse: Verfugung vom 24. Februar 1816. 

In neuester Zeit sind zahlreiche Untersuchungen über bleierne 
Wasserleitungsröhren von Grabow und Hofimann (Wagner's Jahr- 
buch 1858. S. 436), Kersting ebendas. 1863. S. 513, Varren- 
trop (Dingler's Journal CLXXV. S. 286) angestellt worden, welche 
in Abrede stellen, dass nachtheilige Wirkungen durch solche Was- 
serleitungen entstanden sind; s. auch Wagner's Jahrb. 1865. S. 571. 

IV. Gewerbliche Anlagen. 

Alle gewerblichen Anlagen und öffentlichen Anstalten, sowie 
das dazu gehörige Personal stehen unter Aufsicht des Staates. 

Zuvörderst gehören hierher: 1) das Begulativ über Beschäfti- 
gung jugendlicher Arbeiter in Fabriken vom 3. März 1839: 

Vor zurückgelegtem neunten Leb^isjahre darf Niemand in einer Fabrik 
oder bei Berg-, Hütten- und Pochwerken zu einer regelmässigen Beschäf- 
tigung angenommen werden. 

S. 2. 

Wer noch nicht einen dreijährigen regelmässigen Schulunterricht ge- 
nossen hat, oder durch ein Zeugniss des Schulvorstandes nachweiset, dass 
er seine Muttersprache geläufig lesen kann und einen Anfang ipi Schreiben 
gemacht hat, darf vor zurückgelegtem sechszehnten Jahre zu einer solchen 
Beschäftigung in den genannten Anstalten nicht angenommen werden. 

Eine Ausnahme hiervon ist nur da gestattet, wo die Fabrikherren durch 
Hrrichtung und Unterhaltung von Fabrihschulen den Unterricht der jungen 
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Arbeiter sichern. Die Beurtheilung, ob eine solche Schule genüge^ gebührt 
den Begierungen, welche in diesem Falle auch das Yerhältniss zwischen 
Lern- und Arbeitszeit zu bestimmen haben. 

§. 3. 

Junge Leute, welche das sechszehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
haben, dürfen in diesen Anstalten nicht über zehn Stunden täglich besch^- 
tigt werden. 

Die Ortspolizeibehörde ist befugt, eine rorübergehende Yerlängerang 
dieser Arbeitszeit zu gestatten , wenn durch Naturereignisse oder Unglücks- 
fälle der regelmässige Geschäftsbetrieb in den genannten Anstalten imter- 
brochen und ein vermehrtes Arbeitsbedürfhiss dadurch herbeigeföhrt wor- 
den ist. 

Die Verlängerung darf täglich nur eine Stunde betragen und darf höch- 
stens för die Bauer von Tier Wochen gestattet werden. 

§. 4. 

Zwischen den im vorigen Paragraphen bestimmten Arbeitsstunden ist 
den genannten Arbeitern Vor- und iNachmittags eine Müsse von einer Yier- 
telstunde und Mittags eine ganze Freistunde und zwar jedesmal auch Be- 
wegung in freier Luft zu gewähren. 

§. 5. 

Die Beschäftigung solcher jungen Leute vor 5 Uhr Morgens und 
nach 9 Uhr Abends, so wie an den Sonn- und Feiertagen, ist gänzlich 
untersagt. 

2) Die Abänderungen dazu vom 16. Mai 1858: 

§. 1. 
Die im §. 1. des Begulatirs yom 9. März 1839 (Gesetz Sammlung 

1839 Seite 156) erwähnte Beschäftigung jugendlicher Arbeiter ist rom 
1. Juli 1853 an nur nach zurückgelegtem zehnten, vom 1. Juli 1854 an nur 
nach zurückgelegtem elften, und vom 1. Juli 1855 an nur nach zurückge- 
legtem zwölften Lebensjahre gestattet 

§. 2. 
Yoni 1. Oktober 1853 ab dürfen junge Leute unter sechazehn Jahren 
bei den im §. 1. des Begulatirs gedachten Anstalten nicht weiter beschäf- 
tigt werden, wenn ihr Yater oder Yormund dem Arbeitgeber nicht das im 
§• 3* erwähnte Arbeitsbuch einhändigt 

Jugendliche Arbeiter dürfen bis zum vollendeten vierzehnten Lebensjahre 
täglich nur sechs Stunden bei dem im §. 1. des Regulativs gedachten An- 
stalten beschäftigt werden; ftir dieselben genügt ein, in diese Arbeitszeit 
nicht einzurechnender dreistündiger Schulunterricht 

Sollte durch die Ausftlhrung dieser Bestimmung bereits bestehenden An- 
stalten die nöihige Arbeitskraft entzogen werden, so ist der Minister für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Minister der Unterrichtsangelegenheiten auf bestimmte Zeit Ausnahme- 
vorschriften zu erlassen. 

^. §• 5. 

Die nach §. 4. des Regulativs den jugendlichen Arbeitern zu gewährende 
Müsse von einer Yiertelstunde Yor- und Nachmittags wird auf je eine halbe 
Stunde festgestellt. 

§. 6. 
Die im §. 5. des Regulativs auf 5 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends 
festgestellten Grenzen der Tagesarbeit werden auf 572 Uhr Morirens bis 8V» 
Uhr Abends bestimmt. 
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. §. 7. 
Jede unter vorstehende Bestimmungen fallende Beschäfligfung jugend- 
licher Arbeiter muss von dem Arbeitgeber zuTor der OrtspolizeibehSrde an» 
.gemeldet werden. In Betreff der. Beim Erlass dieses Gesetzes bereits be* 
schäftigten Arbeiter ist diese Anmeldung binnen rier Wochen zu bewirken. 

§. b. 
Ausserdem ist der Arbeitgeber yerpflichtet» halbjährlich der Ortspolizei** 
behörde die Zahl der beschäftigten Arbeiter unter sechszehn Jahren an- 
zuzeigen. 

3) Die Circularverf&gung vom 18. August 1853: 

In Bezug auf die Ausf&hrung des Gesetzes, betreffend einige Abände- 
rungen des KegulatiTs vom 9. März 1839 über die Beschäftigung jugend- 
licher Arbeiter in Fabriken, vom 16. Mai d. J. (Ges. -Samml. S. 225) wird 
die Königliche Begierang auf Grund des §. 12. dieses Gesetzes, so wie des 
§. 10. des erwähnten Begulatirs, mit folgender Anweisung rersehen! 

I. 

Zunächst ist für eine vollständige Uebersicht derjenigen Anstalten Sorge 
zu tragen, welche den Vorschriften des Gesetzes unterliegen. Entstehen 
iZweifel darüber^ ob eine Anstalt unter das Gesetz fällt, so ist vor AUem 
die Axt und der Zweck der Beschäftigung der jugendlichen Arbeiter sorg- 
fSlüg zu prüfen. Ergiebt sich hierbei, dass ein festes, die gesammte Aus- 
bildung der jugendlichen Arbeiter zum selbstständigen Betrieb eines Ge- 
fichäfies, bezweckendes Lehrverhältniss nicht Statt findet, so ist das Gesets 
zur Anwendung zu bringen. Im entgegengesetzten Falle kommen in Be- 
treff des Schulunterrichts nicht die Yorschnften des Gesetzes vom 16. Mai 
d. J,, sondern die allgemeinen Bestimmungen über den Schulbesuch zur 
Anwendung. 

Letzteres gilt auch von der Beschäftigung jugendlicher Arbeiter ausser- 
halb der Fabräationsstätten, namentlich bei dem Feld- und Gartenbau zu 
Fabrikationszwecken, wie z. B. zur Bübenznckerfabrikation. 

Treten in solchen Fällen besondere Ge&hren ftlr den Schulbesuch ein, 
so empfiehlt es sich, durch Polizeiverordnungen auf Grund des Gesetzes 
Tom 11. März 1850> die Arbeitgeber ftir den Schulbesuch der Arbeiter da- 
durch verantwortlich zu machen, dass ihnen ftLr jedes während der Schul- 
stunden ohne ErlaubnisB der Ortsschulinspektoren von ihnen beschäftigte 
schulpflichtige Kind eine Strafe angedroht wird (vergl. Amtsblatt der Kö- 
niglichen Begierung zu Magdeburg 1852 S. ßb, der Königlichen Regierung 
zu Merseburg 1853 S. 40). 

Die vollständige Uebersicht Über die bezüglichen Anstalten zu gewinnen, 
wird durch die Vorschriften dei* §§. 7. und 8. des Gesetzes wesentlich er- 
leichtert Die hier erwähnten Anmeldungen sind von den Ortspolizeibehör- 
den in einer Liste einzutragen, welche nach §. 8. fortzuführen und am Jah- 
resschluss der Königlichen Begierung abschriftlich einzureichen ist. 

n. 

Bei jeder Anstalt, welche dem Gesetz vom 16. Mai d. J. unterliegt, ist 
zu prüfen, ob dieselbe 

A. in baulicher, 

B. in sittlicher Hinsicht und 

C. in Beziehung auf die Art der Arbeit und deren Einfluss auf dio 
Gesundheit 

besonderer Anordnungen bedarf. 
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Zu A. sind die Bau- und Sanit&tsbeamten der Kreise and Bezirke zn 
beauftragen (§. 7. des Gesetzes rom 12. Februar 1850) Gesetz- Sammlung 
1850 S* 46)9 bei Gelegenheit ihrer amtlichen Beisen, unter Zuziehung der 
Polizeibehörden, die betreffenden Lokalitäten in Augenschein zu nehmen und 
demnächst der Königlichen Regierung dasjenige yorzutragen, Tfas, in Berück- 
sichtigung der Vorschriften des Gesetzes, zu Anzeigen oder Yorscdilägen An- 
'lasB bieten möchte. 

Wenn hierbei mit Bücksicht auf die Fürsorge ftr die Erhaltung der Ge- 
sundheit der jugendlichen Arbeiter Aenderungen in schon bestehenden Loka- 
litäten für unerlässlich erachtet werden, so hat die Königliche Begierung 
für deren Ausführung in angemessenen Fristen, nöthigenfalls im Wege der 
administrativen Exekution zu sorgen und nach Befinden der Umstände einst- 
-weilen die Beschä ftigung der jugendlichen Arbeiter in solchen ungesunden 
Räumen zu untersagen. Als nothwendig erscheinen, soweit sie irgend aus- 
führbar sind , besonders solche Einrichtungen , weldie die Erhaltung ^iner 
Luft in den Fabrikräumen und die Beseitigung schädlicher Einflüsse der 
Kälte oder Hitze bezwecken. 

Mit besonderer Sorgfiilt sind neue Baupläne dieser Art zu prüfen und 
nach den erforderlichen Anweisungen zu venroUständigen. 

Bedarf eine Anlage, in welcher jugendliche Arbeiter beschäftigt werden 
sollen, UAch .den Vorschriften der §§. 27. seq. der Allgemeinen Gewerbe- 
ordnung einer polizeilichen Konzession, so ist bei Ertheilung derselben auf 
den Inhalt dieser Anweisung Bücksicht zu nehmen. 

Zu B. ist zu prüfen, ob und welche besondere Gefahren nach der Katar 
der speziellen Verhältnisse in sittlicher Beziehung den in einer Anstalt be- 
schäftigten jugendlichen Arbeitern drohen. Solchen Gefahren ist mit Ener- 
gie entgegenzutreten. Im Allgemeinen sind hierbei folgende Bücksichten zu 
beobachten. 

1) Die Beschäftigung der Kinder in Gemeinschaft mit Erwachsenen ist, 
wenn dies mit dem Fabrikbetrieb rereinbar ist, zu verhüten , oder doch so 
Tiel irgend möglich zu beschränken, jedenfalls aber, wenn sich dieselbe nicht 
vermeiden lässt, ron den Fabrikanten sorgfältig zu beaufsichtigen. Insbe- 
sondere ist darauf zu sehen, dass, wo es sich irgend vermeiden lässt, Mäd- 
chen unter 16 Jahren nicht mit Knaben oder Männern gleichzeitig in den- 
selben Bäumen arbeiten; die Cigarrenftibriken und Buchdruckereien bedürfen 
hierbei besonderer Aufmerksamkeit. 

2) Es darf nicht geduldet werden, dass, wo jugendliche Arbeiter genö- 
thigt sind, der Entfernung von der elterlichen Wohnung halber , ausserhalb 
der letzteren zu übemadbten, in denselben Schlafräumen gleichzeitig Per- 
sonen verchiedenen Geschlechts Aufnahme finden. Die Konzession zur Ver- 
miethung solcher Schlafstellen darf nach §. 49. der Allgemeinen Gewerbe- 
Ordnung nur unbescholtenen und völlig zuverlässigen Personen ertheilt wer- 
den. Die Aufnahme jugendlicher Arbeiter darf nur unter Genehmigung 

. ihrer Eltern oder Vormünder stattfinden. 

3) Der Verkehr der jugendlichen Arbeiter auf dem Wege nach und von 
^er Fabrik wird der besonderen Fürsorge und Ueberwachung der für jeden 
Ort zu bildenden Aufsichtsorgane zu empfehlen sein. 

Zu C. muss sorgfältig erwogen werden, welche Beschäftigungen für ju- 
gendliche Arbeiter überhaupt nicht geeignet sind und daher für letztere gänz- 
lich verboten werden müssen, und welche Vorsichtsmassregeln nöthig er- 
scheinen, um den schädlichen Folgen zulässiger Beschäftigungen vorzubeu- 
gen. Die Königliche Begierung ist auf Grund des Gesetzes vom 11. M&n; 
1850 befugt, sowohl .allgemeine als spezielle Anordnungen in dieser Bezie- 
Jiung zu erlassen. 
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Bei der Verschiedenartigkeit der Besch&ftigaiigsweiso, selbst ftbr eine und 
dxeeelbe Arl der Arbeit, lassen sieb bierfiber Sa alle Fälle ffiltige Vor- 
Bcbrifien nicht ertbeilen. Im Allgemeinen bemerken wir Folgendes: 

1) Die Besiteer solcher gewerblicher Anstalten , in denen jugendliche 
Arbeiter beschäftigt werden, und in welchen der Betrieb Staub aufregt, oder 
die Arbeitsr&ume mit der Gesundheit nachtheiligen Stoffen erföllt, sind an- 
zuhalten, solche Vorkehrungen su treffen, welche geeignet sind, die Circu- 
lation der frischen Luft zu sichern. Wo dies ausnahmsweise nicht ausft&hr- 
bar ist oder wo die Verbesserung der Luft auf diesem Wege nicht su er- 
reichen ist, ist iüi Ablösung der jugendlichen Arbeiter in angemessenen 
Zwischenräumen zu sorgen. 

2) Die Beschäftigung solcher Arbeiter mit giftigen Stoffen ist nur in 
so weit su gestatten, als, selbst bei Versehen aus Ungeschick oder Unvor- 
sichtigkeit eine Qefiüur f&r Gesundheit oder Leben nicht zu besorgen ist. Li 
dieser Beziehung kann die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter mit Handha- 
bung gewisser Stoffe, namentlich giftiger Farben, granz untersagt oder an 
bestimmte, genau zu kontrolirende Bedingungen und Vorschriften geknüpft 
werden. 

3) Eine Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in dauernd gebückter Stel- 
lung ist nicht ohne solche Vorkehrungen zu gestatten, welche einer Ver- 
krümmung des J&ückgrates oder sonstigen Na[ehtheilen für die Gesundheit 
möglichst Torbeugen. 

Die Aufsichtsoigane haben sich von Zeit zu Zeit von der Beachtung 
der gegebenen Vorschriften zu überzeugen und der Königlichen Regierung 
über das Ergebniss der Bevisionen Bericht zu erstatten. 

m. 

Der Schulbesuch der jugendlichen Arbeiter ist in Gemässheit des Ge- 
setzes Tom 16. Mai d. J. nunmehr folgendergestalt zu ordnen : 

A. Die schulpflichtigen Kinder dürfen fortan täglich nur sechs Stunden 
beschäfligt werden und müssen täglich wenigstens drei Stunden Schulunter- 
richt erhalten. Dieser Unterricht kann in besonderen, auf Kosten der Fa- 
brikanten zu errichtenden Fabrikschulen oder in öffentlichen Elementarschu- 
len ertheilt werden, ist aber in beiden Fällen so zu regeln, dass fdr die am 
Vormittag arbeitenden Kinder der Unterricht Nachmittags, und ftlr die Nach- 
mittags arbeitenden der Unterricht Vormittags ertheilt wird. Die Anordnung 
der i£&it und Stunde bleibt im Uebrigen, je nach den speziellen örtlichen 
Verhältnissen, der Könurlichen Begierung überlassen; jedenfalls muas aber 
dafSr gesorgt werden, dass an die Fabrikschulen, dem Erlass rom 9. Oktober 
1851 (Minist -Bl. S. 250) gemäss, in jeder Beziehung dieselben Anforderun- 
gen gestellt werden, wie an die öffentlichen Schulen. 

Ausnahmen yon der Vorschrift des §. 4. können nach dem zweiten Ali- 
nea desselben zwar von uns bewilligt werden, sobald bereits bestehenden 
Anstalten durch die Ausföhning dieser Bestimmung die nöthige Arbeitskraft 
entzogen werden würde. Diese Anträge werden aber stets wohl zu prüfen 
und auch nur dann zu berücksichtigen sein, wenn die Fabrikbesitzer sich zur 
Einrichtung yon Fabrikschulen auf ihre Kosten bereit erklären und die Un- 
terrichtsstunden in diesen Schulen täglich der Fabrikarbeit vorangehen. 

B. Für die aus der Schule entlassenen Kinder ist die Einrichtung von 
Nachhülfeschulen zu befördern. Es hat zwar nicht angemessen erscheinen 
können, einen gesetzlichen Zwang zur« Einrichtung oder zum Besuch solcher 
Schulen einzuf&hren, da nur bei williger und eifriger Theilnahme und Mit- 
wirkung der Arbeitgeber, der Eltern der arbeitenden Kinder und der Be- 
hörden ein gutes Gedeihen dieser Nachhülfeschulen zu erwarten steht, allein 
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um so mehr muss Seitens der Behörden der gute Wille der Betheiligten 
angeregt und der Segen ihnen vorgehalten werden, der für Alle aus der 
Förderung solcher Schulen erwachsen muss. 

Was die Zeit betriff);, so ist auch für diese Schulen die Benutzung fiüher 
Morgenstunden sehr zu empfehlen, keineswegs aber zu gestatten, dass sie aa 
Sonn- und Festtagen während der Stunden des öffentlichen Gottesdienstes« 
es sei Vor- oder Nachmittags, gehalten werden. Die Königliche Begieruog 
hat hierauf Ihr besonderes Augenmerk zu richten« 



4) Der Circularerlass vom 12* Augast 1854: ^yg 



Die Zusammenstellung der auf die Beschäftigung jagendlicher Ar- 
beiter in Fabriken, Berg-, Hütten- und Pochwerken bezüglichen Vorschrif- 
ten, welche nach §. 3. des Gesetzes vom 16. Mai v. J. den Arbeitsbüchern 
Torzudrucken ist, ist, wie wir hierdurch anordnen, nicht nur den König- 
lichen Bergbehörden des Bezirks, sondern auch dem Vorstände eines jeden 
Berg-, Hütten- oder Pochwerkes in demselben zur Kenntnissnahme mit- 
zutheilen. Dasselbe gilt von allen Polizeiverordnnngen , welche künftig 
auf Grund des Gesetzes vom 11. März 1850 in den einzelnen Bezirken 
von den Provinzialbehörden Erlassen werden möchten, um die Beschäfti- 
gung jugendlicher Arbeiter nach Anleitung der Circnlaryerftigang rem 
18. August V. J. (Minist.-BI. S. 198.) weiter zu regeln. 

Wenn dergleichen Verordnungen in Betreff der in Berg-, Hütten- and 
Pochwerken Torkommenden Arbeiten und Beschäftigungen erforderlich 
werden, so hat die Landespolizeibehörde, welcher auch für diese Anstalten 
die Ausführung des gedachten Gesetzes vom 16. Mai ▼. J. und die Be- 
aufsichtigung des Verkehrs der jugendlichen Arbeiter durch ihre Organe, 
namentlich durch die nach §.11. des Gesetzes etwa zu bestellenden Fa- 
brikeninspektoren, obliegt, vor dem Erlass dieser Verordnungen sich des 
Einverständnisses der betreffenden Königlichen Bergbehörden zu yersichem. 

Nach den bisherigen Erfahrungen ist indessen bereits als feststehend 
anzunehmen, dass jugendliche Arbeiter vor dem vollendeten 16ten Lebens- 
jahre in den Gruben (unter Tage) nicht ohne Nachtheil für ihre Gesond- 
heit beschäftigt werden können. 

Auch ist das sogenannte Haspelziehen und das Karrenlaufen auf an- 
steigenden Bahnen unter den Arbeiten über Tage als schädlich für der- 
gleichen jugendliche Arbeiter zu bezeichnen* 

Wir bestimmen daher auf Grund des §. 10. des Regulativs vom 
9. März 1839 und des §. 10. des Gesetzes vom 16.^ Mai v. J., dass der- 
gleichen Beschäftigungen nicht weiter geduldet werden sollen. 

Sofern in dem dortigen Bezirk ein Anlass hierzu vorliegt, ist diese 
Bestimmung durch das Amtsblatt bekannt zu machen und die Uebertretung 
derselben auf Grund des Gesetzes vom 11. März 1850 mit Strafe zu be- 
drohen. 

An Stelle der §§. 27 und 28 der Gewerbeordnung ist das Ge- 
setz vom 1. Juli 1863 getreten, betreffend die Errichtung gewerb- 
licher Anlagen: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Freussen etc., ver- 
ordnen, mit Zustinunung beider Häuser des Landtags, fCtr den ganzen Um- 
fang der Monarchie, mit Ausschluss der Hohenzollemschen Lande ^ was 
folgt: 

§.1. Zu den gewerblichen Anlagen ^ welche einer besonderen poli- 
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zeilichcn G^ehmigung bedürfen (§. 26. zu 1. der Allgemeinen Gewerbe- 
Ordnnug vÄi 17. Jannar 1845,), sollen für jetzt gerechnet werden: 

L Schiesspulyerfabiiken, Anlagen zur Feuervrerkerei und zur Bereitung 
Ton Zündstoffen aller Art, Gasbereitungs- und Gasbewabrungsanstal- 
ten, Anlagen zur Bereitung von Braunkohlentheer, Steinkohlentheer 
und Koak, sofern sie ausserhalb der Gewinnungsorte des Materials 
errichtet werden, Porzellan-, Fayence- und Thongeschirr- Manufak- 
turen, Glas- und Busshütten, Kalk-, Ziegel- und Gypsöfen, Anlagen 
zur Gewinnung roher Metalle und Bostöfen , Metallgiessereien , so- 
fern sie nichrblosse Tiegelgiessereien sind, Hammerwerke, chemische 
Fabriken aller Art, Schnellbleiohen, Fimisssiedereien, Stärkefabriken, 
mit Ausnahme der Fabriken von Eartofifelstärke , Wachstuch-, 
Darmsaiten-, Dachpappen- und Dachfilzfabriken, Leim-, Thran- und 
Seifensiedereien, Knochenbrennereien, Kochereien und Bleichen, 
Talgschmelzen, Schlachthäuser, Gerbereien, Abdeckereien, Pou- 
dretten- und Düngpulverfabriken, imgleichen durch Wasser bewegte 
Triebwerke (Mühlen etc.) jeder Art (§. 11.). 
IL Dampfkessel, sie mögen zum Maschinenbetriebe bestimmt sein oder 
nicht (§. 12.). 
Bei allen diesen Anlagen macht es keinen Unterschied, ob sie nur 
auf den eigenen Bedarf des Unternehmers oder auch auf Absatz an An- 
dere berechnet sind. 

§. 2. Zur Errichtung neuer Anlagen dieser Art (§. 1.) ist die Geneh- 
migung der Regierung erforderlich. Das Gesuch, welchem die zur Er- 
läuterung erforderlichen Zeichnungen und Beschreibungen beigefügt wer- 
den müssen, ist bei dem Landrath, wenn die Anlage innerhalb eines Stadt- 
bezirks errichtet werden soll, bei der Polizeibehörde desselben anzubringen. 
§. 6. Die Kegierung hat hierauf das Gesuch nach Anleitung des §. 4. 
nnd mit Bücksicht auf die Erheblichkeit der auf angebliche Nachtheile, 
Gefahren und Belästigungen (§. 26. 1. der Allgemeinen Gewerbeordnung) 
gegründeten Einwendungen zu prüfen und nach dem Befunde die Geneh- 
migung entweder zu Tersagen, oder unbedingt zu ertheilen, oder endlich 
bei Ertheilung derselben diejenigen Vorkehrungen und Einrichtungen vor- 
zuschreiben, welche zur Abhülfe geeignet sind. 

§. 10. Die polizeiliche Genehmigung zu einer der im §. 1. bezeich- 
neten Anlagen bleibt so lange in Kraft, als keine Aenderung in der 
Lage oder Beschaffenheit der Betriebsstätte vorgenommen wird, und bedarf 
unter dieser Voraussetzung auch dann, wenn die Anlage auf einen neuen 
Erwerber übergeht, einer Erneuerung nicht. Sobald aber eine Verände- 
rung der Betriebsstätte vorgenommen wird, ist dazu die Genehmigung der 
Regierung nach Massgabe der §§. 2. ff., beziehungsweise des §. 12. noth- 
wendig. Die Regierung kann jedoch auf Antrag des Unternehmers von 
der Bekanntmachung (§. 3.) Abstand nehmen, wenn sie -die Ueberzeugung 
gewinnt, dass die beabsichtigte Veränderung für die Besitzer oder Bewoh- 
ner benachbarter Grundstücke oder das Publikum überhaupt mehr oder 
grössere Nachtheile, Gefahren oder Belastungen, als mit der vorhandenen 
Anlage verbunden sind, nicht herbeiführen werde. 

Diese Bestimmungen finden auch- auf gewerbliche Anlagen (§. 1.) An- 
wendung, welche bereits vor Erlass der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung be- 
standen haben. 

Die allgemeinen baupolizeilichen Vorschriften sind in $. 3 der 
Bauordnung vom 21. April 1853 erwogen. 
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Demnächst kommt es darauf an, ob für die Adjazenten Nach- 
theil für ihr Besitzthum oder f&r ihre Gesundheit entstehen kann, 
selbst ob sie durch Bauch Nachtheile erfahren, oder durch Geräusch 
auffoJlend gestört werden können; namentlich betrifft dies Schulen, 
Kirchen und Krankenhäuser. 

Die verschiedenen Anstalten sind in den §§. 27 — 40 genannt 

Von chemischen Fabriken handelt die ]||[inisterialYerfagmig 
vom 23. September 1855. 

lieber Anilinfabriken handelt das Gesetz v. 1. Juli 1865 und 
die MinisterialverfQgung vom 10. Juni 1865. Hierin heisst es sub 
Nr. 4: Die flüssige Arseniksäure enthaltenden Laugen, welche bei 
der Fabrikation der Anilinpräparate entstehen, desgleichen arsenik- 
haltige Besidua jeder Art dürfen weder den Gewässern durch Gra- 
ben oder Kanäle zugeführt, noch in Senkgruben gebracht, sondern 
müssen, mit einer hinreichenden Menge Kalk versetzt, eingestampft 
werden. 

Dasselbe gilt von allen ähnlichen, gleichviel, ob mineralischen 
oder vegetabilischen Fabrikationen (Verfögung vom 9. Juli 1856): 

Aus Veranlassung eines stattgehabten Unglücksfalles, wodarch mehrere 
Menschen das Leben yerloren haben, wird die Königliche Begier ung auf die 
Gefahren aufmerksam gemacht , welche bei Anwendung des in den Gas- 
fabriken zum Beinigen des Leuchtgases verwendeten Kalkes, sogenannten 
Gaskalkes, in den Lobgerbereien unter Umst&nden entstehen können. Dieser 
Kalk entwickelt bedeutende Mengen Wasserstoffgas, sobald er mit Säure in 
Verbindung tritt Dies geschiebt, wenn alte abgenutzte Lobbrühe, welche 
bekanntlich mehrere organische Säuren enthält, sich mit Gaskalk mischt. 
Es ist daher, wenn zum Enthaaren der Häute Gaskalk angewendet werden 
soll — was an und fElr sich ohne Beeinträchtigung der Gesundheit der 
Arbeiter geschehen kann, insofern nur die Graben im Freien, d. h. nicht in 
abgeschlossenen Bäumen angelegt sind, so dass ein genügender Luftwechsel 
stattfinden kann — darauf zu halten, dass jede Vermischung dieser Flüssig- 
keit mit saurer Lohbrühe yermieden werde. Demgemäss ist bei der Ein- 
richtung von Gerbereien dahin zu sehen, dass die Kalkgruben in gehöriger 
Entfernung von den Lohkasten angelegt und dass Vorrichtungen getroffen 
werden, welche jene Vermischung zu verhindern geeignet sind. Bei dem 
Betriebe des Gewerbes darf Gaskalk nach dessen Gebrauch mit abgenutzter 
(saurer) Lobbrühe nicht zusammengeschüttet werden. 

Da sich die Gasanstalten mehr und mehr verbreiten und dadurch der 
Gaskalk vermehrte Anwendung findet, so wird die Königliche Begiemng 
veranlasst, bei Ertheilung der landespolizeilichen Genehmigung zu Lohger- 
bereien demgemäss geeig^nete Bedingungen in die Konzession aufzunehmen; 
auch bleibt derselben überlassen, an den Orten, wo Gerbereien bereits be- 
stehen, und muthmasslich Gaskalk zur Anwendung kommt, die betreffenden 
Gewerbetreibenden durch die, Ortspolizeibehörden auf die oben erwähnten 
Gefahren aufiooerksam zu machen und zur sorgfältigen Vermeidung der nach- 
theiligen Vermischung anweisen zu lassen. 
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Namentlicli sind die Fabriken , in denen Phosphor zu Streich- 
feuerzeugen verarbeitet wird, berücksichtigt worden in der Verfft- 
gnng vom 29. Oktober 1857: 

Naobdem wir die in Folge unserer Circularverfögang vom 21. Dezember 
1855 eingegangenen Berichte der Königlichen Begierungen nnd des Polizei- 
Prftsidiams bierselbst über die durch den Phosphor bewirkten Krankheiten 
der Arbeiter in den Zfindwaarenfabriken , sowie über die zur Verhütung 
dieser Krankheiten etwa getroffenen Einriditungen einer Boi*gfliltigen Prüfung 
haben unterwerfen lassen, finden wir uns yeranlasst, oei der yerschiedenen 
Beachtung und Behandlung, welche dieser Gegenstand in den einzelnen Ver- 
'waltungsbezirken bisher ei^hren hat, in Betreff der Einrichtungen, welche 
xüx Verhütung der durch Phosphor bewirkten Krankheiten der Arbeiter in 
den Zündwaarenfabriken von den Fabsikbesitzem zu fordern sind. Folgendes 
211 bestimmen: 

1) Hit Bücksicht auf die, bei dem erheblichen Umfang der Fabrikation 
Ton Phosphorzündhölzem verhältnissmässig geringe Zahl von Erkran- 
kungen der Arbeiter in den Fabriken und mit Rücksicht darauf, dass 
die Versuche wegen J)ar8tellung gleich bequemer Streichzündwaarea 
aus rothem Phosphor noch nicht genügend gelungen sind, ist der 

"^Anwendung des gewöhnlichen Phosphors zu diesem Zweck zur Zeit 
nicht entgegen zu treten. 

2) Bei Neuanlagen von Zündwaarenfabriken ist darauf zu achten, dass 
die Fabrikgebäude eine möglichst freie Stellung gegen andere be- 
wohnte Gebäude erhalten. 

3) Die Arbeitsräume müssen in denselben zu ebener Erde angelegt 
werden. Sie müssen eine Höhe von mindestens 15 Fuss haben^ ge- 
räumig und gewölbt sein, und dürfen weder mit Wohnzimmern noch 
mit anderen Geschäftsräumen in unmittelbarer Verbindung stehen. 

4) Die betreffenden Arbeiten (mit Ausschluss des Schneidens der Hölzer) 
müssen wenigstens auf zwei grössere Räume und einen kleineren 
Baum, welcher am zweckmässigsten zwischen beiden liegt, rertheilt 
werden. 

In dem einen grossen Baume werden die Hölzer in die Pressen 
(Bahmen) gelegt. In dem kleineren Baum, der ganz aus Steinen 
aufgemauert und gewölbt sein muss, ist der hintere Baum zum 
Trockenraum einzurichten ; in dem yorderen Theile dieser AbtheHung 
kann die Pfanne zum Schwefel nnd der Behälter zum Eintauchen in 
die Zündmasse aufgestellt werden, für den Fall, dass diese Opera- 
tionen zu einer Zeit ausgeführt werden , in welcher zum Trocknen 
nichts ausliegt. Ist dies nicht ausItLhrbar, so muss ftr das Eintauchen 
in Schwefel nnd Zündmasse ein besonderer Baum in der Nähe an- 
gelegt werden.. 

In dem zweiten grossem Baum werden die Hölzer aus den Pressen 
genommen und. eingepackt. 

5) Die Verdampfung des Phosphors in Bäumen , in denen sich Arbeiter 
aufhalten, muss so viel als möglich beseitigt, und wo sie nicht ganz 
zu yermeiden ist, muss tfli schnellen und guten Luftwechsel gesorgt 
werden. 

Der Lufhrechsel kann nur durch warme LufUieizung gehörig be- 
wirkt werden. Am besten wird diese im Keller eingerichtet. Das 
Feuer im Heizungsofen erregt einen fortwährenden Zug in dem Schorn- 
stein. Die durch den Ofen im Kellergewölbe erwärmte Luft ist iiL 
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den Trockenraum durch eine im Boden desselben angebraebU« Oeff« 
nung mittelst AuMeben eines eisernen Scbiebers einzulassen ond 
durch Yerschliessen desselben sogleich wieder abzusperren. Nach 
vollendetem Trocknen wird die warme, mit Phosphordämpfen erfMlte 
Luft dieses Baumes durch mehrere unten im Schornstein angebrachte 
Oeffnungen in diesen wieder abgefCihrt. 

Wälzend der kalten Jahreszeit wird die warme Liifb des Hei- 
zungsraumes gleichfalls in die beiden Arbeitslokale geleitet und von 
dort wiederum entweder nach aussen durch Oefinungen, die sich 
nahe am Boden in der Mauer befinden, oder durch Kanäle, die in 
den Schornstein oder unter den Feuerungsrost münden, entfernt. 

Das Zuströmen reiner Luft in diese Lokale muss durch Oeffnen 
der Fenster und Thüren, oder durch Kanäle» welche in der Nähe der 
Zimmerdecke einmünden und mit der freien Luft in Verbindung 
stehen, bewirkt werden. 

6) Der Schornstein muss mindestens 30 Fuss hodi sein und f&r den 
Fall, dass das Fabrikgebäude oder benachbarte Qebäude eine grös- 
sere Höhe als 30 Fuss haben, dieselben noch mindestens 5 Fuss 
überragen. 

7) Zur Bereitung der Fhosphorzündmasse darf ihierischer Leim durch* 
aus nicht verwandt werden, sondern es ist an dessen Stelle aar der 
Gebrauch von arabischem Gummi oder Traganth zu gestatten. 

8) Die Bereitung und das Zusammenrühren der Zündmasse muss in 
einem besonderen, ebenfalls mit hinlänglichem Luftzug versehenen 
Baume vorgenommen werden. 

9) Die Arbeiter müssen in den Arbeitslokalen einen besonderen Anzug 
haben, -den sie beim Verlassen derselben ablegen und zurücklassen. 
Zu diesem Zwecke muss ein besonderes Zimmer neben dem Fabrik- 
gebäude vorhanden sein, in welchem abgesonderte Behälter zum Auf- 
hängen der Arbeitsanzüge und der gewöhnlichen Kleidungsstücke her- 
gerichtet sind. Ehe die Arbeiter dieses Zimmer verlassen, müssen 
sie sorgfältig Gesicht und Hände waschen und den Mund mit kaltem 
Wasser ausspülen. 

10) Die Arbeiter dürfen in der Fabrik ^selbst, und ehe sie die Arbeits- 
kleider abgelegt und sich gewaschen haben, durchaus nichts ge- 
niessen. 

11) Wenn die Arbeiter die Fabrik verlassen, müssen die Bäume täglich 
gereinigt und der Abfall beim Anheizen des Ofens oder auf einem 
besonderen Best, der einen Abzug in den Schornstein hat, verbrannt 
werden. Abfälle in eine gewöhnliche Hofgrube zu werfen, darf nicht 
gestattet werden. 

12) Die Vorräthe fertiger Zündwaaren sind in eigenen, von den Ar- 
beitslokalen getrennten, feuersicheren Bäumen aufzubewahren ^ am 
besten in einem unter dem Fabrikgebäude befindlichen Keller. 

13) Der Besitzer einer Zündwaarenfabrik hat eine Betriebsordnung mit 
einer kurzen Belehrung für die Arbeiter in' Bezug auf die zum 
Schutze ihrer Gesundheit zu empfehlenden Vorsichtsmassregeln zu 
entwerfen, ein Exemplar davon jedem eintretenden Arbeiter einzu- 
händigen und desgleichen einen Abdruck derselben im Fabriklokal 

' ' an einer (jedem allgemeinen Arbeiter) zugänglichen Stelle auszu- 
hängen. 

14) Der Inhaber der Fabrik hat die Ueberwachnng des Gesundheits- 
zustandes der Arbeiter einem Arzte zu übertragen, welcher die Aus- 
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führnng der Yorsiclitsmassregeln zu kontroliren und sowohl die Ar- 
beiter als auch den Besitzer auf vorgefandene Mängel aufmerksam 
zu machen hat. Ausserdem ist dem Kreis- oder Bezirksphysikus 
der Eintritt in die Fabrik jederzeit zu gestatten, damit dieser sich 
von der nachhaltigen Befolgung der Torgeschriebenen Anordnungen 
Ueberzeugung yerschaffe. 

15) Zur Kontrolle über den Wechsel und Verbleib 'der Arbeiter ist der 
Fabrikbesitzer verpflichtet, ein Buch zu führen^ welches Vor- und 
Zunamen, Alter, Wohnort, so wie den Tag. des Ein- und Austritts 
jedes Arbeiters enthalten muss. 

16) Für die vorhandenen, bereits konzessionirten Fabriken von Zünd- 
waaren können die unter No. 2, 3, 4t, 6, Q, 12. in Bezug auf bau« 
liehe Einrichtungen bei Neubauten gegebenen Vorschriften nicht 
durchweg massgebend sein, da vorauszusetzen ist, dass die Inhaber 
dieselben mit polizeilicher Genehmigung angelegt und die ihnen bei 
deren Einrichtung gestellten Bedingungen erfüllt haben werden. 
Der Landespolizeibehörde ist indessen unbenommen, die vorhandenen 
derartigen Anlagen nachträglich einer näheren Prüfung zu unter- 
werfen und diejenigen Einrichtungen oder Abänderungen der Be- 
triebsstätte in jedem einzelnen Falle vorzuschreiben, welche die 
Bücksicht auf den Gesundheitszustand der Arbeiter unerlässlich er- 
scheinen lassen und welche die Umstände auszuführen gedtatten« 

Die übrigen in Bezug auf das Verhalten der Arbeiter in den Fabriken 
und auf Ueberwachung des Gesundheitszustandes derselben erlassenen Be- 
stimmungen finden auch auf die bereits bestehenden Zündwaarenfabriken 
Anwendung. 

Die Königliche Regierung veranlassen wir, diese. Bestimmung durch 
das Amtsblatt zur öfifentlichen Kenntniss zu bringen. 

Die Anlage von Hanf- und Flachsrösten wurde schon durch 
Gutachten der wissenschaftlichen Deputation vom 26. September 
1838 geregelt. Eine neue Verfügung vom 22. November 1863 be- 
stimmt Folgendes: 

Zur Abwendung der nachtheiligen Folgen, welche Wasser, in dem 
Flachs oder Hanf geröstet wirdj für die Gesundheit der Menschen und 
Hausthiere und die Erhaltung der Fische herbeiführt, verordnen wir auf 
Grund §. 11. des Gesetzes vom 11. März 1850 Nachstehendes: 

|. 1. In Teichen, stehenden Gewässern, die Fische enthalten oder zum 
Viehtränken benutzt werden, in allen fliessenden Gewässern, so wie in 
stehenden Gewässern, die einen Ablauf nach fliessendem Wasser haben, 
darf Hanf oder Flachs zum Kosten nicht eingeweicht werden. 

§. 2. Vielmehr sind zum Hanf- und Flachsrösten nur Wasserbehälter 
ohne jeden Abiiuss zu verwenden. Erfolg^ die Wasserfüllung solcher Be- 
hälter durch Zuleitung aus fliessendem Wasser, so ist diese Zuleitung voll« , 
ständig abzudämmen, bevor das Einlegen von Flachs oder Hanf beginnt. 

§. 3. Die Anlage von Hanf- und Flachsrösten in der Nähe von Woh- 
nungen kann wegen der gesundheitsschädlichen Ausdünstungen des Was- 
sers von der Ortspolizeibehörde untersagt werden gemäss §. 6. des Ge- 
setzes vom 28. Febr. 1843. 

Dasselbe gilt von Gerbereien, Darmsaiten- und Leimfabriken, 
Enochenbrennereien, Gasanstalten u. dgl. * 
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Von besonderem Interesse ist die Anlage der Schlachthäaser. 

Man unterscheidet öffentliche nnd Priyatschlachthänser. Letz- 
tere bedürfen einer besonderen Konzession^ nachdem die Oertlichkeit 
vom Physikus besichtigt nnd entsprechend gefanden worden. Der 
Hof mnss mindestens 24 Enss lang und breit sein und Zofohr und 
Zugluft liaben. Das Schlachthans muss mindestens 10 Fuss hocli 
und eben so lang und tief sein, und am besten mit Asphalt ge- 
pflastert werden. Der Fussboden muss starken Fall, wasserdichte 
Abzugsrohren und eben solche Senkgruben haben. Die Grube muss 
wöchentlich zweimal, im Sommer nach jedem Schlachttage entleert 
werden. Auch darf kein Wassermangel eintreten. Die Yerfugimg 
vom 5. März 1855 lautet wörtlich: 

1) Der Hof mnss eine geräumige Znfahrt hahen nnd mindestens 24 
Fuss lang nnd breit nnd dem Luftzug zugänglich oder bei Ueberbauungen 
desto weiter sein. 

2) Im Schlachthause muss für Ventilation gesorgt sein. 

3) Dasselbe muss mindestens 10 Fuss hoch, eben so tief als laog sein. 

4) Das Schlachthaus muss mit Steinen oder Asphalt so gepflastert 
sein, dass keine Flfissigkeit in den Boden eindringen kann. 

5) Der Fussboden muss starken Fall, wasserdichte Abzugsröhren und 
dichte Senkgruben haben. 

6) Die Wände müssen rein sein. 

7) Die Grube ist wöchentlich wenigstens zweimal, im Sommer nach 
jeder Schlachtung zu entleeren. 

8) Es muss zu allen Zeiten hinreichend fliessendes Wasser vorhan- 
den sein. 

Femer zu beachten- ist die Verfügung der Regierung zu Königs- 
herg Yom 20. November 1811, welche vom Polizeipräsidium zu Ber- 
lin im Jahre 1817 wiederaufgenommen wurde: 

1) Nicht nur das Schlachten des grossen, sondern auch des kleinen 
Viehes , namentlich der Kälber , Schafe und Schweine zum Verkaufe des 
Fleisches, soll an keinem andern Orte, als auf den Schlachthöfen gesche- 
hen, woselbst zugleich die erforderlichen Anordnungen w^en der Unter- 
suchung des Gesundheitszustandes des Schlachtviehes zu treffen seien. 

2) Die noch bestehenden Frivatsohlächtereien zum Fleisohandel wer- 
den zwar noch beibehalten, da sie der täglichen Bevision des für den 
Fleischmarkt angestellten Fleischbeschauers unterworfen sind; die Inhaber 
derselben dürfen aber bei strenger Ahndung kein Stück Vieh eher schlaoh- 

.ten, als bis die Besichtigung desselben durch den Fleischbeschauer erfolgt 
und der Gesundheitszustand des Schlachtviehes anerkannt ist. 

3} Die noch bestehenden Frivatschlächtereien sollen sofort eingestellt 
werden, wenn die Polizeibehörde eine solche ifassregel beim Ausbruche 
. einer seuchenartigen Krankheit für nöthig hält. 

4) Diejenigen, welche von da ab den Schlächtereibetrieb anfangen 

wollen, müssen sich entweder wegen Benutzung der öffentlichen Schlaoht- 

• höfe mit dem Schlächtergewerke einigen , bevor ihnen das Polizeiattest 

zum Gewerbescheine ertlftUt werden kann, oder wenn mehrere ein gemein- 
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Bohaftliches ScbUchthaiu erbaaen wollen, das dazu bestimmte Geb&ude sa- 
Tor polizeilieb untersnchen lassen. Im letzteren Falle müssen dieselben 
siob zngleicb verpflicbten, die Kosten znr Unterhaitang eines polizeilicib 
anzustellenden Viehbeschaners zu tragen. Letzterer bleibt dann daf&r yer- 
antwortlicby dass kein Stück Vieh^ dessen Gesundheit zweifelhaft ist, ge- 
schlachtet werde. 

5) Wer gegen diese Anordnungen innerhalb der Stadt eine Privat- 
schlftchterei neu einrichtet, hat die Untersagung des Gewerbes und eine 
Geld- oder Gefilngnissstrafe zu gewärtigen. 

6) Auch ausserhalb der Stadt soll keine SchlAchterei ohne Anord- 
nung der Untersuchung des Gesundheitszustandes des Schiachtviehes ange- 
legt werden. 

Als Bänmlichkeiten öffentlicher Schlachthänser sind zu empfeh- 
len: 16 gleich grosse, 4 grössere und 18 kleinere Schlachtkammem 
nebst dem damit verbundenen Schlachthof, 1 Schweineschlächterei, 
2 Bindviehstalle, 1 Talgküche, 1 Gebäude zum Beinigen der Ein- 
geweide, 1 Eiskeller, 1 grosses und 1 kleines Beamten wohnhaus, 
1 Wachtstube für die Feuerwehr, 1 Steuer- und Bureaugebäude, 
die nöthigen Schweine-, Kälber^, Hammel- und Pferdeställe, sowie 
einige Bemisen zu unvorhergesehenen Zwecken. Die Bedürfniss- 
frage muss über die Grösse dieser Bänmlichkeiten entscheiden. 

Folgende wissenschaftliche Gutachten und Arbeiten dürften hier 
zur NachacMung zu empfehlen sein: 

Gutachten der wissensch. Deput. wegen Anlage eines Kalk- 
ofens Casper's V. J. Sehr. B. m. Heft L S. 103; Gutachten über 
Leimfabrikation L c. Bd. YI. Heft 1. S. 104; über Leimsiede- 
reienvon Becker I.e. Bd. XI. Hft. 2. S. 284; Pappenheim, Ueber 
Talgschmelzereien, Knochenkochereien und Fimisssiedereien, Mo- 
natsschrift far Sanitätspolizei n. V. 9. S. 297; über Hanf- und 
Flachsrösten das Gutachten der wissensch. Deput. vom 28. Sep- 
tember 1838, Simon und Bönne Bd. IL S. 53; Gutachten über 
Knochenkohlen-Wiederbelebungsöfen, in Casper's V. J. Sehr. 
Bd. XI. S. 291; über die Zulässigkeit der Anlage von Steinkohlen- 
gas-Bereitungsanstalten I.e. Bd. I. Heft 2. S. 298; über 
Coaksöfen 1. c. IV. S. 118; über die Nachtheile der Anlage von 
Fabriken von Zinnsalz IV. S. 220; die Anlage einer Bleizucker- 
und Essigfabrik XI. S. 105; die Anlage einer Darmsaiten- 
fabrik Xn. S. 311; SanitätspoHzei der Eisenhütten XX. S. 105; 
Flachsrösten in sanitätspolizeilicher Beziehung XX. S. 265; über 
Gerbereien und deren Nachtheile für die Gesundheit IX. S. 217; 
Latrinen und Mistgruben XTTT. S. 378; Schlachthäuser, 
öffentliche XIV. S. 199, in Privatlokalen m. S. 171; Anlage von 
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Seifensiedereien X. 3.213; Nachtheile der Anlage yon Ziegel- 
öfen n. S. 314; Einrichtung von Zündwaarenfabriken XDI. 
S. 170. 285. 310; Schrootgiesserei in der Nähe einer Brauerei, 
Scherf's Arch. Bd. DL; Schnellbleichen von Lentze inv.Hom's 
V. J. Sehr. Band HI. Heft 1. S. 1; Hanf- und Flachsrösten, 
Kraus' Zeitschrift f&r gerichtl. Medizin nnd Gesundheitspflege 1866,^ 
Nr. 1 U.2; Kohlenmeier, Henke's Zeitschrift 1836 Heft 4. S.244. 

V. Keubauten und Wohnungen. 

Dieselben stehen unter Aufsicht der Sanitatspolizei, resp. der 
Physiker, Besondere Vorschriften über Wohnungen enthält Tit. 10 
des Gesetzes vom 11. März 1850, aus dem wir Folgendes hervor- 
heben: 

§. 87. Die zu Wohnungen bestimmten Gebäude oder Gebäudetheile 
müssen so angelegt nnd ans solchem Material ausgeföhrt werden, dass sie 
hinl&nglich Luft und Licht haben, trocken nnd der Gesundheit nicht nach- 
theilig sind. 

§. 88. Alle zum" täglichen Aufenthalt von Menschen bestimmten 
Wohnräume müssen in nenen Gebänden wenigstens 8 Fnss und wenn 
solche in vorhandenen Gebäuden neu angelegt werden, wenigstens 7V* 
FuBs lichte Höhe haben. Alle Wohn- und Schlairäume mit weniger als 
9 Fuss lichte Höbe müssen zur Herstellung eines gehörigen Luftwechsels 
und passenden Einrichtungen und mindestens mit Fenstern zum Oeffhen 
in hinreichender Zahl und Grösse mit von innen zu heizenden Oefen yer« 
sehen sein. 

§. 89. Kellergeschosse dürfen nur dann zu Wohnungen eingerichtet 
werden, wenn deren Fussböden mindestens einen Fuss über dem höchsten 
Wasserstande, deren Decken aber wenigstens 3 Fuss über dem Kiveau der 
Strasse liegen. §. 89. der Baupolizei-Ordnung für Berlin. Auch müsseD 
die Mauern und Fussböden solcher Wohnungen gegen das Andringen und 
Au&teigen der Erdfeucfatigkeit geschützt werden (Casper Y. J. Sehr. V. 
1. S. 43). 

§. 90. Wohnungen in neuen Häusern oder in neuerbauten Stockwer- 
ken dürfen erst nach Ablauf von 9 Monaten nach VoUendung des Roh- 
baues bezogen werden, wird eine frühere wohnliche Benutzung der Woh- 
nungsräume beabsichtigt, so ist die Erlaubniss des Polizeipräsidiums nach- 
Busuchen, welches nach den Umständen die Frist bis auf 4 Monate und 
bei Wohnungen in neu erbauten Stockwerken bis auf 3 Monate em^si- 
gen wird. 

lieber das Verfahren bei üeberschwemmungen in Bezug 
auf Wohnungen sind besondere YorschrifteH im Strafgesetzbuch er- 
gangen: 

§. 290. Wer mit Gefahr für das Leben Anderer Torsätzlich eine 
Uobersohwemmung verursacht » soll mit zehnjähriger bis lebenslänglicber 
Kuohtbausstrafe y und wenn in Folge der Ueberschwemmung ein Mensch 
Am Leben verliert^ mit dem Tode bestrcuft werden." 
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§. 291. Wer mit gemeiner Gefahr für das Eigenthnm, jedoch nicht 
mit Gefahr für das Leben Anderer, vorsätzlich eine Ueberschwenunung 
yerarsaohty soll mit Zuchthaus von fünf bis zu zwanzig Jahren bestraft 
werden. 

§. 292. Gegen den, welcher eine solohe Uebersehwemmung (§. 290. 
und §. 291.) vorsätzlich, aber nur in der Absicht verursacht, sein Eigen- 
thum vor Gefahr zu schützen, soll auf Gefftngniss nicht unter zwei Jahren 
erkannt werden. 

§. 293. Wer eine Uebersehwemmung durch Fahrlässigkeit verursacht, 
wird mit Gefängniss bis zu sechs Monaten, und wenn in Folge der Ueber- 
sehwemmung ein Mensch das Leben verloren hat, mit Ctofttngniss von zwei 
Monaten bis zu zwei Jahren bestraft. 

§. 301. Wer vorsätzlich Wasserleitungen, Schleusen, Wehre, Deiche, 
Dämme oder andere Wasserbauten oder Brücken, Fähren, Wege oder 
Schutzwehre zerstört oder beschädigt, oder wer in schiffbaren Strömen, 
Flüssen oder Kanälen das Fahrwasser stört, und durch eine dieser Hand- 
lungen Gefahr für das Leben oder die Gesundheit Anderer herbeiführt, 
wird mit Gefängniss nicht unter drei Monaten bestraft. 

Hat in Folge einer dieser Handlungen ein Mensch eine schwere Kör- 
perverletzung (§. 193.) erlitten, so tritt Zuchthaus bis zu fünfzehn Jahren, 
and hat in Folge einer dieser Handlungen ein Mensch das Leben verloren, 
zehnjährige bis lebenslängliche Zuchthausstrafe ein. 

Liegt einer solchen Handlung Fahrlässigkeit zum Grunde, und ist da- 
durch ein Schaden entstanden, so ist auf GefUngniss bis zu sechs Mo- 
naten, und wenn in Folge derselben ein Mensch das Leben verloren hat, 
auf Gefängniss von zwei Monaten bis zu zwei Jahren zu erkennen. 

Ferner die Verfügung der Eegierung zu Koblenz vom 27. De- 
zember 1819. 

Die Ausstattung der Wohnungen mit grünen Tapeten ist 
untersagt durch die Verfügung der Eegierung zu Arnsberg vom 
14. Juni 1860 und des Folizeipi^sidiums zu Berlin vom 9. Septem- 
ber 1860. 

Um Feuchtigkeit der Wohnungen zu untersuchen, kanü 
man verschiedene Methoden anwenden. Man steUt innerhalb des 
Wohnraumes eine gewisse Menge Chlorkalk auf und schliesst Fen- 
ster und Thüren; dann stellt man eine gleiche Menge Chlorkalk an 
«inem geschützten Orte der freien Luft in einiger Entfernung von 
dem Gebäude auf und man wird sehen, -wie der Chlorkalk hier und 
dort Feuchtigkeit anzieht (Pappenheim Bd. II. S. 165 Art. Luft), 
Jlarc d'Espinös (Casper's V. J. Sehr. Bd. Vm. 1855. S. 120) 
schlägt hierzu frisch gebrannten Kalk vor. 

Jede Luft in Wohnungen ist schlecht, die mehr als 1 auf 
1000 Vol. Kohlensäure hat. 
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VI. Unglücksfälle und Kalamitäten. 

Die Rettung Verunglückter ist vorgesehen in den JS- 149. 151^ 
739. 782—791 der Kriminalordnung. 

Die ältesten Verordnungen sind: das Edikt Yom 15. November 
1775, das Publikandnm vom 1. März 1794 und vom 20. Oki 1820. 

Das Publikandum vom 13. Januar 1787 ertheilt Unterricht we- 
gen schleuniger Bettung verunglückter Personen, und ebenso daa 
der Regierung zu Koblenz vom 2. Februar 1817. 

Als besondere Kennzeichen des unzweifelhaft eingetretenen To- 
des werden angegeben: 

1) wirklicher Leichengeruch; 

2) AusfEdlen der Honüiaut oder des durchsichtigen runden Thei- 
les derselben; 

3) Herausfliessen faulender Säfte aus aQen Theilen des Körpers; 

4) das grünliche oder schwärzliche Anlaufen des Unterleibs; 

5) das Abgehen des Oberhäutchens an mehreren Stellen nebst 
dem matschigen Anfühlen der Hani 

Das letzte Zeichen erscheint am spätesten, und es wird nicht 
nöthig sein, dasselbe abzuwarten, wenn die vier ersten verbanden 
auftreten. In solcher Form soUen Beerdigungsatteste ausgestellt sein 
(CircularverfÜgung vom 17. August 1827). 

In dem Schema des Berliner Polizeipräsidiums über die Zeichen 
des Todes heisst es meist: „Die gewöhnlichen etc." 

Die Frist, nach Ablauf welcher eine Leiche beerdigt werden 
darf, beträgt 72 Stunden (Verfügung der Regierung zu Danzig vom 
14, November 1824, Ministerialreskript vom 13. November 1827); für 
die Rheinprovinz gilt Art 75 des Code Napoleon. 

Femer gehört hierher §. 345 des Strafgesetzbuchs : 

Wer den poliseilichen Anordnungen über voreilige Beerdigungen eat* 
gegen handelt, wird mit Geldbusse bis zu fun&ig Thalem oder GefiUignias 
bis zu sechs Wochen bestraft. 

Das Collegium med. et sanit hat im Jahre 1794 noch folgende 
Todesarten hervorgehoben, bei denen eine besondere Vorsicht noth- 
wendig ist: 

1) Diejenigen, welche in heftigen Anfallen von Nervenkrank- 
heiten, als wie Schlagfluss, Starrsucht, fallender Sucht oder in an- 
deren kämpfen, nach heftigen Leidenschaften, nach Berauschung; 
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nach heftigen Schlägen auf weiche, sehr empfindliche Theile (Hoden, 
Kopf etc.) plötzlich erfolgen. 

2) Diejenigen, welche vom Gennss oder Anwendung betäuben- 
der Gifto oder Nahrungsmittel veranlasst werden. 

3) Diejenigen, welche nach starker Verblutung oder anderen 
starken Ausleerungen erfolgen. 

4) Diejenigen, welche durch grosse -Schmerzen erfolgen. 

5) Diejenigen, welche nach schweren Geburten erfolgen. 

6) Diejenigen, welche durch erlittenen Hunger yeranlasst wer- 
den, besonders wenn die Kräfte des Körpers heftig angestrengt 
wurden. 

7) Diejenigen, welche nach übermässigem Essen und Trinken 
eintreten. 

8) Diejenigen, welche durch Erstickung erfolgen. 

Für die Wiederbelebung scheintodt geborener Kinder werden 
Bettungsprämien nicht bewilligt; es gehört diese vielmehr zu den 
Pflichten der Geburtshelfer und Aerzte (Ministerialverfügnng vom 
31. März 1863; Preuss. Med. Ztg, 1863. Nr. 15). 

Auf dem Standpunkt diBs Marshall -Hall*schen Verfahrens steht 
folgende amtlich empfohlene Belehrung: 

Die Behandlung Verunglückter bis zur Ankunft des Arztes etc. Im 
amtlichen Auftrage herausgegeben von Müller. Verlag von Enslin. 

Berlin 1865. 

1. Durch Scheintod. 

Man stelle den Ertrankenen nicht auf den Kopf; sondern lege ihn 
(wenn irgend die Witterung es gestattet) in freier Luft auf einer Unter-» 
läge von Decken oder Kleidungsstücken auf den Bauch; reinige seinen 
Mund, befreie ihn, besonders am Halse und an der Brust, von allen engen 
Kleidungsstücken. 

Wende ihn, den Kopf unterstützend, auf eine Seite, reize die Nase 
durch Schnupftaback oder Salmiakgeist; kitzle den Schlund mittelst eines 
Federbartes; reibe Brust und Gesicht warm, bespritze Beides mit kaltem 
Wasser. 

Zeigt sich keine Spur von Athem, so bringe man den Körper wieder 
in die Bauchlage, sehiebe ihm ein zusammengerolltes Tuch oder Klei- 
dungsstück unter die Brust und den einen seiner Arme unter das Gesicht 

Während der Bauchlage übe man mit der Hand einen gleichmässig 
starken Druck auf den Bücken zwischen den Schulterblättern. 

Wende dann vorsichtig den Körper wieder auf eine Seite und etwas 
darüber hinaus; dann wieder rasch auf den Bauch. 

Diese Wendungen, bei denen einer der Hülfeleistenden den Kopf un- 
terstützt, wiederhole man etwa 15 Mal in der Minute und zwar b«dd auf 
die eine, bald auf die andere Seite. 
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Gleichzeitig Buche ein Gehülfe vorsichtig die Hände und Fiisse zu 
trocknen und den Körper allmählig von den nassen Kleidern zu hefireien. 

Stellt sich nach einigen Minuten keine Spur von Athem ein, so legt 
man den Körper auf den Bücken auf eine etwas schräge Fläche, so dass 
der Oberkörper höher liegt, schiebe unter Kopf und Genick ein zusammen- 
gerolltes Kleidungsstück, zieht die Zunge aus dem Munde hervor und er- 
hält sie in dieser Lage entweder durch Festhalten oder durch ein um 
Kinn und Zunge geschlungenes Band. 

Der, welcher die weiteren Versuche leitet, stelle sich dann hinter den 
Kopf des Ertrunkenen, ergreife beide Arme desselben dicht über den Ellen- 
bogen, ziehe sie sanft, aber fest aufwärts über den Kopf des Ertrunkenen, 
halte sie so 2 Sekunden lang aufwärts gestreckt 

Führe sie darauf wieder abwärts und drücke sie sanft, aber fest, zwei 
Sekunden lang gegen die Seiten der Brust. Dieses Auf- und Abwärtsführen 
der Arme wiederhole maQ etwa 10 Mal in der Minute so lange, bis 
Athembewegungen bemerkbar werden. 

Sobidd der Verunglückte zu athmen begannt, lasse man ihn ruhig in 
der Bückenlage verharren und suche Wärme und Blutumlauf zu fordern, 
indem man die Glieder aufwärts stark mit Tüchern reiben lässt, an Hen- 
grube und die unteren Körpertheile Warmflaschen legt und den ganzen 
Körper in Decken oder in Betten warm einhüllt. 

Erlangt der Verunglückte die Fähigkeit zu schlucken , so lasse man 
ihn von Zeit zu Zeit ein wenig erwärmtes Wasser mit etwas Wein oder 
Branntwein, oder auch Kaffee oder Thee trinken. 

Die Versuche müssen unverdrossen (wenn es nöthig ist, Stunden lang) 
fortgesetzt, und dürfen dann erst eingestellt werden, wenn zunehmende 
Kälte und Blässe des Körpers den Tod andeuten. 

Ein warmes Bad darf nur auf ärztliche Verordnung gegeben werden. 

2. Durch Erhängen'und Erwürgen. 

Vor Allem löse man das Band, mit dem der Hals umschnürt ist! 
Jedoch vorsichtig, damit der hängende Körper nicht herabfällt! 

Dann bringe man den Körper in eine sitzende Stellung, im Freien 
oder bei offenen Thüren und Fenstern. 

Löse alle engen Kleidungsstücke. 

Bespritze Gesicht und Brust mit kaltem Wasser, mache kalte Um- 
schläge um den Kopf, reinige Mund und Schlund und kitzle den Schlund 
mit emem Federbarte, halte Salmiakgeist an die Nase , lege Senfleige an 
die Waden. 

Ist ein Heilgehiüfe zugegen, so mache er einen Aderlass. 

Bürste die Fusssohlen, reibe die unteren Gliedmassen mit wollenen 
Tüchern oder mit Senfspiritus; brenne auf der Brust ein mit Spiritus be- 
feuchtetes Läppchen ab und tröpfle Siegellack auf die Brust. 

Zeigt sich keine Spur von Athem, so mache genau dieselben Wen- 
dungen des Körpers und Bewegungen der Arme, wie sie bei Ertrunkenen 
Torgeschrieben sind. 

3. Durch Ersticken in schädlicher Luft.| 

Der Erstickte muss sofort in reine Luft gebracht werden. 

Ist Kohlendunst oder ausströmendes Gas die Veranlassung, so öffne 
man den Ofen oder schliesse das Gasrohr und bringe den Verunglückten 
sofort in ein anderes Zimmer. Wo dies nicht angeht, öffne man alle 
thüren und Fenster 1 

Befindet sich der Erstickte in Brunnen, Lohgruben, Schachten, Ab- 



Die Belumdlung Verunglückter. 225 

zogskilnSlen oder an anderen nnterirdisehen Orten, so mnss znQächst unter- 
sucht werden, ob ein liinabgelassenes brennendes Licht verloscht. 

Ist dies der Fall, so darf der Baum nicht eher betreten werden, bis 
durch brennendes Stroh oder abgebranntes Pulver, hinabgeschutteses Ealk> 
Wasser oder Lufixcg die Luft möglichst verbessert ist 

Immer muss der Bettende mit höchster Vorsicht hinabsteigen. Er be* 
decke sich Mund und Nase mit einem Schwamm oder Tuch, in Kalk- 
wasser getränkt, oder binde einen Schlauch vor den Mund, dessen anderes 
Ende oben an der Luft bleiben mass. Er befestige um seinen Leib einen 
Strick, mittelst dessen er selbst im Fall dec Ge&hr herausgezogen wer- 
den kann. 

Sobald der Erstickte in freier Luft sich befindet, so lege man ihn 
auf den Bücken,' mit erhöhtem Kopf, reinige Mund und Schlund mit 
Wasser, besprenge kräftig Gesicht und Kopf mit kaltem Wasser, mache 
kalte Uebergiessungen und verfahre weiter ebenso wie bei Erhängten und 
Ertrunkenen. 

Ist ein Heilgehülfe zugegen, so mache er einen Aderlass. 

Es gehören leider die Erstickungen durch Kohlendunst, veranlasst 
durch zu frühen Verschluss der OfenUappe oder durch den Gebrauch von 
Kohlenbecken, zu den häufigsten Unglücksfallen! Wenn nicht Bauch 
oder eigenthümlicher Geruch vorhanden sind, so glaubt Mancher, die 
Ofenklappe sei nicht zu früh geschlossen. Dieser Irrthum hat schon Vie- 
len das Leben gekostet! Der Kohlendunst entwickelt sich aus den nicht 
gehörig ausgebrannten Kohlen, auch ohne dass Bauch und Geruch im 
Zimmer sich bemerkbar machen. Er tödtet am sichersten den Schlafenden, 
Aber auch der Wachende wird oft so plötzlich von der vergiftenden Ge- 
walt des Kohlendunstes ergrififen, dass er zwar den dumpfen Kopfschmerz 
und die zunehmende Betäubung noch fühlt, aber nicht mehr die Kraft 
hat, dem Gifte zu entfliehen, sondern bald das Bewustsein ganz verliert, 
in Scheintod fällt und ohne schleunige Hülfe seinen Geist aufgiebt. 

Gleiche Gefahr, wie der zu frühe Schluss der Ofenklappe, bringt das 
versäumte Verschliessen einer Gasröhre, wovor bei dem immer mehr zu- 
nehmenden Gebrauch der Gasbeleuchtung in Wohnhäusern nicht genug ge- 
warnt werden kann. 

Die Gefahr durch auss.trömendes Leuchtgas beschränkt sich überdies 
nicht auf den Baum, in dem das unverschlossene und schadhafte Bohr 
sich befindet, sondern das überaus flüchtige Gas kann auch weiter in die 
benachbarten Bäume eindringen und doi^hier Schlafenden Gefahr bringen. 

Bäume , in welchen muthmasslich . ausgeströmtes Gas sich befindet, 
hüte man sich, mit Licht zu betreten. 

4. Durch Erschüttung oder Erdrückung. 
Man verfahre wie bei Erhängten.' 

^ 5. Neugeborener Kinder. 

Wenn eine Hebeamme zugegen ist, so ist ihr die Behandlung des 
scheintodt Geborenen zu überlassen. 

Ist eibe Hebeamme nicht anwesend, so bringe man das Kind für 
einige Augenblicke in ein warmes Bad und reinige ihm hier zugleich den 
Mund von Schleim. 

Dann lege man es in ein erwärmtes Tnch gehüllt mit dem Bauch 
auf den Tisch, bringe einen Arm desselben unter die Stirn und halte das 
Köpfchen so, dass der Mund nicht auf dem Tuche aufliegt. 

Nach einigen Sekunden rollt man das Kind auf die Seite. 

15 
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Dann wieder snrüok in die Bauchlage. 

In der Bauchlage drfickt man den Backen und die Seiten der Brust 
mit den flachen Händen gelinde nach oben zusammen. 

Zugleich lässt man den Körper mit dem wannen Tuche reiben. 

Dieae Wendungen des Sjndes nach dem Bauch und der Seite > bald 
nach der einen> bald nach der andern, wiederholt man mehrere Male rasch 
nach einander. 

Dann bringt man das Kind wieder auf einige Augenblicke in das 
warme Bad unu begiesst den Kopf mit kaltem Wasser. 

Wenn das Kina noch nicht zu athmen beginnt > so macht man von 
Neuem die Wendungen des Körpers, bis das Kmd athmet> oder aber zu- 
ndbmende Kftlte und Blftsse den Tod anzeigen. 

6. Durch Erfrieren. 

Der Erfrorene darf nicht in ein geheiztes Zimmer gebracht werden. 

Man entkleide den Körper im Freien oder in einem kalten Baume 
Yorsichtig und bedecke ihn leicht mit Schnee, so dass nur Mund und Nase 
frei bleiben. 

Wofern Schnee nicht vorhanden ist, bedecke man den Körper mit 
kalten, nassen Tüchern. 

Werden die Glieder beweglich, so mache man leichte Reibungen mit 
Schnee oder kalten, nassen Tüchern. 

Erwftrmt sich der Körper, dann bringe man ihn in ein kaltes Zimmer, 
in ein ungewärmtes Bett. 

Beginnt der Erfrorene nicht Athem zu holen, so verfahre man mit 
den Wendungen des Körpers und Bewegungen der Arme wie bei Er- 
trunkenen. 

Erwärmende Getränke dürfen nur bei fortschreitender Besserung yor- 
sichtig und allmählig gereicht werden. 

Die Rettung gelingt oft dann noch, wenn der Verunglückte schon 
viele Stunden lang erstarrt gewesen ist. 

7. Durch Blitzschlag. 

Das Vergraben in Erde ist verwerflich! 

Der Verunglückte darf nicht erwärmt werden. Daher entkleide man 
ihn in frischer Luft, bespritze das Gesicht mit kaltem Wasser, mache kalte 
TJebergiessungen über den Kopf, reize die Käse durch Salmiakspiritas, 
kitzle den Schlund mittelst eines^^ederbartes, gebe kalte Klystiere, mache 
Reibungen des Körpers und legellenfteige. 

Ist ein Heilgehülfe zugegen, so mache er einen Aderlass. 

Zeigt sich keine Spur von Athem, so mache man die Wendungen 
des Körpers und Bewegungen der Arme, wie sie bei Ertrunkenen vorge- 
schrieben sind. 

Die Belehrungen über das Verhalten bei Vergiftungen, bei 
Verletzungen, Verbrennungen, Anwesenheit fremder K?5r- 
per in den natürlichen Oeffhungen des Körpers, können wir, als 
aus der ärztlichen Praxis bekannt, hier fuglich übergehen.' 

Lieblosigkeit soll öffentlich bekannt gemacht werden (Verfügung 
vom 24. Juni 1788 und 2. Februar 1821). Wegen Rettungsmedaillen 
und Prämien confr. die Verfügung vom 23. September 1833. Die 
Beschaffang von Rettungsapparaten ordnete die Regierung zu Lieg- 
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nitz unterm 26. April 1823 und das Ober-Bergamt zu Bonn unterm 
11. Februar 1821 an. 

Ausserdem sollen zu bestimmten Zeiten Belehrungen erlassen 
werden, wie sie sich gerade schicken; so im Winter wegen Er- 
stickung durch Kohlendunst, im Sommer wegen Vorsicht beim Ba- 
den; zur Zeit des Weihnachtsmarktes wegen Anwendung schädlicher 
Farben (Verfügung vom 28. November 1800, 15. November 1822 und 
5. November 1861), wie sich dies gerade nach dem Verkehr und 
dem Standpunkt der Wissenschaft eignet. 

Die Ausrottung von Giftpflanzen beflehlt die Verfügung der Be- 
gierung zu Liegnitz vom 24. Oktober 1836, und über Gartenge- 
wächse handelt die Verfügung der Begierung zu Köslin vom 23. Ja- 
nuar 1817. 

VII. Das Beerdigungswesen. 

Hat nun der Staat für die Lebenden gesorgt, so muss er auch 
über das Leben hinaus, also für den Todesfall, Sorge tragen, und 
vor Allem, dass kein Lebender oder, wie man gewöhnlich sagt, kein 
Scheintodter, sondern nur wirklich Todte beerdigt werden, und dass 
den Lebenden aus der Gemeinschaft mit Todten keine Gefahren und 
Nachtheile erwachsen. 

Belehrungen über die sicheren Zeichen des Todes enthält die 
Verfügung vom 31. Oktober 1794. 

Die gesetzliche Beerdigungsfrist ist festgesetzt A. L. B. 
Th. n. Tit. 9. SS. 184—186 und 761—761. 

Für die Landbewohner heisst es in den SS- ^74 — 476 A. L. E. : 

Der F&rrer muss sich nach der Todesart erkundigen und dem Todten- 

fräber aufgeben, bei der Einlegnng der Leiche in den Sarg und bei dessen 
usehlagung gegenwärtig zu sein. So lange es noch im Geringsten zweifel- 
haft ist, ob die angebliche Leiche wirklich todt ist, muss das Zuschlagen 
des Sarges nicht gestattet werden. 

Ferner das Beskript vom 2. März 1827. 

Leichenpässe werden von den Kreislandräthen ausgefertigt 
(A. 0. vom 16. Mai 1857), nachdem der Kreisphysikus die Leiche 
untersucht hat. Ueber den Transport von Leichen auf Eisenbahnen 
siehe S» 36 des betreffenden Beglements für Eisenbahnen. Die Be- 
förderung einer Leiche wird nur verdeckt in einem besonders dazu 
bestimmten Güterwagen zugelassen. Der Fahrpreis ist der für Wag- 
gons erster Klasse. Die Leiche muss sich in einem luftdicht ver- 

15* 
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schlossenen Kasten befinden. Es wird vorausgesetzt, dass die zur 
Beförderung erforderliclie polizeiliche Erlaubniss nachgewiesen ist. 
In dieser Beziehung sollen für die aus dem Auslande in und durch 
das Inland zufahrende Leiche der auswärts ausgestellte Leichen- 
pass genügen, in sofern die Eegierung des diese Pässe ausstel- 
lenden Landes die deshalb ausgestellten Leichenpässe für die in 
Bede stehenden Transporte als genügend annimmt. Für Cholera» 
leichen soll kein Pass ausgestellt werden (Verfügung vom 24. Ja- 
nuar 1866, Ministerialverfügung vom 18. März 1859, Verfügung der 
Eegierung zu Marienwerder vom 6. Januar 1860 und der Eegierung 
zu Koblenz vom 1. März 1828). 

Die Entfernung der Kirchhöfe von bewohnten Orten muss min- 
destens 1000 Schritt betragen, und der Boden darf nicht durchlas- 
send sein. 

Das Grab muss 5—6 Puss tief sein, so dass 3 Puss Erde über 
dem Sarge ist. Kalk- und Sandboden sind am geeignetsten. Die 
Entfernung der Gräber von einander muss mindestens 1 Puss be- 
tragen. Ueber den Beerdigungstumus entscheiden lokale ErM- 
rungen; unsere Eegierungen haben einen Turnus von 12 (Koblenz) 
bis zu 30 Jahren (Arnsberg) angenonmien. 

Die Grösse, Ausdehnung eines Kirchhofs kann nur von der 
Volksmenge und der notorischen Sterblichkeit abhängen. Bei 10,000 
Einwohnern, 3 Prozent Sterblichkeit und einem Turnus von 12 Jahren 
würde dies 300 X 35 x 12 = 126,000 Quadratfuss sein. Bei den 
Städten, die voraussichtlich eine hohe Vergrösserung zu erwarten 
haben, kann ein Drittel zugelegt werden. Gemeingräber sind nicht 
zu gestatten: 

Auf Grund des §. 5. des Gesetzes über die Polizeiverwaltung rom 

11. März 1850 wird nach vorheriger Berathnng mit dem Magistrat, und 

in Betreff des Strafmasses mit Zustimmung der Königl. Eegierung Nadi-' 
stehendes angeordnet: 

§. 1. Auf den innerhalb des städtischen Polizeibezirks belegenen 
Kirchhöfen dürfen mehrere Leichen in einem Grabe nicht bestattet werden, 
jede Leiche ohne Unterschied muss vielmehr ein besonderes Grab haben. 

§. 2. Jedes Grab muss so tief gemacht werden, dass der Sargdeckel 
mindestens 3 Fuss unter der Erdobeääche bleibt, ungeachtet de^ Hügels, 
der das Grab schliesst. 

§. 3. Auf Erb- und Pamilienbegräbnisse in ausgemauerten und ge- 
schlossenen Gewölben haben die vorstehenden Bedingungen (§. 2.) keine 
Anwendung. 

Erb- und Familienbegräbnisse, welche ausgemauerte und geschlossene 
Gewölbe nicht haben, dürfen nur noch so lange benutzt werden, als sie 
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inr Einrichtiing von Grftbern neben einander Ranm bieten , und sind die* 
selben den Bestinunungen der §§. 1. und 2. unterworfen. 

§. 4. Todtengräber nnd andere Personen, welche dieser Verordnung 
sawider Beerdigungen ausführen u. s. w., verfallen in eine Strafe von 
1—10 Tblr. u. s. w. 

§. 5. Die Polizeiverordnnng vom 16. August 1855 wird ausser Kraft 
gesetzt. 

Danzig, den 8. Dezember 1863. 

Die BeButznfig von Kirchhöfen zur Bebauung kann erst nach 
40 Jahren erfolgen (lünisterialreskript vom 28. Jannar 1830 nnd 
Yerfßgangen vom 1. März 1828 nnd 8. September 1863). 

Die Todtengräber sollen Anzeige machen, wenn ein Kirchhof- 
mit Leichen überfüllt ist (Verfügung vom 24. November 1819). 

Vm. staatliche Einrichtungen für das Oemeinwohl. 

A. Sorge für Neugeborene. 

Von def unehelichen Schwangerschaft, der Bestrafung der Frucht- 
abtreibung, dem Kindermord, der Beerdigung kindlicher Leichname 
war schon im 1. Abschnitt S. 45flf. die Eede. Uneheliche Kinder, 
fiar welche weder Vater noch Mutter sorgen können, fallen der Kom- 
mune zur Last, da wir keine Findelhäuser haben (A. L. K. Th. n. 
Tit. 19. SS- 9—31). • 

In Berlin ist das Institut der Haltekinder eingeführt durch die 
Kabinetsordre vom 30. Juli 1840, die in Erinnerung gebracht ist 
durch die Polizeiverordnung vom 14. März 1867: 

Daroh die Allerhöchste Kabinetsordre vom 30. Juni 1840, pnblizirt 
im Amtsblatte von 1840 No. 45> ist angeordnet, dass innerhalb des engeren 
Polizeibezirks yon Berlin die entgeltliche Annahme yon Pflegekindern unter 
vier Jahren von polizeilicher Genehmigung abhängig sein soll. Zugleich 
ist zur beizenderen Fürsorge für solche Kinder hierselbst ein Verein zn- 
sammengetreten und bestätigt; welcher die Verpflegung derselben beauf- 
sichtigt und zu dem Ende in jedem Polizeirevier einen Abtheilungsvor- 
sitzenden hat. Um die, bisher sehr wohlthätig gewesene, Eontrole dieses 
Vereins mehr, als jetzt der Fall, zu sijchem, wird hierdurch unter Auf- 
hebung des früheren Poblikandums vom 16< Dezember 1840 (Intell«-Blatt 
von 1846 No. 105) Folgendes verordnet: 

§. 1. Diejenigen Personen, welche f&r Geld fremde, noch nicht vier 
Jahre alte Kinder in Pflege nehmen wollen, müssen dazu polizeiliche £r* 
laubniss nachsuchen. 

§. 2. Diese wird nur solchen verheiratheten oder ledigen Frauen er- 
theilt, von welchen nach ihren persönlichen Verfaftltnbsen nnd nach der 
Beschaffenheit ihrer Wohnungen eine Verwahrlosung des Kindes nicht zu 
besorgen ist. 

§. 3. Die Erlaubniss mnss vor einem etwanigen Wohnungswechsel 
M2& Nene nachgesucht werden und wird im Falle einer üblen Bäan^ung 
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des Kindes oder bei einer demselben nachtheiligen VerUndemng der Um- 
stände zurückgenommen. 

§. 4'. Zur Begntachtang der Gesuche um die Erlaubniss zur Annahme 
▼on Pflegekindern bedient sich das Polizeiprftsidinm des oben gedachten 
Vereins. 

§. 5. Allen durch Erkennungskarten legitimirten Mitgliedern dieses 
Vereins haben diejenigen Personen, welche um eine solche Erlaubniss ein- 
gekommen sind^ oder die bereits ein Kind in Pflege haben, Zutritt in ihre 
Wohnungen zu gestatten, auf alle, das Pflegekind betiteffende Fragen Amb- 
kauft zu ertheilen und dieses auf jedesmaliges Erfordern vorzuzeigen. 

§. 6. Die an den Benerpolizeikommissarius ^u leistenden Meldung^cm 
▼on der Annahme oder dem Abgange eines solchen Pflegekindes, muss die 
Pflegemutter jedesmal zuvor bei dem Abtheilungsvoi'sitzenden des Vereins 
in ihrem Revier zur Visirung vorlegen und es darf ohne dessen Visa keine 
Meldung im Polizeibureau angenommen werden. 

§. 7. Kontraventionen gegen die Bestimmungen in §§. 5> nnd 6. 
werden mit einer Geldstrafe bis zu 5 Thlr. oder verhftltnissmässigem Ge- 
fängniss belegt. Wer Pflegekinder ohne die erforderliche Erlaubniss des 
Polizeiprftsidiams annimmt, oder ^sie bei einem Wohnungswechsel ohne £r- 
neuerung dieser Erlaubnis» behält, wird nach §. 177. der Allgemeinen 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 bestraft. ^ 

Berlin, den 8. März 1847. 

KönigL Polizeipräsidium, v. Puttkammer. 
Wird zur Nachachtung hiermit wiederholt in Erinnerung gebracht« 

Mit dem vierten Jahre werden sie dem Waisenhause übertra- 
gen, wo sie auch unterrichtet werden. Nach der Einsegnung wer- 
den sie einem Meister übergeben, um irgend ein Gewerbe zu er- 
lernen. 

B. Von der Schule. 

Alle Schulen stehen unter Aufsicht des Staates. Das A. L. B. 
Th. n. Tit. 12 disponirt: 

§. 43. Jeder Einwohner, welclier den nöthigen Unterricht für seine 
Kinder in seinem Hause nicht besorgen kann, oder will, ist schuldig, die- 
selben naeh zurückgelegtem fünften Jahre zur Schule zu schicken ; Pflicht 
der Eltern, ihre Kinder zur Schule zu halten. 

§. 44. Nur unter Genehmigung der Obrigkeit und des geistlichen 
Schnlvorstehers kann ein Kind länger von der Schule zurückgehalten oder 
der Schulunterricht desselben wegen vorkommender Hindemisse für einige 
Zeit ausgesetzt werden. 

|. 46. Der Schulunterricht muss so lange fortgesetzt werden, bis ein 
Kind nach dem Befände seines Seelsorgers die einem jeden Menschen 
seines Standes nothwendigen Kenntnisse gefasst hat. 

Femer Art. 21 der Ver&ssungsurkunde^ vom 31. Januar 1850. 

Ueber Einrichtung der Schulen selbst dMte Folgendes 
zu beachten sein: 

Die Schulzimmer müssen wenigstens eine Höhe von 10 Fnss 
haben, an der Sonnenseite liegen, und 6 Quadratfuss Flächenraum 
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dürfte das Minimnin far jeden Schtller sein. Die Heizung ist durcli 
Kachelöfen ebne Klappen, mit hennetisclien Ofenthüren, zu besorgen, 
und es ist auf fleissige Ventilation durch Oeffiien von Fenstern und 
Thüren wohl zu achten, wenn die Schüler abwesend sind. Die 
Schultische müssen der Sehweite (10 — 12 Zoll) und der Eörpergrösse 
entsprechen; hierüber fehlt es jedoch noch an Instruktionen. 

Ueber die Haltung der Kinder confr. das Begierungsreskript 
vom 10. August 1836. 

Die Abtritte müssen die Bücksicht auf Beinlichkeit mit der 
auf Sittlichkeit vereinigen. 

Die Schulfähigkeit beginnt mit dem siebenten Jahre, für 
Gymnasien mit dem zehnten Jahre (Ministerialreskript vom 24. Ok- 
tober 1837). 

Die Schulstunden müssen nach der Jahreszeit früher oder 
später an&ngen oder enden. Hierüber fehlt es an einer gesetzlichen 
Bestimmung. Bei 20 Grad B. sollen die Schulstunden des Nach- 
mittags wegfallen. Wie bei ansteckenden Krankheiten zu verfahren 
ist) bestimmt $. 14 des Begulativs vom 28. Oktober 1835; über die 
kontagiOse Augenkrankheit confr. Verfügung vom 11. November 1862. 

Der Turnunterricht ist ein obligatorischer Theil des Schul* 
Unterrichts (Verfügungen vom 26. Mai und 10. September 1860). 

Vergleiche den Abschnitt „Schule" in meinem Handbuch der 
Sanitätspolizei, und einen diese Frage betreffenden Artikel in der 
Deutschen Klinik; Miller in Henke's Zeitschr. Jahrg. 32 Heft 4; 
Guillaume, Die Gesundheitspflege in der Schule, Aarau 1866; 
Meyer, Die Mechanik des Sitzens, mit besonderer Bücksicht auf 
die Schulbankfrage in Virchow's Archiv, Januar 1867; Fahner, 
Das Kind und die Schule, Zürich 1865. 

üeber höhere Schulen empfehle ich: Bomuald, Gaillard, 
Hygiene des Lyc^es, Colleges et des institutlons de jeunes gens, com- 
pos^ d'aprte les documents les plus autoris^es, Paris 1866. 



Zweiter TheiL 

Die gerichtliclie Medizin. 



Erster Abschnitt. 

Gerichtliche Untersuchung (Sectio forensiS; Obductio). 

Wir werden uns hier kürzer fassen können, als in der Sanitats- 
polizei, weil wir hier eben nur das anf&hren zu müssen glauben, 
worauf der Kandidat zur Prüfung vorbereitet sein muss, und was 
für die Praxis ausreicht. 

Zunächst sollen selbstredend nur Leichname sezirt werden. 
Was versteht man darunter? Ein Leichnam ist jeder menschliche 
Körper, der die untrüglichen Zeichen des Todes darbietet oder, wie 
Casper sagt, ein menschlicher Körper, der gelebt hat, aber nun- 
mehr todt isi Ob auch ein Eoetas, der noch nicht lebensfähig war, 
als Leichnam zu betrachten sei, auf welchen z. B. S* 1B6 des Straf- 
gesetzbuchs angewendet werden könnte, darüber differiren die An- 
sichten der richterlichen und ärzüichen Behörden (6oltdammer*8 
Archiv Juli 1861. S. 449; Skrzczka in v. Hom's V. J. Sehr. 1865. 
Bd. m. Heft 2. S. 263). Ich würde mich dafür entscheiden, jeden 
Foetus für einen Leichnam zu halten, wenn das Leben in ihm er- 
loschen ist. 

Nach $. 9 des Regulativs sollen bei allen Leichen ohne Aus- 
nahme die Zeichen des Todes und die der schon eingetretenen Ver- 
wesung geprüft werden. Als solche werden bezeichnet: die Lachen- 
starre, die Hautfarbe der Leiche, ihre verschiedenen Verfärbungen 
durch die Verwesung, und die Todtenfiecke. 

Die Leichenstarre ist das letzte Zeichen der frühesten ZAt 
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des Todes; sie beginnt in der Begel 6—8 Standen nach dem Tode 
und yerschwindet binnen 36 — 48 Stunden; jedoch giebt es hier viele 
Ausnahmen. Sie fehlt nur bei Neugeborenen, die nicht lebens- 
fähig waren; am schwächsten ist sie und nur von kurzer Zeit nach 
Vergiftungen durch*^ Narkotika, am längsten soll sie nach Alkoholi- 
sirong bestehen. « 

Die Farbe der Haut macht, so einfach es auch erscheint^ 
dem Anfanger oft grosse Schwierigkeiten; man sieht Etwas und 
weiss nicht, was und wie man es beschreiben soll. Im Allgemeinen 
ist die Hautfarbe jeder Leiche bleich; sie kann jedoch bei Verblu- 
tungen bis zur Wachsbleiche varüren und bei Erstickten hellroth, 
besonders im Gesicht und in der Gegend der Oberbrust erscheinen. 
Eine grüne Farbe zeigt sich oft schon binnen 72 Stunden an den 
Bauchwandungen und verbreitet sich binnen 5 Tagen über den gan- 
zen Körper und wird dann kupfer- bis krebsroth; namentlich bei 
der feuchten Verwesung zeigen sich, mit Loslösung der Epidermis, 
Gasauftreibungen und penetranter Fäulnissgeruch. Es ist hier nur 
von den Zeichen der Verwesung in den ersten Tagen nach dem 
Tode die Bede; was binnen Wochen, Monaten geschieht, hängt meist 
von dem Erdreich, von den Medien und anderen Umständen ab, in 
denen die Leiche sich befindet, die man bei Engel, Darstellung der 
Leichenöffnungen, Wien 1854; Tschocke, Ueber Fäulniss und de- 
ren Einfluss auf die Sektionsbefunde (Zeitschr. f. Staatszwecke L 424); 
Gas per, Phanatologie H. S. 19ff. in vorkommenden Fällen nach- 
schlagen kann. Letzterer hat namentlich konstatirt, dass der Uterus 
unter den Weichgebilden am längsten der Verwesung widersteht 

Todten flecke sind flache, von der einfachsten Böthe bis zur 
dunkelsten krebsrothen Färbung steigende, kleinere und grössere 
Flecke, welche eingeschnitten (und das darf nie unterlassen werden) 
kein Blut enthalten. Sie befinden sich stets da, wo der Körper auf- 
liegt, also in der Begel auf dem Bücken, dem Gesäss etc.; allein 
man findet sie z. B. auch auf Bauch und Brust, oder auf irgend 
einem seitlichen Theile des Körpers, je nachdem die Leiche bald 
nach dem Tode aufgelegen hat. Was die Todtenflecke afiC der Haut, 
dass sind Hypostasen im Innern, von denen dasselbe gut. Todten- 
flecke kommen nach allen Todesarten, selbst nach Erschöpfungen 
und Verblutungen vor. 

Um sich gegen Unannehmlichkeiten der fäulniss zu wehren, 
kann man für jede solcher Sektionen Kreosot oder eine Auflösung 
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Yon Sali h3rpennanganiciim bereit halten, nnd arbeite sebx vorsicli- 
tig, um sich nicht zu verletzen. 

Schon bei Auffindung Yon Leichnamen hat der Gericht^farzt, 
wenn er zugezogen wird, mancherlei Yorsichtsmassregeln zu beob- 
achten. Praktische Aerzte, welche zuföUig zuge^gen werden, mögen 
sich wohl informiren und orientiren, damit sie Alles der Wahrheit 
gemäss angeben und, wie es in dem Eide heisst: nichts hinzusetzen 
und nichts verschweigen. 

Man beobachte Folgendes: 

1) Der Ort der Auffindung des Leichnams ist genau zu be- 
schreiben: Beschaffenheit des Bodens, der Erde, am Wasser, sumpfi- 
ger Boden, Schnee, Fussspuren, Blutflecke. 

2) Stellung, Lage und Richtung des Leichnams an sich und im 
Yerhältniss zur Umgebung und zu bestimmten Merkzeichen, wobei 
zu beachten, ob der Tod in dieser Lage erfolgt sei oder nicht. 
Nichts darf hierbei als unbedeutend erscheinen, weil man 
vorher nicht wissen kann,, worauf es vielleicht bei der Untersuchung 
ankommen dürfte. 

3) Kleidungsstücke nach ihrer Beschaffenheit, Farbe, Stoff an 
verschiedenen Theilen des Körpers, ob verunreinigt, wo und womit, 
ob Blut, Koth, Samen, Schlamm, Sand, ob zerrissen, wo und wie, 
namentlich mit Bezug auf etwanige Verletzungen. Die Entkleidung 
muss mit Vorsicht erfolgen, und zwar am besten erst da, wo die 
Sektion erfolgt. Mit steif gefrorenen Leichen gehe man besonders 
behutsam um. Muss die Leiche von dem Orte, wo sie aufgefunden, 
nach einem anderen Orte gebracht werden, wo die Obduktion er- 
folgen soll, so geschehe dies so, dass durch den Transport der That- 
bestand nicht alterirt werde. 

4) Gegenstande am Todten oder in der Mhe desselben be- 
findlich, besonders Waffen, Stricke, Steine, Trinkgeschirre, Arzneien, 
Beste von Speisen und Getränken, Ausleerungen. Bei Werkzeugen 
ist genau anzugeben, in welcher Art sie in Bezug auf den Jjeich- 
nam vorgefdnden, z. B. Schiessgewehre in der offenen oder gelorümm- 
ten Hand, Jpioten oder Schlingen um den Hals u. s. w. 

5) Selbst ein hoher Grad von Fäulniss darf von der Obduktion 
nicht abhalten, wenn die Möglichkeit vorhanden ist, ein Besultat zu 
erzielen, so sind z. B. Yergiftangen, Verletzungen noch lange Zeit 
nach dem Tode festzustellen. Ist der Arzt bei der Ausgrabung ge- 
genwärtig, so sehe er darauf, dass nicht nur sämmtliche Leichen- 
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reste, sondern auch etwas von der umgebenden Erde mitgenommen 
werde. 

6) Für die Sektion selbst ist ein geräumiges, geschütztes, hel- 
les Lokal zu beschaffen, wie es die Umstände eben am besten ge- 
statten, und sämmtliche Gegenstände, wie sie das (resetz yorschr^bt, 
müssen Torher in grösster Ordnung und Beinlichkeit in Bereitschaft 
gehalten werden. 

Nunmehr schreiten die Aerzte zur Sektion, welche nach dem 
Begulati^f^om 15. November 1858 yerrichtet werden muss: 

L Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1. Oerichtsftrztliche Besichtigungen und Oeffnungen ?on mensch- 
lichen Leichen dürfen nur auf Bequisition der betreffenden richterlichen 
Behörden und letztere nur im Beisein des vollständig besetzten Eriminal- 
geiiohts Torgenommen werden. 

§. 2. Die betreffenden Physici sind verpflichtet, jede ihnen übertra- 
gene legale Besichtigung einer Leiche selbst vorzunehmen. Ebenso jede 
ihnen übertragene Oeffnung einer Leiche in Gemeinschaft mit dem gericht- 
lichen Wundarzte selbst auszufahren und dürfen sich nur in den gesetz- 
lichen Behinderungsfällen durch einen andern Physikus oder Arzt ver- 
treten lassen. 

§. 3. Vor Ablauf von 24 Stunden nach dem Tode, vorausgesetzt, dass 
die Zeit desselben bekannt war, dürfen gerichtliche Obduktionen in der 
Regel nicht vorgenommen werden. Die blosse Besichtigung einer Leiche 
kann jedoch schon früher geschehen. ^ 

§. 4. Wegen vorhandener Fäulniss dürfen Obduktionen in der Begel 
nicht unterlassen und von den gerichtlichen Aerzten abgelehnt werden. 
Denn selbst bei einem hohen Grade der Fäulniss können Abnormitftten 
und Verletzungen der Knochen noch ermittelt, manche wie noch zweifel- 
hafte Identit&t der Leiche betreffende Momente, z. B. Farbe und Beschaf- 
fenheit der Haare, Mangel von Gliedmassen u. s. w. festgestellt, einge- 
drungene fremde Körper aufgefunden, Schwangerschaften entdeckt und 
manche Vergiftungen noch nachgewiesen werden. £s haben deshalb auch 
die requirirten Aerzte, wenn es sich zur Ermittelung derartiger Momente 
um die Wiederansgrabung einer Leiche handelt, für dieselbe zu stimmen, 
ohne Bücksicht acuf die seit dem Tode verstrichene Zeit. 

* §. 5. Die gerichtlichen Aerzte haben dafür zu sorgen, dass bei jeder 
Obdi^tion die erforderlichen Instrumente vollständig und in brauchbarem 
Zustande zur Hand sind. Die gerichtlichen Wundärzte haben überdies 
noch die Verpflichtung, nach beendigter Obduktion und möglichster Besei- 
tigung der Abgänge, die geöffnet gewesenen Körperhöhlen kunstmässig 
wieder zu schliesen. 

§. 6. Behufs der Obduktion ist f&r Beschaffung eines hinreichend ge- 
räumigen und hellen Lokals, angemessene Lagerung des Leichnams und 
die Entfernung störender Umgebung möglichst zu sorgen. Obduktionen 
bei künsdichem Lichte sind, einzelne, keinen Aufschub zulassende Fälle 
ausgenommen, unzulässig. Die Ausnahme ist im Protokoll (§. 19.) unter 
An&rung der Gründe ausdrücklich* zu erw&hnen. 
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II. Verfahren bei der Obduktion. 

§.7. Es kann erforderlich sein, zuvörderst den Ort und die Umge- 
billig, wo der Leichnam aufgefunden .worden ist , auch ärztlicher Seits in 
Augenschein zu nehmen, die Lage, in der der Leichnam gefunden worden, 
zu ermitteln und dessen Kleidungi^stücke zu besichtigen. In der Regel 
werden zwar die Obduzenten eine hierauf bezügliche richterliche Req^uisi- 
tion abwarten können, doch kann es unter Umständen aiich angemessen 
sein, dass die Obduzenten bei Zeiten auf die Nothwendigkeit einer solchen 
Yoruntersuchung aufmerksam machen. Dieselben sind auch berechtigt, 
über andere als die hier bezeichneten Umstände des Todes des Verstor- 
benen, wenn und soweit dergleichen zur Zeit der Obduktion bereits er- 
mittelt sind, sich Aufschluss yon der anwesenden Gerichtsde^tation zu 
erbitten. 

§. 8. Zeigen sich an dem Leichnam Verletzungen, welche muthmass- 
lich die Ursache des Todes gewesen, und haben' sich Werkzeuge Torge- 
funden, mit depen diese Verletzungen bewirkt sein konnten, so haben die 
Obduzenten auf Erfordern des Richters jene mit diesen zu vergleichen und 
sich darüber zu äussern, ob diese Verletzungen mit diesem Werkzeuge zu 
bewirken gewesen und ob aus der Lage und Beschaffenheit der Wunde 
ein Schluss auf die Art, wie der Thäter wahrscheinlich, und auf die Kraft» 
mit der er verfahren, gemacht werden könne. 

§. 9. Die Obduktion zerfällt in zwei fiaupttheile: 

A) die äussere Besichtigung (oder Inspektion) und 

B) die innere Besichtigung (Sektion). 

§. 10. Bei der äusseren Besichtigung ist die äussere Beschaffen- 
heit des Körpers im Allgemeinen, und die seiner äusseren Theile zu un- 
tersuchen. 

Betreffend den Körper im Allgemeinen sind zu beachten: Alter, Ge- 
schlecht, Grösse, Körperbau, allgemeiner Ernährungszustand, besondere 
Abnormitäten, z. B. Narben, Tätowirungen , Ueberzahl oder Mangel an 
Gliedmassen, Krankheitsresiduen, wie Fussgeschwüre u. dgl., welche sämmt- 
llchen Momente, namentlich bei Leichen noch unbekannter Verstorbener 
zu registriren sind (§. 21). Femer sind bei allen Leichen ohne Ausnahme 
die Zeichen des Todes und die der etwa schon eingetretenen Verwesung 
genau zu prüfen. Zu diesem Behufs müssen, nachdem etwaige Besnde» 
lungen der Leiche durch Blut, Koth, Schmutz u. dgl. durch Ab- 
waschen beseitigt worden, geprüft werden: die vorhandene oder nicht 
vorhandene Leichenstarre, die allgemeine Hautfarbe der Leiche und Art 
und Gründe der etwanigen Verfärbungen einzelner Theile derselben durch 
die Verwesung, sowie £e Art und Beschaffenheit der Todtenflecke, welche 
durch Einschnitte als solche festzustellen sind, um jede Verwechslung der- 
selben mit Blutunterlaufung unmöglich zu madien. * 

Betreffend die Besichtigung der einzelnen Theile ist Folgendes lu be- 
achten : Bei unbekannten Leichen die Farbe der Haare und Augen, deren 
Schilderung es bei Leichen bekannter Personen in der Regel nicht bedarf; 
das etwanige Vorhandensein von fremden Gegenständen in den natürlichen 
Oeffnungen des Körpers, die Zahnreihen und die Beschaffenheit und Lage 
der Zunge. 

Demnächst sind zu untersuchen, der Hals, dann die Brust, der Unter- 
leib, Rtlckenfläche, After, Genitalien und endlich die Extremitäten. Findet 
sich an irgend einem Theile eine Verletzug, so ist ihre allgemeine Gestalt 
ihre Lage und Richtung mit Beziehung auf feste Punkte des Körpers, femer 
ihre Länge und Breite nach rheinlftnaischen «Zollen anzugeben. Das Son- 
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diren Ton KontiDuitfttstrenniiDgen bei der äusseren Besichtigung ist in der 
Regel überflfissig, da sich die Tiefe derselben bei der inneren Besichtigung 
des Korpers und der verletzten Stellen ergiebt. Halten die Obdazenten 
die vorsichtige Einführung der Sonde in die Wunde fQr erforderlich, so 
haben sie die Gründe filr ihr Verfahren im Protokoll (§. 19.) anzugeben. 
Bei Torgefundenen Wunden ist femer die Beschaffenheit ihrer B&nder und 
Umgebungen zu beräcksichtigen und nach erfolgter Untersuchung und 
Schuderung der ursprünglichen Wunde dieselbe zu erweitem, um die 
innere Beschaffenheit ihrer Bänder und des Unterhautzellengewebes zu 
prüfen. 

Bei YerletzuDgen und Beschädigungen der LeioJie, die ganz augen- 
scheinlich ^nen nicht mit dem Tode in Zusammenhang stehenden Ursprung 
haben, z.^. bei Merkmalen von Rettungsversuchen, Zeraagungen von 
Thieren n. dgl. genügt eine summarische Schilderung dieser Befunde. 
Ebenso ist es gestattet, bei Blutunterlaufungen, abgeschilferten Hautstellen 
u. dgl, die gleichfalls augenscheinlich nicht mit dem Tode im Zusammen- 
hang stehen, dieselben ihrer allgemeinen Gestalt nach, mit bekannten Kör- 
pern ZQ vergleichen, z. B. einem Geldstück, einer Frucht u. dgl. 

§. 11. Bei der inneren Besichtigung sind die drei Haupthöhlen des 
Körpers: Kopf-, Brost- und Bauchhöhle zu eröffnen, in allen Fällen, in 
welchen von der Eröfinung der Wirbelsäule irgend erhebliche Befunde er- 
wartet werden können, ist dieselbe nicht zu unterlassen. In jeder der ge- 
nannten Höhlen sind zuerst die Lage der in ihr befindlichen Organe, so- 
dann etwa vorhandene Ergiessungen von Flüssigkeiten, deren Menge nach 
dem Gewicht zu bestimmen und endlich jedes einzelne Organ äosserlich 
und innerlich zu betrachten. Lässt sich im Voraus vermuthen, in welcher 
Höhle sich die Ursache des Todes finden werde, so ist mit dieser Höhle 
der Anfang zu machen, sonst aber mit dem Kopfe zu beginnen, ivorauf 
dann Brust und Unterleib zu eröffnen sind. Wegen der Neugeborenen 
siehe §. 16. 

§. 12. Die Eröffnung der Kopfhöhle geschieht, wenn nicht etwa Ver- 
letzungen, die soviel als möglich mit dem Messer umgangen werden müs- 
sen, ein anderes Verfahren gebieten, am besten mittelst eines von einem 
Ohr zum andern, mitten über den Scheitel hingeführten Schnittes, worauf 
sodann die weichen Kopfbedeckungen nach vorn und hinten herabgezogen 
und untersucht werden. Nachdem alsdann die Oberfläche der knöchernen 
Schädeldecke geprüft worden, wird letztere durch einen Sägenkreissohnitt 
abgenommen und deren innere Fläche, sowie die Beschaffenheit der Schä- 
deOmochen untersucht. Hierauf werden die blutführenden Gehirnhäute 
und die Spinnwebenhaut untersucht, sodann durch schichtweises Abtragen 
die Halbkugeln zur Prüftmg der Konsistenz und des Blutreichthums des 
grossen Gehirns, etwaniger Ergüsse, eingedrungener fremder Körper etc., 
femer die Beschaffenheit der Ventrikel resp. Adergeflechte, das Verhalten 
des Gehimknotens und des verlängerten Markes, die durch mehrfache Ein- 
schnitte zu prüfende Beschaffenheit des kleinen Gehirns, worauf endlich 
die Untersuchung der Schädelgrundfläohe und der Blutleiter erfolgt. 

f. 18. Zur Eröfinang des Halses, der Bmst- und Bauchhöhle genügt 
in der Regel ein durch die allgemeinen Bedeckungen vom Kinn bis zur 
Schamheinfuge an der linken Seite des Nabels fortgeführter Schnitt. Es 
folgt dann zunächst die Untersuchung des Halses, an welchem namentlich 
der Kehlkopf nebst Luftröhre, der Schlund und die Speiseröhre, die grossen 
Blutgefässe und Nervenstämme und die Halswirbel zu berücksichtigen sind. 
Um auch den etwanigen Inhalt der Verzweigungen der Luftröhre zu prüfen. 
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ist nach ErÖfiEhnng der letzten und der Brnsthölile ein Torsichtiger Dniok 
auf die Lungen auszuüben und zu beobachten , ob und welche Fliissig- 
keiten dabei in die Luftröhre hinauf steigen. In F&llen, in denen eine 
genauere Untersuchung des Kehlkopfes erheblich erscheint, ist derselbe 
herauszunehmen und an seiner hintern Seite zu öffiien. 

Um die Brusthöhle zu eröffnen, ist es am zweckmässigsten , zunächst 
die Kippenknorpel an ihren Yereinigungsstellen mit den Rippen mit Yer- 
meidung von Einstechen in die Lungen zu durchschneiden. Hierauf wird 
das Zwergfell von den untersten Rippen und dem schwerdtförmigen Knor- 
pel getrennt, das Brustbein nach aufwärts geschlagen und dessen Hand- 
habe aus der Verbii^ung mit dem Schlüsselbein und den Knorpeln der 
ersten Rippe mit sorgfältiger Vermeidung der darunter geleonien Blnt- 

Sefässe getrennt. Es werden nunmehr die etwa noch yorhandeff Thymus- 
ruse, die Lungen, die Bron(!hien^ das Rippenbrustfell, der Herzbeutel und 
sein Lihalt^ das Herz, das so viel als möglich in seiner Lage zu lassen 
ist, und die grossen Blutgefässe untersucht. 

§. 14. Zur Eröffnung der Bauchhöhle wird der bereits gemachte 
Längenschnitt weiter durch das Bauchfell geführt. Hierauf werden die 
Bauchdecken nach beiden Seiten so zurückgelegt, dass der glatte Rand 
der untern Bippen auf beiden Seiten 'sich dem Auge darbietet. Nach den 
allgemeinen, jede Höhle betreffenden Ermittelungen (§. 11.) sind in der 
Bauchhöhle zu untersuchen: Leber, Magen und Darmkanal, Netz und Qe- 
kröse, Milz, Nieren und Harnblase, bei weiblichen Leichen die Qebärmatter 
mit ihren Anhängen, die grossen Blutgefässe und wenn es nach Lage der 
Sache erforderlich scheint, das Bauchfell. Zur genaueren Schätzung des 
Blutgehalts in der unteren Hohlader ist es zweckmässige vor der Unter- 
suchung der Bauchhöhle, den Körper etwas höher zu lagern. Um die 
Quelle der Blutung aus einem verletzten Gefässe zu ermitteln, kann 
der Stamm desselben eröffnet ^ und mit einem Tubulus Luft eingeblasen 
werden. 

§. 15. Bei Verdacht einer Vergiftung müssen um den untern Theil 
der Speiseröhre und etwa den mittleren des Dünndarms doppelte Ligataren 
gelegt und Speiseröhre und Dünndarm zwischen den Ligaturen durch- 
schnitten werden. Hierauf wird der Magen mit dem oberen Theile des 
Dünndarms aus der Bauchhöhle heraus genommen, nach vorgängiger ana- 
tomischer Untersuchung in ein reines Qefäss von Porzellan oder Glas ge- 
than und den Gerichtspersonen zur weiteren Verfägung übergeben. In 
dasselbe Gefäss ist auch die Speiseröhre, nachdem sie nahe am Halse 
unterbundei^, und über der Ligatur durchschnitten worden, nach yorgän- 
giger anatomischer Untersuchung zu legen. Endlich sind auch andere 
Substanzen und Organtheile, wie Blut, Harn, Stücke der Leber, der Mila 
u. s. w. aus der Leiche zu entnehmen und den Gerichtspersonen in abge- 
sonderten Gefässen zur weiteren Veranlassung zu Übergeben, wenn die 
Spuren des Giftes in diesen Substanzen erwartet werden können. 

§.16. Bei den Obduktionen Neugebomer sind noch folgende beson- 
dere Funkte zu beachten: 

Es müssen erstens die Zeichen der Reife und Lebensfähi^eit ermittelt 
werden. Dahin gehören: Länge und Gewicht des Kindes, Beschaffenheit 
der allgemeinen Bedeckung und der Nabelschnur, Länge und Beschaffen- 
heit der Kopfhaare, Grösse der Fontanellen, der Längen-, Quer- und Dia- 
gonaldurchmesser des Kopfes, Beschaffenheit der Augen (der Pupillarmem- 
bran), der Nasen- und Ohrknorpellänge und Beschaffenheit der Nägel, die 
Querdurchmesser der Schultern und Hüften, bei Knaben die Besehaäenhelt 
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des Hodensackes und die Lage des Hoden, und bei Mädchen die Beschaf- 
fenheit der Äussern Geschlechtstheile. Endlich ist noch der Knochenkera 
in der untern Epiphyse eines Oberschenkels zu ermitteln. Zu diesem Be- 
hufe wird die Hautbedeckung über dem Knorpel durch einen Querschnitt 
bis auf den Knorpel getrennt, dann die Extremität im Gelenke stark ge- 
bogen, die Kniescheibe entfernt und nun dünne Knorpelsehichten so lange 
abgetragen, bis man auf den grössten Durchmesser des etwa vorhandenen 
Knochenkems gelangt, welcher nach Linien genau zu messen ist. 

Ergiebt sich aus der Beschaffenheit der Frucht, dass dieselbe zweifel- 
los eine lebensfllhige nicht gewesen, so kann von der Obduktion Abstand 
genommen werden, wenn dieselbe nicht yon den Gerichtspersonen ausdrück- 
Uch gefor^rt wird. • 

%, 17. Hat sich ergeben, dass das Kind lebensfähig gewesen, so 
muss zweitens untersucht werden, ob es nach der Geburt wirklich gelebt, 
d. h. geathmet hatte. Es ist deshalb die Athemprobe anzustellen und zu 
diesem Zweck: 

a) schon nach Eröffnung der Bauchhöhle der Stand des Zwergfells 
nach der entsprechenden Bippe zu beachten, zu dessen richtiger Er- 
mittelnne bei Nengebornen fiberall die Bauchhöhle zuerst und dann 
erst die Brust und Kopfhöhle zu eröffiien sind; 

b) die Ausdehnung und die von derselben abhängige Lage der Lun- 
gen (letztere namentlich in Beziehung zum Herzbeutel) zu betrachten ; 

nunmemr 

c) Behufs der Herausnahme der Brustorgane aus der Brusthöhle ist 
nun der Herzbeutel zu eröffiien und die Luftröhre einfach zu unter- 
binden und oberhalb der Ligatur zu durchschneiden; 

d) nach Herausnahme der Brustorgane die Luftröhre und ihre Yer- 
zweigungen zu eröffnen und zu untersuchen; . 

sodann 

e) die Farbe und die Konsistenz der Lungen zu prüfen; 
hierauf 

f) nach Beseitigung der Thymusdrüse die Lungen mit dem Herzen in 
einem geräumigen, mit reinem kalten Wasser gefüllten Gefftss auf 
ihre Schwinmif&higkeit zu prüfen, 

alsdann 

g) die Lungen ron dem Herzen zu trennen und dieselben abermals 
auf ihre Schwimmfähigkeit zu prüfen; 

femer 

h) in beide Lungen Einschnitte zu machen, und auf etwa wahrzuneh- 
mendes knisterndes Geräusch, sowie 
i) auf Menge und Beschaffenheit des bei gelindem Druck auf diese 

Schnittflächen henrorquellenden Blutes zu achten und 
k) die Lungen auch unterhalb des Wasserspiegels einzuschneiden, xua 
zu beobachten, ob Luftbläsohen ans den Schnittflächen empor 
steigen; 
endlich 

1} beide Lungen zunächst in ihre einzelnen Lappen, diese dann noch 
in einzelne Stückchen zu zerschneiden und alle insgesammt auf ihre 
Schwimmfähigkeit zu prüfen. 
§.18. Im Allgemeinen wird den Obduzenten zur Pflicht gemacht^ 
auf idle in dem Regulativ nicht namentlich aufgeführten Organe, falls sie 
an denselben Verletzungen oder sonstige Regelwidbrigkeiten finden, zu unter- 
suchen und den Befund in das ObduktionsprotokoU aufzunehmen. 
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m. Abfassung des Obdaktionsprotokolls und des 

Obduktionsberichts. 

§. 20. Beim Erheben der Leichenbefunde müssen die Obdnzenten 
Oberall den richterlichen Zweck der Leichennntersuchung und deren Un- 
terschied von einer patologisch - auatomischen Sektion im Auge behalten 
und Alles, was jenem Zwecke dient, mit Genauigkeit und Vollständigkeit 
untersuchen, dag^en Ausführlichkeit über diese Grenze hinaus vermeiden. 
Alle erheblichen Befunde müssen, bevor sie in das Protokoll aufgenommen, 
dem Bichter von den Obduzenten vorgezeigt werden. 

§. 21* Der technische Inhalt des ObduktionsprotokolLs , welchen der 
die Obduktion leitende Gerichtsarzt angiebt, muss deutlich, bestimmt und 
auch dem Nichtarzte möglichst verstandlich abgefasst sein. Z# letssterem 
Zwecke sind namentlich bei der Bezeichnung der Beende fremde Kunstaus- 
drücke, soviel es unbeschadet der Deutlichkeit möglich ist, zu vermeiden. 
In dem technischen Theil des Obduktionsprotokolls sind die beiden Haupt- 
abtheilungen , die äussere und innere Besichtigung mit grossen Buchstaben 
(A und B) und die Eröffnungen der drei Haüpthöhlen mit rdmischen Zahlen 
(I, IT, III) zu bezeichnen. Ausserdem ist die Untersuchung jedes einzelnen 
Theils unter eine besondere, mit arabischen Zahlen zu bezeichnende Babrik 
zu bringen, welche bis zum Schlüsse des Protokolls fortlaufen. Mehrere 
Theile dürfen nicht unter eine Nummer gebracht, überhaupt nicht koUektiT 
abgehandelt und kein Theil darf ganz mit Stillschweigen übergangen wer- 
den. Die Befunde müssen in thataächlichen Schilderungen, nicht in der 
Form von blossen Urtheilen (z. B. „entzündet", „brandig" u. dgl.) zu Pro- 
tokoll gegeben werden. Am Schlüsse der Obduktion haben die Obduzenten 
ihr vorläufiges Gutachten über den Fall summarisch und ebne Angabe der 
Gründe zum Protokoll abzugeben. 

§. 22. Wird von den Obduzenten ein Obduktionsbericht (motinrtes 
Gutachten) erfordert, so haben sie, nach einem gewöhnliehen geschäftlichen 
kurzen Eingang, mit Beseitigung unnützer Formalien, eine kurze Geschichts- 
erzählung des Falls, wann und soweit sie durch Kenntnissnabme der bis- 
herigen Verhandlungen dazu im Stande sind, voranzuschicken. Sodann haben 
sie in diesem Bericht das Obduktionsprotokoll, seinem für die Beurtheilung 
der Sache wesentlichen Inhalte nach, wörtlich und mit den Nummern des 
Protokolls aufzunehmen, auch auf etwaige Abweichungen von demselben aus- 
drücklich aufmerksam zu machen. Die Fassung des Obduktionsbericbta 
muss gleich&Us deutlich und bündig sein und die Begründung des Gut- 
achtens so entwickelt werden, dass sie auch für den Nichtarzt überzeugend 
ist. Wenn den Obduzenten für 'ihre Begutachtung richterlicher Seits be- 
stimmte Fragen vorgelegt werden, so haben sie dieselben vollständig uod 
möglichst wörtlich zu beantworten, oder die Gründe anzuführen, aus wel- 
chen dies nicht möglich gewesen. Einer Beantwortung der drei Fragen des 
|. 169. der Krim.-Ord , resp. der vier Fragen des für die Bheinprorinzen 
erlassenen Minist-Bescr. vom 15. Mai 1833, betreffend den Tod durch Ver- 
letzungen, bedarf es in Folge des §. 185. des Strafgesetzbuches vom l^"^Pf 
1801 nicht mehr, es sei denn, dass eine solche Beantwortung von den Ob- 
duzenten ausdrücklich gefordert worden. Da es sich von selbst versteht, 
dass jeder Obduktionsbericht gewissenhaft und nach wissenschafUichen Lehren 
und Grundsätzen abge&sst werden muss, so bedarf es einer Versicherung der 
Obduzenten, dass dies geschehen sei, am Schlüsse des Berichts nicht. 

Der Obduktionsbericht muss von den Obduzenten unterschrieben und, 
wenn ein Physikus die Obduktion mit vorgenommen hat, mit dessen Amts- 
siegel versehen werden. 
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Jeder eifiyrderte Obdnktionsbericbt rnuss Ton den Obdasenten spätestens 
njMh Tier Wochen angereicht werden. *) 

Allgemeine Bemerkungen. 

Die gesetzlichen Behinderungsfalle sind: 

1) Krankheit; 

2) nahe Verwandtschaft; oder 

3) offenbare Feindschaft mit dem Angeklagten, also was der Bich* 
ter „ein Interesse zur Sache'' nennt. 

Das übermangansaure Kali ist am Geeignetsten zur Desinfek- 
tion und zur Beinigung der Hände. 

Ausser den schon bekannten Instrumenten sorge man für einige 
Crefasse, hinziehendes Wasser, Schwamm, Handtücher, da man auf 
dem Lande leicht in Verlegenheit kommen kann. Das Gesetz be- 
stimmt nichts wie dies Alles zu beschaffen ist. Die Aerzte werden 
sich deshalb mit dem die Obduktion dirigirenden Bichter darüber 
zu verständigen haben. Dieser Bath möge nicht unbeachtet. bleiben! 

„Zeichen äusserer Verletzungen fehlen''- ist eine be- 
kannte Aeusserung, nach welcher oft die Akten reponirt werden. 
Der Arzt denke stets an die Fälle, wo äusserlich nichts zu sehen 
ist und dennoch ein Verbrechen vorliegen kann. Die Umstände bei 
und vor der That werden ihm hierbei zur Seite stehen, und in zwei- 
felhaften Fällen wird er stets für die Obduktion stimmen. 

Femer bestimmt §. 160 der Kriminalordnung Folgendes: 

Die Stelle des ordentlichen Physikus kann im Nothfall ein Beglments- 
oder Bataillonschinugns [jetzt Oberstabsarzt] oder durch einen anderen be- 
Bonders zu vereidigenden Arzt vertreten werden. Die Stelle des Wundarztes 
kann durch einen zweiten Arzt vertreten werden. 

Speziell far den Gang der Obduktion dürfte Folgendes zu be- 
achten sein: 

Deklaration des Regulativs. 
A. Aeussere Besichtigung. 

1) Geschlecht: weiblich, männlich, Zwitter; selbst bei ganz 
verwesten Leichen kann der Haarwuchs am Schaamberg noch eini- 
gen Anhalt geben, da dann noch nach Casper der Haarkranz auf 

*) Dem Vernehmen nach wird eine Bevision dieses Begulativs jetzt he- 
rathen; sollte diese noch bis zur Beendigung dieses Kompendiums erledigt 
werden, so werde ich es als Nachtrag bringen; andernfalls werde ich den 
Herrn Verleger veranlassen, es in einem Separatabdruck nachzuliefern. 

D. V. 
16 
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dem Schaamberg das Weib anzeigen soll. Bei Leibesfrachten bii» 
znm dritten Monat ist das Geschlecht noch nicht zn unterscheiden» 

2) Alter: lässt sich nach Grösse, Haaren, Zähnen, Gesichts- 
zügen, den GeschlechtstheUen annähernd schätzen, also man sag» 
z. B. zwischen zwanzig und dreissig Jahren. 

3) Körpergrösse: bei Neugeboren die Siebold'sche Waage; 
sie besteht ans einer lackirten Unterlage von Leder mit Angabe der 
Zollmasse und des Gewichts. Bei Leichen Erwachsener lege man 
einen Zollstock vom Wirbel bis zur unteren Fläche der Hacken. 

4) Allgemeine Beschaffenheit: schwächlich, fett, mager,, 
gut genährt, regelmässiger Bau, normal, Yerkrümmungen, Yemnstal- 
tungen, Fehlen einzelner Theile oder üeberfluss derselben. 

5) Zeichen des Todes: Beschaffenheit der HorAaut, Todten- 
flecke, Färbung der Bauchhaut, Todtenstarre, allgemeine oder nur 
an gewissen Theilen, z. B. der Gelenke, Unterkiefer etc. Geruch 
leichenhaft, fäulig, oder gar nicht vorhanden, oder spezifisch rie- 
chend. Farbe der Haut .blass, wachsbleich, grün, dunkel, braun- 
roth, krebsroth, Temperatur derselben, emphysematische Auftreibung 
oder Ablösung derselben, Ausfluss von Flüssigkeiten aus den na* 
türlichen Oef&iungen, Todtenflecke, die stets aufzuschneiden sind. 

6) Haare: Form und Farbe derselben an dieser und jener Stelle^ 
lösen sieht leicht ab, sind mit Blut verklebt, mit Erde verunreuiigk 

7) Augen: offen oder geschlossen, blutig, abgeflacht, Farbe, 
Pupille weit, verengert. Die Bindehaut ist stets sorgfältig zu un- 
tersuchen, ob blass oder mit Blut unterlaufen, ob an einem oder an 
beiden Augen, oben oder unten. 

8) Zähne: Zahl und Beschaffenheit derselben. 

9) Zunge: Lagerung derselben, hinter, zwischen der vor den 
Zähnen, Ejefem, normal, geschwollen, verletzt, Farbe der Fläche 
derselben, Mund offen, geschlossen, fremde Körper. Die Zunge kann 
hinter den Zahnreihen resp. Kiefern in der Leiche gefunden wer- 
den und doch früher eingeklemmt oder gar vorgelagert gewesen sein. 
Dann wird man aber die Spitze braun und härter finden, wenn man 
sich die Mühe giebt, sie hervorzuziehen. Auch die Schleimhaut der 
Mundhöhle ist dahin zu besichtigen, ob sie blass oder geröthet ist 

10) Ifatürlicbe Oeffnungen: Gehörgang, Ifase, Mund und 
Eachenhöhle, After, weibliche Geschlechtstheile, ob fremde Körper 
vorhanden, bei Ertrunkenen ob Schlamm, Erde, bei Erstickten beson- 
ders in den Halstheilen, bei Erhängten, ob Samen ßm Orificio urethrae^ 
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l>ei Yergiftniigen ob Beaktionserscheinimgeiiy bei weiblichen Leichen 
wegen Nothzncht, Jnng&anschafty Geburt 

11) Kopf: ob und wie miliHJaaren besetzt, Farbe, Stärke, Länge, 
fremdartige Dinge enthaltend, mit Blut verklebt, yerbrannt etc.). Form 
und Ausdruck des Gesichts, Farbe desselben, au%edunsen, roth, blass. 

19) Hals: auch die kleinste gelbbraune Stelle ist zu beachten, 
da sie auf die Spuren der Strangulation führen kann. Kehlkopf 
und Hialswirbel: man lasse sich niemals durch die Beweglichkeit des 
Halses allein täuschen; denn diese existirt immer mehr oder weni- 
ger, wenn die Starre vorüber ist. Strangrinne, Bichtung und Form 
derselben (wobei man sich Nacken und Kehlkopf als Fixirungspunkte 
merken kann), sugillirt, pergamentartig, ob ein Knoten vorhanden 
und ob er über oder unter dem Kehlkopf vorhanden, ob halbe, mond- 
fOrmige Nageleindrücke, Excoriationen. 

13) Brustkasten: Form und Beschaffenheit desselben, Brüche, 
Verrenkungen, Verletzungen etc. Weibliche Brüste, Beschafifenheit, 
der Warzen, Milch in denselben. 

14) Extremitäten: angetrocknetes Blut, eingebranntes Pulver, 
Verletzungen, Längsfalten, Wäscherinnen- oder Gänsehaut, Sand, 
Schlamm an den Nägeln." Bei Neugeboren homartige Beschaffenheit 
der Nägel, Grösse derselben. Femer Tätowirungen, Lnp&arben, 
Aderlasswunden, Narben. 

15) Geschlechtstheile: Beschreibung derselben im Allge- 
meinen und bei Neugeborenen, insbesondere Anwesenheit der Hoden 
im Hodensack. Spuren von Sperma bei gewaltsamen Todesarten. 
Auffallende Verkürzung und Kontraktion des Penis bei Ertrunkenen; 
im XJebrigen confr. Nr. 1. 

lieber Verletzungen und Werkzeuge ist im Allgemeinen Folgen- 
des zu beachten: 

Werkzeug in foro ist jeder Gegenstand, der, mit dem Körper 
in Verbindung kommend, da, wo er einwirkt, diA Kontinuität der 
Theile verändert oder aufhebt, also Verletzungen bewirkt Man 
kann die Werkzeuge in spitze, schneidende, stumpfe, strangulirende 
nach Form und Wirkung eintheilen, man hüte sich jedoch, von der 
Verletzung immer einen sicheren Bückschluss auf Erstere zu machen, 
mid gebe nur immer die Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit zu> 
namentlich vergesse man nie, dass stumpfe Werkzeuge ebenso Ver- 
letzungen resp. Wunden mit scharfen Bändern erzeugen können, als 
scharfe schneidende Werkzeuge. 

16* 
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Es ist stets anzugeben, ob Verletzungen yorbanden sind oder 
nicht Im üebrigen ist §. 10 des BegulaÜTs zu beachten. Sie sind 
zu beschreiben näich Gestalt^ Lage, Mchtung, Länge, Breite, wobei 
man bekannte feste Punkte des Körpers zum Anhalt nimmt; femer 
die Tiefe, wobei jedoch das Sondiren zu vermeiden ist. Halten dies 
jedoch die Obduzenten augenblicUich für nothwendig, so köiften sie 
es thun, haben aber die Gründe dafür in dem Protokoll anzugebea. 
Besonders sind die Bänder in Bezug auf Glätte, Bisse, Ein- oder 
XJmstülpung, Sugillation zu untersuchen. Letztere sind, wie Todten^ 
flecke, immer einzuschneiden, um die Beschaffenheit des Blutes fest- 
zustellen, und namentlich, ob sie im Leben oder im Tode entstan- 
den sind. Man schneide verdächtige Flecke recht tief ein, 
denn oft findet man erst in der Tiefe geronnenes Blui. 

Werden Werkzeuge vorgezeigt, sflT sind sie mit der Wunde ge- 
nau zu vergleichen, um die Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit 
festzustellen, ob und wie sie damit enstanden sind. 

3. Innere Besichtigung. 

Nach der Eriminalordnung resp. §. 11 des Begulativs müssen 
stets alle drei Höhlen des Körpers geöl&iet werden, selbst wenn eine 
derselben die Todesursache darthut. Erforderlichen Falles muss auch 
die Wirbelsäule geöfhet werden. In der Begel beginnt man mit der 
Kopf höhle, dann folgt die Brust- und zuletzt die Bauchhöhle. Es 
hängt jedoch von dem Ermessen des Obduzenten ab, ob er eine aa- 
dere Ordnung wählen will, und er wird immer diejenige Höhle zuerst 
öfEhen, die über die Todesursache Aufischluss geben könnte. Niir 
bei Neugeborenen muss iomier die Bauchhöhle vor der Brusthöhle 
geöfinet werden. 

L Eröffnung der Kopfhöhle. 

16) Weiche Kopfbedeckungen. Hier ist in der Begel nur 
dann etwas zu vermerken, wenn Verletzungen vorhanden sind; dann 
kann die Kopfhaut entzündet, missfarbig, mit Blut unterlaufen sein. 
Der Schläfemuskel wird abgeschabt, damit die Säge leicht gefuhrt 
werden kann. An Stellen, wo die Säge nicht ganz durchgreift, kann 
man mit Meissel und Hammer (der besser von Holz als von Eisen 
ist) nachhelfen. Bei Neugeborenen öffnet man mit einer Scheere 
von der grösseren Fontanelle aus die Näthe, und schneidet dann 
rings um die dünnen Schädelknochen durch. 
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Yalentin (Die kunstgerechte Entfemnng der Eingeweide etc., 
Frankfurt 1857) giebt folgende Anweisung: 

Han beseidmet sieh die Lisie^ in welcher man den Schädel anfcAgen 
wiUy mit einem bis auf den Ejiochen reichenden wagerechten Kreisschnitte^ 
der einer durch den äusseren flinterhanptshöcker (rrotnberantia ocdpitaUa 
externa) bei aufrechter Stellung gelegten Horizontalebene entsprechen muss. 
Der SchlSfenmuskel (M. tempondUs) jeder Seite verdient dahei eine beson- 
dere Blicksicht. Da es die Arbeit stGren und die Wirkung der Säge ab- 
stumpfen -würde, wenn sich dickere Muskelmassen' in ihre Zähne eindrängten, 
80 kratzt man noch den Schläfenmuskel ungefähr einen Centimeter weit Ton 
dem Schnitte oben und unten yon dem Knochen los. 

Eine konvexe Blattsäge dient zur Eröfinung des Schädels besser, als 
eine Bscumsäge, die man höchstens zum Au&ägen der äussern Bindenschicht 
(Lamina vitrea) und der Diploe gebrauchen darfl Man muss dabei Sorge 
tragen, dass man immer das Sägeblatt senkrecht auf die Achse der Schnitt- 
masse einführt und so das hindernde Klemmen vermeidet Hat man die 
änssere Glaswand (Lamina vitrea) und die Diplo6 getrennt, so arbeitet man 
sehr vorsichtig an der inneren Qlaslamelle, damit nun nicht in die Hirn« 
baute und das Gehirn dringe. Man fÜhU deshalb mit der Spitze eines 
dünnen Messers von Zeit zu Zeit nach, um diejenigen Stellen, an denen der 
Schnitt schon vollständig durchgedrungen, kennen zu lernen. Ist Alles bis 
auf einzelne unbedeutende Zwischenstücke getrennt, so treibt man mit ein 
paar Hammerschlägen einen Meissel in die Trennungslinie in der Mitte der 
Stirn bis in die Diploe ein und hebt das Schädeldach mittelst einer kräf- 
tigen Senkuiy der Handhabe des Meisseis in die Höhe. Ist hierdurch hin- 
reichend an Zwischenraum gewonnen worden, so setzt man die Finger in die 
Spalte und reisst vorsichtig Schädelklappe von der harten Hirnhaut los. Sind 
selbst Facchionische Drüsen tief in die Knochensubstanz eingedrungen, so 
bleibt doch die Hauptmasse derselben zurtkck, wenn man geschickt arbeitet. 

Hat man sich von dem Zustande der oberen Hälfte der harten Hirn- 
haut, ihrer Blutgefässe, vorzfiglich des auffallendsten desselben, der mitt- 
leren Himhauts^lagader (A. meningea media) und der Pacchioniachen Drü- 
sen unterrichtet^ so schneidet man jederzeit die harte Hirnhaut in der Höhe 
des gemachten Knochenschnittes dicht nach aussen von der Grosshimsichel 
(Falx cerebri) mit der Scheere ein, und führt den Schnitt ohne Verletzung 
der Himmasse bis zum äusseren Dritttheile der Hinterhauptsschuppe fort,^ in- 
dem man immer dem Knochenschnitte folgt. Man trennt dann in gleicher 
Höhe den vorderen Theil der Grosshimsichel längs des ganzen durchgehen- 
den Bezirkes der Längenspalte des grossen Gehirnes (Fissura cerebri longi- 
tudinalis inferior und ran anterior fissurae superioris). Fasst man von vom 
die harte Hirnhaut, z. B. an der durchschnittenen Grosshimsichel mit der 
Pincette, so kann man den oberen Theil der Hirnhaut wie eine Kappe nach 
hinten zurückschlagen, so dass die von der Spinnwebenhaut (Arachnoidea) 
und der weichen Hirnhaut (Pia mater) umhüllten Grosshimhemisphären voll- 
ständig blossgelegt werden. 

17) Knöcherne Scbädeldecke: Starke derselben. 

18) Blntführende Gehirnhäute: Spinnwebenhaut (Ertra- 
Yasate), wässerige, anderweitige Ablagerungen, Beschaffenheit der 
DiploSmasse, Brüche u. dgl. 

19) Konsistenz und Blutreichthum des grossen Ge- 
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hirns, welches scheibenförmig bis auf die Yentrikel abgetragen 
wird: Eiter, Ergüsse, fremde Körper, Blutpimkte auf der Schnitt- 
fläche, die Substanz fest, weich, breiartig. Yerhältniss der Binde 
zur Marksnbstanz. Man halt es jetzt für zweckmässiger, das ganze 
(grosse und kleine) Gehirn im Zusammenhang herauszunehmen, und 
es dann von allen Seiten und in allen Parthien zu besichtigen. * Wenn 
man es richtig macht, gelangt man auf beide Arten zum Ziele. 

20) Yen*trikel: Inhalt desselben, Serum, Eiter, Blut, Ader- 
geflechte, blutreich. 

21) Gehirnknoten, verlängertes Mark, kleines Ge- 
hirn wie Nr. 19. 

22) Schädelgrundfläche: Ergüsse, Khochenrisse^ letztere 
sind oft haarförmig, sehr fein. Wie sind die Sinus auch hier? leer, 
gefüUt? 

n. Hals- und Brusthöhle. 

Valentin empflehlt bei der Eröflhung dieser Höhle folgendes 
Verfahren: 

Man macht zunächst einen Hautschnitt, der yon der Mitte des obem 
Bandes des Handgriffes des Brustbeines (Manabrium sterni) längs der Mit- 
tellinie des Letzteren bis zum Schwerdtfortsatze (Processus ziphoidens) hin- 
abgeht, föhrt jederseits einen Querschnitt, der yon dem oberen Ende des 
Längsschnittes längs des BchlQsselbeines bis zu dem inneren An&nge des 
äussersten DritttheUes dieses Knochens reicht, schlägt die Hauilappen zurück 
und entfernt die aufliegenden Stücke der Brustmuskeln (Pectorales msgor 
und minor.), so dass der Zusammenhang. der knorpeligen und knöchernen 
Bippen blossgelegt wird. Man schneidet nun die Knorpel der wahren Bip- 
pen so nahe als möglich an ihrer Verbindung mit den knöchernen durdi, 
yerlängert den Schnitt nach unten und aussen durch die Knorpel der fal- 
schen Bippen und trennt zugleich die Zwischenrippenmuskeln. (M. M. in- 
tercostales). Da die Lungen möglicherweise an der Brustwand angewachsen 
sind, so hütet man sich, zu tief mit dem Messer einzudringen. Sind sie da« 
gegen gesund, so fallen sie, so wie die erste Spalte gemacht worden und 
die Atmosphäre in den früher hermetisch geschlossenen Lungenfellraum ein- 
dringt, zusammen, so dass man dann weniger vorsichtig vorzugehen braucht. 

Soll jetzt das Brustbein entfernt oder um seinen untersten Theil als 
Drehachse umgeschlagen werden, so muss man das Schlüsselbrustbeingelenk 
(Articulatio stemo-clavicularis) öffnen. Man kratzt zu diesem Zwecke die 
über ihm noch liegenden Beste des grossen Brustmuskels mit dem Binde- 
gewebe hinweg, legt hierdurch die Aussenfläche des Gelenkes bloss und 
geht ihm folgend in der Bichtung von Aussen und Unten nach Innen und 
Oben bogenförmig hinauf oder in entgegengesetzter Bichtung hinab. Hat 
man sich an einigen Leichen eingeübt, so gelingt diese Sonderung von Brust- 
bein und Schlüsselbein sehr leicht Man kann aber dadurch die Brusthöhle 
mit einem kleinen Secirmesser öffnen. Das Knorpelmesser und noch mehr 
die Säge werden überflüssig. Weiss man hingegen nicht den Weg des Qe^ 
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lenkes zn finden, so tappt man an den Knochen hemm und macht im g&n- 
«tigsten Falle das Messer schartig oder kommt gar nicht snm Ziele. 

Der letzte Akt besteht darin, dass man die an dem Ausschnitte des 
Brustbeines zum Theil angehefteten Muskeln (Pars stemalis Stemocleidoma- 
Btoidei, Btemohjoideus und Stemothyreoideus) durchschneidet, und das 
Brustbein selbst durch Torsichtiges Aufheben und Ziehen Ton den Gebilden 
des Torderen Mittelfellraumes (Mediastinum anticum) und der Yorderwand 
des Herzbeutels trennt und umschlägt. 

Oeffhet man die Leiche zu gerichtlichen Zwecken , so unterbindet man 
jetzt die Luftröhre und die Speiseröhre gesondert oder gemeinschaftlich 
immer aber doppelt an der Grenze des Halses und der Brusthöhle, hebt 
jederseits die Lunge auf und trennt das Lungenfell der Länge nach an der 
Wurzel desselben, und zwar möglichst genau an der Uebergangsstelle der 
liungen- in die Bippenpleura. Hat man dann den Herzbeutel Ton dem 
Zwergfelle losgelöst, so schreitet man zur Besorgung des untern Theiles der 
Speiseröhre. Man unterbindet ihn jetzt nur dann besonders, wenn die Bauch- 
eingeweide nicht yorher herausgenommen worden. Ist dieses geschehen, so 
erspart man eine neue Ligatur, indem man die entsprechende Oeffnung des 
^wergfelles (Foramen oesophageum diaphragmatis) erweitert und den Bauch- 
theil der Speiseröhre in die Brusthöhle hinüberzieht. 

23) Kehlkopf nebst Luftrohre: Farbe der Schleimhaut, In- 
halt derselben, namentlich fremde Körper, Schaum, Kehldeckel, 
Brüche, der Knorpel; in allen Fällen herauszunehmen, um die oft 
-tief liegenden Sugillationen zu beobachten. 

24) Schlund und Speiseröhre: ebenso. Um ganz sicher 
den Inhalt und die BeschafTenheit dieser Organe zu prüfen, schnei- 
det man die Zunge im Zusammenhange mit Schlund und Speise- 
röhre, Kehlkopf und Luftröhre heraus, schon um deshalb, weil die 
hintere Wand durch Hypostase gefärbt ist und daher sehr leicht 
täuschen kann. 

25) Grosse Blutgefässe, Nervenstämme. 

26) Hals- und Nackenwirbel: Luxationen, Frakturen, Blut- 
iergüsse. 

27) Lage der Organe in der Brusthöhle. 

28) Ob, wo und welche Flüssigteiten ergossen sind und wie 
-viel sie betragen. Man schöpft sie mit einem dazu geeigneten Gläs- 
chen aus oder saugt sie, was jedoch unbequem ist, mit einem Schwamm 
auf und mensurirt sie. Wenn es möglich ist, so bemühe man sich, 
die Quelle der Blutung zu finden. 

29) Lungen: Ausdehnung, Farbe, Konsistenz: schlaff, aufge- 
trieben, welk, hepatisirt, entzündet, vereitert, emphysematisch, apoplek- 
üscherHeerd, Ecchymosen; Inhalt derselben an Blut, Schleim, schau- 
miger Flüssigkeit; Einschnitte nach allen Eichtungen, namentlicli 
untersuche man die Bronchien bis zur Verzweigung in die Lungen. 
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30) Inhalt der Luftröhre und deren Aeste: leer oder 
angeftUlt, mit weissem oder blutigem Sehanm, die Schleimhaut hiass, 
entzündet, miss£EU*big. Man verfolge sie bis in die Substanz der 
Lungen hinein. 

31) Bippenbrustfell: angewachsen, wie und wo, Extravasat, 
Exsudat 

32) Herzbeutel: sein Inhalt, wie und wie viel, Fettablagernng, 
Farbe und Aussehen, Narben, Verwachsung mit dem Herzen. 

33) Herz: seine Lage, Grösse, Eranzgefasse, Inhalt derrediten 
und linken Herzhälfte, ebenso der grossen Blutgefässe, Fettablage* 
rung, Konsistenz der Muskulatur, EQappenfehler, Blutgerinsel, Blut» 
austretungen. Man thut stets gut, den Herzbeatel zu öfiEoen und 
das Herz auf die oben genannten Befände zu untersuchen, sobald 
die Brusthöhle eröffiiet ist, weil sonst inzwischen in Folge der in 
anderen Organen gemachten Einschnitte der Inhalt derselben alte* 
rirt wird. Man kann sich das Besultat merken und dann später dik* 
tiren. Dasselbe gilt von dem Inhalt, der Farbe und Beschaffenheit 
des Blatgehalts der Hohlvenen insbesondere. Das Blut kann dünn- 
flüssig oder dick sein und in der Schwärze von der hellsten bis zur 
Dintenfarbe variiren. Bei hohem Grade von Fäulniss findet man oft 
die Blutgefässe leer oder mit Luft angefüllt. 

m. Eröffnung der Bauchhöhle. 
Hierüber hat Valentin die nachfolgenden Details angegebenr 

Geht man an die Entfernung der Därme selbst, so schl&gt man das 
«rosse Netz (Omentum majus) so zurück , dass man es über dem unteren 
Theile der vorderen Brustwand ausbreitet, und der quere Orimmdarm (Colon 
transTersum) an dem oberen Rande der Bauchhöhle zu liegen kommt. Man 
streicht nun den Inhalt des obersten Stückes des Leerdarms in einer Strecke 
Ton ungefähr fünf Centimetem durch leisen Fingerdruck hinweg, durchbobit 
mit dem Finger das benachbarte Qekröse, umgiebt den auf diese Weise unten 
frei gemachten Darmtheil mit zwei, drei bis yier Centimeter wechselseitig 
entfernten und durch chirurgische Knoten geschlossenen Unterbindungen und 
schneidet ihn zwischen diesen durch. Man wiederholt das Gleiche an dem 
Mastdarme ungefähr sechs Centimeter unterhalb des Vorgebirges (Promon- 
torium) des Kreuzbeines. 

Ist diese Vorbereitung yoUendet, so umfasst man den, durch die firühere 
Durchreissung freigemachten Theil des DünndarmgekrOses , soweit aU mög- 
lich mit der linken Hand, indem man das getrennte Anfangsstück des Leer- 
darmes über sie zieht, und schl&gt nach und nach den ganzen Dünndann 
bis zur Eintrittsstelle in den Dickdarm rosetteuartig hinüber. Das Ver&hren 
gewährt den Vortheil, dass dann die Hand das ganze DünndarmgekrOse um- 
spannt und man daher dieses an seiner Wurzel mit einem einzigen Messer- 
söge zwischen der Hand und der Wirbels&ule trennen kann. Mjia halt tich 
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liierbei der Banehaorta mfigUciiBt nahe, damit man den An&ngstheil det 
unteren Oekrösachlagader (Arteria mesenterica inferior) erreicht» hütet sidi 
aber Tor Verletzungen der inneren Samenschlagadem (A. A. spermaticae 
i&iernae)« 

Han legt nun den losgelösten Dünndarm links in die Yertiefung zwi- 
schen der Wirbels&nle und dem absteigenden Grimmdarm (Colon desoen- 
dens), BchiÜt das Bauchfell an dem rechten Hüft- und Darmbeinmuskel 
(Fosoas major und Iliacus internus) mit den Fingern los un4 trennt all- 
mählig den Blinddarm (Coecum) mit dem Wurmfortsatze und dem Anfangs- 
tbeile des aufsteigenden Grimmdarmes aus der Hüft- imd der Lendengrube 
(Possa iliaca und lumbaUs) und schreitet bis zur rechten Grimmdarmbiegung 
(Flexura coli deztra) mit dem Messer fort Der rechte Harnleiter, die rechte 
Niere, die Leber und der Zwölffingerdarm, so wie die Samengefässe der rech- 
ten Seite f Arteria et Vena spermatica interna dextra) dürfen hierbei nicht 
yerletzt werden. 

Man durchschneidet hierauf das Lebergrimmdarmband (Ligamentum he- 
datico-oolicnm) und trennt das Magengrimmdarmband (Ligsm. gastrocolicum) 
-und das quere Grimmdarmgekröse (Mesocolon transyersum), indem man das 
Ganze ausgespannt hält und so nahe als möglich an dem queren Grimm- 
dame (Colon transyersum) dahingeht Die Magennetzgefässe (Vasa gastro- 
epiploicae dextra et sinistra) müssen an dem Magen zurückbleiben. 

Ist man auf diese Weise bis zur linken Grimmdannbiegung (Flexura 
coli sinistra) Torgeschritten , so löst man das Milzgrimmdarmband (Lig. co- 
licolienale) und das ^wergfellgrimmdarmband (Lig. pleuro-colicum), Termei- 
det dabei jede Verletzung des Zwergfelles, der Jililz, der linken Niere und 
Nebenniere, schält den absteigenden Grimmdarm durch leises Ziehen, 
Drücken und Schneiden aus der linken Lenden- und Hüftgrube heraus und 
schont den linken Harnleiter und die linken Samengefässe (Vasa sperma- 
tica tntema sinistra). Man trennt dann die untere Gekrösschlagader (Ar- 
teria mesaraica inferior) an ihrem Ursprünge und yoUendet die Exenteration 
mit der Durchschneidung des Gekröses der S-förmigen Biegung und des 
obersten Abschnittes des Mastdarmes, so dass der untere Theil des Mast- 
darmgekröses (Mesorectum) in der Beckenhöhle zurückbleibt 

Hat man kunsigerecht gearbeitet, so dürfen die Leber, der Magen, der 
Zwölffingerdarm, die Nebennieren, beide Nieren, beide Harnleiter, die Len- 
den- und die Hüftbeinmuskeln, die Bauchorte, die Stämme der Magen- 
gekrössgefasse, die inneren Samengefösse, die gemeinschaftlichen Hüftgefässe, 
die Beckengefässe, die untere Hohlyene nicht yerletzt sein. Ein kurzer 
Stumpf der unteren Gekrösschlagader muss an der Aorta haften. 

34) Lage der Eingeweide: regelmässig oder nicht. 

35) Ergnss von Flüssigkeiten: Exsndate, welcher Art, wie 
wieviel und wo? Adhäsionen, Blut, Eiter. 

36) Leber: Grösse, Farbe, Konsistenz, Lihalt an Blut, oder 
andere krankhafte Befunde, fettige Degeneration; Gallei^lase, Inhalt 
derselben. 

37) Magen: Ausdehnung desselben, äusseres Aussehen, Inhalt 
der Eranzgefasse, der Magenschleimhaut, Ecchymosen, Erosionen, 
Geschwüre in Form, Aussehen und Sitz, wann und wo pathologische 
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Befände vorhanden sind, besonders bei Verdacht von Vergiftung^ 
wo ein besonderes Verfahren vorgeschrieben ist. 

38) Darmkanal: in derselben Art in seiner ganzen Ausdeh* 
nung zn beschreiben. Nach dem jetzigen Prüfangsgang wird ver- 
langt, dass der Darmkanal zuerst beschrieben und zu dem Zwecke 
herausgenommen werde. Dies erscheint in sofern zweckmässig, als 
dadurch freier Raum zur Untersuchung der übrigen Organe gewon- 
nen wird. Sonst hätte es keinen Zweck. 

39) Netz und Gekröse: fett, mager, blutreich, Drüsen, Tu- 
berkeln, Geschwüre, Ausschwitzungen. 

40) Milz: fest, mürbe, blutreich, gross. Mein, eiugerissen. 

41) Nieren: blutreich, Blutaustretungen, fest^ mürbe, Degene- 
rationen, pathologische Prozesse. 

42) Harnblase: leer oder voll, blutiger Urin, normal oder 
was sonst an derselben zu bemerken. 

43) Grosse Hohlvene: ob und wie, mit hellem oderrothem, 
geronnenem oder flüssigem Blut gefüllt (conjfr. Nr. 29). Nach Cas- 
per thut man gut, um dies zu ermitteln, die Leiche etwas in die 
Höhe zu richten. Ob sie strotzend gefüllt ist, sieht man sofort; 
über den normalen Blutgehalt haben wir zwar keine Masse, aber 
doch Anschauungen, Erfahrungen. 

44) Bei weiblichen Leichen Gebärmutter und ihre Anhänge, 
Form, Lage, Inhalt derselben, Jungfräulichkeit, Schamlippen, Inhalt 
der Scheide, Aussehen der Schleimhaut derselben, ob Sperma vor- 
handen. 

IV. Eröffnung der Eückenmarkhöhle. 

Wenn dies nöthig sein sollte, empfiehlt Valentin nachfolgen- 
des Verfahren: 

Man schiebt zuTÖrderst einen dreieckigen Klotz unter den Hals des anf 
den Baiich gelegten Leichnames, damit der Halstheil der Wirbelsäule einea 
nach hinten konvexen Bogen bildet und unterstfitzt den Lendentheil in ähn- 
licher Weise. Der 'Hautschnitt wird dann längs der Mittellinie von dem 
Ansätze des Nackenhandes bis zu dem unteren Ende des Heiligheines ge- 
führt. Man schlägt jederseits die Haut bis ein oder zwei Centimeter nach 
aussen von dfm äusseren Bande 'der Wirheikörper hinüher und entfernt die 
gesammten Muskelmassen, welche die Seitenflächen der Domfortsätze und 
die Hinterflächen der Wirhelhogen bedecken. Die Stellen der Wirbelbogen, 
welche auf die bald zu erwähnende Weise durchsägt werden sollen, müasea 
noch durch Schahen von allen anhaftenden Muskelresten gereinigt werden. 

Eine hauchige Blattsäge, welche mit einem oder zwei Haltern versehen 
ist, dient am hesten zur Eröffnung des Wirhelkanals. Dieses einfeiche In- 
strument leistet ehen so viel, ja in der Regel mehr als die sogenanntea 
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Bliftdntoxne, die eine durch eine KnrVel aus der Feme gedrehte Scheiben- 
säge enthalten nnd oft die störenden Kachtheile aller zu komplizirten Werk- 
aceuge darbieten. So yorzügUch das Osteotom als chimrgiscnes Instrument 
ist, so wenig übertrifit seine Wirkung die einer konvexen mit einem passen- 
dem Handgnffe Torstenen kleinen BlattsSge bei der Eröffnung «des Wirbel- 
lumals des Leichnames. BaumsSgen können hier nicht mit Yortheil gebrancht 
werden. Die Yorschrift, sich nur des Meisseis und des Hammers zu bedie- 
]ien> wird höchstens fftr sehr geübte Prosektoren gelten. Man ist aber 
auch dann noch immer der Gefär imberechenbarer Nebenyerletzungen aus- 
gesetzt. 

Der Schnitt geht durch die äusseren Theile der Wirbelbogen jeder- 
seits, so dass er ungefähr einen halben bis anderthalb Centimeter nach 
innen TOn den Zwischenwirbellöchem (Foramina interyertebralia) durchdringt 
Man beschränkt sich auf die Eröfinung der Hals-^ der Brust- und des ober- 
sten Theiles der Lendenwirbelsäule in den gewöhnlichen Leichenöffnungen, 
'in. denen es nur ax^ die Untersuchung des Bückenmarkes ankommt. Will 
man sich dagegen zugleich von dem Zustande des Pferdeschweifes (Cauda 
equina), des Markkegels (Conus meduUaris) und des End&dens (Filum ter- 
minale) unterrichten, so entfernt man auch die Wirbelbogen der sämmt- 
lichen Lendenwirbel und die entsprechenden Hintertheile des Kreuzbeines. 
Hat man die nöthigen Schnitte, bei deren Anfertigung man wieder der Sicher- 
heit wegen mit der Messerspitze hin und wieder sondirt, yoUendet, so hebt 
man mit dem Meissel die Beibringe der Wirbelbogen (und die Dornfort- 
sätze) gruppenweise heraus. Man muss dann die Hinterfläche des Bücken- 
markes, Yon ihren sämmtlichen Hüllen und nach aussen Ton der harten 
Sückenmarkshaut umgeben, in unversehrtem Zustande yor sich haben. 
Kommt es auf die Bückenmarksnerren nicht weiter an, so spaltet man die 
harte Bückenmarkshaut ihrer ganzen Länge nach in der Mittellinie, ohne 
die Spinnwebenhaut und die hinteren Spinalarterien (A. A. spinales poste- 
riores,) zu yerletzen, schneidet mit der Scheere die Neryenwurzeln yor ihrem 
Durchtritt durch die harte Haut der Beihe nach durch und hebt dann das 
!Bückenmark in der Bichtung yon dem ersten Halswirbel nach dem Lenden- 
-wirbel yorsichtig heraus. Man kann dabei auch die Trennung der yor- 
deren Neryenmuskeln erst während dieses Theiles der Arbeit vornehmen. 
£twas mühsamer ist der Yersuch, das Bückenmark mit seinem Sacke der 
harten Haut zu entfernen. Man sucht dann die Neryenwurzeln möglichst 
nahe an den Zwischenwirbellöchem zu trennen oder selbst aus diesen her- 
auszuziehen. 

Hat man vorher das Gehirn fortgenommen, so kann man den Halstbeil 
des Büekenmarkes ohne Yerletzung des Schädels biossiegen und ausschnei- 
den. Will man dagegen das ganze zentrale Nervensystem in fortlaufendem 
Zusammenhänge zur v Anschauung bringen, so beseitigt man das Schädeldach 
auf die früher geschilderte Weise, lässt aber die harte Hirnhaut bis zum 
Schlüsse der ganzen Arbeit unversehrt Man sägt dann die Schuppe des 
Hinterhauptbeines mit einer konvexen Blatt- oder einer Scheibensäge yor- 
sichtig an und zwar so, dass jedeyeit ein Schnitt, von dem äusseren Bande 
des grossen Loches (Foramen occipitale) schief nach oben und aussen bis 
zur Grenze des Schläfenbeines reicht, entfernt aber erst das Enochenstück, 
wenn man den Wirbelkanal geöffnet hat. 

Soll man das Bückenmark von vorne biossiegen, so muss man zuvor die 
Eingeweide und einen guten Theil der Seitenwände des Bumpfes fortnehmen 
und alsdann die Wirbelkörper mit Yorsioht hinwegmeisseln. Die Wirbel- 
säule d^s Neugebornen kann am Einfachsten mit einer geeigneten Kneipzange 
eröfinet werden. 
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45) Bückenmarkshänte: blutreich etc. 

46) Kanal: Ergüsse von Blut oder anderen Flüssigkeiten. 

47) Substanz: Aussehen, Eonstistenz, Blutreichthum, Eiter. 
Folgende Anweisungen nach Casper n. S. 239 dürften hier 

wohl zu beachten sein: 

Man vergegenwärtige sich stets, dass man eine gerichtliche, 
d.h. eine LeichenöfEhung zu bestimmten richterlichen Zwecken 
auszufuhren habe. Alles daher, was diese nicht berührt, nament- 
lich also rein pathologische Befunde lasse man ganz bei Seite oder 
berühre sie nur summarisch. Was die Kümmern betrifft, so häufe 
man sie nicht allzu sehr, 30 — 40 reichen für Erwachsene, 50 bei 
Neugeborenen aus. Im Protokoll selbst enthalte sich der Arzt jedes 
Urtheils. Man beobachte in demselben eine bestimmte Beihenfolge, 
springe nicht ab und vermische in einer Nummer nicht Dinge, die 
nicht zusammen gehören, vermeide auch Wiederholungen und Wider- 
sprüche. 

Besondere Vorschriften gelten femer bei Eröffnung Vergifteter 
und Neugeborener. 

Bei Vergiftungen. Um den unteren Theil der Speiseröhre 
und den mittleren Theil des Dünndarms sind doppelte Ligaituren zu 
legen und Speiseröhre und Dünndarm zwischen den Ligaturen zu 
durchschneiden. Nach erfolgter Besichtigung und Beschreibung 
wird der Magen in ein reines porzellanenes Gefass gethan und dem 
Gericht übergeben. In dasselbe Gefass wird auch die Speiseröhre 
gelegt, nachdem sie nahe am Schlünde unterbunden, ebenso wie der 
Magen besichtigt und beschrieben. In ein anderes Gefass werden 
andere Theile der Leiche, Blut, Harn, Stücke der Leber, Milz etc* 
gethan. 

Bei Neugeborenen. Mit dem Begriff „Neugeborenheit" 
quäle man sich nicht ab, ja ich rathe, ihn zu vermeiden, wo es 
irgend möglich ist, denn das Gesetz kennt diesen Begsiff jetzt in 
Bücksicht. auf den Eindermord nicht mehr, sondern spricht blos 
von dem Tode eines Kindes in und während der Geburt, 
weil es sich bei der Feststellung de^ Kindermordes weniger um das 
Kind als um den Zustand der Mutter handelt Mehrere Umstände 
zusammengenommen können jedoch diesen Begriff ergänzen. Käae- 
schmiere in dem Beugen der Gelenke, eine Msche, gleichviel, ob 
abgerissene oder abgeschnittene Nabelschnur u. dgl. 

Wichtiger ist es, die Beife eines Kindes zu bestimmen; man 
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unterlasse jedoch den Ausdruck „lebensfähig", weil das Sira^esetz 
ihn auch nicht mehr kennt; zeitig, reif, ausgetragen sind die 
bezeichnenden Worte. 

Man kann hier zwei Wege einschlagen, indem man entweder 
bestimmte Befunde zusammen auf&sst, z. B. die Zeichen der Fäul- 
niss, die Zeichen der Beife, oder indem man von oben nach unten 
Yorschreitend, Alles, was man sieht, beschreibt Es kommt dabei 
auf Hebung und Gewohnheit an, und man kann auf beiden Wegen 
zn demselben Ziel gelangen, wenn man eben nur nichts übersieht, 
oder heterogene Bii^e mit einander vermischi 

Im Folgenden geben wir die Zeichen der Beife eines Kindes: 

1) feste und straffe Haut, gerundet, gut ausgepolstert. 

2) Keine WoUhaare, bis auf eine Kleinigkeit an den Schultern. 

3) Der Kopf ist mit Haaren besetzt, die Va bis V« Zoll lang sind. 

4) Die grosse Fontanelle '/4 bis 1 Zoll lang. Im Ganzen ist 
es schwer, sie so genau zu messen: es dürfte daher genügen zu 
sagen, ob sie überhaupt noch offen oder schon verwachsen ist. 

5) Gewicht mindestens zwischen 5 und 6 Pfund. 

6) Die Länge wird zwischen 16 und 20 Zoll angenommen. 

7) Der quere Durchmesser des Kopfes beträgt 3V«, der gerade 
4V8, der diagonale 4V8 Zoll 

8) Durchmesser der Schultern fast 5 Zoll, der Hüfte 37« Zoll. 

9) Nägel homartig, erreichen öder überragen die Spitze der 
Jinger, nie die der Zehen. 

10) Knorpel der Ohren und Nase fest anzufühlen, nicht lappig. 

Fig. IL 





11) Der Knochenkern in der unteren Epiphyse der Oberschenkel 
Ton V* bis 3 Linien beweist eyi Alter von 40 Wochen. Der Kuochen- 
kem kann eben nur beweisen, ob ein Kind zeitig, ausgetragen 
war oder nicht, aber nicht ob es gelebt habe, wie Casper irrig 
lehrte. Wie der Knochenkern darzustellen ist, ergiebt §.16 des Be- 
gulaÜTS. 
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Wir geben hier die naturgetreue Darstellung dreier Enorpel- 
durchschnitte der Epiphyse des Oberschenkels: a) ohne Enochenkem, 
b) mit Enochenkem von drei Linien, c) mit Enochenkem Ton bei- 
nahe vier Linien. 

12) Pupillarmembran, nicht mehr vorhanden (sie verschwinden 
bekanntlich gegen die 30. Woche). 

13) Die Hoden sind in das Scrotom eingetreten oder sind im 
Begriff einzutreten. Bei weiblichen Einderleichen überreichen die 
grossen Lefzen die kleinen Schaamlefzen und die Elitoris. 

14) Die Nabelschnur ist 18 — 21 Zoll lang, meist die Eindesiänge. 

15) Die Lungen- und Athemprobe entscheidet darüber, ob das 
Eind nach der (reburt gelebt hat oder nichi Wie die Athem- und 
Lungenprobe anzustellen sei, ergiebt die Yorschrift im $. 17 des 
Begulativs. Einen kleinen Bath möchte ich jedoch hierzu geben. 
Man präparire sich erst die Muskeln &ei und entferne das Zellge- 
webe, um Eehlkopf und Luftröhre so frei zu legen, dass man sie 
bequem unterbinden kann, ohne andere Parthien, namentlich die 
Speiseröhre, unnütz, zum Aerger seiner selbst, mit- zu üasea. Ich bitte, 
dies nicht zu übersehen. Ausserdem soll kekanntlich die Bauch- 
höhle stets vor der Brusthöhle geöffiiet werden, um den Stand des 
Zwerchfells zu untersuchen. Gegenwärtig wird bei der Prüfung ver- 
langt, dass bei Neugeborenen überhaupt mit der Eröfhung der 
Bauchhöhle angefangen werde. ' 

Die Athem- und Lungenprobe braucht natürlich nicht ange- 
stellt zu werden, wenn die Zeichen der Beife nicht vorhanden sind, 
welche die Negative des oben angeführten Befundes bilden. Ver- 
letzungen können jedoch auch dann die Obduktion nothwendig er- 
scheinen lassen. Ebenso darf selbst ein hoher Grad von Fäukiss 
vor der Anstellung der Athem- und Lungenprobe nicht abhalten, 
weil auch dann noch oft ermittelt werden kann, ob das Eind gelebt 
resp. geathmet hat Denn in diesem Falle ist Athem und Leben 
in direktem Eonnex. Nur ein Eind, dass ausserhalb des Erucht- 
halters geathmet hat, hat gelebt, und die Lungen sind dann raum- 
lich ausgedehnt, überragen das Herz; die Bänder sind nicht mehr 
scharj^ sondern abgerundet; sie f&hlei^sich elastisch, locker an, sehen 
mannig&ch gefärbt inselartig marmgrirt aus, während die Farbe 
der Lungen todtgeborener Einder rothbraun, leberartig, mitunter 
chokoladenartig ist (Casper). Die Lungen enthalten Luft und blu- 
tigen Schaum, schwimmen im Wasser in allen Partikelchen, ent- 
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wickeln darin aufsteigende Luftblasen, yerorsachen beim Zerschnei- 
den ein knisterndes Geränsch imd zeigen auf den Schnittflächen 
blutigen Schaum. Ifur.in dem Zusammentreffen aller die- 
ser Thatsachen kann man seinen Ausspruch begründen. 

Lnngen können allerdings auch aus Eäulniss schwimmen, aber 
einmal soll ja das Schwimmen allein nichts beweisen, dann wird man 
auch die Eäulniss derselben feststellen, und da Lungen sehr spät 
von Fäulniss angegangen werden, so wird der ganze Leichnam dann 
meist in einem solchen Zustande von Verwesung sein, dass die Er- 
gebnisse der Sektion überhaupt sehr unsicher sein werden. Ein bis- 
her für werthvoll gehaltenes Zeichen, das nach dem Begulativ nie 
Yemachlässigt werden dar^ ist der Stand des Zwerchfells. Um 
ihn festzustellen, legt man nach Eröffnung der Bauchhöhle, die be- 
kanntlich nach S. 17 des Begulativs yor der der Brusthöhle erfolgen 
soll, den Finger der einen Hand von unten und immer an die höchste 
Wölbung des Zwerchfells und zählt dann von aussen die Bippen. 

Selbstredend kann ein oder das andere Zeichen allein an sich 
nichts beweisen, nur die Summe derselben wird zu einem Ausspruch 
berechtigen; das Zwerchfell steht bei Todtgeborenen zwischen der 4. u. 
5., bei Lebendgeborenen zwischen der 6. und 7. Bippe. So sagt das 
Begnlativ, und dies war bis jetzt die Ansicht der Gerichtsärzte. Allein 
es verdient wohl nicht den Werth, den Wissenschaft und Gesetz ihm 
bisher beigelegt haben, einmal, weil es wegen mancher Zufälligkeiten 
hald höher, bald niedriger stehen kann, als es stehen müsste, um 
etwas zu beweisen, und dann ist es auch gar nicht zuverlässig, den 
höchsten Stand desselben mit dem Finger zu bemessen. Jedoch das 
Begulativ fordert die Feststellung, und es würde sehr gerügt werden, 
wenn man es unterliesse. 

Sugillationen. Extravasate von Blut» selbst wenn es geronnen 
ist, beweisen an sich niemals, dass das Kind nach der Geburt ge- 
lebt habe, oder dass etwanige Verletzungen besonders am Schädel 
beim Leben des Kindes entstanden seien> denn sie kommen unzweifel- 
nafb, namentlich am Schädel bei Kindem nach der Geburt, auch bei 
Todtgeborenen vor; wichtig sind sie jedoch, wo sie mit Verletzungen 
zusammentreffen, bei denen der Beweis der lebendigen Beaction ge- 
führt werden kann.. Zu den bekanntesten dieser Sugillationen ge- 
hörten die sogenannten Petechialsugillationen, die auf dem 
Pleura, der Thymus, dem Herzen vorkommen, und den Erstickungs- 
tod beweisen. Allein man muss sie oft gesehen haben, um sie von 
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Pigmentirangen und anderen pathologischen Befunden zfi nnterschei- 
den, ja selbst oft, xxm sie nnr zu finden. 

Die Nabelschnur. Bei noch Mschen Leichen findet man 
um die Insektion des Nabelstranges einen etwa linienbreiten hoch- 
rothen Bing, der jedoch nicht als ein Zeichen lebender Beaktion be- 
trachtet werden darf. Denn dieser Hof, sagt Casper, bildet sich 
schon im Uterus und wird daher auch bei todtgeborenen Kindern ge- 
funden. Noch wichtiger ist das Zeichen der bannenden Abstossung 
der Nabelschnur, wie sie bei lebenden Kindern beobachtet wiid. Die 
Verwesung zerstört beides, ebenso hat die Mumification nicht den ge- 
ringsten Werth als Beweis des selbststandigen Lebens nach der Ge- 
burt. £s ist nicht immer leicht, festzustellen, ob eine Nabelschnur 
abgerissen oder abgeschnitten ist, um so mehr, als es auf die Schärfe 
des Instruments ankommt^ und ein Theil geschnitten, ein Theil ge- 
rissen sein kann. Man wasche das Ende recht fleissig aus, und unte^ 
suche, ob gefranzte Enden vorhanden sind. Wenn man dann noeh 
zweifelhaft sein sollte, ist es keine Schande, dies zu sagen, indem 
man jedoch genau beschreibt, was man gesehen hat. 

Ausser den Verletzungen und gewaltsamen Todesarten, 
welche nur bei Erwachsenen vorkommen, sind bei Neugeborenen noch 
folgende zu beobachten, welche sowohl im Fruchthalter als auch^eich 
nach der Geburt vorkommen köimen. 

Zuvörderst ist die Möglichkeit nicht in Abrede zu stellen, dass 
Verletzungen der Knochengebüde des Foetus im Uterus vorkommen 
können. Dies kann in Frage kommen, sowohl wegen Misshandloogen 
Schwangerer, als bei Anklage gegen Medizinalpersonen bei Entbüi- 
dungen. Die Art des Knochenbruchs, und die Ermittelung aller Vor- 
gänge muss'hier der Beurtheilung zu Grunde gelegt werden,- wobei 
man jedoch auch an die Möglichkeit denken muss, dass diese Ver- 
letzungen auch spontan entstehen können. Schädelverletzungen, &^ 
im Utero entstanden, erfordern besonderen Skeptizismus, Bippen- und 
Knochenbrüche der Extremitäten sind zuverlässig beobachtet wordei^ 

Li und während der Geburt können sehr häufig Schädelverlet- 
zungen vorkommen, wobei die Kopfblutgeschwulst mit besonderer 
Vorsicht zu beurtheilen ist, in Erwägung, dass sie^ auch bei dem 
günstigsten Verlauf unter der besten Sorgfalt entstehen kann. Denn 
auf jedem anatomischen Theater hat man bei Neugeborenen, ohne dass 
ein Verschulden vorliegt, Blutextravasate unter den Schädelbedek- 
kungen, selbst Schädelrisse, gefunden. Dasselbe gilt ebenfallB von 
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OBsifikationsdefekten, die auch nicht gar zu selten Torkom- 
men; halt man ^en solchen Sch&del gegen das Licht, so sieht man 
dünne Stellen durchschimmern, mit onregelm&ssigen zickzackförmigen 
E&ndem. 

Der Stnrz des Kindes auf den Kopf kann nicht als nn- 
ml^glich bestritten werden, weil üeberraschnngen durch die (Geburt 
auch bei Frauen Torkommen, die durchaus nicht die Absicht haben, 
die Geburt zu verheimlichen, und denen sogar alles daran liegt, das 
Emd zu erhalten. Um desto mehr muss die Möglichkeit zugegeben 
wm:den, dass dies bei solchen yorkommt, denen es meist daran liegt, 
die Gtoburt zu yerheimlichen. Eben so natürlich ist es, dass dies 
am h&ufigsten auf dem Abtritt vorkommt, weil allerdings viele Kreis- 
eende den Wehendrang f&r Drang zum Stuhl halten, und dieses Be- 
dflrfiiiss glaubrai verrichten zu müssen, das sie oft auch während des 
Kreissens verrichten; und das kann ebenso oft absichtlich als zu- 
föllig der Fall sein. Es muss ebenso zugegeben werden, dass ein 
Frauenzimmer in jeder Stellung gebären könne, und wenn daher bei 
weitem Becken oder klräem Kindeskürper die Person von der Ge- 
burt überrascht worden, so kann der Kindeskopf, wenn er mit einem 
spitzen harten Körper in Berührung kommt, verletzt werden. Aller- 
dings wird diese Einrede von unehelich Geschwängerten fast immer 
erhoben, jedoch man kann nicht sagen, dass es in allen Fällen erlogen 
ist Die Sprünge kommen am häufigsten in den Scheit^beinen vor, 
und korrespondiren oft mit der Pfeilnaht Ausser auf die Art der 
Verletzung und alle konkuirirenden Umstände wird dabei auch darauf 
zu achten sein, ob die Nabelschnur abgerissen oder abgeschnitten ist. 
Was die Dimensionen des Kindskopfes zu denen des Beckens betriffk, 
80 ist dieser Vergleich, wenn die Mutter ermittelt ist, zwar nie zu 
unterlassen; man lasse sich jedoch zu Tg,uschuDgen nicht verleiten. 

Kinder können bei der Geburt unzweifelhaft durch die nicht 
unterbundene Nabelschnur verbluten, und man wird dann die be- 
kannten Zeichen der Anaemie finden, wenn auch nicht so ausgeprägt, 
wie bei Erwachsenen. Je kürzer die Nabelschnur vom Nabel getrennt 
ist, desto wahrscheinlicher ist es, dass Kinder nach der Geburt ver- 
bluten können« 

Kinder können während, in und gleich nach* der Geburt durch 
die eigene Nabelschnur strangulirt werden. Die Strangrinne läuft 
dann ohne Unterbrechung mehrere Male um den Hals herum;* dia 

17 
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Markinuig ist breit, dem Lumen der Nabelschnur entsprechend aus- 
gehölty rinnenfönnig, nirgends excorürt, aber oft sngillirt. 

lün muss auch an die sogenannten feinen Verletzungen den- 
ken, von denen besonders die froheren Grerichtsärzte Tiel sprechen. 
Nadelstiche durch die Fontanellen, durch den Gehöigang, in das Herz^ 
die bei sorgfaltiger Untersuchung dem Arzt nicht en%ehen dOrfen. 
Bei heimlich Gebärenden erfolgt der Tod der Kinder ungemein öfter 
durch Erstickung, Bluterguss im Gehirn, ebenso durch den Uebergang 
aus der Wärme in die Kälte, Mangel an Allem, was zur Erhaltung 
des zarten Kindes ndthig ist. Ob und welches; Verschulden hierbei 
die Mutter trifft, wird aus dem Leichenbefunde allein nicht zu kon- 
statiren sein. 

Ist die Mutter ermittelt, so wird auch diese auf die Vorgänge 
bei der Geburt und auf die Beschaffenheit der GescUechtstheüe zu 
untersuchen sein. 

Man gestatte uns hier noch einige allgemeine Bemerkungen zom 
Schluss: Hjxa yermeide im Protokoll, wo es irgend geht^ fremdländische 
Wörter, jedenfalls fuge man die Uebersetzung hinzu; vermeide jeden 
Ausdrucl^ der ein Urtheil involviren könnte, denn in dem Protokoll 
sollen nur Thatsachen niedergelegt und beschrieben werden. Das 
Urtheil bleibt dem Obduktionsbericht vorbehalten, wenn es gefordert 
wird. So z. B. sage man nicht: Das Ende der Nabelschnur ist ab- 
geschnitten, abgerissen, sondern die Bänder sind glatt, zackig, ge- 
franzt und dgl. Bei Abfassung des Gutachtens, resp. Obduktions- 
berichts, der binnen 4 Wochen eingereicht werden muss (und wof&r 
Copialien liquidirt werden können, wenn deren Auslagen nachgewiesen 
worden), ist das Protokoll wörtlich und faktisch zu Grunde zu legen. 
Der Bericht beginnt mit einer kurzen aktenmässigen histprischen 
Darstellung, darauf folgt der anatomische Theil des Berichts, dann 
das Gutachten, wie es vorläufig im Protokoll summarisch abgegeben 
worden, und dann die wissenschaftliche Begründung. Der Gerichts- 
arzt stellt sich entweder selbst die Frage, die er beantworten zu 
m&ssen glaubt, oder beantwortet die Fragen, die der Bichter gestellt 
hat. Differiren beide Gerichtsärzte in ihren Ansichten, ihrem Aus- 
spruch, so kann jeder derselben ein Gutachten einreichen, anderer- 
seits bearbeitet es der Physikus und der zweite Arzt unterzeichnet 
es ; beide versehen ihr Gutachten amtseidlich durch ihre Unterschrift 
und Beidruck des Amtssiegels mit Unterlassung aller unnützen Ku- 
rialien. 



Zweiter Absclmitt. 



UntersuchuBg von Yerbrechensg^genständen. 

• 

Bei üniersachmig aller dieser Gegenstände gehe man mit dem 
gegebenen Material stets haushälterisch um, weil man oft sehr viele 
Proben anstellen mnss, ehe man ein befriedigendeffBesoltat erreicht 
Femer werden zur üntersnchmig oft Stoffe übergeben, welche meist 
auch anderweitig venuireinigt sind, so dass es viel Mühe erfordert^ 
die richtigen Stellen zu finden, um sich nicht zu tauschen. 

Blutflecke. Diese sind am häufigsten Gegenstand gerichts- 
ärztlicher Untersuchung dahin, ob sie von einem Menschen oder Thier 
herrühren. Das Blut eines Menschen ist von dem eines anderen 
nicht zu unterscheiden. Blut besteht bekanntlich aus Albumin- und 
Hbrinlösung und zeichnet sich durch die sogenannten Blutkör«- 
perchen von Vsro bis V400 Linie Durchmesser aus; in der Mitte der 
Scheibe ist eine kleine Vertiefung. Die Blutkörperchen der Ydgri 
sind ^/i25 bis V150 Linie lang und halb so breit, die der Amphibien kann 
man oft schon mit blossem Auge erkennen. 

Erische Blutflecken kann man schon bei Kerzenlicht erkennen» 
indem die bekannte hellrothe Farbe hervortritt. Von den verschie- 
denen Methoden sei hier zunächst die neueste von Yan Deen empfoh- 
len. Man nimmt Msche Guajaktinktur und einen guten Ozonträger, 
z. B. OL terebinüi. reci, mischt diese beiden mit einander, nachdem 
man sidi überzeugt, dass das Terpentinöl eine Indigolösung entfärbt, 
nnd wenn man einen Blutflecken damit befeuchtet, so entsteht so- 
fort eine blaue Färbung. Die ältere Methode ist die von Böse. 
Man macerirt einen Blutflecken mit frischem Wasser auf einem Uhr- 
glase, nach einigen Stunden giesst man das röthüche Wasser ab 
und prüft das Besiduum wie folgt: 1) mit Galläpfeltinktur entsteht 
ein schwach violetter Niederschlag; 2) mit Chlorwasser bilden sich 
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weisse Flocken; 3) mit Salpetersäure eine weissgrane Fälltmg. Aach 
versuchte er auf Berlinerblau , wenn Blut auf Eisen angetrocknet 
ist» um es von Bostflecken zu unterscheiden, ^fan kratzt es ab, er- 
hitzt es in einer Glasröhre, setzt Katrum zu und schmilzt es über 
einer Flamme zusammen. Man lässt es erkalten, filtrirt, setzt etwas 
Eisenlösung zu und übersattigt mit Salzsäure. War Blut Vorhanden, 
80 schlägt sich Berlinerblau nieder. 

Die Ermittlung von Blut dadurch, dass man Hämatinkrjs- 
talle, bekanntlich der Hauptbestandtheil des Blutes, darstellt, ist 
sehr leicht und physiologisch richtig; es sind dies kleine rhombische 
Flächen, gelbbrämilich oder rothgelblich, und wurden zuerst von 
Teichmann dargestellt (Zeitschr. f. rat. Medizin Bd. m. S. 375); 
audi Bruecke in der Wiener med. Wochenschr. 1854. Nr. 42; femer 
Buchner und Simon in Yirchow's Archiv Bd. XV. 1 u. 2, Kunze 
in Casper's T. J. Sehr. 1864. 2. S. 265. Allein sie sind nur zu finden, 
eo lange noch Blutkörperchen vorhanden sind, liefern aber nicht den 
Beweis, ob das Blut von Menschen oder Thieren herrühre. 

Yergl. femer: Boussin, Zeitschr. f. gerichtL Medizin, Wien 
1866. S. 71; Barruel in Casper's V. J. Sehr. 1853. 10. S. 295; 
Schmidt, Die Ermittelung von Samen-, Blut- und Exkfementen- 
flecken in Eriminalföllen, Würzburg 1854 (gekrönte Preisschrift); 
Pf äff, Anleitung zur Vornahme gerichtsärztl. Blutuntersuchungen, 
Kauen 1860. 

Auch die mikroskopisohe Untersuchung hat keine Schwie- 
rigkeit, wenn das Blut- frisch ist; man sieht dann die runden Blut- 
körperchen mit einer Delle in der Mitte, ohngeföhr Vsoo Linie im 
Durchschschnit. Ist das Blut schon vertrocknet, so muss man es 
ablösen, in Glyzerin oder Zuckerwasser, nur nicht in destüHrtem 
Wasser lösen. Setzt man etwas Liquor Kali causi hinzu oder Tinci 
jod. zu, so treten etwanige Blutkörperchen deutlich hervor. 

Fig. in. ^Fig. rr. 





Fig. HL zeigt uns verschiedene Blutkörperchen menschKchen 
Blutes» Fig. lY. i) das eines Frosches, 2) das einer Taube. 
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Schleim and Eiter sind selir schwer za onteischeiden , nm 
80 mehr, da sie oft mit einander vermiecbt sind, und diese Ahson- 
demn^n auch in verschiedenen Ot^;anen and za Terechiedeuen Rei- 
ten sehr TeTBchieden sich gestalten. Eiter ist eine rahmarüge, al- 
kalisch reagirende Flfissigkeit. Die Interzellnlarsabstanz besteht, 
uialog dem BlntBenm, ans Wasser, Eiweias, Salzen and ExtrakÜT- 
Stoffen. Die Zeilen Eiiad den meisten Blntkdrperchen ähnlich, mnd, 
mattgrOnlicL mit einem Kern, der bald gespalten ist, bald wie ein 
Hafeiaen anssieht. Die Zellen haben einen Dnrcbmesser von Vsoo bis 
'/wo Linie, aind dDrchsichtig and haben ursprünglich einen Kein von 
■/sw Linie, der sich oft in 2, 4 und 8 Körner theUt. 

Man kann sie am besten darstellen, wenn man i">g- T. 
etwas Essigsäure and Wasser zusetzt, denn da- « A ^k ^ 
dorch werden Uembran und Inhalt schwinden; ^^ 

dann wird der Inhalt der Zelle durchgeschlagen , 0\ /g^ r^ 
ond es bleiben nur die Kömer sichtbar (Fig. V.: ^^ ^^ 

a) Eiterzellen Terschiedener Art, b) dieselben nach ^ ^ flf © 
Einieibaog von Essigsäare, c) Kerne derselben). ^ "^/^ 
Schleim stellt sich im Mikroskop in der Weise dar, 
wie wir es in Fig. YI. angegeben finden. Es sind Schleim- ^K' ^■ 
kOrperchen mit Epithelislzellen. Die Formbestandtheile *@^dijt 
derselben sind breiter, verschieden gestaltet, granulirt, ^%^B 
in der Uitte mit einem Kern versehene Zellen, soge- 
nannte FÜasterepithelien, ond etwas nach oben keilfSrmige, unten 
spitze, oben breite Zellen-Cjlinderepithelien (Naunyn, lieber die 
Chemie der Transsudate ond des Eiters; Beichardt ond Bey- 
nond, Archiv 1865. Heft 2). 

Milch ist eine weissliche, mandehnilch- Fig. ^TIL 

ShDÜche Flüssigkeit, enthält verschiedene Salze, 
Milchzucker, Caseln ond Fettkfigelchen. Jedes 
der Letzteren ist mit einer Hfllle von Caseln 
umgeben. Das Colostmm ist die Hilch, welche 
sich in der ersten Zeit nach der Geburt in den 
BrfiBten absondert, enthält Eiweias, aber we- 
niger CasebL und Milchzucker. Fig. YIL stellt 
Enhmilch in 500maliger Yergr&asenmg nach Hager dar. 

Es kann erheblich sein, zu ermitteln, ob Haare, welche sich 
bü der Untersuchung vorfinden, von Thieren oder Menschen, und 
im letzteren Falle ob von Männern oder Franen henthrend. Ob- 
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schon kier nDgemeine Varitäten Torkommen, so dürfte doch durch die 
nebenstehende Zeichnung in Fig. VIII. dies einig:ennassen erlelch- 
tert sein: a) ist der Schaft und 
- b) die Spitze eines männlichen 

Kopfhaares, c) der Schaft and 
d) die Spitze eines ireiblichen 
Eopfhaares(Ffaf f, das mensch- 
liche Haar in physikalischer, pa- 
thologischer D. forensischer Be- 
deutung, Leipzig 1866, dürfte 
in vorkommenden Fällen nneot- 





hehrlich sein; anch Lender in'Casper's V. J. Sehr. 1863 ist für 
diese F&Ue geeignet). 

Saamenfljecken. Uan schneidet den verdächt^en Fleck Tor- 
sichtig ans, ohne zn reiben oder zn drücken, und befeuchtet den- 
selben mit desfilliitem Wasser in einem Ührglas, indem man dnrch 
sanftes DrQcken die LSsnng beschlennigt. Han brii^ dann ein 
Tröpfchen anter das Mikroskop und sieht, ob die bekannten Sper- 
matozo{!&, nneigentlich Saamenthlerchen, sichtbar werden. Oft treten 
diese' erst nach längerem Eintrocknen anf dem Deckglase denOich 
herror, wie P^incnss beobachtet hat, die man frisch nicht sieht. 
In Fig. IX. sind a) auf dem Bande stehende, b) auf det platten 
Seite liegende SperraatozoBn gezeichnet. 

Gifte. Die gesetzlichen Bestimmungen und die Definition siehe 
8. a. Zar Ermittelang derselben kann man vier Uomente be> 
nutzen : 1) die Krankheitserscheinungen, 2} den Leichenbefund, 3) den 
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Nachweis des Giftes, 4) die übrigen aktemnässigen Umstände. Der 
sicherste Beweis ist allerdings der Nachweis des Giftes ans der 
Leiche; aber selbst, wenn dies nicht gelingt, z. B. bei manchen 
Oiften, die sich leicht zersetzen oder vei^üchtigen, bei anderen, die 
dnrch Erbrechen, Gegenmittel und andere Umstände weggeschafin: 
sind oder wenn die Verwesung schon längere Zeit eingewirkt hat, 
wird der Arzt doch aus dem Zusammenhang aller Umstände dazn 
l>erechtigt sein, eine Vergiftung zu diagnostiziren. Wir interessiren 
uns hier blos fftr Nr. 3, den Nachweis der Gifte, und zwar 
deijenigen, die am häufigsten vorkommen. 

1) Arsenik. Die bekannten allgemeinen Zeichen dieser Ver- 
^ftnng sind Angst, Erbrechen, Cardialgie, Kolik, Durchfall, Krämpfe, 
Erschöpfung, Tod; diese an sich kon- ^. _ 

Ben nur den Verdacht der Arsenik- '^' * 

Tcrgiftung begründen. Wichtiger sind 
schon innere Erosionen, Geschwüre und 
namentlich die gelben Kömchen in der 
Schleimhaut des Magens, welche che- 
misch als Arsenik sich darstellen. Wo 
dies nicht der Fall, ist die chemische 
Untersuchung der Kontenta, des Blu- 
tes, Stücke der Leber, Milz, Harn etc., 
nothwendig. Man bedient sich hierzu 
des Marsh 'sehen Apparates. Der ursprunglich einfache, auch jetzt 
noch gebräuchliche ist der in Fig. X. dargestellte. Der verbesserte 
Marsh'sche Apparat ist in Fig. XI. wiedergegeben. Er besteht aus 
einem oben offenstehenden Cylinder, der oben mit einem durch- 
stochenen Kork geschienen wird; durch diesen geht eine 2 Linien 
weite Glasröhre, welche unten eine kolbige, spitz zulaufende Er- 
weiterung hat. Hierin bringt man chemisQh reines Zink. An das 
oberste Ende der Glasröhre befestigt man mittelst eines Cjlinders 
von Guttapercha einen messingnen Hahn, den man nach Belieben 
luftdicht öfEhen und schliessen kann. Oben vom Hahn geht im rech- 
ten Winkel eine messingne Bohre ab, welche mit einem horizontalen 
8 Zoll langen Glasrohr und dieses wieder mit einem anderen unter 
einem rechten Winkel verbunden wird. Nachdem vermittelst des 
Schmid tischen Apparats die zu untersuchende Masse gehörig vor- 
bereitet worden, giesst man etwas daton mit reinem destillirten Was- 
ser upd konzentrirter Schwefelsäure in den Glascjlinder und öf&iet 





den Hahn. Das Zink wird Zinkoxyd und verbindet sich mit der 
Schwefebänre zu Schwefelwasserstoff, dieser entweicht theils, theils 
Teibindet er aicli mit Arsen zd Arseuwasserstof^, welches dm'cb 
den Hahn in die BOhre gelangt Dieses wird nun wie folgt erprobt: 
Man erhitzt an einer Stelle die Olasröhre bis zum Glühen, und es 
zeigt sich dann ein braunschwarzer, glänzender MetallBpiegel als 
Arsen, oder man zflndet es an and erhält dann eine intensiv blaae, 
oft grfing^elhüche Flamme, ein sicheres Zeichen für Arsen. Lässt 
man das Gas an eine weisse Porzellanflamme anfstreichen, so erhält 
man ebenfalls hrannscbwarze Arsenflecke. Erwähnenswerth ist noch 
Fig. HL * 



T 



der Arsenspiegel (Fig. XIL). Von diesem ist nach Hager Fol- 
gendes ZD merken: 

Der Artentpiegel liit tttikgltnuiai bninnadnran, dm Aiilimoiu|ri<s« 
tnn&chBt dar eAiUten Stelle fut ulbeiwei», weiter cUtod ib sohwan. hM- 
teier bildet in dOnoer Lage ebaa weniger zaBammenli&iigenden Veb^fH' 
iMauiht endidiit er wie £iToh StaubanSag enengt. 

Der AtMiapic^ pebt in dei Wriiigeiitflatmae bia nr TeiflOcUvS 
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erlutKi einen KnobUncbgeniefay der Antimonspiegel ebenso behandelt giebt 
keinen Oemeh. Der Arsenspiegel l&sst sich bei gelindem Erbitzen im Was- 
serBtoffgaestrome leicbt forttreiben, der Antimonspiegel erforden hiersn eine 
f ttofcere Hitse nnd scbmiki suTor cn kleinen gl&nsenden, mit der Loupe er- 
kennbaren Kfigelchen. 

Der ArBenspiegel löst sieb in 1 l>is 2 Tropfen yerdünnter Salpeters&are» 
BÖihigenfaUs unter Erwftrmen. Der Antimonspiegel wird kaum gelöst und 

SewObnlicb nur in eine matte Kruste yerwandelt. Wird nun einem Tropfen 
er Salpetersäuren Arsenikspiegellösnng ein Tropfen Silbernitratldsung zuge- 
setzt und demselben ein mit Aetzammon befeuchtetes Glasst&bchen möglichst 
naihe gebracht, so dass aber keine Berührung stattfindet, so ftrbt er sich 
gelb (Ton arsesigsaurem) oder br&unlich (tou arsensaurem Silberoxyd). 
Antimon giebt diese Beaktion nicht. 

Die Arsenflecke werden in einer feuchten Chloratmosph&re, welche man 
durch Uebergiessen Ton Chlorkalk mit einer verdünnten Säure erzeugt, schnell 
gelöst Wird dann die Stelle mit SilbernitratlOsung befeuchtet, so entsteht 
ein rother Niederschlag. Antimonflecke geben im letzteren Falle dagegen 
einen weissen Niedersälag. 

Arsenflecke werden beim Betupfen mit einer Ton freiem Chlor freien 
Lidsung des unterchlorigsauren Natrons (des Chlomatrons, Eau de Labar- 
raqne) sogleich gelöst, Antimonflecke nicht. 

Arsenflecke werden *mit jcdsaurer Kalilösung zimmetfarben und auch 
Vald aufgelöst, Antimonflecke innerhalb zweier Stunden nicht angcgrifien. 
Chlorsauree Kali löst Arsenflecke nach und nach, Antimonflecke nicht. 

Arsenfledce werden in einer Bromatmosph&re sehr bald citronengelb, 
Astimonfleeke aber orangeroth. An der Luft entfärben sich jedoch die 
Flecke sowohl vom Arsen als Antimon. 

Will man zur Gegenprobe einen Arsenspiegel darstellen, so ver- 
filirt man wie folgt (Fig. Xm.): 

Man macht eine erbsengrosse Mischung aus 1. Vol. der arsenhaltigen 
Substanz mit 3 bis 4 Vol. Cyankalium und schüttet sie in beistehend abge- 
bildete Beduktionsröhre, so dass die Kugel a kaum zur Hälfte geftLllt ist. 
Han erwärmt ein wenig, um aus der Mischung die Feuchtigkeit zu entfernen, 
welche sich in dem kälteren Theile der Bohre verdichtet und ron da mit- 
telst der Weingeistflamme weiter fortgetrieben und aus der Bohre entfernt 
werden kann. Nachdem die Bohre wieder erkaltet ist, erhitzt man die Mi- 
Bchung^mit einer kleinen Weingeistflamme unter allgemeiner Steigerung der 
Hitze. 'Bs setzt sich in der Gegend Ton b ein schöner Metallspiegel an. 

Fig. xm. 




2) Phosphor. Derselbe kann eben so wohl durch Beizung 
imd selbst dnrch Erosion der ersten Wege, als auch so dynamisch 
tOdten, dass sichtbare Folgen anatomisch gar nicht nachzuweisen 
sind. Pas Leuchten der Magenkontenta, der Geruch derselben, die 
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fettige Degeneration der Le- 
ber können zur Feststellang 
dieser Vergiftung diensn, 
nächst derselben jedwb die 
Darstelliing des Phosphors 
ans der Leiche nach der 
Mitscherlich'sclien Me- 
thode. Wichtig ist die Be- 
obachtni^ der im Dnukeln 
leochtendenPhosptiordäinpfe. 
Zu diesem Zweck hat man 
den in Pig. XIV. dai^estell- 
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dessen Handhabung vir in 
Folgendem geben: 
Ber Apptrat besteht in einem kleinen gl&aernen Kolben b n 
Halte, welchem mitteilt eines äarchbohrten Korkea der kleine Bchani 
einer iweim*! im rechUm Winkel gebogenen QlnsrShre b im Liehteti 2 — 3 
MillimeteT ('/ii — '/ii Zoll, weit aufgesetzt iat. Der längere andere Schenkel 
der GlaerObre reicht hia gegen den Boden eines Glaageikaeaa e, nngeBhr 
von demaelben Bauminhalte wie der Qlagkolbea b. Das Oeftas e |iat bia 
EU einem Viertel mit Waaaer gefllllt und die Oeffnung desselben mit einen 
Eireimal durchbohrten Korke dicht rersehlosaen. Dorcb die eine BohrGffaoag 
gebt dicbtsitzend die Kflhre b, durch die andere die RShre e, irdehe iue 
un Apparate rerdrSnEten Luft einen Anaireg l&sat. Man kann aach diesen 
Kork mit einer SieKoTlackichicht bedecken. Dieae ToraEcht ist jedoch über- 
flOssigi wenn der Kork tief eingedruckt iat und fest sitit. Das Oelllss s 

Habe TOD 3Ö 
gelullt wird. 

In den Kolben h wird die TcrdAchtige Subatans, wenn oOthig durdi 
Wasaer Terfl&saigt, nebst etwas Sehwefelaliire oder einer anderen den Kodi- 
punkt erbeheadea Substanz gegeben. Darcb Nne Teiageistflamme wird der 
Kolben ina Kochen gebiacht. 

Um nun die PhoaphoreacenEersebeinung gebOriK lU beobachten, ist ea 
nStbiff an einem dunketen Orte zu eipeiimentiren. Jfan umgiebt die Lampe 
und den Kolben mit einer lu einem Cjlinder snsammengebogenen Papp- 
acheibe nnd setzt eine Ähnliche halbcflindriaidi geachw&rste Pappaebeibe an 
daa Becherglas d auf der Seile nach dem Kolben bin, so dass der Thail 
der Glasröhre, in welchem die pbosphoreseirenden Lichter entstehen, in ein 
TSUiges Dunkel gehnllt ist 

Häufiger konunea in neuerer Zeit, besonders in England und 
Frankreich Vergiftungen dnr<^ Vegetabilien und deren Alka- 
lolde vor. 

Die ?on Sonnenschein empfohlene Methode zur Darstellmig 
der Alkalolde ist folgende: 
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Das ÜntersQchuiigsoljeki wird mit durch CHIorwftBsenioffsftare stark an- 
l^ttnertem Wasser wiederholt ausgezogen, der filtrirte Auszug bei 30' zur 
Konsistenz eines dtknnen Syrups einged&mpft, dann mit Wasser yerdlbmt 
lind nach mehrstftndigem Stehen an einem kalten Orte filtrirt. Dts Filtrat 
wird mit Phosphormolybd&ns&ure im Ueberschuss yersetzt, der^ dadurch ent- 
«tandene Niederschlag in einem Filter gesammelt, mit etwas 'Wasser, dem 
ein wenig Fhosphormolybd&nsfture und Balpeters&ure zugesetzt worden, aus- 
gewaschen und nach dem Auswaschen noch feucht in emen Kolben gespült. 
Jetzt wird kaustischer Baiyt bis zur alkalischen Beaktion hinzugesetzt und, 
nachdem der Kolben mit einem Bntwickelungsrohr yersehen ist, welches 
Entwickelungsrohr mit einem yerdünnte Chlorwasserstoffsäure enthaltenden 
Kugelapparat in Verbindung steht, anfangs gelinde, dann stärker erhitzt. 
Ammon und die flüchtigen Alkaloide werden ausgetrieben, an die yorgelegte 
-Chlorwasserstoffsänre gebunden und sind hieraus nach der oben angegeb^ien 
UntersuchuDgsmethode mit Aether abzusondern. Der Bückstand im Kolben 
wird bei sehr gelinder Wärme eingetrocknet, nachdem yorher der überschüs- 
sige Baryt durch Zusatz yon etwas Natronbicarbonat gefüllt ist, und dann 
mit Weingeist, Aether oder Chloroform ausgezogen. Beim Verdunsten des 
Lösungsmittels bleibt das Alkaloid zurück. 

VergL überhaupt das pharmazeutische Jahrbuch 1862. 2. Bdch. 
Berlin, Verlag von Julius Springer. 

1) Opium. Es wird gewonnen durch Aufritzen der unreifen 
^aamenkapseln von* Fapaver somniferum. Bestandtheile : Morphin, 
Narcotin, Meconmin, CodelU) I^arcefn, Thebaln, Meconsäure. Offizi- 
nelle Präparate sind: Opium purum, Extr. Opii aqu. und mehrere 
Tinkturen und Morphiumverbindungen. Auch unsere Mohnköpfe ge- 
hören hierher, da sie Opium enthalten und bei Kindern damit Ver- 
gifhingen vorgej^ommen sind. Die Wirkungen sind sehr verschieden, 
Je nach der Gabe, dem Präparat und den individuellen Verhältnissen. 
In manchen Fällen erregt es Ekel, Erbrechen, Schmerzen im Unter- 
leib, in den meisten Fällen heftige Angst bis zur Betäubung, Schwin- 
del, Käserei, bald lustiger, bald trauriger Natur, bis zu Krämpfen 
aller Art, kalten Schweissen, Todtenblässe, Kälte der Extremitäten, 
Starrkrampf, Tod. Friedrich* Handb. der gerichtsärztl. Praxis 11. 
S. 1089, hat die Erscheinungen ausgezeichnet beschrieben. Man muss 
^ch bemühen, Morphium aus den Kontentis darzustellen (Simon 
und Sobernheim, Toxikologie S. 500). In neuester Zeit ist die 
Molybdensäure als das beste Eeagens empfohlen worden, welches 
eine violette Färbung erzeugt. Taylor 1. c. III.: 

Es giebt kein Mittel, um Opium selbst zu entdecken, sei es in festem 
oder flüssieem Znstande, ausgenommen durch seinen Geruch und andere 
physikalische Eigenschaften, oder indem man einen Theil der yerdächtigen 
Bubstanz Thieren giebt und die Wirkung beobachtet. Ausser den Alka- 
loiden und Grundstoffen enthält Opium Gummi, Harz, farblose Masse und 
imdere vegetabilische Substanzen zu yeränderUcher Menge. Der Geruch 
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BoU eigenihamlich Min, aber LBCtaearinm, welches weder MekouBtore noeli 
Uorphiam entbBlt, besitit «inen abuliclien Oemcb. Der Geruch ist in- 
dessen ein gutes Beweismittel fllr die Gegenwart dieser Snbstaut, bü sie 
nun in Treiem ZaBttuide oder in Alkohol oder W«B?er gelöst; aber er Ist 
nicht wabmehmbar, wenn die Lösung eehr Terdünnt bt oder lange steht. 
Ich babs geAinden, dass eine L&song tos einem halben Qran gepulverten 
Opiums in einer halben Unie Wasser ihren charaktoristiscbeii Geruch Tar- 
ier, wenn sie kurze Zeit der Luft ausgesetzt war. Det Qerach ist ent- 
Bobieden fiüabtig und verKebt, wenn eine opiumhaltige Flüseigkeit erhitzt 
wird; er versohwindet eoenfalls allmälig be! gewQhnlicIier Temperatar. 
Andererseits kann er dmch andere Gerüchte verdeckt werden, oder das 
Mittel kann während des Lebens bereits Verändeningen erlitten haben, 
welche den Geruch zerstörten. Die Analjse in Vergiftungsf%llen mit 
Opium ist daher auf die Entdeckung von Horphinm oder Mekenskare be- 
Gchr&nkt. 

2) Nicotin ist eine nnr im reinsten Zastande farblose Flflseig- 
keit von scharfem, ammoniakaliscliein Geruch, brennend scharfem Ge- 
schmack. Spez. Gewicht 1,048. Brennt am Docht mit mssender 
]Flamme, löst sich im Wasser nur zum Theil, in Ältohol und Aether 
leicht, bildet mit Säuren Salze, die zerflieaslich sind nnd einen bren- 
nenden Geschmack nach Tabak haben. Es retardirt den Puls, er- 
schlafft nnd lahmt die Uuskeln, verengt die Filpille, macht TJebel- 
keit, Erbrechen, Dnrcb&ll, Schwindel, taumelnden Gang, Ohnmächten, 
Athemnoth, Blässe nnd Kälte der Extremitäten. Der Tod erfolgt 
dorcb Lähmni^ des Herzens. Vgl. Posner, EUniscbe Heilmittd- 
lebre, Berlin 1866. S. 639; Beagentien nnd Ermittelungen bei Simon 
nnd Sobernheim S. 532 and bei Caaper, Haadb. der gerichü. 
Uedizin, Fall 192; Taylor, Die Gifte in gerichtlich medizinischer 
Beöehnng DI. S. 255: 

Eine Frohe Nikoün, welche ich unterBuchte, hatte eine blasae Bemstein- 
&rbe und einen eigentbtlmlicheD, Nase und Aumn reizenden Gemch, kh»- 
lich dem Kauche tod altem Tabak. Es hatte die KonsisteaE dünnen Oela, 
machte auf Papier Fettflecke , welche lAer bald verschwanden spei. Qew. 
1X)8. Anf Flatian oder Papier erhitzt, brannte es mit hellgelber Flamme, 
^eke schwarze D&mpfe anaslOBsend. Es reagirte stark alkalisch nnd theüte 
dem Wasser diese Beaktion mit. Die wäserige LOsung behielt selbst bei 
in Oenicb. Nikotin ist lOslich in AI- 



Bügenachaften gleicht das Nikotin drin AmmoDiaki e 
davon, »nsBer durch den Geruch, ilir ein wichtigem Mt'rki; 
4) das! JodwBsser einen brannen {kcraioefurbeaenl Kicd'~ 
Ammoniak nicht, aber die JodlJleung wird entfärbt); 
weisilieh-gelben (im Ammoniak keinen, abtr eine rott' 
InsaKure giebt keinen NiedeneUag (in Animoniak ' 



auen lUesen 

\ia sich aber 1 
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' welche schnell ins oliyengrftne ühei^^ht); 7) Schwefela&are and Ealibiehro- 

' mat eraeogen eine grüne Furbe dura Freiwerden ron Chromozyd. 

) 3) Strychnin, das Alkalold von Nnx vomica, erscheint in farb- 

losen, rhombischen, sänlenförmigen Krystallen, von einem fast bit- 
teren Geschmack, im Wasapr unlöslich (Posner, Klinische« Arznei- 
mittellehre S. 607). Es tödtet in den Gaben von 1 — 4 Gran in sehr 

} knrzer Zeit unter tetanischen Erscheinungen durch Asphyxie und ist 
in den kleinsten Theilen noch lange Zeit aus der Leiche nachzu- 
weisen. Seine Erkennungszeichen sind: 1) intensiv bitterer Ge- 
schmack; 2) setzt man Kali bichrom. zu, so entsteht eine schOne 
violette Farbe, selbst wenn nur Vtooo Gran vorhanden ist; 3) mit 
€hromsaure bildet es eine im Wasser fast unlösliche Verbindung. 
Taylor giebt folgendes Entdeckungsverfahren: 

Zur Entdeckung dieses Giftes im Mageninhalte und in oiganisehen 
Flüssigkeiten Überhaupt sind zahlreiche Yerfahren angegeben worden. Es 
ist nnnöthig, sie sämmtlioh anzuführen, da der Ghnndgedanke bei ttUen fiMt 
derselbe ist. Pas Alkoloid wird zuerst durch Zusatz yerdünnter Säuren lös- 
lich gemacht, wozu Weinstein«, Ozal-, Essig-, Schwefel*, Salz- und Phos* 
phorsänre benutzt worden sind. Das Alkaloid wird dann durch kohlen- 
saures Kali ge&llt (Fresenius) und mit Essigsäure yermischt in Alkohol 
wieder gelöst; oder die konzentrirte saure Flüssigkeit wird durch EaH oder 
sein Carbonat neutralisirt und das Alkaloid durch Aether entfernt (Stas); 
oder endlich das Strychninsalz wird durch Schütteln der organischen Flüs- 
sigkeit mit Thierkohle aus derselben entfernt und dann durch rektifizirten 
Spiritus TOn der Eohle getrennt (Ghraham). Ton diesen Yerfahren ist das 
Stas'sche (ob S. 71) den wenigsten Einwendungen ausgesetzt. * 

1) Eine kleine Menge Essigsäure (wenige Tropfen auf eine Unze) wird 
der flüssigen oder fein zerschnittenen festen Substanz zugesetzt. Mit einer 
hinreichenden Menge Wasser verdünnt man die Flüssigkeit, setzt eine ge- 
ringe Menge Alkohol hinzu und digerirt das Ganze unter häufigem Umrüh- 
ren im Wasserbade. 

2) Nach einstündiger Digestion wird das Flüssige abgeseiht, filtrirt und 
auagepresst; der Büekstand wird mit Wasser und Alkohol ausgewaschen, 
bis Alles Lösliche ausgezogen ist. Die Flüssigkeit wird im Wasserbade zur 
H&lfle eingedampft und der Bückstand dann mit heissem Alkohol behan- 
delt und filtrirt 

3) Die alkoholische Lösung (welche essigsaures Strycfanin enthält) wird 
abgedampft und der Bückstand mit einer kleinen Menge destillirtes Wasser 
digerirt. Dies wird flltrirt und in eine rerschlossene Bohre gebracht ;** es 
wvd dann durdi Kali alkalisch gemacht und mit dem doppelten Volumen 
rektifizirten Aethers geschüttelt. Die ätherhaltige Flüssigkeit wird abgegos- 
sen und der freiwilligen Verdampfung überlassen; ist Stiychnin vorhanden, 
flo bleibt es in kleinen kreisrunden Flecken zurück, weldie unter dem Mi> 
kroskope krystalliseh erscheinen. Die Erjstallform, der bittere Geschmack 
und die Beaktion mit Schwefelsäure und doppelt cfaromsaurem Kali setzen 
den Chemiker in Stand zu hestinmien, ob der ätherische BtLckstand Stryoh- 
nin enthält oder nicht 

Vgl. Prozess Pahner in Henke's Zeitschrift 1856 Heft 3 und 4; 
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Lion» Deutsche Elinik 1863. Kr. 40ff.; y. Hörn, Yierteljahrschr» 
1864. Bd. I. Heft 1; der Enminalprozess Demme-Turpy von Em- 
mert, Wien 1866; Gallan'd in der "V^^lener med. Wochenschrift, 
7. März 1863. 

4) Bl ansäure. Sie tödtet sehr sq^nell; in der Leiche findet 
man überall BIutüberfQllnng. Die Haut ist gewöhnlich blan oder 
yiolett gefärbt, Nägel blan, Kinnladen fest geschlossen, Schaum vor 
dem Munde, Augen glasig, das Blut ölig, schmierig, sehr dunkel, 
dickflüssig. Oft verbreitet die Leiche einen Bitter -Mandelgeroch, 
wenn sie noch frisch ist Die Magenschleimhaut ist stark geröthelv 
in der Nähe der Cardia und des Fylorus selbst Ecchymosen. Die 
Fäulniss tritt sehr schnell ein. Vgl. Posner, Klinische Heilmittel- 
lehre, Berlin 1866. S. 560; Sobernheim L c. S. 469; Wimmer, 
Zeitschr. für gerichü. Medizin u. s. w., Wien 1865, 26. Dezember; 
Seiler, lieber die Ursache der Giftigkeit der Blausäure in Yirchow's 
Archiv, März 1867; Casper, Fälle 175—178, besonders aber Tay- 
lor 1. c* HL S. 78 ff. nennt Silber, Eisen und Schwefel als Beagentien: 

1) Silber. — Silbemitrat. — Dieses giebt mit Blausäure einen dichten 
weissen Niederschlag, der sich in schweren Klumpen zu Boden setzt und 
eine fast klare Flüssigkeit zurückl&sst. Das Präzipitat kennzeichnet sich 
durch folgende Eigenschaften als Cjansilber: 

a) £b ist unlöslich in kalter Salpetersäure, löst sich aber hei Zusatz 
von Wasser und genügender Menge starker Säure heim Kochen leicht auf. 

h) Es entwickelt mit Salzsäure behandelt Blausäure. 

c) Der frische Niederschlag löst sich schnell in wenigen Tropfen starker 
Eahlösung, es sei denn, dass nicht sämmtliche Blausäure durch das Silber* 
nitrat gefüllt worden ist Setzt man zu dieser Mischung eine kleine Menge 
einer Lösung Ton grünem Eisensulphat und schüttelt das Ganze tüchtig, so 
bildet sich Serliner Blau, was durch Zusatz von verdünnter Schwefel- oder 
Salzsäure zu der trüben Flüssigkeit augenscheinlich wird. Die Säure löst 
das Überschüssige Eisenozyd auf und lunterlässt Berliner Blau im Nieder- 
schlage. 

d) Das gefUlte Cyansilber liefert, gut getrocknet und in einer Beduk- 
tionsröhre erhitzt, Cyan, welches mit rosen- (purpur-) rother Flamme und 
blauem Hofe rerbrennt Dies ist ein charakteristisches Zeichen und bestimmt 
die Säure, welche den Niederschlag lieferte, sogleich als Blausäure. Durch 
diese Eigenschaft unterscheidet sich das Cyansilber Ton allen andern Silber- 
salzen. Ein Zehntel Gran Cyansilber genügt zur Anstellung dieses Ter- 
Buches; und dies entspricht einem fün&igstel Gran Blausäure oder einem 
Tropfen der ofBzinellen Säure. 

Bei der Anwendung des Silbers cur Entdeckung des Giftes in Dampf- 
form kann man wenige Tropfen einer Silberlösung in ein Uhrglas thun und 
dies über ein anderes Uhrglas decken, in dem sich die verdächtige Flüssig- 
keit befindet. Es erzeugt sich sogleich Cyansilber als undurchsiditiger 
weisser Hauch in der Lösung, wenn die Säure sich auch nur in einem 
massig konzentrirten Zustande befindet. Ein Tropfen der ofHcinellen 
(r= i/io Gran der reinen) Säure erzeugt schnell sichtbare Wirkungen. Ist 
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BlanaliiM Mhr Terdflnni^ so sind wenige Mümten erforderlich, und der 
«aduTohaichti^ Haudi leigt sich an den Btodem der SilberlöBiing. In diesem 
Falle kann die Wirkung durch die natflrlicl\p W&rme der Hand beschleunigt 
werden. Lisst aoan die IMoapfe sehr langsam und rerdünni auf das Silber- 
niteat wirken, so setat sich CyansUber in bestimmbaren prismatischen Kxy« 
stallen ab, welche bei geringer YeigrOssernng deutlich sichtbar sind. Dies 
ist noch beil&ufig ein besonderes Kennzeichen dieser Verbindung. Femer 
bleibt daa CjransUber, ungleich dem Chlorfir, dem Lichte ausgesetst weiss, 
wahrend das Chlorftr schnell eine schiefeigraue Farbe annimmt. 

2) Eisen. — Man beabsichtigt dadurch die Erzeugung von Berliner 
Blau. Man kann zu einer geringen Menge der yerdäch'tigen griftigen Flüs- 
sigkeit wenige Tropfen Kiui und einer Lösung yon grünem Eisensulphat 
setaen« Ein schmutzig grüner oder br&unlicher Niederschlag fällt zu Boden ; 
schüttelt man diesen wenige Minuten und setzt dann verdünnte Salz- oder 
Schwefelsäure hinzu, so wird die Flüssigkeit blau, und Berliner Blau, wel- 
ches Ton Terdünnten S&nren nicht angegriffen wird, setist sich mit seiner be- 
kannten Farbe langsam zu Boden. Ist die Blaus&ure in geringer Menge 
vorhanden, so hat die Flüssigkeit zuerst eine gelbe Farbe von dem gebilde- 
ten Eisensalze, dann wird sie grün, schliessli^ aber erscheint der blaufar- 
bene Niederschlag. Dasselbe Besultat erhält man, wenn man eine Eisen- 
salzlösung zu dem in Sjili gelösten Cyansilber (supra) setzt, so dass man 
auf diese Weise zwei Beagentien auf denselben Tfaeil des Giftes anwenden 
kann. Das Eisenreagens kann eben so wie das Silbemitrat auf Blausäure- 
dämpfe angewendet werden. Zu dem Zweck bringt man wenige Tropfen 
kaustischen Eali's in eine kleine weisse Untertasse oder ein Uhrglas und 
stürzt die verdächtige Flüssigkeit darüber. Nach wenigen Minuten kann ein 
Tropfen einer Lösung von grünem Eisensulphat zu dem Kali gesetzt werden 
und dann ein Tropfen verdünnter Salzsäure; ist Blausäure vorhanden, so 
kommt Berliner Blau zum Vorschein. Das frisch geftdlte mit Kali ver- 
mischte Eisenoxyd kann mit demselben Erfolge in das obere Uhrglas ge- 
than werden. SOber- und Eisenreagens können bei Untersuchung derselben 
Giftmenge leicht mit einander verbunden werden. Wird das gefälte Gyan- 
silber, erhalten durch Zusatz von Silbemitrat zu der verdächtigen Flüssig- 
keit, mit starker Salzsäure befeuchtet und die entwickelten Blausäuredämpfe 
auf die eben beschriebene Weise in einem Uhrglase oder einer Untertasse 
gesammelt, so erhält man Berliner Blau und £e Beaktion mit Silber ihre 
Bestätigung. Das Eisen zeigt eine eben so geringe Säuremenge an wie das 
SOber. 

3) Schwefel. — Liebiff schlug zuerst folgendes Verfahren zur Ent- 
deckung der Blausäure iJs Flüssigkeit vor (Oest Med. Wochenschrift 
27. Mte 1847. 396). Werden wenige Tropfen von gelbem Schwefelammo- 
ninm (welches einen geringen Uebcrschuss an Schwefel enthält) emer kleinen 
Menge einer Blausäurelösung zugesetzt und die Mischung massig erwärmt, 
so wird sie farblos und hinterlässt beim Abdampfen Bhodanammonium. — 
Die . Schwefelblausäure kennzeichnet sich durch intensiv blaurothe Farbe, 
wenn man zu dem trockenen kiystallinischen Rückstände eine Lösung yon 
farblosem schwefelsauren Eisenoxyd setzt; die Farbe verschwindet sogleich, 
wenn man ein oder zwei Tropfen Sublimatlösung hinzubringt. Die Identität 
der Farbe wird durch massige Verdünnung mit Wasser sehr vermindert. Dieses 
Ver&hren ist sehr empfindlich, und erfordert daher bei seiner Anwendung einigt 
Sorgfalt: so wird, wenn eine zu grosse Menge Schwefelammonium hmzuge- 
setzt — oder wenn das Kochen und Abdampfen nicht genügend lange fort- 
gesetzt wird, das Eisenozydsalz durch das unersetzte Schwefelammonium 
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Behwans gafUlt; und wenn die Erhitrang sn weSt getrieben wird, so kaim 
die SehwefelbUttfiAnre durch Verflüchtang selbst yerloren gehen. Diesee 
Reagens erfordert zu seiner Ai^endung l&ngere Zeit als die Reaktion mit 
Silber oder Eisen. Sollte die Blaus&ure Spuren ron Berliner Blau oder 
einem isisensalse enthalten, so kann sie bei Znsati von Bohwefelammonlom 
eine dunkle fVffbe annehmen. 

Das stärkste Reagens soll Pikrin sein, indem das Gemisch, 
wenn es Blansänre enthält, sogleich eine intensiv blutrothe Farhe 
annimmt und sich mit dicken Krystallen bedeckt, das Kalisalz der 
Isopurpursäure. 

5) Chloroform. Es wird durch Destillation von verdünntem 
Alkohol und Chlorkalk dargestellt, ist eine farblose, sehr bewegliche 
Flüssigkeit, von süsslichem Geschmack und ätherischem Geruch. Es 
wirkt durch Erschlaffung der Muskeln, besonders des Herzens; das 
Blut ist kohlschwarz, 'fast dintenartig oder kirschroth, mehr oder 
weniger flüssig, enthält Luftblasen in den meisten Fällen. Nach 
Casper sind die Schleimhäute des Kehlkopfs und der Luftröhre 
fast dintenartig injizirt, das Herz schlaff und welk, so dass die Wände 
fest aneinander klappen. Taylor sagt über die Ermittlung Fol- 
gendes: 

Die angeblich chloroformhaltige flüssige oder feste Bubstans wird in ein 
Florenser Fl&schehen gebracht, das mit einem durchbohrten Pfropfen Ter- 
schlössen ist; durch letzteren geht eine GlasrOhre Ton ca. einem nertel Zoll 
Durchmesser und einem bis zwei Fuss L&nge. Die Flasche wird im Was- 
serbade erhitzt. Durch Einwickeln der Bohre nahe an der Flasche in feueh- 
tes BHltrirpapier kOnnen die Dämpfe rerdiditet und als Flüssigkeit gesammelt 
werden. Um die zersetzten Dämpfe zu prüfen, wird ein mit einer St&rke- 
und JodkalilOsung befeuditeter Papierstreifen in den kalten Theil der Bohre 
eingeführt oder an das oflene Ende gehidten und ein Theil ' der B6hre zwi- 
schen diesem Punkte und der Flasche durch die Spiritusflamme stark erhitzt 
Ist Chloroform gegenwärtig, so entwickelt sich Chlor und das Papier wird 
blau. Geht Chlor in grosser Menge über, so erzeugt sich die blaue Vtür- 
bung und wird schnell zerstört Wird das Stärkepapier in den erwämtten 
Theil der ROhre gelegt oder kommt es mit den erhitzten Dämpfen in Be- 
rührung, so erscheint die Farbe nicht: man muss deshalb mit Sorgfalt Ter- 
&hren. Die zersetzten Dämpfe rüthen zuerst Lackmuspapier nnd Temiditen 
dann die Farbe. Es erzeugt mit Silbemitratlftsung einen weissen Nieder- 
schlag, (Chlorsilber). Um sich vor Täuschung hinsichtlich des Bntweidiens 
anderer saurer Dämpfe bei der Destillation zu sichern, muss die Flüssigkeit 
▼orher mit Kali nentralisirt werden. Der rerewigte Dr. Snow nnd ieh vnter- 
euchten nach diesem Yer&hren Blut ron einem Knaben, welcher in CKij's 
Hospital an Chloroformnarkose gestorben war, ohne aber eine Spur dieser 
Substanz zu entdecken. Im Blut war kein Geruch wahrzunehmen nnd das 
Besultat war ein negatiTes. Im Dr. Jamieson'schen Falle (oben) rocii das 
Blut nicht nach Chloroform, aber die blutigen Flüssigkeiten Uefeiten bei der 
Destillation eine geringe Menge flüchtiger Flüssigkeit, welche stark naeh 
Chloroferm roch. 
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Da Chloraform Tiel flüchtiger als Aether ist und sein Geruch nicht 90 
«techend, so l&Mt es sich in der Leiche nicht leicht durch den Geruch ent- 
decken. Der Körper muss sohald ivie möglich untereucht "werden» und 
irgend su nntenmchende feste oder fllkssige Substanzen müssen in gut Ter- 
sehlossenen GlasgeAssisn aufbewahrt werden. Ist Chloroform in flIUsiger 
Porm genommen worden, so kann es aus dem Mageninhalte durch Destilla- 
tion im Wasserbade bei 120 * ausgeschieden werden. Damit übergehendes 
Wasser kann durch nochmalige Destillation über Chlorcaldum entfernt wer- 
•den. £s ist kenntlich an den oben beschriebenen Eigenschaften wie auch 
durch Einwirkung s^er D&mpfe auf kleine Thiere. 

Ygl. Stanelli, Der Chlorofonntod und wie ist er zu ermitteln? 
Berlin 1850; Stahmann, Das Chloroform n. s. w., Berlin 1866; 
Sabarth, Das Chloroform, Würzbuig 1866; Casper's Y. J. Sehr. 
1850. Nr. 1; Senator in v. Horn's Archiv 1865. Bd. ü. Heft 2. 
S. 310; Hasemann, Handbuch der Toxikologie S. 681 ; Kussmaul, 
Deutsche Zeitschrift H. S. 451 ; Taylor 1. c. HL S. 231. 

6) Digitalin. Dasselbe krystallisirt nicht und ist daher schwer 
darzustellen; es ist weiss, geruchlos und so intensiv bitter, dass es 
in 20,000 Theilen Wasser noch herausgeschmeckt werden kann. Kal- 
tes Wasser. löst V2000, warmes Viooo auf. In Alkohol und Aether ist 
es leichter löslich; es reagirt weder sauer noch alkalisch, giebt mit 
Säuren keine Salze, zersetzt Salpetersäure unter Dämpfen und bildet 
dann eine gelbliche Flüssigkeit. Durch Schwefelsäure wird es ge- 
schwärzt, dann .röthlich und endlich karmoisinroth. Es bewirkt Er- 
brechen, Zusammenziehung des Herzens, Erstickung. Die Leiche ist 
ungewöhnlich steif, das Blut im Herzen roth und flüssig, in der 
rechten Lunge schwarz und geronnen. Ygl. Lefort in der Gazette 
heb. 1864. Juni Nr. 25; Lion, Deutsche Klinik 1864. Nr. 35. 

7) Coniin. Hierüber s. Gutmann, Klinische Wochenschrift 
Februar 1866; v. Horn's V. J. Sehr. 1865. HL S. 126. 

8) Belladonna. Die bekannten Erscheinungen sind: Trocken- 
heit des Mundes und des Schlundes, Schwindel, Doppelseheu, IJebel- 
keit und Erbrechen, grosse Aufregung und Delirien, Konvulsionen, 
denen jedoch bald Stupor und Lethargie unter Erweiterung der Pu- 
pillen folgt, so dass sie gegen Licht unempfindlich sind. Eine Ver- 
giftung durch Atropin beschreibt Pfau in der Allgem. Wien. med. 
Zeitg. 1862. Nr. 27. Andere Fälle findet man bei Rosenberger 
und Canstatt, Jahrb. 1844. 5. S. 295. Taylor fand bei einer Ob- 
duktion die Augen halb offen, mit intensivem Glanz und erweiterter 
Pupille, der Mnnd krampfhaft geschlossen, dagegen den Sphincter ani 
erschlafft;. Alle Gefässe, besonders aber das Gehirn sind sehr blut- 

18 
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reich. Die Schleimhaut des Magens , der noch einige Beeren ent* 
hielt, war röthlich blau (vergl. auch v. Hörn 's V. J. Sehr. 1866, 
Hefii 1). Findet man Wurzel, Kraut oder Saamen, so ist die bota- 
nische Feststellung des Giftes leicht; schwieriger ist die des Atropin^ 
zu welcher man folgende Analyse nach Taylor anwendet: 

Atropin ist eine weisse, geruchlose, bitter, schürf, £uit raetallisch schmeik» 
kende, in seidenglänzenden Nadeln krystallisirende Sabstanz, welche 500 Th. 
Wasser zur Lösung erfordert, in Alkohol, Aether mtd yerdünnt^i Säuren 
dagegen leicht löslich ist. Es bildet krystallinisehe Salze. Es schmilzt bei 
niedriger Temperatur und brennt mit glänzender rauchiger Flamme. 1) Jod- 
wasser giebt mit seinen Salzen einen dichten, weissen Niederschlag ; 2) Tan- 
nin fällt es schmutzig weiss; 3) Gallussäure hat keine Wirkung; 4) Salpe- 
ter und Schwefelsäure lösen es auf, erzeugen aber keine FarbenTeränderung. 
Schwefelsäure und doppelt chromsaures Kali erzeugen damit grünes Chrom- 
ozyd; 5) Es wird durch Platinchloryd getrübt und durch Goldchloryd gelb- 
lid^weiss gefällt In organischen Flüssigkeiten lässt es sich, wenn es in 
genügender Weise rorhanden ist, durch das Stas^sche Yer&hren entdecken» 
Eine Lösung eines Atropinsalzes aufs Auge gebracht erzeugt Fupillenerwei- 
temng. 

Gifte können auf mannigfache Art dem Körper beigebracht wer- 
den. Die grosste Schwierigkeit wird die Ermittelung finden, wenn 
dies auf hypodermatischem Wege geschehen isi Die Untersu- 
chung der Wundstellen wird zu keinem Resultate fuhren; dagegen ist 
der grössteWerth auf die Untersuchung des Blutes zu legen. Auch 
könnte der in der Blase enthaltene Harn, sowie andere Se- und Ex- 
kremente unter Umstanden vonWerth sein (Eulenburg, Die hypo- 
dematische Injektion der Arzneimittel, Berlin 1865. S. 193). 

Der Tod durch mechanische Ursachen (Verletzungen). 

Hieb- und Stichwunden. Erstere durch schneidende, letztere 
durch spitzige Werkzeuge hervorgerufen, hängen sowohl von der !Na- 
tur der letztem, als von der Gewalt, mit der sie beigebracht sind, 
als auch der Stelle, die betroffen ist, ab. So mannigfaltig diese Tor- 
bedingungen, so mannigfach können ihre Wirkungen sein. Im All- 
gemeinen haben nach Casper Hiebwunden das Eigenthümliche, 
dass sie fast nie genau die Dimension der verletzenden Instrumente 
darstellen, so dass ein kleines Werkzeug oft eine sehr weit klaffende 
Wunde darstellen kann und umgekehrt. Schnittwunden trennen 
oberflächlich oder tief, je nach der Kraft, mit der sie gemacht sind, 
mit scharfen, glatten oder stumpfen Bändern, je nachdem das Messer 
scharf oder stumpf ist. Der Anfang ist gewöhnlich schmäler als das 
Ende. Stichwunden werden, je tiefer, desto enger, während Schnss- 
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wimdeo, je tiefer, desto weiter eu werden pflegen. Bei Er atz wunden 
kommt es sehr darauf an, ob sie die lialbmondf5rmige Form der Nä- 
gel darstellen, besonders am Halse. 

Der Tod durch Erschlossen. Eine Schusswunde gleicht äusser- 
lich kaum der anderen, denn von der grässlichsten Zerfetzung bis 
zur ganz kleinen ^t unscheinbaren Wunde giebt es eine Menge Ab- 
stufungen. Ebenso hat das Auffinden des Projektils in der Leiche 
oft seine Schwierigkeiten; am leichtesten findet man es im Gehirn, 
schwieriger schon in der Brust, am schwierigsten im Unterleib, wo 
oft alles in einem Brei zerfetzt ist; eben so schwierig in den Extremi- 
täten, da es oft an ganz anderen Stellen sich findet, als wo man es 
yermuthen sollte. Jede Schusswunde dringt tief ein, hat einen so- 
genannten Schusskanal, d. h. den Weg, den sie verfolgt hat, der je 
tiefer, desto breiter wird, oft wunderbare Richtungen einschlägt und 
entweder nur eine Eingangs5f&iung oder auch zugleich eine Ausgangs- 
ofbung hat. Letztere ist in der Begel kleiner im Umfange als 
erstere, jedoch erleidet dies Ausnahmen. Erstere hat oft eingestülpte, 
letztere ausgestülpte Bänder, aber auch dies ist nicht immer der 
Fall. Die Färbung der Wundränder unterliegt vielen Abweichungen. 
Ist der Tod nicht sofort erfolgt, so €ndet man die Bänder wohl su- 
gellirt; oft sind sie mehr oder weniger verbrannt, und sehen kohl- 
schwarz, blutig aus. Sieht man eingesprenkelte grauschwarze, kleine 
Flecke, wovon man sich jedoch erst überzeugt, wenn man die Stelle 
sorgfaltig abwäscht, so rührt dies von eingebranntem Pulver ^her, 
und dies beweist, dass der Schuss nicht aus grosser Entfernung, 
nach Casper 3 — 4 Fuss gekommen ist, und das Fehlen kann das 
Gegentheil beweisen. Schrotschüsse aus der Nähe abgefeuert, bil- 
den demnach oft nur eine Wunde; je grösser die Entfernung, desto 
mehr zerstreuen sie sich über eine grössere Fläche. 

Mord oder Selbstmord: Die Lage der Leiche, das Auffinden der 
Waffe neben der Leiche oder in der Hand derselben, an den Händen 
der Leiche eingebranntes Pulver oder Verletzungen am Daumen, der 
Körpertheü, wo die Schusswunde sich befindet, die Bichtung des 
Schusskanals können hierüber mancherlei Aufschluss geben; man hüte 
sich jedoch vor Täuschungen, indem einerseits Selbstmörder oft die 
wunderbarsten Marotten haben, andererseits Mörder den Thatbestand 
verdunkeln, und der Zufall oft die wunderlichste Bolle dabei spielen 
kann. Auch hier wird die Kenntniss der Akten oft sehr wichtig 
^ond nothwendig sein. 

18» 
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Der Tod durch Yerbrennen. Jede Brandblase bei Lebenden 
zeigt eine rothe Abgränzungslinie und eine mehr oder weniger ge- 
röthete Crrundfläche. Blasen können allerdings auch nach dem Tode 
erzeugt werden, aber sie sind nur mit Serum gefüllt, haben nie eine 
Brandröthe, noch weniger Brandblase, oder röthliche Färbung ihrer 
Grundfläche und Bänder. 

Die Annahme, dass wenn der dritte Theü der Oberfläche des 
Körpers verbrannt ist, der Tod erfolgen müsse, hat in foro keinen 
Werth, weil sich dies nach Maassen nicht feststellen lässt, und weil 
es nicht darauf ankommt, auszusprechen, was erfolgen kann, sondern 
was erfolgt ist. Ebenso können die (rrade der Verbrennungen, die 
ohnedies die Schriftsteller sehr yerschieden annehmen, in foro nichts 
bedeuten. 

Die Selbstverbrennung muss eine offene Frage bleiben, da 
der Einwand, den man Liebig mechanisch nachbetete: dass der 
Körper wegen seines Wassergehalts von 75 Grad nicht verbrennen 
könne, nicht zieht, und durchaus physiologisch unwissenschaftlich 
ist, weil ja eben die Selbstverbrennung, wenn die vielen ärztlichen 
Beobachtungen nicht gerade zu erlogen sind, (eine Behauptung, zu 
der Niemand berechtigt ist), nur dann denkbar ist, wenn die Säfke- 
mischung des Körpers entartet ist Das Wie? und Warum? wissen 
wir eben so wenig, wie bei fast allen pathologischen Dingen über 
das letzte Wesen .der Dinge kein Schmelztiegel, kein Mikroskop das 
letzte Wort reden darf. 

Der Tod durch Verbluten. Wie gross der Blutverlust sein 
müsse, um den Tod herbeizuföhren, ist eine ganz müssige Frage, 
da es auch hier nur darauf ankommt, die Folgen des Blutverlustes 
zu konstatiren. Sie variirt nach der Konstitntion, Alter, Geschlecht, 
dem Geföss oder Organ, aus dem die Blutung kommt u. s. w. Zu- 
vörderst können Todtenflecke auch bei dieser Todesart vorhanden 
sein; in der Begel sind Lippen und Zahnfleisch schmutzig ))lassr5th- 
lieh, die Farbe des Leichnams wachsbleich, im Innern überall Blut- 
leere, in den Organen und grossen Venenstämmen, mit Ausnahmen 
der Piamater nach Casper. Bei einigen Blutungen findet man Er- 
güsse bald flüssigen, bald geronnenen Blutes, bald beides vermischt. 
Nur ein hoher Grad der Verwesung kann diese Befunde alteriren. 
Die Stelle des Blutgefässes, aus der die Verblutung erfolgt, ist meist 
schwer, oft gar nicht aufzufinden. Innere Blutungen können vorhan- 
den sein, ohne dass äusserlich an der Leiche etwas bemerklich ist. 
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Aehnliche Erscheinimgen finden sich bei dem Tode durch Er- 
schiessung, nur dass die Bekannten spezifischen Befunde hinzu- 
treten. * 

Der Tod durch Verhungern und Misshandlungen kleiner 
Kinder gehört namentlich hierher, weil sich hier oft die Zeichen 
der Blutleere mit denen der Verletzungen vereinigen. Bei grosser 
ünreinlichkeit werden grosse Abmagerung, Zeichen von Suthenhie- 
hen oder andere Hautverletzungen, Abschärfungen, Sugillationen, sel- 
ten fehlen. Der Hungertod selbst entsteht ebeufalls nur aus grosser 
Abmagerung, Fehlen Yon Fett, Schwinden Yon Muskeln bis auf ein 
Minimum, so dass sie fast unter den Fingern zerreissen; Leere und 
Kontraktion des Magens unterstützen die Diagnose, jedoch nie ohne 
Kenntniss der übrigen vorangegangenen oder begleitenden um- 
stände. 

Der Tod durch Erfrieren: üeberfüllung des Herzens mit Blut, 
welches selbst noch nach dem Auftauen gerinnt, die Harnblase 
strotzend voll strohgelbem Urin, rosenrothe Haut werden als zuver- 
lässige Kriterien aufgestellt. 

Der Tod durch Ersticken erfolgt, indem entweder von den 
Athmungsorganen der Zutritt von Luft gänzlich abgeschnitten wird, 
oder indem die Luft, die ihnen zuströmt, irrespirabel ist, gleichviel, 
ob die Ursachen äussere oder innere, mechanische oder dynamische 
sind. Indem die Lungen nicht mehr respiriren, steht auch der Kreis- 
lauf des Blutes still, und daher müssen die Zeichen der Erstickung 
stets in diesen Organen gesucht werden, die mit Blut, blutigem 
Schleim überfüllt sind. Die Lungen sind sehr ausgedehnt, die rechte 
Hälfte des Herzens blutreich gegenüber der blutleeren linken, die 
grosse Vene gefüllt, das Blut meist dick, flüssig, dunkel, besonders 
bei Erstickungen in irrespirablen Gasarten, weil hier das Blut kei- 
nen Sauerstoff, aber desto mehr Kohlenstoff enthält. Auf der Pleura 
der Lungen selbst und dem Herzen sieht man kleine Blutpünktchen, 
falschlich Pelechialsugillation genannt. 

Was man von Erstickung aus Nervenlähmung spricht, ist patho- 
logisch unmöglich nachzuweisen; der Tod ist in solchen Fällen durch 
Himnervenschlag, aber nicht durch El^tickung erfolgt. Häufiger 
kommt die Verbindung mit dem Zeichen des Bluthimschlagflusses 
vor, obschon man in neuerer Zeit behauptete, dass dies gerade 
niemals der Fall sei, indem bei Erstickung meist Anaemie des Hirns 
vorkomme. 
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Im gewöhnlichen Leben versteht man unter Erstickung den Tod 
durch Yerstopfung der Luftwege durch fremde Körper und durch 
Kohl^noxydgas; es gehören hierher alle gewaltsame Todesarten 
der Strangulation: Erwürgen, Erdrosseln, Erhängen, Verschütten, 
Ertrinken etc., und Casper hatte nicht ganz Unrecht, wenn er auch 
in der Art und Weise, wie er es that, meinte, wenn er auch ge* 
wisse Yergiftungen, wie durch Chloroform, besonders aber durch 
Blausaure hierher rechnete, in denen ja der Tod auch nur durcli 
Blutvergiftung, dadurch, dass der Sauerstoff dem Blut entzogen wird, 
erfolgt. 

Lidern aber jede dieser spezifischen Todesarten auch ausserdem 
noch andere besondere Zeichen und Spuren in der Leiche zurück- 
zulassen pflegen, wird in Verbindung mit den angegebenen Zeichen 
der Erstickung die Erkenntniss erleichtert. Wir wollen daher nur 
die wichtigsten Fälle hervorheben, in denen Erstickung vorkom- 
men kann: 

a) Bei Erstickungen durch Kohlenoxydgas ist es gelungen, 
das Gras als Luftblasen im Blute nachzuweisen; dieses ist sehr dunkel, 
fast dintenartig und flüssig, und die Blutkörperchen sind nicht schei- 
benförmig, sondern kugelrund, ohne Delle« 

b) Bei Ertrunkene n achte man auf die ballonartige Ausdehnung 
der Lungen, wäscherinnenartige Haut, Sand und Schlamm zwischen 
den Nägeln, Festhalten von Gegenständen in der fes%eschlossen«i 
Hand, Eontraktion des Penis, Ertränkungsflüssigkeit in den Be- 
spirationsorganen oder im Magen. 

c) Bei Erhängten, Erwürgten und Erdrosselten kommt 
es nächst den inneren Zeichen der Erstickung auf die Zeichen am 
Halse, am Kehlkopf und in der Luftröhre insbesondere an; ferner 
auf die Strangrinne, Eindrücke am Halse verschiedener Art, Brüche 
der Knorpel des Kehlkopfs etc. 

Die Strangrinne zeigt eine vertiefte (je nach der Anwendung 
des Werkzeugs), schmutzig braunrothe Binne mit vertrockneter, per- 
gamentartiger Haut von schmutziger Farbe, die hari anzufühlen und 
hart zu schneiden ist. Sugillationen können fehlen und vorhanden 
sein. Ist sie nach dem Tode entstanden, so ist Ale Farbe kaum 
etwas blässer als die der übrigen Haut, nicht munifizirt^ weder hart 
zu fühlen noch hart zu schneiden. Erfolgt die Strangulation im 
Moment des Todes oder kurz nach demselben, so können die Zeichen 
an Sicherheit verlieren. Die Todesart des Ertrinkens ist ein Er- 
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stickmigstod im eigentlichen Worisinn, denn der Tod erfolgt nicht 
durch Wasser, obschon er im Wasser erfolgen kann. 

d) Der Tod dnrch Chloroform bietet noch wenig Feststehen- 
des. Das dnnkle, fut schwarze Blnt, der (rerach nach Chloroform, 
Kongestionsznstand der Schleimhant, der Luftröhre, Luftblasen 
im Blote, Schlaffheit des Herzens sind behauptet und geleugnet 
worden (s. S. 272). 

Diese kurzen Andentangen aber Yerletzmugen mögen für die 
Zwecke dieses Compendü genügen; im tJebrigen vergleiche Casper, 
Handbuch, 4. Auflage, TheilH. S. 286ff.; Herzog, Die Körperver- 
letzungen aus dem Gesichtspunkt der preuss. Gesetze, Berlin 1850, 
in Casper's V. J. Sehr. 1861. Heft 1. S. 83; de Neufville, Die 
iödtlichen Verletzungen, nach den Grundsätzen der neuen Strafgesetz- 
Hebungen bearbeitet. Erlangen. 

• Die Yeiietznngen der Organe können aus der Chirurgie und 
die Kenntniss der geschlechtlichen Zustände aus der Geburtshülf e 
ab bekannt voransgesetzt werden. 



Dritter Abschnitt. 

Die pathologische Anatomie in der gerichtlichen Medizin. 



I. Las Gehirn. 

Hyperämie. Sie ist, wenn sie vorhanden, meist über aUe* 
Hirnhäute verbreitet und durchdringt auch die Substanz. Die klei* 
nen Gefasse der Dura- und Piamater sind iiyicirt und die grossen 
Yenen und Sinus sind strotzend gefallt. 

Blutergüsse zwischen Schädel und Duramatei* sind selten, häu- 
figer schon zwischen Duramater und Arachnoidea bei Keugeboreneu 
im Grunde der Himhöhle, als Todesursache in und während der 
Geburt, am häufigsten in der Piamater. Exsudate des Gehirns 
sind vorwiegend feste gelbe Klumpen, welche aus gelbem Faserstoff 
und Faserzellen bestehen, in den Ventrikeln fast nur Serum; das- 
selbe findet sich nicht selten zwischen der Pia und dem Gehirn. 

Ist in den Ventrikeln ein Erguss erfolgt, so ist er anfangs klar,. 
« später trübe, indem selbst erweichte Himsubst^mz sich damit ver- 
mischt, und bei Atrophia senilis sind oft beide Ventrikel gleich* 
massig gefQllt, oft einige Dr. Die Gefässe sind dabei hyperämiscii 
varicoes, eben so kommen solche Ergüsse vor bei M. Brigth., iia 
Ausgang der Tuberkulose und bei vielen tätlichen chronischen und 
akuten Krankheiten. Sarcom, Scirrhus, Tuberkel finden sich an 
verschiedenen Stellen des Gehirns, so wie in dessen Häuten. 

Hyperämie des Gehirns ist kenntlich an zahlreichan Blutpunkten, 
welche auf der Schnittfiäche der Haut auftreten und an der dunk- 
leren Färbung, welche dann meist in der Bindensubstanz als dunkles 
Braun, in der Marksubstanz als helles, sclnnntziges Graubraun er- 
scheint. Das Hirn turgescirt etwas, die Gefasse der Hirnhäute sind 
strotzend gefüllt. 
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Anaemie: ydlliger Mangel der Blntpnnkte, blasse Färbung des 
Hirns auf der Schnittfläche, die Marksnbstanz erscheint fast wie 
müch-weiss, die Bindensnbstanz blass granroth. 

Haemorhagie, Apoplexie findet sich bald in Form eines verein- 
zelten grösseren Heerdes, bald in Form mehrerer Heerde zugleich, 
bald in Gestalt vieler sehr zahlreicher, punktförmiger Heerde. Der 
Sitz der Blutung ist meist das grosse Hirn und zwar in dem Corpus 
striyatum, den Sehhfigeln, seltener das kleine Hirn, am seltensten 
die Brücke, der Balken und das verlängerte Mark. 

Die Grösse des apoplektischen Heerdes variirt zwischen der 
einer Haselnuss und einer Faust, und umfasst zuweilen eine ganze 
Hemisphäre und ergiesst sich oft; in die Yentrikeln, so dass dieselben 
selbst eingerissen sind. 

Das ergossene Blut bildet entweder einen dunklen schwarzrothen 
halbfesten Klumpen oder einen festen Suchen, oder es scheiden sich 
Faserstoffgeriesel aus, gemischt mit zerrissener Himsubstanz. 

n. Die Lungen. 

Emphysema. Es besteht in Erweiterungen resp. Zerreissnngen 
der Lungenbläschen, welche allmählig durch Schwinden der Zwi- 
schenwände mit einander sich vereinigen (Emphys. vesiculare) oder 
es tritt Luft in das interstitielle Zellgewebe durch Zerreissung von 
Lungenbläschen (Emphys. interstitiale). Das erstere kqjnmt häufiger 
vor als das letztere. Die Lungenbläschen sind ungleich erweitert, 
80 dass grosse und kleine dreiwandige Blasen entstehen, bis zur 
Grösse eines Hfihnereies. Das entartete Gewebe ist blutarm und 
stark pigmentirt, die normale Textur der Lungenbläschen gänzlich 
zerstört, die Gelasse verödet. 

Dieser Zustand kann sowohl durch anomale Luftbewegungen in 
den Lungen selbst als durch Puuctur des Thorax und Zerstö- 
rung der Pleura von Aussen erfolgen. 

Atelektasie. Die Lungen sind dem Luftzutritt vollständig 
oder partiell verschlossen, man kennt folgende Formen: 

1) Die Atelektasie der Neugeborenen beruht auf unvollkom- 
menen Athembewegungen gleich nach der Geburt bei schwachen, 
asphyktischen Kindern oder auf Bronchitis im Fötalzustande. Bald 
ist ein ganzer Lungenfiügel, bald ein ganzer Lappen, bald eine ein- 
zelne Parthie unwegsam; sie sind scharf abgegrenzt von dem luft- 
haltigen Theil; sindblauroth, derb, krepitiren nicht und sin- 
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ken im Wasser. Die Schnittfläche ist homogen. Anfoi^ las- 
sen sie sich noch aufblasen, nach Wochen und Monaten nicht m^xr* 
Gasper (11. S. 770.) halt Atelektasie der Neugeborenen eben ffir 
nichts anderes, als for einen Fdtal-Leichenznstand. Dass kann sie 
allerdings sein, und ist es sehr ofi;; aber sie ist es nicht immer, 
denn sie kann ja auch bei Eindem vorkommen, die gelebt haben, 
und kommt auch bei Erwachsenen vor. 

Atelektasie der linder durch Verstopfung der Bronchien bei 
Bronchitis. Die betreffenden Stellen sind blauroth, derb, blutreich, 
bald blass,. aber fest; aus der S^chnittfläche quillt ein trüber Saft 
hervor, bestehend aus Sehleim und Epythelialzellen. 

Atelektasie aus mechanischen Ursachen. Durch Kompression 
von aussen kann die Lunge der Luft mehr oder weniger unzugäng- 
lich werden. Die Gefasse.obliteriren, die Lunge wird derb, fleisch- 
artig, auf dem Durchschnitt homogen, ^äter blutleer, braun, grau 
imd schrumpft zu einem festen, lederartigen Lappen ein. Nicht sel- 
ten findet man zugleich Tuberkeln und Bronchiectasis. 

Pneumonie. Welche Yeräuderungen erleiden die Lungen bei 
unglücklichem Ausgang von Entzündungen? 

Jede Pneumonie beginnt mit Hyperämie und Stasis, und es eni» 
steht schnell die Ausscheidung eines zähflüssigen Exsndats, 
wodurch die Lunge anschwillt, roth und konsistent wird. Auf der 
Schnittfläche ^quillt Blut mit flüssigem Exsudat geduscht als bräun- 
liche Flüssigkeit hervor, die als dunkelrothe schaumigte Elüsdgkeit 
leicht abfliesst. Eine hypermäische Lunge knistert zwar noch beim 
Einschneiden, schwimmt aber nicht mehr im Wasser. Die Bläsehen 
sind nich£ mehr zu erkennen, das Gewebe wird lufQeer. 

Wird das Exsudat kroupös, so besteht es aus Zellen und ge- 
ronnenem Faserstoff und letzterer kann so bedeutend sein, dass die 
Schnittfläche trocken und kömig wird. . 

Tritt Hepatisation ein, «o wird die Lunge fester, die Schnitt* 
fläche trocken, braunroth, gefleckt, gleichmässig, feinkümig wie ein 
Leberdurchschnitj;, entleert nur wenig dunkelrothe Flüssigkeit und 
die Lungentextur ist &st gar nicht mehr nachzuweisen^ das Gewebe 
ist brüchig, lässt sich zerreissen (rothe Hepatisation). Die Lunge 
lässt sich nicht mehr aufblasen, sie enthält kmne Luft mehr, ist 
speziflsch schwer wie Leber und ninunt keinen Fingerdruck auf. Eine 
kühstliohe Infektion ist nicht mehr möglich. 
. Ist die Hyperämie gering, dagegen die Exsudation masseahaft. 
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imd erfolgt der Tod nicht durch Lungenlähmiuig, so werden die 
Lungen hrämdich gelb ge£&rbt; die Schnittfläche hat ein grauliches, 
kdmiges Ansehen, mit dunklen Stellen (graue H^atisation). Von 
Leieheninfiltration ist die hyperämische Congestion schon da- 
durch zu unterscheiden, dass üe nicht ausschliesslich an den bloss- 
gelegten Stellen yorkommt^ auch nicht, wenn diese die kleinen Luftr 
bläschen komprimirt, und dass bei erstem immer noch leichte Zer- 
reiflsbarkeit des Lungengewebes beobachtet wird. Nunmehr zeigt 
«eh die Neigung zur Eiterbildung. 

Ist die Eiterbildung massenhaft, und bildet sich eine rahmige 
Elüssigkeit, die wir als Eiter kennen, so wird die Substanz der 
Lunge weich, und die Schnittfläche überzieht' sich mit Eiter (eitrige 
Inflltration). Bald lässt sich das Gewebe wie ein Brei zerdrücken. 
Zer^klU das Lungengewebe sähst in Eiter, so entsteht ein Eiterheerd 
(Abscess). Dieser hat meist den Tod zur Folge; in seltenen Fällen 
verhärtet und yerkreidet der eitiige Inhalt, und wird von einem 
narbigen, schwieligen Gewebe umgeben. Manche Schriftsteller spre- 
chen auch von einer Karnifikation der Lunge^ wo dieselbe sich 
in einer fleischahnlidien Masse verwandelt Man findet sie besonders 
hei Bmstwassersucht, in Folge des mechanischen Druckes, der eine 
Atcophie in dem Lungengewebe herrorruft Ist zugleich Hjperäihie 
vothanden, so gleicht dieser Zustand fast dem der rotiiien Hepatisation. 

Auch Brand kann in den Lungen entstehen; er ist cirkum- 
skript, wenn er aus brandigem Zerfall des Gewebes entsteht. Die 
Brandheerde sind dann ein&ch oder vielfach und bestehen aus brandigi 
brauner, mist&rbiger, stinkender Jauche, umgeben yon harter, bröck- 
lich trockener Masse, während die Nachbaigewebe ödematös sind. 
Der Lungenbrand ist diffus, wenn er grosse Parthien einnimmt, 
welche zu einem weichen, zottigen, mistfarbigen, riechenden Pulpa 
zerfallen. Der Lungenbrand entsteht nicht nur als Ausgang der 
Epidemie, sondern auch nach Gichten, Eontagien. 

Auch Oedem kann in den Lungen yorkommen. Es ist einEr- 
gnss von Serum in das interstitielle Zellgewebe, und später auch in 
die Höhle der Lungenbläschen und kleine Bronchien. Das Oedem 
kann akut oder chronisch sein. Das erstere kann schnell tödten 
unter apoplektischen Erscheinungen (Stickfluss). Die Lunge ist dann 
stark gedunsen, leicht zerreissbar, aber noch elastisch und fällt beim 
Oeffiien des Thorax wenig zusammen; sie knistert aber noch^ ist 
hyperämisch, auf der Schnittfläche jtfUt in grosser Menge blutig 
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gefärbtes, schamniges Senun hervor; in den Bronchien schanmigte^ 
!FlüBsigkeit, welche durch Nase Und Mnnd hervorquillt 

Das chronische Oedem: Die Lnnge sinkt wenig ein, behält 
den Eindrack des Fingers, knistert £ist gar nicht, ist anämisch, 
schlaff, ans der Schnittfläche qnillt in einem Strome helles Serum 
heraus. Oft ist die Lunge zugleich stark pigmentirt, und dann quillt 
eine schwärzliche Flüssigkeit hervor. 

Das akute sowohl als das chronische Oedem kommt vor hei 
Herzkranken als Bronchitis in den weissen Lungenkrankheiten na- 
mentlich hei Tuherculose. Pathologische Neubildungen in den 
Lungen. Konkremente aller Art kommen häufig in Lungen vor, 
selbst knochenartige Gebilde. Cysten sind selten. 

Krebs, Markschwamm finden sich primär sehr selten, dagegen 
häufig sekundär. Die Knoten sind scharf umschrieben, ihre Grewebe 
weich, markig und es greift allmählig nicht blos in das Lungenleben 
ein, so dass es in der Krebsmasse zu Grunde geht, sondern selbst 
Pleura mediastinum Herzbeutel und durchMsst selbst das Brustbein. 
Tuberkeln. Sie haben theils den Charakter kleiner vielfsusher Tu- 
moren, theils sind sie Produkt entzündlicher Prozesse. Der Sitz der 
Tuberkeln sin^ meist die Lungenbläschen, oft aber auch das inter- 
stitielle Bindegewebe. Der Form nach kennen wir Milliar tub erkeln, 
grosse, graue oder gelbe Knoten und diffus, graue oder gelbe 
Infiltrationen. Letztere sind stets die jüngeren, Mscheren, die 
gelben die älteren. Schreitet dieser Prozess fort, so können di& 
Tuberkeln entweder verkreiden, sie werden hart, homartig, oder 
es bilden sich Kalksalze, oder sie ziehen YerfsQl des Lungengewebes 
nach sich (Kavernen). Von der Beschaffenheit von Eiter und Schleim 
habe ich schon S. 261 gesprochen. 

in. Die ^Thymusdrüse, Kehlkopf und Luftröhre. 

Sie hat an Gewichtim Säuglingsalter 330,8, im 1. und 2. Lebens- 
jahre 436,8, im 3.— U. Jahre 432,0, im 15.— 20. Jahre 353,5 Gr. 
(Friedleben). Von da ab wird die Involution oft so beschleunigt^ 
dass sie im Anfang der 30er Jahre nur noch 49,6 beträgt; vom 36. 
Jahre an findet sich an der Stelle der Thymus nur ein aus Fett- 
geweben bestehender Lappen von mittlerem Gewicht von 214 Gr. 

In Krankheiten, sowohl chronischen als akuten, nimmt das Ge- 
wicht der Thymus rasch ab; im Säuglingsalter beträgt sie dann in 
chronischen Krankheiten 38,Mbei akuten 120,5, im 1. und 2. Jahre 
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bei chronischen Krankheiten 74,9, bei akuten 175,9, im 3. — 14. Jahre 
bei chronischen Krankheiten 89,5, bei aknten 124 Gr. Diese Yer- 
hältnisae, die Förster aufgestellt, sind zur Beurtheilung wichtig, weil 
€8 sich ergiebt, dass Atrophie der Thymus sehr häufig, dagegen Hyper- 
trophie sehr selten ist. Wenn sie aber einti^tt, so erreicht die Yer- 
grösserung selbst das Yier&dhe der normalen Grösse. 

Im fötalen, selbst im kindlichen Zustande, ist^ diese Yergrösse- 
rung unerheblich, im späteren Alter kann sie auf die Luftwege und 
grossen Gefasse einen nachtheiligen Druck ausüben. In seltenen 
Fällen hat man Entzündung und Eiterung beobachtet, ab und zu 
wohl Tuberkeln, Knoten und Infiltrationen. Nach schweren Gebur- 
ten, bei Erstickungen will man bei Neugeborenen Hyperamie und 
selbst Ecchymose gefunden haben. Das Asthma thymicum ist keine 
Krankheit^ welche pathologische Veränderungen der Thymus zur 
Folge hat. Die Entartangen der Schilddrüse sind unter dem Na- 
men Struma bekannt, welche in mannigfachen Formen als Struma 
lymphat. und cysilc. vorkommt, aber in foro kaum eine Bedeutung 
haben dürfte, aJlerhöchstens bei Erwürgungen. 

Auch die Schleimhaut des Kehlkopfs und der Luft- 
irege bietet manche interessante Befunde in foro. So hat Gas per 

in seinen klin. Novellen bei einer Leiche nach 4 Monaten noch eine 

« 

kroupöse Halsentzündung festgestellt. Hyperämie erkennt man da, 
wo eine auffallend rothe Färbung, Auflockerung und Vergrösserung 
4er Schleimhaut stattfindet, welche sich zertheilt oder in eine pro- 
fuse Sekretion von Schleim und Eiter übergeht. Steigert sich Hyper- 
ämie zur Entzündung, so wird die Schleimhaut gleichmässig, hoch- 
roth injizirt, sammetartig aufgewulstet, und eine Injektion ist nicht 
mehr möglich. Man unterscheidet femer den kroupösen und diphthe- 
rischen Prozess; ersterer sitzt nur auf der Schleimhaut selbst, letz> 
terer durchdringt die Substanz der Gewebe und narkoüsirt sie. 

Beim Erstickungstod ist die Schleimhaut mehr oder weniger 
injizirt, zinnoberroth, nicht zu verwechseln mit der schmutzig kirsch- 
rothen, die in Folge der Verwesung erscheint (Casper 11. S. 492). 
Ein Kohlenniederschlag findet sich bei Erstickung in Kohlenoxydgas 
und Bauch. Beim Erstickungstod findet man oft blutigen Schaum 
in der Luftröhre, wie ein feiner Gischt. 



286 ^M Hen. Hypertrophie. Atropliie. BntBÜndmig. 

IV. Das Herz. 

Die Gestalt desselben kann sehr verschieden sein, sowohl im 
Aenssem als im Innefn. Die Yergrössemng desselben nennt man 
Hypertrophie. Diese kann sein: a) Vergrösserung dorch Ver- 
dickung der Wände ohne Erweiterung der Höhlen (Hypertrophie der 
Meischsubstanz)*, b) Verdickung der Fleischtheile des Herzens mit 
Verengung der Höhlen; hierbei ist Vorsicht nöthig, da nach Ver- 
blutungen und plötzlichen Todesarten zuweilen Zusammenziehung und 
Verengung des Herzens tauschen kann; c) excentrische Hypertrophie, 
-die gewöhnlichste Art, mit Verdickung der Wände und Erweiterung 
der Höhle; d) Erweiterung der Hohlräume bei Verdünnung der 
Wände. Das Mikroskop zeigt nur normale Muskelfasern. 

Den Gegensatz bildet Atrophie des Herzens, welche sich in 
den Leichen fast aller an abzehrenden Krankheiten Leidenden findet, 
oder auch bei Exsudaten. Das linke, arterielle Herz wird leichter 
hypertrophisch, während das rechte, .venöse Herz leichter atrophisch 
wird, und daher auch leichter als das linke passiv dilatirt wird. 

Blutungen sind hier selten; nach Förster kommen sie nur in 
Folge grosser Eettanhäufnng vor. Zerstreute Ecchymosen treten 
häufiger auf, sowohl in der Substanz des Herzens als unter Pen- 
cardium und Endocardium, gewöhnlich beim Erstickungstod. Grelbe 
Flecke bei Icterus. Bei Neugeborenen finden sich zuweilen Blut- 
ergüsse im weichen, gallertartigen Gewebe der Klappen. Klappen- 
fehler kommen häufig vor, theils angeboren, theils erworben, jedoch 
sind dann in der Begel andere Missbildungen vorhanden (V. tricusp. 
mitr. semilunaris). 

Die Entzündung des Herzens ist sehr selten, hauptsächlich 
im linken Ventrikel, meist in Form kleiner Heerde in der Tiefe des 
Herzfleisches oder unter Peri- und Endocardium, seltener in den 
Trabekeln. Die entzündeten Stellen erscheinen an&mgs injizirt, dun- 
kel geröthet, dann tritt 'Färbung ein. Die Stellen sehen schmutzig- 
gelb aus. Die Muskeln erweichen und zerßillen in feinkörnige De- 
tritus. Man findet eine ziegelrothe Färbung, leichte Zerreissbarkeit 
und sogar breiartige Erweichung der Herzsubstanz. Jedoch macht 
Fi c k 1. c. S. 107 darauf a«finerksam, dass dies nur bei schleuniger Sek- 
tion vollgültige Beweise liefert, indem das Herz nicht selten bei sehr 
vollblütigen Personen an der Leiche dieselbe Veränderung bei schnell 
eintretender Fäulniss zeigt. Es kann die Kontinuität erhalten wer- 
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den, es bum Ruptiur eintreten, immer wird die Herzwand an ^r 
kranken Stelle atropkiech, dton, zuweilen anenrysmatisch. Oft; siebt 
man Bindegewebe als kleine oder grössere fiberöse Massen oder als 
fiberöse Entartung, oder es entstebt ein Abscess, der sich verscbie- 
den d&en kann. Selten wird der Eiter resorbirt, eingekapselt und ver- 
kreidet, dann reisst aber das Herz über der Stelle ein. Die häufigste 
folge ist Verwachsung des Herzens mit dem Herzbeutel, der Herz- 
wandungen mit den Klappen. 

Gerinnungen von Faserstoff finden sich an den Bändern der 
Zlappen zwischen den Trabekeln in den Ansatz der Sehnenfäden. 
Häufig sehen sie wie polypenartige, unregelmässig gestaltete Ge- 
scbfwfilste aus, die so fest an dem Endocardium haften, dass sie ohne 
dessen Verletzung nicht losgerissen werden können. Es können sich 
selbst Xonkremente in ihnen bilden; sie können auch durch den 
BIntstrom losgerissen und fortgeführt werden, aber auch zu einer 
breiigen Masse erweichen, und zwar bei Erstickten, Apoplektischen 
und nack narkotischen Giften. Eine besondere Art derselben sind 
die kugeligen Vegetationen, die sich zwischen den Trabekeln 
des linken Ventrikels finden. Es sind runde, aus grauem Faserstoff 
und Cruor bestehende Massen. 

Herzaneurysmen sind unscheinbare Erweiterungen eines 
Theiles einer Herzhöhle, im Gegensatz zur Erweiterung einer gan- 
zen Höhle, und kommen nur im linken Ventrikel vor, entweder als 
Ausgänge der Myocarditis oder der Fettmethamorphose. Solche 
Aneurysmen können leicht reissen. Man unterscheidet aktive Er- 
weiterung der Herzhöhlen mit gleichzeitiger Verdickung der Sub- 
stanz, und passive mit Verdünnung, Erschlaffung der Wandungen. 
Erstere kommt am häufigsten an der Unken Herzhälfte, letztere vor- 
zliglich an der rechten und zwar am Atrium vor; sie zeigt eine sehr 
bedeutende Erweiterung. Das Herz kann schlaff, welk, zusammen- 
geüallen gefunden werden, so dass die Wände fast an einander lie- 
gen. Dies haben Berend, Binz und Casper beim Tode durch 
Chloroform gefunden. 

Der Ei SS eines Herzens findet sich meist im linken Ventrikel, 
und meist vom; er ist unregelmässig, zackig, die Herzsubstanz ist 
durch Blut unterwühlt und infiltrirt, im Herzbeutel liegt eine grössere 
oder geringere Menge Blut. Oft sieht man Geschwüre, Abscesse, 
oft ist die Substanz des Herzens ganz gesund. 

Verwundungen des Herzens sind meist tödtlich, indem der 
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Blutverlust an sich tödtet, oder dass das ins Pericardinm ergossene 
Blut die Bewegung des Herzens hemmt. Zuweilen heilen sie jedoch 
auch durch Narhenbildung, die man an Leichen findet. Fall einer 
Stichwunde bei Gasper, Fall 365. 'Ein abgerissenes Herz ebend. 
n. 128. Herzbeutelriss, Fälle 128. 130. Schusswanden in dasselbe, 
Fälle 314. 316. 327.329.330.331. Den Fall emer Herzerschüt - 
terung diagnostizirte Casper ü. S. 290« Fall 95 daran, dass in 
der rechten Wand des Herzbeutels eine thalei^rosse Sugillation, und 
in der linken Wand des Herzens selbst, und zwar vom Atrium bis 
zum Ventrikel verlaufend, ein 2 Zoll langer und V* Zoll breiter su- 
gillirter Streifen sich vorfand. Es war ausserdem ein Bippen- und 
Brostwirbelbruch vorhanden, indem beim Eomaufwinden ein gefüll- 
ter Sack auf den Mann herabgefallen wan 

Yon pathologischen Neubildungen des Herzens kennt 
man jetzt: 

1) Hypertrophie der Fettbindegewebe, Geschwülste aller Art. 

2) Fettmetamorphose der Herzmuskeln. Sie findet sich beson- 
ders im hohen Alter bei Trunk- und Fettsucht Cysticercen und Tu- 
berkeln sind selten im Herzen. .. 

3) Verhärtungen des Herzens, Verdichtungen bis zur Verknoche- 
rung, besonders in den Klappen. 

4) Die Herzerweichung, von fer Andral sechs Formen bezeich- 
net, ist nur eine Folge krankhafter Zustande mannigfacher Art, und 
kann sowohl aus Hypertrophie, als aus Atrophie, Anämie und bei 
allen Gachexien entstehen. 

5) Bei der Induration des Herzens, die Laennek, Corvisart 
und Füller beobachtet haben, soll der indurirte Theil beim An- 
schlag wie Leder klingen und» beim Einschneiden knistern. 

Im Herzbeutel kann sich Wasser, Luft, Eiter sammeln. 
Diese Flüssigkeiten sind Folge entzündlicher Exsudation, wo man 
dann auch feste Exsudate, Pseudomembran, Herz und Herzbeutel ver- 
wachsen findet. Zuweilen ist es Folge allgemeiner hydropischer Zu- 
stände, wie bei vielen chronischen Krankheiten (Hydrops, Morbus 
Brightii, Tuberculosis. Ist die Menge des Serums bedeutend, so 
schwindet das Fett und das Herz wird anämisch, atrophisch. 

Auch kann sich Eiter aus Abscessen der Pleura, des Mediasti- 
num, selbst aus der Leber in das Cavum pericardii ergiessen. Die 
Farbe des Herzbeutels kann bis zur tiefsten Schwärze varüren, sie 
kann selbst missfarbig, gelb werden. Narben sind selten gefunden. 
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y. Die BlntgefäMe. 

I. Arterien. Die Farbe derselben ist heller als die der Yenen, 
aber weniger durchsichtig, daher nach dem Tode im blutleeren Zu- 
stande immer weiss (Fick 1. c. S. 100). Bei hämostatischen Zu- 
standen erscheint ihre innere Wand verschieden roth gefärbt, ohne 
verdickt oder sonst verändert zu sein. Die Entzündung der Arterien 
betrifft die Zellscheide und die Mittelhaut, soweit sie gefasshaltig 
sind. Die Ursachen können sein: Verwundung, Zerrung, Druck (beim 
Erdrosseln, Erwürgen, Erhängen), Entzündung benachbarter Theile. 
Bei Hyperämien wird ein festes Exsudat gebildet, die Mittelhaut 
wird weich und entfärbt sich, die Innenhaut glanzlos und rauh, das 
Lumen der Arterien wird verengt, am häufigsten bilden sich plas- 
tische Entzündungsprozesse, es folgt Verdickung der Zellscheide und 
der seltene Ausgang ist Eiterbildung, verbunden mit Nachblutungen. 
Der Eiter ist diffus in die Häute infiltrirt; sie werden missfarbig, 
weich, die Innenhaut löst sich als graue mürbe Masse in Fetzen oder 
als Cylinder ab, oder wird gsur vom Eiter durchbrochen und das Blut 
gerinnt in den befallenen Theilen. Gerinsel mancherlei Art ausser 
dem bereits genannten findet man in den Arterien, wo es zu sehr 
irrigen Ansichten Veranlassung gegeben hat, namentlich, ob es nur 
bei Lebzeiten enstehen oder auch in der Leiche sich bilden kann. 
Strukturveränderungen ohne Zerstörung des Gewebes- kommen wegen 
ihres straffen Baues hier selten vor. Auch die Lehre von der Em- 
bolie gehört hierher. Förster unterscheidet: 

Wandständige, verengende Gerinnsel. Sie sitzen an der 
Wand der Arterien und verschliessen nicht das Lumen, entstehen 
durch Verlangsamung des Blutlaufs und Eauheit der Innenhaut bei 
Aneurysmen und atheromatösen Geschwüren. Sie verbleiben lange in 
diesem Zustande und können von der Innenhaut aus mit Gewalt ge- 
trennt werden, und es tritt fettige Entartung der Arterienhäute ein, 
oder werden zu völlig obliterirenden Gerinseln, d. h. sie verstopfen 
auf beschränkten Strecken die Arterien vollständig. Ursachen sind: 

Verengung des Baues der Arterien durch Druck von Aussen, 
Verdickung der Wände, wandständige Gerinsel, Entzündung der 
äusseren Arterienhäute. Allmälig entsteht dann Embolie durch Ein- 
keilen fester Stoffe an irgend einer Stelle der Arterie, es entsteht 
Gerinnung des Faserstoffs an dieser Stelle und Entzündung der 
äusseren Arterienschichten. Die verstopfenden Körper sind Blut- 
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gerinsel in den Longenvenen, der Aorta und an den Herzklappen, 
welche erweichen und Tom Blntstrom fortgeirieben werden, abge- 
rissene Stacke Yon atheromatösen oder yerkalkten Klappen. Um den 
eingekeilten K5rper setz^ sieh Gerinsel fest nnd Yerstopfen die 
Arterie, nnd da der betreffende Theil nicht mit Blnt versorgt wird, 
so treten sehr bald die Folgen ein: Blutleere, Oedem, Lähmung. 
Die weiteren Folgen sind Obliteration der Arterien, umschriebene 
Entzündungen, Eisudat, Necrose, Brand, Tod. 

Allgemeine obliterirende Gerinnsel füllen eine Arterie 
und alle ihre Yerzweigungrai aus, und man sieht sie stets neben 
Necrose oder Brand des Theiles^ welchem die Arterie angehört. Die 
Gerinnung ist hier meist sekundär. 

Verknöcherungen der Arterie. Auf der inneren Seite der 
Arterie sieht man häuüg flache, gelbliche, gräuliche Erhabenheiten, 
die selbst ein hügeliges Aussehen geben und eine Verdickung der 
Innenhaut sind. Umfang uud Dicke wechseln, erstere von Vg bis 
2 Linien, letztere von wenigen Linien bis zu mehreren Zollen, und 
sind am meisten an den Theilungsstellen der Arterien entwickelt 
Es tritt dann entweder Erweichung und Zer&ll ein, oder sie ent- 
artet zu cavemüsem Gewebe (.Krankheiten der Auflagerung, Eoki- 
tansky), oder es tritt öiu 5ith^rv>matOser Prozess ein. Es bildet sich 
eine feinkörnige, bi-öckli^^» hochgelbe, glänzende Masse, die eine 
Art Cyste an den WiU»Ut>tt daLrstellt Durch den Blutstrom werden 
Partikelchen wohl aMU>«it* im Blutstrom fortgeführt und können 
oblitrirendem Gortiu^ \itlaiss geben. Oft bilden sich Fibrin- 
fferinsel durch wt^icho ouw \>rnarbuug des atheromatösen Geschwürs 
zu Stande kommon U»u 

])ie VoikJK'clwi'UJiit i«<4 itt d^r Kegel eine Verkalkung des Binde- 

be^ awi^^luui diu Miiitlurt>u uud inneren äaut, besonders im 

^^ . »tiitur, ^luv^ ^^ .lus^ichwvitVuden Frauenzimmern als Ossifika- 

\ VKuuuwciJwun^ V^*^^*^ i- ^** S. 103). Selten wird ein un- 

^"^Mk •iHi"^^"^''^ KHx'vJ>^*»K^*^v>t>0 ^^>biKlet in Form von Knochenblatt- 

^'' . ,^l voiw JviutM'M»i« bowegt» in Torschiedenen Bichtungen 

"'^"'"V'j ^,,,,.„ '\.uv»uui^*»« uuU »u wandständigem Gerinsel Veran- 

'^^ '* ...> \'ri}u> Vtivium verkalken oft so, dass das Lumen 

' . u vk,5Ü '*u>i viii» Vrfcvrieu sich als verkalkte Bohren dar- 

^'*"* M» vv »^''v>^^^:^^» kv»ti»mi»u tuu häufigsten in der Aorta vor, 

^^^! . xv»»^^' '*♦ '^*^*^ .^MistiM^uden Schenkel und in dem Bogen, 

'"'"^ ''*' ,... ,,».:i u \wWn anderen Arterien. Sie sind vonugs- 
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weise dem Greisenalter eigen, und die Folgen sind Rigidität der 
Wände und geringe Erweiterungen des Lumens, Yergrössemng der 
Ostien, Anenrysmenbildnng, Zerreissnng. 

Wichtig in foro ist die Lehre von den Aneurysmen; sie kann 
sehr verschieden sein: 1) Erweiterung oder Verlängerung einer oder 
mehrerer benachbarter Arterien. Die Arterien sind vielfach gewunden 
und bilden höckerige, elastische Geschwülste von verschiedenem üm- 
£uig, wo die Wände der Gefasse meist verdickt sind. Das Uebel 
kann angeboren sein, bald kann es entstehen aus inneren und äusseren 
Ursachen, (Eryspelas inflamm, telae cell.), aus Kontusionen und neh- 
men oft das Aussehen von Telangiectasie an. Am häufigsten findet 
man es isolirt am behaarten Kopfe. 

2) Erweiterung einer Arterie durch bleibende mechanische Hin- 
demisse, wodurch Anhäufung von Blut bedingt wird. Die Wände 
sind verdünnt, die Erweiterung ist gleichmässig, und es erfolgt oft 
Berstnng der Wände. 

3) Erweiterung von Arterien, welche zu grossen Geschwülsten 
f&hren, z. B. Yergrösserung der Schilddrüse. 

4) Erweiterung durch Texturverwundung der Arterienwände, in 
Eolge hypertrophischer oder atheromatischer Entartung,' indem die 
Mittelhaut dem Drucke des Blutes nachgiebt und ausgebuchtet wird. 
Man unterscheidet hier wieder cylinder- oder spindelförmige 
von sackförmigen Aneurysmen. Die Grösse des Aneur. ist sehr 
verschieden; sie finden sich am häufigsten in der Aorta, weil hier 
die Hypertrophie am häufigsten vorkommt und die Kraft des Blutr 
stroms am stärksten ist 

Aneurysmen entstehen meist langsam, vergrössem sich allmählig 
und bleiben oft lange Zeit unverändert Kleine Aneurysmen können 
durch Fibringerinsel geschlossen und geheilt werden; in anderen Fällen 
entsteht Obliteration der Arterie. 

Bei Berstung der Arterie kann durch Blutergiessung sofort 
der Tod erfolgen; die Oeffhung sieht ^ald wie eine einfache Spalte, 
bald wie ein grösseres Loch mit weichen, zottigen Bändern aus. 

5) Hat man ein Aneurysma traumaticum angenommen, 
welches durch Stoss, Schlag, Veränderung entstehen kann. Hierbei 
ist zu unterscheiden: 

a) Der Schlag bewirkt keine Zerreissung, sondern nur eine Er- 
schlaffung, Lähmung der Häute, in Folge dessen sich an der ge- 
troffenen Stelle eine Ausbuchtung bildet, die später aneurysmatisch 
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wird. Die Mittelhaut schwindet and das Aneurysma besteht blos 
ans dem Inneren und der Zellhant 

b) Barch einen Schlag oder Yerwandang wird die Oonünnitat 
aller Häate aufgehoben, wie z. B. nach ungeschicktem Aderlass, und 
man unterscheidet hier wieder Aneur. spurium, varicosum und disse- 
cans. Bei dem ersten strömt das Blut in das benachbarte Zellenge- 
webe und umgiebt das vorletzte Gefäss. Obliterirt die Arterie, so kann 
Heilung erfolgen; entzündet oder vereitert das Extravasat, so erfol- 
gen immer neue Blutungen, Brand, Tod. Das Aneurysma varicos 
charakterisirt sich dadurch, dass die Arterie mit einer naheliegenden 
ebenfalls getroffenen Yene communicirt. Tritt sofort Yerklebung und 
Yerwachsung ein, so entsteht ein varix aneurysmat. Eine besondere 
Art von Erweiterung ist die Angiectasie. Sie ist gewöhnlich an- 
geboren, kann aber auch erworben werden. Sie bildet (^eschwälste 
von verschiedener Grosse, und Geschwülste, welche beim Druck 
leicht verschwinden, aber gleich wieder erscheinen; man sieht eine 
zitternde schwach rauschende Bewegung, eine braunrothe Farbe, un- 
gleiche Oberfläche. Die Anatomie zeigt eine grosse Menge erwei- 
terter anastomisirende, netz- und knäuelf5rmige Arterienenden und 
stellenweise zu Höhlen erweiterte Yenen. 

Auch aus anderen Ursachen können Zerreissungen von Arterien 
entstehen; z. B. durch Texturveränderungen der Häute, zarte Kon- 
stitution der Häute bei gleichzeitiger Enge nach Rokitansky, Zer- 
störung der inneren und Mittelhaut durch atheromatöse Prozesse, 
Fettentartung, Mürbe der Mittelhaut, Hypertrophie der Lmenhant, 
Verdickung der Zellhaut. Als Afterproduktion hat man die Ablage- 
rung einer grützartigen, dem Tuberkelstoff nahe stehenden Masse, 
zwischen der Tunika interna und media gefunden, welche, in Er- 
weichung übergehend, die inneren Häute zerstört und zu wahrem An- 
eurysma übergeht. 

Dabei ist noch Folgendes zu merken: Wunden der Arterien, 
welche nur einen Theil der Wand öfl&ien, sind oft 'durch Yerblutung 
tödtlich, obwohl es möglich ist, dass Yerklebung durch Fibringerin- 
sel und Exsudate erfolgen kann. Völlige Durchschneidüng einer Ar- 
terie grossen Kalibers tödtet stets durch Verblutung; die einer klei- 
nen offen liegenden Arterie kann heilen, wenn die Wunde durch 
Kontraktion der Arterien oder Fibringerinsel geschlossen wird. 

n. Die Venen. Die Farbe derselben ist während des Lebens 
auf der inneren Fläche roth, nach dem Tode blass oder weisslich. 
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Durch Leicheninfiltration enteteht eine dunkelrothe Färbung. In 
hämatoseptischen Erankheiten gind die Wände der grössten Yenen 
roih bis dnnkelroth, schwarzbraun gefärbt, ohne dass das Yofaim 
Yennehrt wird. Sie können sich ebenso entzünden, wie die Arterien. 
Die Zeühaut und das Zellengewebe erscheinen injicirt, hochroth dmi- 
tritisch, in der Zellhaut und Mittelhaut infiltrirt sich Exsudat Das 
Lumen des Ge&3ses kann frei bleiben oder durch ein Coagulum T«r- 
stopft werden. Wird das Exsudat resorbirt, so erfolgt Heilung, hän» 
£g geht Phlebitis in Eiterung über. Derselbe ist diffus in die Zell- 
haut infiltrirt. 

Phlebitis. Sie kann entstehen durch Yerwundung, Quetschung, 
Entzündung der umgebenden Gewebe, Gerinnung in den Yenen. 
Diese sind bedingt: durch mannig&che Ursache, Schwäche der Herz- 
l^ätigkeit überhaupt, wenn das Blut sich langsam bewegt, Druck auf 
die Yenen, also lokale Henmiung des Blutumlaufs, bei TJnwegsam- 
keit der Kapillaren, bei Entzündungen, beLEmbolie. Die Gerinnun- 
gen sehen anfangs nur aus wie frisches Blutgerinnsel, in welchen 
Emor und Fibrin nicht geschieden sind, später werden sie derber 
und fOllen das Gefäss mehr oder weniger aus. Die Folgen sind ver- 
schieden und können von grosser Bedeutung sein. Da der Charak- 
ter dieser Entzündungen gewöhnlich der der Atonie ist, so findet 
man selten plastische Bildungsprozesse, häufiger Eiterung. Kleine 
Gerinnsel können wieder yerschwinden, so dass das Lumen wieder 
frei wird; zuweilen zieht sich die Yene wieder zusammen, so dass 
sie oblitirirt (Phlebitis adhaesiya), oder es bildet sich durch verdickten 
Eiter zwischen zwei Happen der entzündeten Yenen ein Trombus 
oder Pfropf, der die Circulation in diesen Theil vollständig auf- 
hebt Li unglücklichen Fällen entsteht Phlebitis supparativa oder 
septica, und schliesslich Pyämie, putride Lifektion, die den Tod 
zur Folge hat. Bei grosser Litensität der Pyämie wird häufig die 
ganze Yenenwand kormodirt und der Eiter in das Zellgewebe infil- 
trirt. Der Yeneneiter ist gewöhnlich ungleich gefärbt, mit b^ 
gemischtem Yenenblut vermischt (Fick, Abriss der pathol. Anatomie, 
Kassel 1839. S. 87.) Am häufigsten konunt dies vor an den Yenen 
der unteren Extremitäten, bei Schwangeren, kachektischen Leuten, 
atonischen Fussgeschwüren, femer bei Weichgebilden, als die mit 
Becht gefürchtete Phlebitis uterina und nach Yerwundnngen durch 
Instrumente, was uns besonders interesfiiren mnss. Ist das Instru- 
ment rein, so entsteht ein&ch Entzündung mit allen bekannten Aus- 
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g&ngen und Metamorphosen. Ist das Instnmient unrein, ist es be- 
sonders der Träger putrider Stoffe, so tritt Entzündung mit Yerjau- 
drang ein. 

Erweiterungen konunen bei Venen sehr häufig Yor, bekannt 
unter dem' Namen Yariees, Blutaderknoten. Sie sind entweder 
gleichmässig erweitert, oder die Ausbuchtung ist nur an einzelnen 
Stellen überwiegend. Die erweiterte Vene ist meist gleichzeitig ver- 
längert, erscheint geschlängelt, und hier und da sieht man Ausbuch- 
tungen, Knoten. Der Yarix ist ein rundlicher Sack, der auf der 
Yene glatt oder gestielt aufsitzt, so dass die Häute sich nicht ein- 
zeln darstellen lassen. Fibringerinsel finden sich in den Yaricen sel- 
tener als in Aneurysmen. Oft bersten Yariees und können selbst 
lebensgefährliche Blutungen erzeugen; ebenso kann sich Blutgerinsel 
in varikösen Stellen bilden, durch welche die Yene obliteriren kann. 
Wir kennen als besondere bekannte Arten: Die Yarikositaten an den 
unteren Extremitäten, ferner die Erweiterung des Mastdarmes, be- 
kannt unter den Namen Hämorrhoiden, die Erweiterung der Yenen 
des Saamenstranges, Yarikocele und das sogenannte Medusenhaupt, 
eine enorme Ausdehnung der Bauchvenen', welche sich kranzförmig 
oder in Wülsten um den Nabel lagern, bedingt durch angeborenes 
Offenbleiben der Nabelvene und Kommunikation derselben mit den 
Hautvenen. Auch Afkerorganisationen kommen in den Yenen vor, 
und es entwickelt sich schnell Phlebangiectasie, die langsam in krebs- 
artige Yerjauchung übergeht. Auch die sogenannten Ye neust eine 
müssen genannt werden, welche durch Absonderung einer kalkarti- 
gen Substanz zwischen der mittleren und inneren Yenenhaut ent- 
stehen und oft in die Yenen hineinhängen, so dass sie selbst den 
Blutlauf stören können. Sie kommen meist an den Extremitäten vor. 

VI. Der Magen. 

Die Erweiterung des Magens kann so gross sein, dass der Magen 
bis über den Nabel reicht. Die Magenwände sind dabei selten ver- 
dünnt, im Gegentheil sogar verdickt. Sie ist eine Folge von ün- 
raftssigkeit oder zu heftigem Gebrauch von Brechmittehi. Verklei- 
nerung des Magens nach lange andauerndem Fasten, Magenentzün- 
dung, organische Fehler des Magens, Narben, Geschwüre. 

Magenblutung kann durch Hyperämie, Entzündung, Ge- 
noliwtire bei Skorbut, Typhus u. dgL entstehen. Auch durch Ver- 
(i^^hluckon des Blutes aus dem Munde und den Nasenhöhlen kazin 
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Blut in den Magen gelangen , oder durch Zerreissen eines Ideinen 
Gefisses im Schlunde, oder wie bei den Melaena ans Organen des 
Unterleibes. Das Blut bleibt im Magen nicht lange rotb und klum- 
pig, 68 veriheilt sich im Mageninhalt und wird wie eine kafifeeartige 
Flfissigkeii 

Die Entzündung des Magens kann sehr yerschieden sem; sie 
ist eine Folge lokaler Beize, kann aber auch aus katarrhalischen, 
rheumatischen oder rein entzündlichen Ursachen entstehen. Die 
Schleimhaut ist gleichmässig geröthet, geschwollen, weich und mit 
dickem Schleim belegt, im submacosen Zellgewebe, detritförmige ve- 
nöse Injektion. An einzelnen Stellen finden sich wohl in Folge von 
Substanzverlust Geschwüre. Schlimmer und anders gestaltet sich 
die Sache, wenn ätzende Substanzen, Gifte, eingewirkt haben. Die 
unmittelbaren chemischen Veränderungen sind: Yerschorfung und 
Erweiterung der Epithelien, der Schleimhaut und selbst der Mus- 
cularis mit Entfärbung, Schwärzung derselben. Die sekundären 
Yorgänge sind: seröse Infiltration, Hyperämie, Entzündung mit Eiter- 
bildung, kroupöse und diphtheritische Exsudate. Bei grosser Eite- 
rung erfolgt Zerstörung der Theile durch Brand, Vereiterung, und 
im FaU der Heilung feste fibröse Narben, welche entweder Struk- 
turen oder fortdauernde Eiterbildung zur Folge haben, mit Senkung 
des Eiters und Durchbrechung der Magenwände. 

Selten ist eine diphtheritische Magenentzüng, und dann 
nur auf kleine Stellen beschränkt. Dieselben sind lebhaft ii^jizirt 
und mit diphtheritischem Schorf bedeckt, nach dessen Abstossung 
aphthöse Geschwüre entstehen. 

Am häufigsten ist der chronische Magenkatarrh, wo man 
verschiedene Grade unterscheiden kann. Im ersten Grade ist der 
Magen wenig verändert, aber üie Wände sind schlaff, die Schleim- 
haut verdickt, oft mamellonirt, braun oder schieferfarbig, mit venö- 
ser Iigektion oder Ecchymosen; zuweilen bemerkt man schon ein- 
zelne Geschwüre, die Muskulatur ist wenigt verdickt. Im zweiten 
Grade ist der Magen verkleinert, die Wandungen fest, die Schleim- 
haut zeigt harte, glatte Knoten, an welcher die Drüsen völlig ge- 
schwunden sind, die Muscularis ist verdickt und nach dem Pylorus 
zu beträgt sie oft 3 — 5 Linien. Auf der Schnittfläche zeigt sich 
ein fächeriges Ansehen. Das Lumen des Pylorus wird allmälig ver- 
engt bis zur vollständigen Stenose. Der Inhalt des Magens ist-meist 
braun, schwarz, kaffeesatzartig. 
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Wichtig ist die Kenntniss der OeschwOre des Magens. 

Das einfache entzündliche Geschwür ist ein mndiicher, 
beinahe oblonger, gezackter Sabstanzyerlnst der Schleimhant des 
Magens. Es ist selten, seicht, klein nnd durchdringt nicht oft das 
submucöse Zellgewebe, kann sich auch ausbreiten, in die Tiefe 
dringen und Zerstörungen bewirken. 

Das perforirende einfache chronische Magenge- 
schwür, meist im pyloren Theile des Magens an der hinteren Wand, 
nahe der kleinen Gurvatur. Es hat 2 Linien bis 3 Zoll im Durch- 
messer, ist meist kreisrund oder oval, selten unregelmässig ausge- 
buchtet Meist ist nur ein Geschwür vorhanden. Von der Schleim- 
haut geht die Zerstörung auf das Zellgewebe und dann auf die 
Muscularis über. Die Geschwüre an der vorderen freien Magenwand 
sind klein, zeigen keine Wulstnng. und Injektion ihrer Bänder, als 
wäre das Loch mit einem Eisen durchgeschlagen. Die Geschwüre 
an der hinteren Magenwand sind grösser, haben stark gewulstete 
Eänder, eine harte, filzige und trichterförmige Basis. Die Magen- 
wände sind an der Stelle des Geschwürs mit den benachbarten Gewe- 
ben verwachsen. NachVirchow bietet der Magen bei Phosphor- 
vergiftungen wesentlich folgende Erscheinungen dar: Bei vollstän- 
diger Blässe, ohne Böthe, ohne Hyperämie, ist die Schleimhaut massig 
verdickt, aber trübe, undurchsichtig, weisslich, trübe SchweUung. 
Macht man Einschnitte, so sieht man, dass die Drüsen vergrössert 
und ihr Epithel mit einer feinkörnigen Masse gefüllt ist, in denen 
später Fettkömchen hervortreten. Durch Essigsäure keten die Drü- 
sen recht deutlich hervor. 

Hyperämie des Fundus kommt häufig als Leichenerscheinung vor 
und ist dadurch kenntlich, dass sie sich auf die abhängigsten Theile 
beschränkt und die Blutfärbe sich von den Yenen aus in die um- 
gebenden Theile diffus vertheilt. 

Erweichung des Magens (wir bitten uns nicht misszuverstehen, 
denn wir sprechen nicht von Gastromalacie als Krankheit) kann eben- 
falls als Erscheinung bei Leichen vorkommen, wenn der Magensaft 
vor dem Tode in grosser Menge abgesondert wurde, am häufigsten 
bei Säuglingen in warmer Jahreszeit. Man findet, besonders am 
Fundus, bald die Schleimhaut allein, bald auch die Muscularis und 
Serosa erweicht, so dass ein Fingerdmck hinreicht, die Häute zu 
zerstören. Die Farbe ist dabei unverändert, nur in sehr hohen Gra- 
den ist sie hellgrau oder schmutziggelb, bald ist das Blut schwarz 
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gofirbi oder die ganxe enmchte Stelle sieht schwara aus. Die Eon- 
sialeiift ist Terschiedeii, Ton der gallertartigen bis zur fllLBsigen. 

Der Mageninhalt kann sehr yerschieden sein, je nach der 
Migenkrankheit nnd den zuletzt genossenen Speisen, die meist zer- 
setzt sind, Pflanzenreste, Fettkugeln, St&rkemehlkugeln, gemischter 
Sdileim, Exsudate, Blut, oft selbst Pilze und Algen. Exsudate sind 
hier selten darstellbar, weil sie sich mit Schleim und Mageninhalt 
mischen. Bei Cholera findet man jedoch reichliches wässeriges Ex- 
sudat mit Schleimflocken. 

Blut findet sich entweder als geronnene Klumpen, oder es 
&rbt den Mageninhalt gleichmässig roth, die Blutkörperchen 
sdiwinden und es entstehen schwarze PigmentkOrperchen , durch 
welche der Inhalt braun oder schwarz gefärbt wird, so dass sie 
cbokoladenfarbigen oder kaffeeartigen Satz bilden. 

VIL Der Dannkanal. 

Derselbe bietet ähnliche Erscheinungen wie der Magen. Die 
beträchtlichsten Erweiterungen finden sich am häufigsten über ver- 
engten Stellen, und wenn dies allmälig geschieht, so siebt man 
eine Hypertrophie der Muscularis; entsteht sie jedoch plötzlich, wie 
z. B. bei einer Einklemmung, so werden alle Häute durch den Darm- 
inhalt nnd die Gase gleichmässig ausgedehnt und yerdünnt. Erwei- 
terungen kommen aus inneren Ursachen, besonders UeberftQlung mit 
Eotlmiassen, Peritonitis, Dysenterie, Typhus, aber auch durch Stoss 
und Schlag entstehen. Diyerticel nennt man einseitige falsche Er- 
weiterungen, bestehend in einer UmstQlpung der Schleimhaut durch 
die Muscularis nach aussen mit Auftreibung des Bauchfells; sie kom- 
men am meisten im Dickdarm vor, Yon der GrOsse einer Erbse bis 
zu *der eines Hfihnereies und sind mit Roth und Exkrementen geffilli 

Verenge rungen (Stenosen) können durch krankhafte Zu- 
stände des Darmes selbst, sowie aus äusseren Ursachen entstehen, 
z. B. Hernien, Inyagination. Die Lehre von den Brüchen (Hernien) 
sollte hier zwar als bekannt Torausgesetzt werden, allein es ist doch 
^chtig, dass der Gerichtsarzt sie stets vor Augen hat. Man unter- 
scheidet: 

a) Hemia ingninalis congenita. Der Darm dringt in die Höhle 
dee nicht yerwachsenen Processus vaginalis peritonais, hat keinen be- 
senderen Bmchsack und kommt mit den Hoden selbst in Berührung. 

b) H. ing. obliqua (erworbener schiefer Leistenbruch). Der 
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Darm dringt durch die BauchOffiinng des Canalis inguinalis nach 
aussen (äusserer Leistenbruch), das Bauchfell vor sich herschiehend^ 
in diesen ein und senkt sich in das Scrotum. 

c) H. ing. directa. Der Darm dringt in die Fovea ingnin. int. 
(innerer Leistenbruch), drangt das Bauchfell und die Fascia transY. 
vor sich her und gelangt in der Leistenmündung des Gan. inguin. 
unter der Haut an. 

d) H. cruralis (Schenkelbruch). Der Darm drangt das Bauch- 
fell und das den Annulus cruralis bedeckende Stück der Fascia 
transversa vor sich her, dringt durch eine der erweiterten Lücken 
der Fascia cibrosa in den Schenkelkanal ein, gelangt nach aussen 
unter die Haut oder hebt nur die Fascia cibrosa in die Höhe. 

Ausserdem sind noch manche Anomalien: H. umbiL, der Darm 
dringt durch den Nabelring oder die Bauchwand neben demselben, 
H. abdom., er dringt durch eine Lücke der Linea alba; H. ischiad., 
der Darm dringt durch die Incisura ischiad.; H. foram. ovaUs, H. 
perinealis und der seltenste Fall die H. diaphragmatica, der Darm 
dringt durch eine Lücke des Zwerchfells, kommt in einen durch das 
vorgedrängte Peritoneum diaphragmatis gebildeten Bruchsack vor und 
liegt frei in der Brusthöhle. 

Der Darm kann sich mannigfach einklemmen und verschie- 
ben (Incarceratio, Invaginatio). Einklemmung ist vorhanden bei 
einer Lagenveränderung des Darmes in der Bauchhöhle, wodurch das 
Lumen desselben verengt, geschlossen und der Fortgang der Kon- 
tenta gehindert wird; Livaginatio, Intussusceptio ist die Einschliessung 
oder Einstülpung eines Darmstücks und des dazu gehörigen Gekrö- 
ses in die Höhle des auf dasselbe nach unten oder seltener nach 
oben folgenden Darmstücks. Ist der im Bruchsack liegende Darm 
eingeklemmt, so nennt man ihn Hemia incarcerata. Die Bruch- 
pforte ist dann zu eng für den Durchgang der Eothmasse, oder selbst 
für die Girculation in den Darmstücken; femer, wenn die Bruch- 
pforte relativ zu eng wird für den Austritt abnorm grosser Massen 
des in dem Darm angehäufton Eothes, und endlich, wenn die im 
Bruchsacke liegenden Darmschlingen sich selbst durch Kreuzung, 
Drehung einschnüren. Der Blutlauf wird an der eingeklemmten 
Stelle gestört, Darm und Bauchfell entzünden sich und es entsteht 
Brand. In einzelnen Fällen erfolgt Heilung, wenn die brandige 
Darmschlinge nach aussen durchbricht und sich eine Kothfistel 
bildet. 
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Bei der Darmyerschiebung unterscheidet man Invaginatio 
und Yolvnlus; es ber&hren sich die Schleimhäute der änssersten und 
mitüeren Schicht, zwischen welchen anch das Gekröse zu liegen 
kommt Dieses ist sehr gezerrt und zieht den Yolynlns etwas nach 
seiner Seite und schief. Die Invagination kann am Darm und Dick- 
darm vorkommen, besteht aber meist in einer Einschiebung des 
Dünndarms in den Dickdarm, oft so, dass man die Mündung des 
Yolvulus durch den Anus fahlen* kann. Auch hier ist die Hemmung 
des Blutlaufs in dem gezerrten Netze Ursache von Hyperämie und 
Entzündung; die Eothmasse kann nicht passiren, sondern wird, wenn 
sie nach oben gelangt, ausgebrochen, und der Tod erfolgt durch 
Brand. 

Die verschiedenen Entzündungsformen und Krankheiten, 
welche den Darmkanal betreffen können, bewirken auch mannigfache 
Yeränderungen und Zerstörungen, von denen nur folgende hier zu 
bemerken sein werden: 

a) Der Typhus. Er hat im Anfang die Erscheinungen des 
akuten Katarrhs der Schleimhaut, beginnt jedoch oft schon mit Hyper- 
ämie der Solitärdrüsen, der Peyer'schen Plaques in den Mesenterial- 
drüsen. Dies steigert sich, so dass man auf der Schleimhaut Ec- 
chymosen sieht durch vermehrte Zellenbildung, so dass die Drüsen 
unter der Schleimhaut hervorragen. Dieser Zustand geht wieder zu- 
rück oder es entsteht Schorf bildung. Gleichzeitig schwellen auch 
die Hesenterialdrüsen und sind blauroth injizirt, ihre Schnittfläche 
ist markig. In Folge der Schorfbildung entstehen tiefe Geschwüre 
in der Schleimhaut, runde, ovale, ausgezackte Löcher mit scharf ab- 
gesetzten Bändern, deren Basis meist durch die Muscularis gebildet 
wird. Die Lage der Geschwüre entspricht der Lage der Drüsen, 
denn die aus Solitärdrüsen entstandenen liegen zerstreut, die auf 
Pey er 'sehen Plaques liegen der Mesenterialbildung des Darms gegen- 
über. Die meisten Geschwüre sieht man natürlich am 
Ende des Ileum, weil sich dort die meisten Peyer'schen Drüsen 
befinden. Abnorm sind Perforationen dieser Geschwüre durch das 
Bauchfell in Folge fortgesetzter Yerschorfang, welche in eine sehr 
akute Peritonitis verläuft, oder ein sehr chronischer Verlauf der 
Heilung, indem sie lange offen bleiben und schwer heilen. Zu Blu- 
tungen geben die Geschwüre wenig Anlass. Während diese Ge- 
schwüre meist im Dünndarm vorkommen, finden sich zugleich in- 
tensive, kroupöse und diphtheritische Entartungen im Dickdarm. 
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Der Typhus exanthem. ist an der Leiche selten zu sehen, bis 
auf Petechien, die man wohl als kleine, blaurothe Flecken sieht. 
Die übrigen benannten Befände des Typhus variiren ungemein: An- 
schwellung der Milz, venöse Hyperämie des Magens, der Lunge, des 
Gehirns und Bückenmarks. Bei Säuglingen und Kindern bis zum 
fünften Lebensjahr ist der Typhus selten, und eben so wieder nach 
dem dreissigsten Lebensjahr. Männer sollen auch häufiger dayon 
befallen werden als Frauen. 

b) Cholera asiatica. Erscheinungen am Darmkanal: die 
Schleimhaut ist weiss, rosenroth gefärbt, nächstdem sieht man hoch- 
rothe Färbung, fast wie Ecchymosen, während zugleich seröses Ex- 
sudat vorhanden ist. Die Falten sind geschwollen, die Zellen sind 
strotzend, der Epithelialüberzug abgestossen. Das seröse Exsudat 
ist im Darm mit Schleimflocken gemischt, was man an den Beiss- 
wasserstühlen sieht, die selten mit Blut gemischt sind. Die Solitär- 
und Pey er 'sehen Drüsen nehmen immer Theil, die LentikularfoUikeln 
sind geschwellt, und hier sieht man einen Zustand fast wie beim 
Typhus. Die Mesenterialdrüsen sind geschwollen, weiss, weissgelb- 
lich, grau. Die übrigen Veränderungen an solchen Leichen gehören 
nicht hierher. 

c) Der Brand des Darmkanals. Die Wände sind roth gefärbt, 
später blau und schwarz, und selbst das Blut in den Yenen ist 
schwarz; häufig sieht man Schorfe, diphtheritische Exsudate. Fer- 
ner können, wie der Magen, auch die Darmwände zu einer sulzigen, 
gallertartigen, gräulichen oder schwarzen Masse erweichen. Auch 
Tuberkeln kommen in der Schleimhaut häufig vor, am meisten in 
den LentikularfoUikeln, selten in den Pey er 'sehen Drüsen. 

Was Verletzungen des Darmes betrifft, so heilen Stich- und 
Schnittwunden und Perforationen selten, indem Peritonitis sehr schnell 
tödtet; Heilung erfolgt nur durch Adhäsion, indem sich Darmfisteln 
bilden. 

Der Panereas ist physiologisch noch wenig aufgeklärt und 
dürfte auch in foro kaum Beachtung finden, obgleich er im Begpa- 
lativ angeführt ist Nach Fick und Bokitansky soll er bei Säa- 
fem zu Scirrhus oder zu einem Fettklumpen entarten, in dem man 
nur noch einige Körner findet; zugleich ist dann anch Fetüeber 
vorhanden. 
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ym. Die Leber. 

Gewöhnlich zeigt ihre Schnittfläche ein helles, dunkle Flecken 
umgebendes Netzwerk; oft ist die dunkle Färbung vorwiegend und 
man sieht dann ein dunkles Netz mit helleren Flecken. Beim ge- 
ringen Blutgehalt ist die Leber blässer, ein bedeutender Blutgehalt 
macht sie dunkler. Ist die Blutanhäufnng partiell, so tritt dieser 
Unterschied desto greller herror. 

Die Grösse der Leber yarürt ungemein, in der Länge von 
9*/«— 11 Zoll, in der Breite von l—Vli Zoll; Gewicht ungefähr 
5 Pfand. 

Die Hyperämie der Leber verläuft bald akut, bald chronisch. 
In einfachen Fällen entsteht Anschwellung, dunkle, blaurothe Fär- 
bung auf den Schnittflächen. Das Blut dringt nicht allein aus den 
grossen Gefassen, sondern auch aus dem Parenchym in ungewöhn- 
lich grosser Menge hervor. Die Hyperämfe in Folge von Lungen- 
und Herzleiden zeigt sich vorzugsweise an der Ausbreitung der Leber- 
venen im Centrum des AciAi. Hierdurch erhält die Leber ein flok- 
kiges Ansehen (Muskatieber) , indem die rothen Punkte zu einem 
Netzwerk zusammenfliessen, welches selbst dunkelblauroth gefärbt 
wird. Nun fallen sich die Leberzellen mit braunen, gelbrothen 
Pigmentkömehen, werden atrophisch, und indem sie mit Fettköm- 
chen durchsetzt werden, schwinden sie ganz, so dass die anfangs 
vergrösserte Leber nunmehr sich verkleinert. Komprimiren die er- 
weiterten Yenen die feinen Gailgänge, so kann Icterus entstehen. 

Haemorrhagie in der Substanz der Leber kann aus inneren 
und äusseren Ursachen entstehen. 

Die Entzündung der Leber, welche sehr selten über die ganze 
Leber verbreitet ist, sondern meist nur einzelne Stellen ergreift, 
kann sehr mannigfach sein nach ihrer Ursache, ihrem Verlauf und 
ihrem Ausgang; ausserdem giebt es so mannigfache Entartungen der 
Leber, dass man sie kaum alle beschreiben kann. Im ersten Sta- 
dium der Entzündung ist die Leber dunkelroth, sehr leicht zerreiss- 
bar, und auf der Schnittfläche erscheint nicht dunkles Blut aus ein- 
zelnen Punkten, sondern es dringt gleicKmässig aus der ganzen 
Schnittfläche hervor. Plastischer Ausgang des Entzündungsprozesses, 
besonders auf der konkaven Fläche, ist sehr selten, dagegen ist die 
Neigung zur Eiterbildung vorherrschend. Die bekanntesten Ent- 
zündungen sind: 
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1) Die akute Leberatrophie, eine Folge parenchymatöser, 
akuter Hepatitis. Die Zellen schweUen durch Aufnahme eiweiss- 
artigen Exsudats auf, werden trQb, undurchsichtig, und fjBUen in 
eine Molecularmasse auseinander. Die Schnittfläche ist weich und 
blutarm, und die anfangs geschwellte Leber verkleinert sich um die 
Hälfte. Die Grallensekretion hört auf, die Leber wird ikterisch und 
der Tod erfolgt sehr rasch. 

2) Die granulirte Leber entsteht, wenn die Entzündung von 
dem Bindegewebe ausgeht, welches sich als grauröthliche Hasse 
zwischen der Acinis hinzieht Die Schnittfläche der Leber wird 
dann kömig entartet, indem die einzelnen Körner in Hirse- oder in 
Erbsengrösse prominiren; die Farbe derselben ist blassgelb, die Le- 
ber blutarm. Selbst die Aeste der Gefässe veröden, besonders die 
Ffortader, und es entstehen blutige oder wässerige Ergüsse in den 
Unterleib, oder es tritt Gallenstauung, Icterus, Tod eiu. 

3) Die Eiter leb er. Sie entsteht sowohl durch traumetische 
Einwirkungen auf die Leber, als durch Pyämie und durch hierans 
entstandene Leiden. Es bildet sich bald nur ein Eiterheerd, der 
aber weit um sich greift Die Zellen zerfallen, und von den Binde- 
weben aus beginnt die Eiterbildung von bräunlicher Farbe. Jeder 
einzelne Acinus wird zu einem Eiterheerd, welcher überall das Pär- 
enchym zerstört, so dass oft 2 — 3 Pfund Eiter vorhanden sind. 
Werden grosse Gallengänge zerstört, so mischt sich Galle und Eiter. 
Wird der Eiter nicht abgekapselt, wo er dann verkreidet und all- 
mälig resorbirt wird, oder wird er nicht entleert, damit Yemarbung 
erfolgen- kann, so perforirt er nach allen Sichtungen und richtet in 
allen benachbarten Organen Zerstörungen an.> 

4) Die fettige Entartung. Man kennt hiervon zwei Arten, 
die Fettmetamorphose und die Fettinfiltration. Wir haben 
schon gesehen, dass die Leber bei den meisten Erkrankungen zur 
Fetterzeugung neigt, und in neuerer Zeit hat man dies besonders 
als Kennzeichen der Phosphorvergiftung angestellt Wir konsta- 
tiren, dass sie bei dieser, so wie bei einer akuten Alfektion der Le- 
ber vorkommen kann. 

Bei der Fettmetamorphose bilden sich eine grosse Menge 
kleiner Fettkömchen, welche, ohne zusammen zu fliessen, den Zelien- 
inhalt durchsetzen und allmälig ganz vertreten. Dieser Vorgang 
tritt selten selbstständig auf, sondern ist häufig eine Folge der oben 
schon beschriebenen Entzündungen. 
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Die Fettinfiltration kommt häufiger vor, und wir sehen sie 
fast hei aUen Krankheiten, in welchen anomale Fetthüdnng vor- 
kommt Das Fett wird in grossen Tropftn in den Leherzellen ab- 
gesetzt;, die Tropfen fliessen allmäUg zn grossen Kugeln zusammen, 
und endlich wird die Zelle mit einer homogen kugeHgen Fettmasse 
geiUIt, so dass man kaum noch eine Spur von Zellenmembran ent- 
decken kann. Das Fett kann in diesem Falle wieder schwinden und 
die Leber wieder normal werden, in fiteren Fällen jedoch zerfallen 
die fettig infiltrirten Zellen und die Leber schwindet. Das Par- 
enchym färbt sich in allen solchen Fällen hellgelb, was jedoch dem 
unbewaffneten Auge nicht leicht sichtbar ist, so dass die Blutfiarbe 
überwiegt Die dunkeln Centren der Kömer erscheinen wie von einem 
hellgelben Saum umgeben, wodurch die Leber ein fleckiges Aussehen 
erhält (Fettmuskatleber). Ist die Fettmenge in den Leberzellen sehr 
bedeutend, so prominiren die Acini. Die Leber erscheint beträcht- 
lich angeschwollen, breiter, ihre vorderen Bänder verdickt und ab- 
gerundet, Ober- und Schnittfläche sind gleichmässig hellgelb ge- 
färbt, und man kann von der Schnittfläche selbst einen fettigen 
Saft abstreifen. 

5) Die speckige oder amyloide Degeneration der Leber 
findet sich meist neben gleicher Entartung in anderen Organen, be- 
sonders der Milz und Nieren. Die Ablagerung der amyloiden Sub- 
stanz erfolgt meist in den Leberzellen, sie schwellen an, ihr Inhalt 
wird j^länzend, Kern und Membran schwinden und die Zelle wird 
endlich zu einer glänzenden Scholle, welche in kleine Bruchstücke 
zerfstUen kann. Die Zellen zeigen Jod- oder Jodschwefelsäure -Be- 
^:tion; sie nehmen eine helle graugelbe Farbe an und zeigen [star- 
ken Glanz der Schnittfläche. Die Entartung zeigt sich in allen 
Acinis zu gleicher Zeit und geht bald vom Gentrum, bald von der 
Peripherie aus; zuweilen ist sie mit Fettinflltration kombinirt, so dass 
die Peripherie fettig, das Gentrum amyloid entartet erscheint Die 
Entartung ist selten auf einzelne Theile beschränkt, sondern sie er- 
streckt sich über die ganze Leber, kann jedoch an einzelnen Stellen 
stärker ausgeprägt sein. In den höchsten Graden ist die Leber ver- 
grössert, verdickt, die vorderen Bänder abgerundet, so dass sie oft 
kugelig erscheinen. Dabei wird die Substanz derb, Ober- und Schnitt- 
fläche glänzen stark und erscheinen grauröthlich oder graugelb; in 
höheren Graden ist die Schnittfläche glatt, ohne alle Spur von aci- 
nösem Bau, fast wie Wachs (Wachsleber). Die Funktionen der Le- 
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ber: Blutbildong nnd GaUensekretton, werden alterirt, oft ganz auf- 
gehoben nnd es entsteht Icterus; manchmal tritt Ascites ein. 

6) Die pigmentirte Entartung, dieFrerichs nndVirchow 
besonders festgestellt haben, zeigt sich bei mit Intermittens auftreten- 
den und durch Miasma herbeigeführten Fiebern. Die Leber erscheint 
'dunkel, schiefergrau oder schwarzbraun und ist gleichmässig oder 
fleckig. Das Pigment findet sich vornehmlich in den Gelassen, be- 
sonders in der Pfortader, in welche es nach Frerichs von der 
Milz aus gelangt^ und endlich auch in den Arterienasten. Virchow 
und Förster sahen das Pigment auch in den Leberzellen. Das 
Pigment ist schwarz, kömig, bald reichlicher, bald sparsamer, und 
es können dadurch Blutungen im Darm und Bauchfall und dem- 
nächst Ascites erfolgen. Die Leber selbst wird atrophisch und es 
kann auch amyloide Entartung eintreten. Atrophie der Leber 
findet sich vorzüglich im Greisenalter, indem die Leber sich oft bis 
zur Hälfte verkleinert; sie wird dabei derber, härter, trockner, die 
Zellen verkleinem sich, trüben sich und enthalten feine Fettköm- 
chen, die Farbe des Parenchyms ist dunkelbraunroth (rothe Atrophie), 
bei gleichzeitiger Anämie blassbraun. Obgleich die grossen Gelasse 
sich nicht verändern, so erscheinen sie doch im Verhältniss zur ver- 
kleinerten Leber vergrössert. 

J. Fick spricht noch von einer käsigen Entartung derLe- 
ber, indem ein dem Käse ähnlicher Stoff in einzelnen Kugeln von 
der Grösse einer Wallnuss zerstreut vorgefunden wird. Man hat 
diese Erscheinung auch mit Tuberkelstoff identifiizirt, oder auch als 
Balggeschwülste bezeichnet. Die Kugeln sind streng isolirt, be- 
grenzt, und das umgebende Gewebe zeigt keine entzündliche Beak- 
tion. Man findet aber in der That in der Leber auch wirkliche 
Tuberkeln in Form der bei den Lungen schon genannten Miliar- 
tuberkeln. 

Wir haben auch schon nachgewiesen, dass bei den meisten 
akuten Leberleiden die anfangs hyperämische, vergrösserte Leber 
bald schwindet und sich verkleinert. Dies kommt auch vor nach 
Obliterationen der Pfortader, wo das Parenchym fast nur in der 
Nähe derselben schwindet. Eine sehr häufige Form findet sich durch 
Dmck der Schnürmieder, namentlich entsteht im rechten Lappen 
eine Vertiefung, die oft so. bedeutend ist, dass es aussieht, als ob 
er in zwei Theile getheilt sei. 

Hypertrophie, Vergrösserung des TJmfangs der Leber, wird 
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m&Bt durch fettige oder amyloide Entartasg bedingt (bei Henknu- 
ken, Skropbnlöeen), und die Yergrösserimg ist oft sehr bedeutend, 
ohne dass das Parenchym in seiner groben oder feinen Textnr Ter- 
ändert ist. Knr die grössten Yenen sind zuweilen erweitert 

Gayernöse Geschwülste, Cysten, Carcinom sind in der 
Leber häufiger als in irgend einem anderen Organ. Die Cavemen 
bilden erbsen- bis höhnereigrosse blaorothe, schwammige Massen, 
die scharf umschrieben in dem übrigen unyeranderten Parenchym 
lagern. Die Cysten enthalten entweder seröse oder gallige Flüssig* 
keit; oft sind sie nur yerkreidete Eiterheerde. Der Krebs zeigt sich 
hier meist als Markschwamm in Gestalt unscheinbarer Knoten, von 
Erbsen- bis zur enormen Grösse eines Kinderkopfs, weiss yon Farbe, 
speckig, himähnlich oder mit Blut durchsetzt (Blutschwamm), oder 
pigmentirt (melanotischer Krebs). Die Krebsknoten durchbrechen 
zuweilen die Oberfläche, zerfliessen, bewirken Blutungen und Ent* 
Zündungen der angrenzenden Theile, die Lymphdrüsen sind überall 
entartet^ und meist findet sich auch Krebs in anderen Theilen des 
Körpers. Bisse der Leber können aus inneren und äusseren Ur- 
sachen vorkonunen. 

Häufig findet sich in der Leber das Ecchinococcus. Die Blasen 
sitzen entweder auf der Oberfläche oder im Parenchym im Durch- 
messer von 1 Zoll bis 1 Linie, sind von einer flbrösen Eiapsel um- 
geben und entiialten wiederum eine Menge kleiner Blasen, und es 
finden sich wohl auch in [den angrenzenden Theilen Blasen. Die- 
selben können absterben oder durch Entzündung der Kapsel zu 
Grunde gehen; sie können auch entleert werden, sowohl nach unten 
als nach oben, ja sie sollen selbst bis in die Bronchien gelangen. 

IX. Die Milz. 

Bei Neugeborenen ist die Milz im Verhältniss zum Körper grösser 
als bei Erwachsenen, und die Malpighischen Körperchen sind meist 
deutlich sichtbar. Bei Erwachsenen ist sie meist 5 Zoll hoch, 3 bis 
4 ZoU breit und 1 — 2 Zoll dick. Die Schnittfläche ist dunkelroth, 
glaft und grobkörnig, weich und bedeckt sich rasch mit Blut. Im 
höheren Alter wird sie kleiner, dunkelblau oder grau, die Schnitt- 
fläche glatt, blutarm; die Konsistenz kann selbst lederartig werden. 
Die Gestalt ist auch verschieden, oft länglich, oft rundlich. Die 
Bänder sind bald scharf, bald rund, zuweilen eingekerbt, gelappt, 
selbst so, als ob eine TJntermilz vorhanden wäre. 

20 
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Hyperämie der Milz kann man annehmen, wenn sie nicht 
allein strotzend mit Blut angefüllt» sondern auch nngewölinlich vor- 
grössert ist. Es treten dann auch leicht Blutungen ein, und die 
Milz nimmt eine dunkelgraue bis schwarze Färbung an. Im höch- 
sten Grade der Hyperämie kann die Milz bersten, ebenso häufig ist 
die Milz hypertrophisch, und man findet dann in der Leiche die 
Kapsel gerunzelt. 

Die Milzanschwellung findet sich sowohl bei akuten als bei 
chronischen Krankheiten, besonders bei Exanthemen, bei Pyämie und 
akuten Tuberkeln. Die Yergrösserung erfolgt sehr rasch, oft bis 
zur vierfachen Grösse, nach Fick bis zu 33 Pfund. Die Milz ist 
dunkelroth, weich, die Schnittfläche dunkelroth oder violett, breiig, 
grob granulirt) die Pulpa fliesst als blutrother Brei ab, und ebenso 
ist das Parenchym leicht wie ein Brei zu zerdrücken, in manchen 
Fällen fast zerfliessend, namentlich in septischen Krankheiten. Ebenso 
rasch tritt ein solcher Zustand nach Intermittens ein, wie er sich 
auch schnell wieder verliert Ist dabei die Intermittens hartnackig, 
macht er rasch Becidivi, so vm-d die Yergrösserung bleibend, und 
es können folgende Texturveränderungen eintreten: 

1) Schwarze Pigmentirung der Milz durch Bildung schwarzer 
Pigmentkömehen. 

2) Hypertrophie durch gleichmässige Vermehrung der Elemente 
mit oder ohne Melanose. In anderen Fällen wird sie so fest, wie 
die Leber (Verhärtung der Milz), em seltener Ausgang chronischer 
Entzündung. 

3) Speckige Entartung, ^mit oder ohne Hypertrophie und Me- 
lanose. Die Tumor wird oft enorm gross, die Milz kann dann 10 
bis 16 Zoll lang, 4—7 Zoll breit, 3—4 Zoll dick werden und 19 bis 
20 Pfund wiegen. Sie verwächst dann oft mit dem Zwerchfell und 
reicht unten bis zum Darmbein oder lagert quer über demselben. 

Wie die Leber, so kann auch die Milz speckige oder amyloide 
Entartung erleiden, und diese ist gleichmässig über die ganze Milz 
verbreitet. Die vergrösserte Müz erscheint derb, trocken, dunkel- 
braunroth, braun und wachsgelb. Die Schnittfiäche zeigt entweder 
einen trockenen Glanz (speck- und wachsartig), oder es treten grosse 
graue Kömer auf der Schnittfläche hervor. 

Primäre Entzündun^gen der Milz kommen äusserst selten 
vor, die jedoch auch in Vereiterung übergehen können. Eupturen 
der Milz können bei hohen Graden von Intermittens (Typhus) erfol- 
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gen, häufiger bei Eontasionen der Milzgegend durch Schlag , Stoss, 
Tan von grosser Höhe, TJeberfahren und selbst, ohne dass äusser- 
üch etwas zu sehen ist. Die Einrisse zeigen sich dann in Kapsel und 
Pärenchym, und in der Bauchhöhle befindet sich eine grosse Menge 
Msch ergossenen Blutes. Der Tod erfolgt dann meist auf der Stelle. 
Cysten und Scirrhus kommen selten, Tuberkeln häufig in der Milz 
vor, letztere als zahlreiche graue oder gelbe Knötchen, wobei die 
Milz turgescirt und weich ist Verwundungen der Milz tödten durch 
eine langsame, nicht zu stillende Blutung. Die Yasa brevia ent- 
leeren zuweilen Blut in den Magen, welcher dasselbe nach oben 
oder unten entleert (Melaena). 

Z. Die Nieren. 

Es kommt vor, dass eine Niere ganz fehlt und die vorhandene 
vergrössert ist, auch können Beide zu einer einzigen verschmolzen 
sein; ebenso können Form, Gestalt und Grösse sehr varüren. Jedoch 
ist hier Hypertrophie eben so selten als Atrophie. 

Hyperämie ist kenntlich an der dunkelblau- und blaurothen 
Färbung der Schnittfläche, insbesondere der Pyramiden, die Niere 
torgescirt und ist sehr derb. Man findet das häufig bei Herzleiden, 
welche das Üntervenen-Blut hemmen, auch nach starken Diureticis. 
Der Urin kann dabei unverändert, eiweisshaltig oder durch Blut ge- 
&bt sein. 

Man findet als Folge von Kongestionszuständen Ecchymosen, und 
wenn Pigmentbüdung eingetreten ist, rostfarbige und schwarze 
Flecke. Grössere Extravasate sind selten. 

Eine anämische Niere sieht blassgelb aus, fast wie bei Fett- 
entartung. Die Entzündung der Niere kann akut und chronisch ver- 
laufen. Die akute diffuse Nephritis zeigt die Oberfläche der Niere 
injizirt, ihre Konsistenz vermehrt, auf der Schnittfläche turgescirt, 
sie ist pulverkömig [oder zottig, dunkel gefärbt, mit zahlreich in- 
jizirten Flecken und kleinen Ecchymosen, und es quillt ein rahmig 
gerötheter Saft hervor. Eiweiss und Fibrin zeigt sich entweder in 
der Bindensubstanz allein oder auch in den Pyramiden. In den 
Venen und Arterien bilden sich manchmal Gerinnsel. Der Urin ist 
trübe, sparsam, blutig gefärbt, eiweisshaltig, enthält Blutkörperchen, 
Nierenepythelien, Exsudate. 

Die chronische Nephritis (Morbus Brightii), parenchymatöse 
Nephritis (Vi rchowj, folgt entweder aus der akuten Form oder ver- 
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läuft Yon Anfang an chronisch. Bei geringer Hyperämie ist das 
Ezsndat flüssiges Eiweiss, nnd geht so im Urin ab, und in den Harn- 
kanälchen sieht man fibrinöses Gerinnsel. Die Epithelialzellen 
der Harnkanälchen gehen durch Fettmetamorphose zu 
Grunde und die Niere wird atrophisch. Die EAnalchen 
schwinden, und wo noch Nierengewebe ist^ zeigen sich kleine Inseln, 
herrorspringende Körperchen, daher sie wohl auch granulöse Nieren- 
entartung genannt wird. 

Je mehr die Eettentartung vorschreitel, desto entschiedener gelb 
wird die Färbung, die Eindensubstanz vermindert sich, die Pyra- 
miden entarten und die Niere verkleinert sich bis auf die Hälfte 
ihres Umfangs. Oft sieht man selbst speckige Entartung der Ar- 
terienwände und einzelne Eanälchen. Der Urin ist spezifisch leich- 
ter, eiweissartig, hellgelb und klar, und man findet Nierenepythelien, 
Molekularmasse, Fettkügelchen, Körnerzellen und Fibrincylinder. 

Es giebt auch eine interstitielle Nephritis, welche durch Kon- 
tusionen und Yerletzungen entsteht. Die Niere schwillt an, ist leb- 
haft geröthet, zuweilen tiefroth injizirt, wo zwischen runde gelbe 
Heerde liegen, die allmälig zu grösseren zusammenfiiessen , so dass 
sie oft die ganze Niere durch Vereiterung zerstören. Der Eiter kann 
sich in das Nierenbecken, in die Bauchhöhle, und durch die Bauch- 
w.ände nach aussen entleeren. In seltenen Fällen folgt Yemarbung. 
Der Urin bei dieser Nephritis ist entweder unverändert oder spar- 
sam und enthält weder Eiweiss noch Faserstoff. 

Fettdegenerationen können selbstständig vorkommen, z. B. bei 
Tuberkulosis neben Fettleber, indem die Harnkanälchen fettig entarten, 
in Folge dessen partielle Atrophie entstehen kann. 

Schwammige, amyloide Atrophie findet sich meist nur in Folge 
der schon beschriebenen parenchymatösen Nephritis. Die Niere er- 
scheint dann sehr hart, ihre Schnittfläche hellgelbbraun oder auch 
weissgelb, hart, glatt, wachsartig, glänzend. Der Urin ist dabei 
bald eiweissartig, bald nicht, und enthält zuweilen aus speckiger 
Masse bestehende Cylinder. 

In den Nieren fiinden sich Konkretionen mancherlei Art, Kalk- 
infarkte, wohl kenntlich an einer weisslichgelblichen Streifung der 
Pyramiden (Haminfarkte), besonders häufig bei Säuglingen, kennt- 
lich an der gelblichen oder hochrothen Streifung der Pyramiden, 
die jedoch nach einigen Wochen verschwinden. 

Nierensteine. Die Harnkanälchen vergrössem sich, später 
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die Fapillen. Seröse Cysten, Krebs und Tuberkeln werden ebenfalls 
in den Nieren geihnden. Ausserdem findet man in den Nieren den 
Eingeweidewurm Strongylos gigas. 

XL Die Harnblaie. 

Die Erweiterung derselben entwickelt sich rasch oder langsam. 
Die Wände sind dann bald verdfinnt, bald verdickt, indem die Mus- 
kelbündel zu dicken Balken anschwellen, welche dann fast aussehen 
Wie die Trabekeln im Herzen. Auch partielle Erweiterungen (Di- 
vertikel) kommen vor, sowie Yenengerinnsel der Blase, indem die 
Wände durch chronische Entzündung sich verdicken. Hyperämie 
der Blase, die selbst zur Hämorrhagie ausschreitet, kommt beson- 
ders in Folge von Hämorrhoiden vor. Blasenentzündung findet 
oft statt, und die Schleimhaut ist angeschwollen, schieferfarben, in- 
jizirt, bedeckt mit gallertartigem Schleim oder Eiter, welche wohl 
mit dem Urin abgehen. Durch die Eiterung kann Perforation und 
Brand entstehen. Bei alten pararylitischen Leuten ist die Blase 
schlaff und weit, injizirt, blauroth, die Schleimhaut erweicht bis in 
die Muscularis hinein und zerfällt. Unter Delirien und Coma er- 
folgt der Tod sanft. 

Verletzungen durch scharfe Instrumente sind durch die in 
Folge des ausgetretenen Harns entstandene Entzündung geföhrlich. 

Zerreissungeh können nach heftdgen Kontusionen erfolgen. 
Seltener sind spontane Zerreissungen nach Ueberfüllung. Perfora- 
tion kann erfolgen durch primäre Entzündung und Vereiterung der 
Blasenwände, oder sekundär vom Bectum und von der Vagina aus. 
Es ist daher eine sorgfaltige Untersuchung des umgebenden Zell- 
gewebes nothwendig. 

Krebs der Blase findet sich meist ein, wenn derselbe vorher 
im Uterus oder im Bectum vorhanden war. Die Krebsmasse ist 
meist in dem Gewebe der Schleimhaut abgeUgert, und sie wächst 
stielförmig aus derselben hervor. Blutungen, Stockungen des Urins, 
Entzündungen, Brand sind oft die nächsten Polgen. Konkretionen 
in der Blase (Gries und Stein) sind sehr häufig und in mannig- 
facher Poim; allein es dürfte wohl kein forensisches Interesse 
haben, die verschiedenen Formationen und Analysen dieser Gebilde 
hiör ^ beschreiben. 
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XII. Die Hamrölure. 

Sie kann sehr viele Bildungsfehler zeigen, die bei der Frage 
über die Beischlafsfahigkeit und Fruchtbarkeit zur Erörterung kom- 
men können: Epispadiaeus, wo die Mündung der Harnröhre oben, 
Hypospadiaeus, wo sie unten ist; Striktnren und Geschwüre. Eondylo- 
matöse Exkreszenzen derselben lassen sich durch Augenschein- und 
Untersuchung mit dem Katheter leicht darstellen. Krebs kommt 
nur sekundär vor, wenn in den übrigen Geschlechtstheilen eine solche 
Entartung vorhanden ist. 

XIIL Die Oeschlechtstlieile. 

Zwitterbildung (Hermaphroditismus) ist eine Yerbildung der 
in den ersten Zeiten des fötalen Lebens morphologisch bei beiden 
Geschlechtern identischer Genitalien in unbestimmter oder doppelter 
Bichtung, mit oder ohne gleichzeitige unbestimmte Bildung des gan- 
zen Körpers, also Mi&sbildung der Geschlechtstheile in der Art, dass 
der männliche oder weibliche Charakter vorherrscht. Man unter- 
scheidet demnach männliche und weibliche Zwitter. Die er- 
steren sind häufiger als die letzteren. Bei den Ersteren sind die 
Hoden wohl entwickelt, liegen im Scrotum oder in der Bauchhöhle, 
die äusseren Genitalien sind ebenso wie im zweiten Monat des Fötal- 
lebens, das Scrotum stellt zwei schaamlippenartige Hautwülste dar, 
der Penis ist klein, klitorisartig, undurchbohrt, eine Furche an sei- 
ner Unterbaut fahr^ zum Sinus urogenitalis, eine Art Scheidenvorhof 
in welche^ Uretra und Ductus ejaculatorii münden. Der Körper ist 
männlich gebildet (Bart an den Backen und am Kinn) oder hat 
keine bestimmte Bichtung. 

Beim weiblichen Zwitter sieht man eine grosse, von der 
Uretera durchbohrte Klitoris, enge Yagina, kleinen, die fötale Fonn 
darbietenden Uterus, verkümmerte Ovarien, unentwickelte Mammae, 
starker Knochenbau, Bartwuchs, männlicher Habitus. 

Die Hoden. Die Entzündung derselben oder in den meisten 
Fällen die der I^ebenhoden verläuft akut oder chronisch und kann in 
Vereiterung und Verhärtung ausgehen. Krebs kommt häufig vor, 
der sich selbst auf Nebenhoden und Samenstrang ausbreitet, und ist 
meist mit anderen krebshaften Degenerationen kombinirt, kann aus 
traumatischen Ursachen entstehen, und die Diagnose ist nicht leicht. 

Hydrocele entsteht ausser durch Entzündung, auch durch 
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Yariosität der Venen, indem sich Serum in die Scheidehant des Ho- 
dens ergiesst Das Senun ist gewöhnlich klar, oft gelb, satarirt» 
reich an Eiweiss und Cholestearinkrystalle and ontiiält zuweilen 
Saamenfädchen. Oft bilden sich Hydatiden, die aus den Wolff 'sehen 
£5rperchen hervorgehen, i^d gestalten sich selbst zu grossen, Saa- 
menfaden enthaltenden Cysten. 

Hämatoifele entsteht, wenn sich Blut in die Scheidehaut oder 
in den Wasserbruch ergiesst. Die Scheidehaut wird verdickt, ge- 
fallt mit dunklem Faserstoff, oder die Wandungen sind mit braunem, 
zottigem Fibringerinnsel bedeckt. Ausgang in Eiter ist selten; zu- 
weilen bildet sich eine käsige Masse. 

Die Prostata entzündet sich oft beim Tripper oder durch un- 
geschickte Applikation des Katheters, und alle Ausgänge der Ent- 
zündungen können auch hier vorkommen. Dasselbe gilt von den 
Entzündungen des Penis, die besonders an der Eichel vorkommen. 
Man beobachtet dann wohlPhimosis, wenn die Vorhaut nicht hin- 
ter die Eichel zurückgebracht werden kann, und Paraphimosis, 
wenn die Vorhaut sich gewaltsam hinter der Eichel so zusammen- 
zieht, dass eine Einklemmung derselben erfolgt, wodurch sehr leicht 
Oedem und Brand entstehen kann. 

Es ist schon S. 262 von Samenthierchen die Bede gewesen. 
JDie neuesten Feststellungen darüber von Boussin können wir hier 
jedoch nicht übergehen: 

Die Entdeckuog Ton Samenflecken auf W&sche, KleiduogsBtücken u. s. f> 
hat in Foro nicht selten eine hohe Bedeutung, weil die Gegenwart derselben 
den Beweis fOr fiele sittliche Attentate darstellt 

Es erscheint yor Allem nothwendig, das Aussehen der Samenflecken so 
wie den Ort, wo seihe meist angetroffen werden, zu hesprechen. Die GhrGsse 
dieser Flecken und deren Zahl anlangend, sind diese Momente höchst yer- 
ftnderlioher Natur, selten aher wird ein «vereinzelter angetroffen, und findet 
man deren zumeist mehrere auf den betreffenden Unterkleidern. Die Begren- 
zung erinnert zumeist an Landkarten, und die Unregelm&ssigkeit jener Gren- 
zen ist das ein&che Ergebniss einer Zerknitterung des besudelten Gewebes, 
so lang dasselbe noch Tom Samenerguss feucht ist; besonders auf älteren 
Geweben yon Hanf und Leinen, die leicht durchfeuchtbar sind, findet man 
jene Unregelm&ssigkeit der Ghrenzen am ausgesprochensten. Dort, wo man 
runde Flecken antrifft, gilt dies zumeist als Beweis, dass während der Ein- 
trocknung keine Reibung jener Stoffe stattgefunden, auf denen der Same er- 
gossen ward. 

£in* Höchst wichtiges Zeichen liegt in der an den Bändern gesättigteren 
Färbung, wenn die Flecken sich auf weissen Hanf- oder Baun;w(illengeweben 
finden; am besten untersucht man dieselben bei reflektirendem Lichte; wenn 
man zwischen das Auge und das Tageslicht einen weissen , mit Samen be- 
fleckten Stoff aus Baumwolle oder Hanf bringt, beobachtet man eine eigen- 
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tkllBi liehe Durcfasiehtigkeit der besu4eltexi St^«> welehe dadurok entstekt, 
dnsB die Quadrate, welche aus der Kreuzung der Fäden gebildet werden, 

SergrÖssert erscheinen; mittelst einer Loupe wird jene B^dieinnng noch 
eutlicher. Man prüft am besten, indem man versucht, m&ssig grosse Bueh- 
Stäben eines Buches durch die befleckteui dann aber durch 4io nickt befleck- 
ten Stellen des untersuchten Stoffes zu lesen. Flecken, welche Nasen-, 
Trippenschleim u. s. f. ihr Entstehen verdanken, zeigen jene Eigenthümlich- 
keit nicht. 

Sowohl die Farbe als auch das allgemeine Aussehen von Samenflecken 
wechselt, je nachdem der Erguss auf ein Wollgewebe oder aber auf einem 
geflürbten Stoffe Statt hatte. Gewebe aus Baumwolle, Hanf oder Seide wer- 
den, besoniders wenn sie schon etwas abgenutzt sind, leicht von- dem lau- 
warmen Samen durchtränkt, anders verbat es sich mit Geweben aus Woll- 
stoff, welche theils durch ihre Struktur, theils durch die Gegenwart fetter 
Substanzen nicht von jener Flüssigkeit durchtränkt werden, welche dann auf 
deren Oberfläche trocknet, worauf der Fleck wie gefirnisst mit einer weisa- 
lichen, schuppigen, zerreiblichen Substanz bedeckt erscheint, und an den 
von Schnecken, zurückgelassenen Schleim erinnert. 

Dort wo der Samenfleck auf einem didcen odoF genügend undurchläs- 
sigen Stoff haftet, wird man eben so wepig auf jene an gestärkte Wäsche 
erinnernde Steifigkeit des Gewebes treffen, als dort wo der Stoff Beibungen 
und Zerknitterungen erfuhr; wobei nicht vergessen werden darf, dass auch 
die verschiedenen eiweisshaltigen Sekrete des Körpers «jenen Zustand der 
Wäsche erzeugen können. 

Den Ort betreffend, wo man Samenflecke findet, wechselt dieser sehr 
und hängt dies theils von der Kraft, mit welcher das Sperna ejakulhl; ward, 
theils von der Lage, der Unruhe u. s. £ des Opfers ab. 

Nur auf den Unterkleidern findet man mehr oder weniger bestimmte 
Oertlichkeiten für die Samenflecke; dieselben finden sich meist in der Ge- 
gend der Geschlechtstheile : Vorn am Hemde und an den Unterziehhosen« 
beim Mann, vorne und rückwärts am Hemde bei Frauenzimmern; wobei aber 
bemerkt werden muss, dass man bei Letzteren auch häufig Samenflecken an 
weitverbreiteten Stellen findet. 

Weder der Geruch, noch aber chemische Beagenzien beweisen die Ge- 
genwart — zumal - - eingetrockneten Samens, und nur das Mikroskop kann 
hier Aufschlüsse geben, inwieferne dasselbe Samenthierchen nachweist 

Auf Stoffen, welche Beibungen und Zerknitterungen unterliegen, hält es 
äusserst schwer, nach einiger Zeit intakte Samenthierchen zu demonstriren ; 
man muss oft stundenlang suchen, um endlich ein vollständiges Eremplar zn 
finden. Die betreffenden Ursachen sind folgende: 

1. Sobald der Same auf einer Unterlage getrocknet ist, bildet er einen 
schuppigen Firniss, in welchem Samenthierchen vertrocknen. Ist diese Un- 
terlage eine feste, z. B. Glas, so werden jene Zellen ihre Form beibehalten, 
und der Zusatz einiger Tropfen Wasser genügen, eine grosse Zahl von Exem- 
plaren in Evidenz zu bringen. Wird aber der Same auf einporöses, schmieg- 
sames nnd ausdehnbares Gewebe vergossen, wie z. B. Hanf ofler Baum- 
wolle, so wird jede Zerrung des gedachten Stoffes genügen, jenen Firniss, 
und mit ihm die in selben eingebetteten Samenthierchen zu zerbrechen. 
Berücksichtigt man nun, dass in det bei weitem grössten Mehrzahl der Fälle, 
wo es sich um gerichtliche Untersuchungen handdt, das besudelte Kleidungs- 
stück — abgesehen von der Beibung, welche dasselbe am Körper des Opfers 
oder des Inkulpaten zu erleiden hatte — verpackt und zu diesem Zwecke 
vielfach zusammengelegt wird, so ist es begreiflich, dass zunud'dort, wo das- 
selbe vor der mikroskopischen Untersuchung noch in mehrere Hände gelangt, 



Die 8Am«Died[e. Weiblidie Gesohlefllitotlieile. 31$ 



TflriiittBMimHiriig selten ToUeiladig eriuJieiie BiemplM« ev^eisen 
Im SeiDe-Departeineiit besteht d«ram aueh die Yonehnft» die besudelten 
Sleidangsst&dce oluie Tiel Zerrung swischen zwei Pappendeckel einzupacken, 
and In dieser Weise dem Oericfate zu tkbermitteln ; die Bigebnisse dieser 
Vonieht entoprechen anch den diesfalls gehegtoi Enrartongen. 

2. EHne andere Schwierigkeit der Entdeckung der Samenthierchen be- 
steht in der ausnehmenden Darchsichtigkeit derselben, beziehungsweise deren 
schwacher Kontourirung. DieBen\ Uebelstande. wird durch Zusatz einer Jod- 
l4dsuiig Ton 1 Theil Jod, 4 Theilen Jod-Kalium und 100 Theilen destillirten 
Wassers abgeholfen. 

3. Die Samenthierchen werden in die Zwischenräume des Gewebes auf- 
genommen, in denen sie vertrocknen, und dadurch, dass man die betreffen- 
dtti Stellen im Wasser maserirt, erh&lt man nur ausnahmsweise einige we- 
nige Samenzellen. Nur indem man den entsprechend durchfeuchteten Stoff 
vorsichtig zer&sert^ und einzelne Fftden mit Wasser befeuchtet unter das 
Mikroskop bnngt, wird man in der Beg^el im Stande sein, die Oegenwiart 
jener Zellen zu beweisen. Dieses Moment ist darum von höchster praktischer 
Widitigkeit, weil man im Stande ist, selbst bereits auf den aus dem Chröb- 
eten gewaschenen Geweben solche Untersuchungen mit Aussicht auf Erfolg 
ansQsteilen. Die Mazeration hat aber beiläufig zwei Stunden zu dauern, 
und soll die Zerfaserung langssm und mit der möglichsten Vorsicht bewirkt 
werden 

Um in der Lage zu sein, rergleiehende Untersuchungen anzustellen, ist 
es übrigens höchst wfinschenswertb, das Präparat eines rollständigen Samen- 
thierchens zur Hand zu haben. Der Znsafz der Jodlösung bietet auch noch 
den Vortheil, dass alle in der untersuchten Flüssigkeit befindlichen Körper 
oiganischen Ursprungs durch jenen Stoff gelb oder blau gefärbt werden, 
während die mineralischen Theile ihre frühere Färbung beibehalten. 

Auf der Wäsche und den Kleidungsstücken, welche zur bezüglichen 
Untersuchung gelangen, findet man Übrigens noch andere Flecken, so: 

1. Gelbe, grosse, yerbreitete, nadi Urin riechende Stellen, welche auch 
nur dem Harne ihren Ursprung yerdanken. 

2. Gelbe, braune oder grünliche Besudlnngen am rückwärtigen Theile 
der Unterkleider, durch Exkremente entstanden. 

3. Dunkelrothe, rauh anzuftUilende, die Wäsche steifenden Flecken, die 
sich bei der mikroskopischen Untersuchung als Blut ergeben; in denselben 
findet man bisweilen eine grössere Zahl von Samenthierchen und Pflaster- 
Epithel aus der Scheide. 

4. Gelblich weisse, steife, verbreitete Flecken mit Epithelium - Zellen 
und zahlreichen weissen, etwas eingekerbten Kügelchen mit mehreren Ker- 
nen: in der Begel vertrockneter Schleim oder Eiter. 

5- Fettflecke. 

6. Kothflecke. 

7. Braune Flecken als Spuren von Flöhen. 

Weibliclie Geschlechtstheile. Die Eierstöcke können so- 
wohl Hyperäjnie zeigen , als Ach, auch Hämorrhagie in die Höhle 
der Follikeln erstrecken kann, indem diese bersten. Entzündung 
derselben kann die übelsten Ausgänge haben, besonders Verhärtung, 
Wassersucht Eiterung erfolgt selten, jedoch kann sich dw Eiter 
dann durch die Bauchwand entleeren, aber auch in den Mastdarm, 
die Blase, die Scheide. Oft kann die Verhärtung bis ins hohe Alter 
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ohne Nachtheil ertragen werden. Dass OvarienBchwaDgersehaft xn^CT^ 
lieh ist, steht fest, und man erklärt dies dahin, dass ein Eichen im 
geborstenen Follikel zurückbleibt and daselbst befruchtet wird. Der 
Embryo stirbt aber in der Begel^Jrüh ab. Ebenso kann Tuben- 
schwangerschaft; vorkommen, wenn ein befruchtetes Ei sich inner- 
halb der Tuben entwickelt, meist zerreisst die Tuba in der 8. bis 
12. Woche der Schwangerschaft;; es erfolgt Bluterguss und Ansiaitt 
des Embryo; in unglücklichen EäUen erfolgt Yereiterung. Der Ute- 
rus kann fehlen, was selten ist, kann doppelt yorkommen, was häu- 
figer der Fall ist Die verschiedenen Bezeichnungen: Uterus bipar- 
titus, unicomis, bicomis, biloculatus haben an sich kein forensisches 
Interesse (Förster 1. c. S. 470). Wichtiger sind die Lagenverän- 
demngen. Antroversio nach vom, ist sehr selten, Betroversio kann 
sich bis zu dem Grade steigern, dass der Fundus tiefer liegt als die 
Portio vaginalis, und zwischen Bectum und Vagina eingekeilt ist. 

Descensus und Prolapsus. Der Uterus ist in die Scheide her- 
abgesunken oder tritt aus derselben hinaus. Die Umstülpung (In- 
versio uteri) bildet sich durch Umstülpen des Grundes in den Gervix 
und Vagina und erreicht mit Auswärtskehrung der Schleimhaut den 
höchsten Grad. Sie erfolgt £a,st nur durch heftigen Zug an der Nabel- 
schnur. 

Hypertrophie des Uterus kommt nur als Folge anderer chro- 
nischer Leiden des Uterus vor, welcher dann die Grösse eines Kinds- 
kopfs erreichen kann. Die Wände sind Vt—l Linie dick, fest, blnt- 
r^ch, die Höhle klein, die Schleimhaut hyperämisch. Noch häufiger 
ist Hypertrophie der Vaginalporfcion, indem dieselbe entweder nur 
theilweise oder ganz vergrössert ist Oft ragen die vergrösserten 
Theile wie konische Zapfen in die Scheide hinein, ja sie können 
selbst nach aussen pronüniren. 

Atrophie des Uterus tritt meist im hohen Alter ein, seltener 
nach langwieriger Krankheit, häufigen Entbindungen, «puerperalen 
Entzündungen. Der Uterus verkleinert sich bis auf ein Drittel sei- 
ner Grösse, ist blutarm, die Höhle eng, die Schleimhaut sehr ge- 
schwunden. Atrophie der Vaginalpovtion findet sich dagegen spon- 
tan bei jungen Mädchen. Die Erweiterung und Verengung der 
Uterushöhle hat kein forensisches Literesse. 

Hyperämie des Uterus findet sogar oft während jeder Men- 
struation statt. Aber der Uterus partizipirt auch an den meisten 
allgemeinen £i*ankheiten. Er ist dann vergrössert, seine Substanz 
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weich, axm der Schnittfläche quillt r^eichlich Blnt, die Schleimhant 
ist gewulste^ weich, in der Höhle ist oft blutiger Schleim oder Blut. 

So wie Hyperämie, so findet sich auch häufig Hämorrhagie. 
Eine besondere Att Blutung [kommt bei dekrepidem Uterus alter 
Weiber vor, und besonders ist dann der Fundus mit massenhaften 
Exsudaten durchsetzt, dunkelroth, morsch, brüchig, dabei ist der 
Blntabgang durch die Scheide gering. 

Bei Atrophie der Scheide oder des Cerm uteri häuft sich 
das Blut im Uterus an (Hämatometra). Durch das Menstrualblut 
wird der Uterus ungemein erweitert, so dass man eine Schwanger- 
schaft annehmen könnte, wenn nicht die Yergrössemng endlich auf 
einer gewissen Stufe stehen bliebe. Das Blut bildet eine dicke, 
halbflflssige, schwarze Masse, selten gerinnt es. 

Bei Abortus geht oft weniger Blut ab, als es in dem Uterus 
gerinnt, und zwar zu festen Fibringerinnseln, die gewöhnlich dann 
Cmor umschHessen. Bleiben sie zurück, so gehen sie ähnliche Ver- 
änderungen ein, wie wir sie oben beim Herzen beschrieben haben: 
sie werden fest, nicht unähnlich dem Bindegewebe, adhäni-en mit 
der Uterinschleimhaut und stellen so fibrinhaltige Uterinpolypen dar. 

Die Entzündung der Gebärmutter kann akut und chronisch ver- 
laufen, mehr die Schleimhaut oder das Parenchym angreifen; häufig 
geht die erstere in die letztere über. Die Ausgänge sind die be- 
kannten. Hervorzuheben ist besonders die Puerperalentzün- 
dung (Phlebitis uterina), welche meist ein flüssiges, eiteriges Ex- 
sudat zur Folge hat, welches in höheren Graden kroupös und di- 
phteritisch wird, indem das Parenchym des Uterus injizirt und mit 
Extravasat durchsetzt ist. In noch ungünstigeren Fällen erfolgt 
Putrescenz des Uterus, indem ganz gangränöser Zer&U des Exsu- 
dats eintritt, der Uterus gross, schlaff wird und seine innere Fläche 
zu einer schwarzen, stinkenden Pulpa umgewandelt wird. !Noch zu 
erwähnen ist hier die mit Phlegmasia alba dolens benannte 
Krankheit; sie ist bedingt durch Gerinnsel in der Eruralvene oder 
Saphena, Stockung des Blutumlaufs und Oedem des Zellengewebes, 
akutes Oedem des Zellgewebes der Haut und zwischen den Muskeln, 
Lymphangiotitls und sekundäres Oedem und durch sogenannte meta- 
stasische Entzündung des Zellgewebes. 

Zerreissungen der Gebärmutter sind sehr häufig Gegenstand der 
gerichtsärztlichen Ermittelung. Der nichtschwangere Uterus kann 
einreissen: a) olurch übermässige Anhäufung von Blut und Eiter, 
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allmäüge Verdünnung, Yerscliwäning, Yeijanchtin^ der Wandungen. 
Der Inhalt kann sich in die Bauchhöhle, den Darm, die Blase oder 
das Bectum entleeren; b) durch äussere Gewalt, indem er durch Ab- 
scesse benachbarter Theile angegriffen und perforzirt wird. Es wird 
nicht schwer sein, nach diesen Anleitungen dies in der Leiche fest- 
zustellen. Der schwangere Uterus kann bersten, wenn Carcinom vor- 
handen ist, oder durch äussere Gewalt, Stoss, Fall, auch bei inter- 
stitieller Tubenschwangerschaft. Zuweiletf sind die Ursachen jedoch 
nicht festzustellen, man müsste denn annehmen, dass spastische Xon- 
tusionen eine Berstung bewirken können. 

Während der Geburt kann Zerreissung erfolgen: a) bei Hinder- 
nissen in der Ausstossung des Pötus, und man sieht dann wohl, dass, 
wenn das Hinderniss in der Yaginalportion liegt, diese mitreisst und 
der Biss sich im Uterus festsetzt, und man hat selbst die Yaginal- 
portion vom Uterus ganz abgerissen gefunden. Liegt das Hinderniss 
in Fehlem des Beckens, in abnormer Lage oder Grösse des Fötus, 
so reisst die Uterussubstanz im Fundus ein ; b) bei Yerletzung durch 
gewaltsame ungeschickte Wendung, Quetschung und Zerreissung der 
Yaginalportion durch die Zange, Haken, spitze Knochen des Elndes- 
körpers; c) bei Yerdünnung, Erweichung der Wände aus inneren 
Ursachen, und besonders bei Querlagen. 

Der Biss setzt sich zuweilen auf Scheide, Blase, Bectum fort. 
War der Fötus nicht in die Bauchhöhle getreten, so kann sich der 
Uterus schnell kontrahiren, die Wunde vereinigt sich durch Aus- 
schwit^ung imd vernarbt, oder sie bleibt dabei offen, dass in die 
Bauchhöhle ergossene Blut wird zersetzt, es erfolgt Entzündung, 
Brand, Tod. 

Noch rascher erfolgt der Tod, wenn der Fötus ausgetreten war. 
In seltenen Fällen hat man jedoch Yemarbung des Einrisses und 
Einkapselung des Fötus beobachtet, auch wohl durch Abscessbildnng 
allmälige Abstossung des Fötus nach aussen durch Bauch- und Darm- 
fidteln (Müller, Monatsschr. f&r Geburtskunde 1867. März; ebend. 
1867. Februar Kauffmann u. Dr. 0. v. Franque in der Wiener 
med. Presse 1865. 24). 

Man spricht sehr viel von einem Polypen der Gebärmutter. 
Yon den fibrösen Polypen war schon oben die Bede, als Produkte 
innerer Blutungen. Ausser diesen kennt man noch Schleim- und 
Blasenpolypen. Sie entstehen durch Anschwellung 4er flaschenf5r- 
migen Follikel, welche dann die Schleimhaut vor sich herdrängen. 



I 
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Der Inlialt dieser Polypen ist eine vollständig farblose, kolloide 
Masse. * 

Zn den gef&rchtetsten Leiden des Utems gehört der Krebs. 
Er l)eginnt primär meist in der Ya^nalportion, welche durch grosse 
runde Markschwammknoten zerstört wird. Zuvörderst verbreitet sich 
der Krebs nnr auf die Scheide, auch wohl auf Blasenwand und Mast- 
darm und dringt dann erst in den ütems ein, und diese ganzen Par- 
tien verjauchen und werden oft in eine Geschwürsmasse verwandelt 
Selten geht er primär vom Fundus aus, entwickelt sich dort zu 
grossen Knoten, welche allmälig zerfallen und die Substanz durch 
Yeijauchung zerstören. Mitunter geht der Krebs vom Mastdarm und 
Blase auf den Uterus über. 

Die Scheide. Mangel der Scheide, blinde Endigung von aussen 
oder vom Uterus her, Atresie durch ein nicht perforirtes Hymen, 
oder eine Theilung der Scheide durch eine Membran und mancherlei 
Anomalien kommen hier vor, die auf die geschlechtlichen Verhält- 
nisse von Einfiuss sein können. 

Bei grosser Erschlaffung durch geschlechtliche Vorgänge kann 
ein Vorfall der Scheide erfolgen, welcher Prolapsus uteri nach sich 
zieheA kann. Verletzung der Scheide kann bei der Geburt sowohl 
durch den Fötus als durch Manualhülfe entstehen. Wird Blasen- 
und Mastdarmmund zugleich verletzt, so entstehen Harn- nnd Mast- 
darmfisteln (Fistula vesico und Becto vaginalis). Diese können 
jedoch auch aus anderen Ursachen entstehen, z. B. aus Abscessen 
in der Scheide, der Blase, dem Mastdarm. • 

Durch Entzündungen können allerlei üble Folgen entstehen. 
Am bekanntesten sind: Blenorrhoea vaginae insons, Katarrh, Syphi- 
litica, Verwachsungen, Degenerationen. Kölliker, Scanzoni und 
Donnae haben in dem Vaginalschleim Infusorien (Trichomonas 
vaginalis) gefunden. 

Hyperämie hat man besonders bei Cholera und gewaltsamen 
Todesarten gefunden. 

Die Nymphen können abnorm vergrössert oder verunstaltet 
sein, und dies kann sich bis zur Hypertrophie der grossen Schaam- 
lippen steigern (Elephantiasis), so dass sie bis zum Knie herab- 
hängen und die Kindeskopfsgrösse erreichen können. 

Atrophie kann durch Substanzverlust nach syphilitischen Ge- 
schwüren als in der Decrepidität eintreten. Geschwüre aller Art 
können hier vorkommen, einfache, syphilitische, carcinomatöse, gan- 
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granöse. Die Entzündungen können zur Abscessbildung, Gangrän, 
Liduration führen. Häufig kommen Erysipel und Furunkeln vor, die 
besonders zur Eiterung neigen. 

Die Brüste können ausser Bildungsfehlem mannigfacher Art 
vielen Krankheiten ausgesetzt sein. Hypertrophie äussert sich ver- 
schieden, sowohl in der Brustdrüse, als in der Mamma selbst. Die- 
selbe kann sich bis zur Eindaskopfsgrösse steigern, so dass die 
Warze ganz verstreicht, die Gänge verschwinden und die enorme 
Drüsenmasse wie eine Geschwulst und nicht wie eine weibliche Brust 
aussieht. Die Schnittfläche ist verschieden, bald grauroth, glatt, 
bald grob und fein lobular. Die ganze Masse besteht aus einem 
fibrösen Stroma und in mannigfach gruppirten Drüsenbläschen, die 
aber weder «gemeinschaftliche Ausführungsgänge haben, noch Milch 
absondern. Diese Hypertrophie kann sich zur Cyslenbildung stei- 
gern (Cystosarcom), so dass vollständige Wucherungen sich bilden 
mit cystenartigen Eäumen und Säcken, deren Wände das lappige 
Drüsengewebe in runden, grob und feingelappten Knoten vor sich 
her drängt 

Atrophie findet man bei Unfruchtbarkeit und Decrepidität, 
auch bei Frauen, die sich dem Säugungsgeschäft entzogen haben. 

Blutungen kommen nach Kontusionen vor, auch wohl als 
Kongestivzustände bei anomaler Menstruation. 

Entzündung der Brüste entsteht £eist nur bei Wöchnerinnen 
und während des Säugens und neigt besonders zur Abscessbildung, 
ausserdem durch Kontusionen. Sehr oft bleibt Verhärtung zurück, 
die aber- meist unbedeutend bleibt, unter ungünstigen Umstanden 
auch bösartig werden kann. Bei Neugeborenen und Säuglingen 
kommt ofk Entzündui^ der Brustdrüsen, sogar mit Absondrungen 
einer weisslichen Flüssigkeit vor, welche meist mit Zertheilung endet. 
Hypertrophie der Mamma findet sich bei Unfruchtbarkeit sowohl wie 
bei zu grosser geschlechtlicher Aufregung, und kann oft zu mehre- 
ren Pfund grossen Geschwülsten ausarten. Ofl; entwickeln sich dann 
Fettgewebe (Lipom). 

Milchgeschwulst (Galactocele) entsteht bei Ausdehnung der 
Milchbehälter und Anhäufung von Milch in Folge Yerschliessung 
eines Milchganges. Hierin finden sich Milch oder käsigte Masse, 
und zwar oft in solcher Menge, dass man mehrere Pfund Milch aus 
ihnen entleert. Verwandelt sich die Milch in Serum, so kann sich 
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eine seröse Cyste bilden, und unter dem Druck wird die übrige 
Drfisenmasse atrophisch. 

Krebs bildet sich als Markschwamm oder Scirrhus und ent- 
wickelt eich als diffuse Infiltration im Zellgewebe zwischen den Drü- 
senlappchen, und so entstehen Knoten mit Zerstörung des Drüsen- 
gewebes. Nach langem Bestehen verschrumpfen wohl die Knoten 
dnrcli Eettmetamorphose der Zellen, oder durch TuberkeUGsung ein- 
zelner Zellen. Das Bindegewebe fallt zusammen, bildet feste, ver- 
ästelte Stränge, die die ^ut einziehen und dadurch das höckerige 
Aussehen erzeugen. In schlimmen Fällen bilden sich erweichte Stel- 
len, Höhlen, über welchen die Haut atrophisch wird, schwindet, sich 
o&et (offener Krebs), und beim Luftzutritt erfolgt rascher Zer- 
fall und Verjauchung, die oft benachbarte Theile mitangreift, die 
Intercostalmuskeln, Pleura, Lungen, so dass oft Pleuritis oder Pneu- 
monie den Tod herbeifuhren. 

Literatur: Fick, Abriss der pathologischen Anatomie, Oassel 
1889; A. Förster, Handbuch der pathologischen Anatomie, 2. Bd. 
Leipzig 1854 — 1855; C. Bokitansky, Lehrbuch der pathologischen 
Anatomie, 3. Aufl. 1855—61; B. Yirchow, Die Cellularpathologie, 
Berlin 1858. 
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Zu S. 118: Gesetz, betreffend das preussische Medizinalgewioht, 
vom 16. März 1867: 

Wir Wilhelm etc. yerordnen f%Lr den Um&ng Unserer Monarchie, ein- 
BchlieBslich des Jadegebiets, unter Zustimmung beider H&user des Landtages » 
iras folgt: 

§. 1. Das Pfund, wie solches durch den J. 1 des Gesetzes yom' 17. Mai 
1856 (G. S. Yon 1856 S. 545), beziehungsweise §. 1 des Gesetzes yom 26. M&rz 
1860 (G. S. von 1860 S. 113) als Einheit des preussischen Gewichts fest- 
gestellt ist, soll auch als Medizinalgewicht zur ^wendung kommen. 

Dieses Pfund ist hiemach gleich einem Pfunde und 5,104579 Unzen 
(1 Pfund 5 Unzen 2 Skrupel 10,2 Gran) des bisherigen Medizinalgewichts. 

$. 2. Das PAind wird als MedizinaJgewicht in 500 Theile geläeilt mit 
dezimaler Unterabtheilung. 

Der 5008te Theil des Pfundes erhält den Namen „Gramm^. 

Die dezimalen Unterabtheilungen des Gramm werden, der betreffenden 
Abstufung seines zehnten, hundertsten und tausendsten Theils entsprechend, 
mit dem Namen ^Dezigramm^, ^Centigramm^ und „Miligramm^ bezeichnet. 

§. 3. Die yorstehenden Bedingungen treten mit dem 1. Januar 1868 
in Kraft. 



320 KMhtrftge. 

' Von cUeBem Zeitpunkte ab dürfen andere als diesem Oesets entspreohende 
Gewichte in den Apotheken nicht angewendet werden. 

Die in den Gesetsen gegen die Benutsnng unrichtiger« eum Wiegen be- 
stimmter Werkzeuge und gegen den Besitz ungestempelter Gewichte ange- 
drohten Strafen treten auch in dem Falle ein, wenn nach dem genannten 
Zeitpunkt in den Apotheken dem gegenwärtigen Gesetz nicht entsprechende, 
wenngleich mit dem Stempel einer Eichungsbehörde yersehene Gewichte be- 
nutzt oder Toi^fonden werden. 

{. 4. Der Minister för Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und 
der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten werden 
mit der Ausftkhrung dieses Gesetzes beauftragt. 

• 

Zu S. 121: Erlass der Begierung zu Arnsberg, betreffend die 
Aufbewahrung und Verwendung yon Cyankajüum- und Arsenverbin- 
dungen zur Vergoldung, Versilberung etc., vom 27. Februar 1867: 

§. 1. Das ^ankalium und Arsen muss stets yon dem Gewerbetreiben- 
den oder deren Vertreter unter strengem Verschluss gehalten und dürfen 
nur die zum augenblicklichen Gebrauch erforderlichen Quantitäten yon den- 
selben an die Arbeiter yerabfolgt werden. Die erwähnten Stoffe dürfen nur 
in gut schliessenden Gefössen, deren Inhalt deutlich durch eine Signatar 
bezeichnet ist, aufbewahrt werden. 

§. 2. In den B&umen, in welchen mit Cyankalium und Arsen gear- 
beitet wird, ist eine schwarze Tafel anzubringen, auf welcher durdi eine 
entsprechende Inschrift auf die grosse Geföhrlidhkoit dieser Gifte aufmerksam 
gemacht wird. 

§. 3. Die aus den cyankalium- und aus arsenhaltigen Lösungen auf- 
steigenden D&mpfe sind durch einen möglichst stark ziehenden Schornstein 
abzuleiten. 

§. 4> Die erwähnten Lösungen sind nach dem Gebrauche entweder 
chemisch frei yon Cyan und Arsen zu machen, oder an einem yon der Orts- 
Polizeibehörde näher zu bestimmenden Orte unterzubringen. 

§.'5. Zuwiderhandlungen gegen die yorstehenden Vorschriften unter- 
liegen nach §{. 11 und 18 des Gesetzes über die Polizeiyerwaltung yom 
11. März 1850 einer Geldstrafe bis zu 10 Thalem, beziehungsweise nach 
§. 345. Nr. 2 und 4 des Strafgesetzbuches einer Geldbusse bis zu 50 Tha- 
lem oder Geftngnissstrafe bis zu 6 Wochen, sowie der Konfiskation der 
Cyankalium oder Arsen enthaltenden Stoffe. 

Unter Bezugnahme auf yorstehende Polizeiyerordnung machen wir da« 
Publikum noch darauf aufmerksam, dass das Cyankalium und Arsen zu den 
gefUirlichsten Gifben gehören. Aus den cyankalisohen Lösungen steigt Blau- 
säure, ans den arsenigen Lösungen Chlorarsen in Dämpfen auf, wdche im 
höchsten Grade lebensgefährlich sind. Das unyorsichtige Weggiessen der 
die genannten Stoffe enthaltenden Lösungen nach dem Gebrauche kann die 
übelsten Folgen, so auch Vergiftungen yon Brunnen etc., nach sich ziehen. 

Es ist daher bei der Aufbewahrung und Verwendung dieser beiden Stoffe 
die grösste Vorsicht zu empfehlen. 
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